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2. Teil

Die ©rganifation bev bermfdjen «Denpaltuna.

im \8. 3afjrfyunò<n,t

I. Abfchnitt:

Die Beworben ber fjauprfrabt

I. Bern — ein Stabtftaat

Beoor wir in unferen Unterfudjungen auf bie eigentliche Der»

waltungsorganifation ber unteraargauifdjen Sanbfdjaft eingehen fön»

nen, haben wir uns einige allgemeine Feftftellungen über ben berni»

fdjen Staat bes 18. 3abrtjunberts in (Erinnerung 3U rufen:
Bern war ein Stabtftaat, b. b- einer Klein3abl oon prioilegierten

ftäbtifdjen Bürgern \tanb bie OTaffe ber politifdj redjtlofen Unter»
tanen gegenüber. Die Stabt war bie gelle bes ftaatlidjen Denfens unb

ftaatlidjen IDillens. Sie war Trägerin ber Ejotjettsredjte. 3^re Be»

börben waren bie Befjörben bes Staates. Kur3: Die Stabt war ber
Staat.

II. Der (Srofe Hat

Die Stabt würbe burdj bie (Bemeinbe ihrer Bürger oerförpert.
Dodj mar bie OTehr3abl berfelben im 18.3abrtjunbert oon jeglichem
OTitfpradjeredjt in öffentlichen Angelegenheiten ausgefdjloffen. Allei»
niger Hepräfentant bes bernifdjen Staates waren bie „Hath unb Bur»
ger", b. Ij. ber «Srofje Hat ober Hat ber gweitjunbert.1 «Er war „ber
bödjfte (Bwalt". Bei ihm lag bie Dertretung bes gefamten Staats»
gebietes nadj aufjen. Cr war oberfte gefetjgebenbe 3"ftau3; als foldje
hatte er fidj oor allem bie gefamte «Sefetjgebung für bie Untertanen»
lanbe oorbefjatten. Cr war oberfte ridjterlidje Betjörbe, an bie aüe

1 Über bie bernifdjen Behörben fiehe im fpe3ieUen: Seifer, Karl: Die
Derfaffung bes alten Bern (in ber jeftfdjrift 3ur 7. Säfularfeier ber Srünbung Bern's,
Bern 1891); Sennefahrt I, S. 97 ff.

2. Teil

Die Organisation der bernischen Verwaltung
im j8. Jahrhundert

Abschnitt:

Die Behörden der Hauptstadt

I. Bern — ein Stadtstaat

Bevor wir in unseren Untersuchungen auf die eigentliche
Verwaltungsorganisation der unteraargauifchen Landschaft eingehen
können, haben wir uns einige allgemeine Feststellungen über den bernifchen

Staat des 1,8. Jahrhunderts in Erinnerung zu rufen:
Bern war ein Stadtstaat, d. h. einer Rleinzahl von privilegierten

städtischen Bürgern stand die Masse der politisch rechtlosen Untertanen

gegenüber. Die Stadt war die Zelle des staatlichen Denkens und

staatlichen lvillens. Sie war Trägerin der Hoheitsrechte. Ihre
Behörden waren die Behörden des Staates. Kurz: Die Stadt war der
Staat.

II. Der Große Rat

Die Stadt wurde durch die Gemeinde ihrer Bürger verkörpert.
Doch war die Mehrzahl derselben im ; 3. Jahrhundert von jeglichem
Mitspracherecht in öffentlichen Angelegenheiten ausgefchlofsen. Alleiniger

Repräsentant des bernischen Staates waren die „Räth und Burger",

d. h. der Große Rat oder Rat der Zweihundert.^ Tr war „der
höchste Gwalt". Bei ihm lag die Vertretung des gesamten
Staatsgebietes nach außen. Er war oberste gesetzgebende Instanz; als solche

hatte er sich vor allem die gesamte Gesetzgebung für die Untertanenlande

vorbehalten. Er war oberste richterliche Behörde, an die alle

> Über die bernischen Behörden siehe im speziellen: Geiser, Rarl: Die
Verfassung des alten Bern (in der Festschrift zur 7. Säkularfeier der Gründung Bern's,
Bern I8g,); Rennefahrt I. S. ?7 ff.
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Hechtsfälle oon einem gewiffen Streitwert weitergesogen werben fonn»
ten. Der (Srofje Hat war IDahlbehörbe für alle wichtigeren Beamten»

ftetten, in erfter Sinie audj ber Sanboogteiftetten ber Sanbfdjaft. gu»
gleich war er oberfte Kontroltbetjörbe ber gefamten Staatsoerwaltung.
Cr hatte bas Derfügungsredjt über fämttidje Staatseinnahmen unb
bas grofje bernifdje Staatsoermögen.2 Fur °ie Untertanen war er bie

„oon (Sott oor» unb eingefetjte", „Tag unb Hadjt für bie tDotfatjrt
unb Crhattung befj Datterlanbes wadjenbe" ©brigfeit fdjledjthin.3

ni. Der Kleine Rat

eigentliche DoIl3ietjenbe Behörbe war ber Kleine ober Tägliche
Hat. Sämtliche (Befdjäfte, bie bem (Srofjen Hat unterbreitet werben

fottten, mufjten oorerft oom Kleinen Hat begutachtet werben. Damit
„hatte er tjeroorragenben Anteil an ber (Sefetjgebung unb an bet An»

wenbung ber (Sefetje."4 Seine eminent politifdje Bebeutung erhielt
er burdj bas Hedjt, gemeinfam mit ben Sedjs3etjnern bie Crgän3ungs=
wählen für ben (Srofjen Hat Dor3unetjmen. Cine genaue Kompeten3=

ausfdjeibung 3wifdjen (Srofjem unb Kleinem Hat gab es weber auf
bem (Bebiet ber (Sefetjgebung nodj bem ber Derwaltung. Der Kleine
Hat beforgte bie laufenben Staatsgefdjäfte. Als oollstetjenbe Behörbe
ftanb er praftifcb an ber Spitje ber Derwaltung. Cr leitete unb fon«

trottierte biefe.5 Ais 3ur Derminberung feiner Arbeitslaft fpe3iette

Bebörben, fog. Kammern, gebiibet würben, benen man beftimmte
Derwaitungsaufgaben 3ur Crlebigung übertrug, ftanb an ber Spitje
ber widjtigften biefer Kammern ftets ein OTitgiieb bes Kleinen Hates.
Cinen erheblichen Teil feiner Tätigfeit beanfprudjte fdjliefjlidj feine
Stellung als ridjterlidje Behörbe. Selbft als burdj Delegierung biefer
Hechte an fpe3ielte Kammern eine Cntiaftung bes Kleinen Hates gerabe

auf biefem (Bebiete angeftrebt würbe, blieben ihm bodj beftimmte
Fälle, oor allem poli3eifadjen, 3ur Beurteilung übertragen.

2 Da3u gehört audj bas Derfügungsredjt über ben ftaatlidjen Befitj an Srunb
unb Boben. So mufjte — roas in erfter Sinie bie Untertanen betraf — jebe Erlaubnis

3ur „Sinfdjlagung" oon KUmenben beim Srofjen Sat eingeholt roerben.
s Srofjes OTeyen-OTanbat oom 4. 3uni 1716 (Sebr. OT.8. H Sr. 15, S. 681).
< Sennefahrt I, S. 102.
s Der Kleine Sat fetjt 3.8. untaugliche Cborridjter ab (Tleue Sbegeridjts»

farjungen 1787. Bib. OT.8. VI., S.224). Selbft Semeinbereglemente mufjten oon

ihm beftätigt roerben (Beifpiel: Semeinbereglement oon Seon am 5. OTär3 1757.

Sen3burger K.»8. S, S. 381 ff.)-
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Rechtsfälle von einem gewiffen Streitwert weitergezogen werden konnten.

Der Große Rat war Mahlbehörde für alle wichtigeren Beamten-

ftellen, in erster Linie auch der Tandvogteiftellen der Landschaft.
Zugleich war er oberste Kontrollbehörde der gesamten Staatsverwaltung.
Gr hatte das verfügungsrecht über sämtliche Staatseinnahmen und
das große bernische Staatsvermögen.^ Für die Untertanen war er die

„von Gott vor- und eingesetzte", „Tag und Nacht für die Molfahrt
und Erhaltung deß vatterlandes wachende" Vbrigkeit schlechthin.«

III. Der «leine Rat

Eigentliche vollziehende Behörde war der Kleine oder Tägliche
Rat. Sämtliche Geschäfte, die dem Großen Rat unterbreitet werden

sollten, mutzten vorerst vom Kleinen Rat begutachtet werden. Damit
„hatte er hervorragenden Anteil an der Gesetzgebung und an der

Anwendung der Gesetze."^ Seine eminent politifche Bedeutung erhielt
er durch das Recht, gemeinsam mit den Sechszehnern die Trgänzungs-
wahlen für den Großen Rat vorzunehmen. Tine genaue Kompetenz-
ausfcheidung zwischen Großem und Kleinem Rat gab es weder auf
dem Gebiet der Gesetzgebung noch dem der Verwaltung. Der Kleine
Rat besorgte die laufenden Staatsgefchäfte. Als vollziehende Behörde
stand er praktisch an der Spitze der Verwaltung. Er leitete und
kontrollierte dieses Als zur Verminderung seiner Arbeitslast spezielle

Behörden, sog. Kammern, gebildet wurden, denen man bestimmte

Verwaltungsaufgaben zur Erledigung übertrug, stand an der Spitze
der wichtigsten diefer Kammern stets ein Mitglied des Kleinen Rates.
Einen erheblichen Teil seiner Tätigkeit beanspruchte schließlich seine

Stellung als richterliche Behörde. Selbst als durch Delegierung dieser
Rechte an spezielle Kammern eine Entlastung des Kleinen Rates gerade

auf diefem Gebiete angestrebt wurde, blieben ihm doch bestimmte
Fälle, vor allem Oolizeifachen, zur Beurteilung übertragen.

« Dazu gehört auch das verfügungsrecht über den staatlichen Besitz an Grund
und Boden. So mußte — was in erster kinie die Untertanen betraf — jede Erlaubnis

zur „Einschlagung" von Allmenden beim Großen Rat eingeholt werden.
» Großes Meyen-Mandat vom q. Juni 1,716 (Gedr. M.B. Ii Nr. ,5, S. 6S l).
« Rennefahrt I, S. 102.
° Der Aleine Rat setzt z.B. untaugliche Ehorrichter ab (Neue Ehegerichts-

satzungen 1787. Bib. M.B. VI., S. 22q). Selbst Gemeindereglemente mußten von

ihm bestätigt werden (Beispiel: Gemeindereglement von Seon am s. März 1,757.

kenzburger A.-B. k, S. ss 1 ff.).
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IV. Di« Kammern
OTit ber räumlichen Ausbefjnung unb ber inhaltlichen 3«tenfi»

oierung ber Staatsgewalt im I7. unb 1.8.3ahrtjunbert wudjfen bie

Cßefdjäfte, bie ber Kleine Hat 3u erlebigen hatte, berart an, bafj eine

Cntlaftung gefudjt werben mufjte. gu biefem gwede würben, tjaupt»
fädjlidj im ausgefjenben \7. 3abrbunbert, eine Heihe oon Kammern
erridjtet, benen gan3 beftimmte Aufgaben im Hatjmen ber (Sefamt«

oerwaltung 3ufielen. Die Tätigfeit biefer Kammern befdjränfte fidj
nidjt auf (Butadien 3uhanben ber beiben Häte, fonbern fie waren
felber Derwaltungsorgane, bie an ber Spitje eines Derwaltungs3wei»
ges ftanben unb felbftänbig tjanbelten, freilich unter tDatjrung ber

jeber3eitigen Hefursmögiidjfeit an bie Häte. Am <Znbe bes J8. 3<djr»
hunberts arbeiteten in Bern über oier3ig Kammern. Da war bie Den»

nerfammer als Fi"<"t3bebörbe mit ihrer eigenen Ka^lei, ber Sedei»

fdjreiberei; ba waren bie 3ufti3fammern, fo bie Teutfdje» unb U?elfdje
Appettationsfammer, bas ©bere Thor», bas Stabt» unb bas IDaifen»
gericht; es gab eine Burger» unb Hecrue»Kammer, einen Kriegsrat,
eine Heformations» unb eine Kornfammer, einen Kommer3ienrat
ufw., um nur bie befannteften 3U nennen.

3bnen allen waren ihre beftimmten Aufgaben 3ugewiefen; im
Hafjmen berfelben traten fie auch gegenüber ben Untertanen als oer«

orbnenbe ober ooll3tebenbe (Blieber ber Staatsoerwaltung auf. 3n*
bem fie je nadj ihrer Bebeutung einen eigenen Beamtenapparat auf»
bauten, ber felbft in ben äufjerften Cnben ber Derwaltungsorganifa»
tion feine fpejietten ©rgane hatte, wäre bie OTöglidjfeit einer Auf«
fpaltung ber gefamten bernifdjen Derwaltung in ein3elne „Departe«
mente" gegeben gewefen. Der (Srunb, weshalb es bis auf wenige Aus«
nahmen8 nidjt ba3U fam, ift in ber 3entralen Stellung bes obrigfeit«
Iidjen Dertreters in ber Sanbfdjaft, nämlich bes Sanboogts 3U fudjen.

V. ©rnnbjflge ber bernifdjen Dermaltung

Für bie bernifdje Dermaltungspolitif als (Sandes ift ein gug
djarafteriftifdj: fte war fonferoatio. Heuerungen würben ftets erft
bann eingeführt, wenn ihre Derwirflidjung unumgänglidj notwenbig
war. Selbft in biefem OToment erfolgte jebodj feine grunbfätjlidje
Umgeftaltung ober logifdje Cinorbnung. Heue OTafjnafjmen würben

• Siehe Kapitel: SteUung unb Kufgaben bes Sanboogts im aUgemeinen.
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IV. Die Kammern

Mit der räumlichen Ausdehnung und der inhaltlichen Intensivierung

der Staatsgewalt im und l 8. Jahrhundert wuchsen die

Geschäfte, die der Kleine Rat zu erledigen hatte, derart an, daß eine

Entlastung gesucht werden mußte. Zu diefem Zwecke wurden,
hauptsächlich im ausgehenden z 7. Jahrhundert, eine Reihe von Rammern
errichtet, denen ganz bestimmte Aufgaben im Rahmen der Gefamt-
Verwaltung zufielen. Die Tätigkeit diefer Rammern beschränkte sich

nicht auf Gutachten zuhanden der beiden Räte, sondern sie waren
selber Verwaltungsorgane, die an der Spitze eines Verwaltungszweiges

standen und selbständig handelten, freilich unter Mahrung der

jederzeitigen Rekursmöglichkeit an die Räte. Am Tnde des 1,8.

Jahrhunderts arbeiteten in Bern über vierzig Rammern. Da war die
Vennerkammer als Finanzbehörde mit ihrer eigenen Ranzlei, der Seckel-

fchreiberei; da waren die Justizkammern, so die Teutsche- und Welsche

Appellationskammer, das Bbere Thor-, das Stadt- und das Waisengericht;

es gab eine Burger- und Recrue-Rammer, einen Rriegsrat,
eine Reformations- und eine Rornkammer, einen Rommerzienrat
ufw., um nur die bekanntesten zu nennen.

Ihnen allen waren ihre bestimmten Aufgaben zugewiefen; im
Rahmen derselben traten sie auch gegenüber den Untertanen als
verordnende oder vollziehende Glieder der Staatsverwaltung auf. In-
dem sie je nach ihrer Bedeutung einen eigenen Beamtenapparat
aufbauten, der selbst in den äußersten Tnden der Verwaltungsorganisation

seine speziellen Grgane hatte, wäre die Möglichkeit einer
Aufspaltung der gesamten bernischen Verwaltung in einzelne „Departemente"

gegeben gewesen. Der Grund, weshalb es bis auf wenige
Ausnahmen« nicht dazu kam, ift in der zentralen Stellung des obrigkeit-
lichen Vertreters in der Landschaft, nämlich des Landvogts zu suchen.

V. Grnndzüge der bernischen Verwaltung

Für die bernische vermaltungspolitik als Ganzes ist ein Zug
charakteristisch: sie war konservativ. Neuerungen wurden stets erft
dann eingeführt, wenn ihre Verwirklichung unumgänglich notwendig
war. Selbst in diefem Moment erfolgte jedoch keine grundsätzliche
Umgestaltung oder logische Tinordnung. Neue Maßnahmen wurden

» Siehe Kapitel: Stellung und Aufgaben des kandvogts im allgemeinen.
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bem Beftehenben, Altbewährten einfach aufgepfropft. Der 3eitbebtngte
Ausbau ber Derwaltung würbe fomit nidjt nadj grunbfätjlidjen, fon»
bern rein praftifdjen (Sefidjtspunften oorgenommen. Cine Sdjemati«
fierung bes bernifdjen Derwaltungsapparates mufjte folglidj eine

Derfälfdjung ber Tatfadjen bebeuten.

2. Abfdjnitt:

Die Canboogtei als Deroaltungseinfyeit

I. Der Sanboogt

a) Der Sanboogt als OTtttler 3Wtfchen Stabt unb
Sanbfdjaft. $m We\en bes bernifdjen Staates, eines Stabtftaates,
lag bie fdjarfe Trennung ber Staatsangehörigen in bie (Bruppe ber

ftäbtifdjen Bürger unb in bie OTaffe ber Untertanen oeranfert. Diefer
gweiteilung bes Staatsoolfes entfpradj audj bie ©rganifation ber

Staatsoerwaltung: IDir haben einerfeits bie tjauptftäbtifdjen Bebörben

(Häte unb Kammern) — anberfeits bie 3ahlretchen Funftionäre auf
bem Sanb. 3ene bilbeten eine gefdjloffene Cinheit, bie „©brigfeit" —
biefe waren nadj ©berämtern, ben territorialen unb oerwaltungs«
tedjnifdjen Cinheiten ber Sanbfdjaft, 3ufammengefafjt. 2m Derbin»

bungspunft beiber Derwaltungsgruppen ftanb ber Sanboogt. IDie alle
(Beraben eines Kegels fidj in feiner Spitje fdjneiben, fo liefen fämt»
lidje Fäben, bie oon ber Stabt 3U ben Untertanen führten, 3unädjft
im ©beramt 3ufammen, um fidj barauf oon biefem punfte aus wie«

berum ftrahlenförmig in alle (Beridjtsbe3trfe unb (Bemeinben 3U oer»

teilen. Der Sanboogt hatte fomit bie eigentliche Sdjlüffelftettung ber

gefamten bernifdjen Derwaltungsorganifation inne. Cr war Der»

trauensmann ber ©brigfeit gegenüber ber Untertanenfdjaft — er war
aber 3ugteidj audj Dertreter ber U?ünfdje unb Befdjwerben ber Unter«
tanen gegenüber ben ftäbtifdjen Bebörben.

b) Die Aufgaben bes Sanboogts im allgemeinen.
I. Der Sanboogt als Dertreter ber ©brigfeit:

Der Sanboogt war ber Hepräfentant ber ©brigfeit fdjlecb.tb.im1

i 3dj erinnere an feine Solle anläfjlidj ber Ejulbigung. Die „Perturbe 3n*

7?

dem Bestehenden, Altbewährten einfach aufgepfropft. Der zeitbedingte
Ausbau der Verwaltung wurde fomit nicht nach grundsätzlichen, son»

dern rein praktischen Gesichtspunkten vorgenommen. Tine Schemati-
sierung des bernifchen Verwaltungsapparates müßte folglich eine

Verfälschung der Tatfachen bedeuten.

2. Abschnitt:

Die kandvogtei als Verwaltungseinheit

I. Der kandvogt

a) Der Landvogt als Mittler zwischen Stadt und
Landschaft. Im Wesen des bernischen Staates, eines Stadtstaates,
lag die scharfe Trennung der Staatsangehörigen in die Gruppe der

städtischen Bürger und in die Masse der Untertanen verankert. Dieser

Zweiteilung des Staatsvolkes entsprach auch die Organisation der

Staatsverwaltung: Wir haben einerseits die hauptstädtischen Behörden

(Räte und Rammern) — anderseits die zahlreichen Funktionäre auf
dem Land. Jene bildeten eine geschlossene Tinheit, die „Gbrigkeit" —
diese waren nach Vberämtern, den territorialen und verwaltungs-
technifchen Tinheiten der Landschaft, zusammengefaßt. Im verbin-
dungspunkt beider Verwaltungsgruppen stand der kandvogt. Wie alle
Geraden eines Regels sich in seiner Spitze schneiden, fo liefen sämtliche

Fäden, die von der Stadt zu den Untertanen führten, zunächst

im Vberamt zusammen, um sich darauf von diesem Punkte aus
wiederum strahlenförmig in alle Gerichtsbezirke und Gemeinden zu
verteilen. Der kandvogt hatte somit die eigentliche Schlüsselstellung der

gesamten bernischen Verwaltungsorganisation inne. Tr war
Vertrauensmann der Vbrigkeit gegenüber der Untertanenschaft — er war
aber zugleich auch Vertreter der Wünsche und Beschwerden der Untertanen

gegenüber den städtischen Behörden.
b) Die Aufgaben des kandvogts im allgemeinen.
». Der kandvogt als Vertreter der Vbrigkeit:

Der Landvogt war der Repräsentant der Vbrigkeit schlechthin.^

> Ich erinnere an seine Rolle anläßlich der Huldigung. Die „verkürzte In»
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Als foldjem war ihm bie Ausübung fämtlidjer ftaatlidjer Hedjts»
anfprüdje übertragen, fie mochten öffentlichredjtlidjer ober prioat»
rechtlicher Hatur fein. 3hm oblag bie Ausführung ber obrigfeitlidjen
OTanbate in feinem gan3en Amtsbejirf.2 Cr war Crefutioorgan ber

meiften Derwaltungs3weige (ausgenommen waren hauptfächlich goll3
unb OTilitär4). OTit biefer Tätigfeit war 3wangsläufig bie Kontrolle
ber gefamten unteren Beamtenfcbaft oerbunben,5 unb aus biefer folgte
ebenfo notwenbig bas IDahlredjt biefer Unterbeamten ober — bei

wichtigeren Stellen — 3um minbeften bas Dorfdjlagsredjt 3utjanben
ber ftäbtifdjen Bebörben. Don gröfjter Bebeutung war bie Tatfadje,
bafj fämtlidje Staatseinnahmen mit wenigen Ausnahmen (gott,
Sal3) burdj feine Ejänbe gingen. Cr be3og alle Abgaben, er trieb bie

Bufjen unb (Belbftrafen ein; er war aber audj Derwalter bes obrig»
feitlidjen Befitjes auf ber Sanbfdjaft, mochte biefer nun aus Sanb,
JDälbern, Bauten, (Setreibeoorräten, Kriegsmaterial ober — was
freilich nur in geringem Ausmafj oorfam — aus (Selb beftetjen.6

über alle biefe Aufgaben eines Sanboogts gab eine Art Pflidj»
tentjeft, bas 3nfiructionenbudj, Ausfunft. Als eigentliches Dabe»

ftruction für bie Sanbmajoren" oom 3abre 1769 fdjreibt oor: Crfdjeint ber Sanboogt

an OTufterungen, „fo roirb ihm als Seprefentant bes Sanbesberrn bas Seroehr
falutiert unb ber OTarfdj gefdjlagen" (Kbfdjnittll Krt. 21, Bib. OT. 8. V, S. 58).
Kusbrüde roie „Sepräfentant" ober „Statthalter" als Bezeichnungen für ben Sanboogt

finb in amtlidjen Kftenftüden immer roieber 3u finben.
2 Der Kusbau biefes Sedjts in Kuseinanberfetjung mit ben Ejerrfdjaftsherren

rourbe bereits bargefteUt.
» Das goüroefen roar, foroeit es bie v<jinan3oerroaIrung betraf, felbftänbig

organifiert. Bei Sdjroierigfeiten unb Streit hatte jebodj fofort ber Sanboogt ein«

3ufdjreiten (§oU»3nftruction für Krburg, 1718—1832, S. 5).
« Das OTilitärroefen 3erfiel — ähnlich, roie heute — in 3toei Kbteilungen:

Krmee unb Derroaltung. KUe rein oerroaltungsmäfjigen Kngelegenbeiten (oor aUem

bie Sefrutierung) roaren Sadje bes Sanboogts. OTit ber Kusbilbung ber Cruppen
hatte er fidj hingegen nidjt 3U befaffen.

s gablreidj finb bie OTanbate, in benen ben Sanboögten bie Kuffidjt über
SanbpoÜ3ei», Sanitäts-, Kirdjen- unb Sdjuloerroaltungs», 8aupoÜ3ei» unb Steuerorgane

übertragen rourbe. Diefe KontroUtätigfeit beanfprudjte einen anfehnlidjen
Ceil ber Krbeits3eit eines Sanboogts. (749 bef tagte fidj ber jenige oon Sen3burg,
bafj er bei ber grofjen Kusbebnung feines Kmtes nidjt mehr ba3u fomme, bie „Un»
berbeamteten" ridjtig 3u überroadjen. So rourben bie „cafus oon maloerfationen"
immer häufiger (Sen3burger K.»8. K, S. 387 ff.).

« 3m Cib bes Sanboogts, roie er ihn oor feinem Kmtsantritt ablegen mufjte,
rourben aUe biefe punfte aufge3äblt (Bib. Sib- unb 3nftructionenbudj I, S. 3).
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Als solchem war ihm die Ausübung sämtlicher staatlicher
Rechtsansprüche übertragen, sie mochten öffentlichrechtlicher oder
privatrechtlicher Natur fein. Ihm oblag die Ausführung der obrigkeitlichen
Mandate in feinem ganzen Amtsbezirks Er war Exekutivorgan der

meisten Verwaltungszweige (ausgenommen waren hauptsächlich Zoll«
und Militär^). Mit dieser Tätigkeit war zwangsläufig die Rontrolle
der gesamten unteren Beamtenschaft verbunden,^ und aus dieser folgte
ebenso notwendig das Mahlrecht dieser Unterbeamten oder — bei

wichtigeren Stellen — zum mindesten das vorschlagsrecht zuhanden
der städtischen Behörden, von größter Bedeutung war die Tatsache,
daß sämtliche Staatseinnahmen mit wenigen Ausnahmen (Zoll,
Satz) durch seine Hände gingen. Tr bezog alle Abgaben, er trieb die

Bußen und Geldstrafen ein; er war aber auch Verwalter des

obrigkeitlichen Besitzes auf der Landschaft, mochte dieser nun aus Tand,
Mäldern, Bauten, Getreidevorräten, Rriegsmaterial oder — was
freilich nur in geringem Ausmaß vorkam — aus Geld bestehen.«

Über alle diese Aufgaben eines Landvogts gab eine Art Oflich-
tenheft, das Inftructionenbuch, Auskunft. Als eigentliches vade-

struction für die kandmajoren" vom Jahre I76Y schreibt vor: Erscheint der Land»

vogt an Musterungen, „so wird ihm als Représentant des Landesherrn das Gewehr
salutiert und der Marsch geschlagen" (Abschnitt II Art. 2,, Bib. M. B. V, S. S8).
Ausdrücke wie „Repräsentant" oder „Statthalter" als Bezeichnungen sür den kandvogt

sind in amtlichen Aktenstücken immer wieder zu finden,
2 Der Ausbau dieses Rechts in Auseinandersetzung mit den Herrschaftsherren

wurde bereits dargestellt.
» Das Zollwesen war, soweit es die Finanzverwalrung betraf, selbständig

organisiert. Bei Schwierigkeiten und Streit hatte jedoch sofort der kandvogt
einzuschreiten (Zoll°Instruction sür Arburg, 1,71,8—1,822, S. 2).

< Das Militärwesen zerfiel — ähnlich wie heute — in zwei Abteilungen:
Armee und Verwaltung. Alle rein verwaltungsmäßigen Angelegenheiten (vor allem
die Rekrutierung) waren Sache des kandvogts. Mit der Ausbildung der Truppen
hatte er sich hingegen nicht zu befassen.

s Zahlreich sind die Mandate, in denen den kandvögten die Aufsicht über

Landxolizei-, Sanitäts», Rirchen» und Schulverwaltungs-, Baupolizei» und Steuerorgane

übertragen wurde. Diese Rontrolltätigkeit beanspruchte einen ansehnlichen
Teil der Arbeitszeit eines Landvogts. i?qy beklagte sich derjenige von kenzburg,
daß er bei der großen Ausdehnung seines Amtes nicht mehr dazu komme, die „Un-
derbeamteten" richtig zu überwachen. So würden die „casus von malversationen"
immer häufiger (kenzburger A.-B. R, S. 287 ff.).

« Im Tid des kandvogts, wie er ihn vor seinem Amtsantritt ablegen mußte,
wurden alle diese Punkte aufgezählt (Bib. Lid» und Instructionenbuch I, S. 2),
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mecum bes Sanboogts mufjte es auf jebem Amtsfitj oortjanben fein.
Die notwenbige Crgänjung bilbeten bie OTanbatenbüdjer, in welche

jebes obrigfeitiiche OTanbat eingetragen werben fottte. Heben bem

3nftructionenbudj waren biefe OTanbatenfammlungen bie (Sefetj»

büdjer in ber i^anb bes Sanboogts. 3^re forrefte Führung war fo
widjtig, bafj fie oon geit 3U geit an bie Berner Ka^lei 3ur Kontrotte
unb eoentuellen Hadjtragung eingefanbt werben mufjten. An ihre
Dorfdjriften war ber Sanboogt unbebingt gebunben.7

2. Der Sanboogt als felbftänbiger Beamter:
Der bernifdje Sanboogt war aber weit mehr als blofjes Cjefutio« unb

Derwaltungsorgan ber obrigfeitlidjen Befjörben. Als erfte Berufungs«
inftan3 übte er bie Fun?tionen eines Cin3elridjters aus. Daneben

war er präfibent ber nieberen (Beridjte unb Chorgeridjte. OTit biefer
Feftfteüung haben wir bereits eine 3weite Komponente feiner Amts»
befugniffe berührt: Der Sanboogt war — wie wir fdjon gefeben haben

— letjtes (Blieb ber obrigfeitlidjen Bebörben; er war aber 3ugleidj
audj Ijödjfter F"«ftionär feines ©beramtes. Als foldjer erteilte er bie

Hieberlaffungsbewilligungen;8 er gab bie Genehmigung 3ur Auf«
nähme oon Bürgern; er beoogtete bie OTinberjährigen unb Un3uredj«

nungsfätjigen;9 er beftimmte ben Brotpreis;10 er fetjte nadj eigenem
«Sutbünfen bie «Beridjtstage feft;11 er îonnte fogar für fein ©beramt
eine eigene (Beridjtsorbnung erlaffen.12 Der Sanboogt hatte fidj ferner
um bie inneren Angelegenheiten ber ihm unterftettten (Bemeinben 3U

fümmern. So war feine guftimmung 3ur Crridjtung oon neuen (Be=

meinbefatjungen notwenbig. Auf Crfudjen unb Dorfdjlag ber ein3el»

nen (Bemeinben orbnete er ihren Fi"û"3haushalt.ls Cr genehmigte bie

¦> Die häufige „Crneuerung" ober „Srfrifdjung* oon OTanbaten legt freiltdj
ben Sdjlufj nahe, bafj bie Kusführung oon OTanbaten oft 3U roünfdjen übrig liefj.

s Srteilung bes „^euerftattredjts" (^euerftättenorbnung com 5. OTai 1770,
OT. 8. 23, S. 388 ff.).

» Dgl. obrigfeitlidjen Sntfcheib 3U einem SrreitfaU im Cmmentbal im 3ahre
1778 (OT.8. 27, S.86ff.).

w Der Brotpreis roar lt. OTanbat oom 10. Zuli 1771 jeroeilen 3U OTonats»

anfang nadj bem burdjfdjnittlidjen Setreibepreis für jebes Kmt burd; ben Sanboogt

feft3uferjen (OT. 8. 24, S. 263 f.).
" Befehle, S.92.
« ^ür bas ©beramt Sen3burg am 21. Desember 1764 (Befehle, S. 57 ff.); für

bas ©beramt Sdjenfenberg am 7. OTär3 1775 (Derbot- unb Seglement-Budj I ber

amter Sdjenfenberg unb Caftelen, S. 22 ff.).
»» Beifpiel: Seitnau, am (3. Februar 1768 (Befehle, S. 79 f.).
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mecum des Landvogts mußte es auf jedem Amtsfitz vorhanden fein.
Die notwendige Ergänzung bildeten die Mandatenbücher, in welche

jedes obrigkeitliche Mandat eingetragen werden follte. Neben dem

Inftructionenbuch waren diefe Mandatenfammlungen die Gefetzbücher

in der Hand des Landvogts. Ihre korrekte Führung war fo
wichtig, daß sie von Zeit zu Zeit an die Berner Ranzlei zur Rontrolle
und eventuellen Nachtragung eingefandt werden mußten. An ihre
Vorschriften war der Landvogt unbedingt gebunden.?

2. Der Landvogt als selbständiger Beamter:
Der bernische Landvogt war aber weit mehr als bloßes Exekutiv» und

Verwaltungsorgan der obrigkeitlichen Behörden. Als erste Berufungsinstanz

übte er die Funktionen eines Einzelrichters aus. Daneben

war er Präsident der niederen Gerichte und Ehorgerichte. Mit dieser

Feststellung haben wir bereits eine zweite Romvonente seiner
Amtsbefugnisse berührt: Der Landvogt war — wie wir fchon gesehen haben

— letztes Glied der obrigkeitlichen Behörden; er war aber zugleich
auch höchster Funktionär seines Gberamtes. Als solcher erteilte er die

Niederlassungsbewilligungen;» er gab die Genehmigung zur
Aufnahme von Bürgern; er bevogtete die Minderjährigen und
Unzurechnungsfähigen;» er bestimmte den Brotpreis;^° er setzte nach eigenem
Gutdünken die Gerichtstage fest;" er konnte fogar für fein Gberamt
eine eigene Gerichtsordnung erlassen.^ Der Landvogt hatte sich ferner
um die inneren Angelegenheiten der ihm unterstellten Gemeinden zu
kümmern. So war seine Zustimmung zur Errichtung von neuen
Gemeindesatzungen notwendig. Auf Ersuchen und Vorschlag der einzelnen

Gemeinden ordnete er ihren Finanzhaushalt.i» Er genehmigte die

Die häufige „Erneuerung" oder „Erfrischung" von Mandaten legt freilich
den Schluß nahe, daß die Ausführung von Mandaten oft zu wünschen übrig ließ.

« Erteilung des „Feuerstattrechts" (Feuerstättenordnung vom s. Mai I??o,
M. B. 22, S. 28S ff.).

» vgl. obrigkeitlichen Entscheid zu einem Streitfall im Emmenthal im Jahre
,778 (M.B. 27, S.8eff.).

>« Der Brotpreis war lt. Mandat vom l«. Juli 1,771, jeweilen zu Monatsanfang

nach dem durchschnittlichen Getreidepreis für jedes Amt durch den kandvogt

festzusetzen (M. B. 24, S. 2es f.).
" Befehle, S.92.
« Für das Bberamt kenzburg am 2l. Dezember i?«4 (Befehle, S. 2? ff.); für

das Vberamt Schenkenberg am März l??s (verbot- und Reglement-Buch I der

Amter Schenkenberg und Tasteten, S. 22 ff.).
» Beispiel: Reitnau, am 1,2. Februar l?«8 (Befehle, S. 79 f.).

e
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IDatjl ihrer Beamten. Hur mit feiner Crlaubnis burften fie Derfamm»
lungen abhalten.14 Kur3, bem Sanboogt war bie Kontrolle über bas

gefamte öffentliche Sehen innerhalb feiner Sanboogtei übertragen. Alle
biefe fleinen Aufgaben waren im «Srünbe genommen in feiner obrig«
feitlicben ©rbnung feftgelegt. Der Sanboogt erfüllte fie nadj eigenem
(Sutbünfen unb aus eigener 3nitiatioe. (Berabe fie nahmen jebodj fei»

ner Stellung ihren blofjen Beamtendjarafter; fie oerlieljen ihr bie

grofje Selbftänbigfeit unb ©erlangten bamit oom bernifdjen Sanboogt
ein ausgeprägtes Derantmortungsgefüfjl gegenüber bem Staat, aber

audj gegenüber ben ihm anoertrauten Untertanen.
5. Der Sanboogt als Dertreter ber Untertanen:

Hoch weniger burdj Aften unb Paragraphen beftimmen liefj fich
ein Ietjter, aber nidjt minber wichtiger Teil feiner pflidjten: bie Der»

tretung ber Untertanenintereffen nadj oben. Der bernifdje Sanboogt
fühlte fidj tatfädjlidj als Dertreter feiner Untertanen. Cr nahm fidj
ihrer Sadje in Dertjanblungen unb Hedjtsftreiten an.15 3" Form pon
(Butadjten ober als OTitglieb einer Kommiffion wertete er feine Cr»

fahrungen unb Anregungen wätjrenb ober nadj feiner Amtsjeit aus.
(Berabe bie Tatfadje, bafj er eo ipfo OTitglieb ber oberften bernifdjen
Staatsbetjörbe war — bie OTitgliebfdjaft im «Srofjen Hat war Dor»

ausferjung für bie Übertragung einer Sanboogtei —, bot ihm ohne
weiteres bie OTöglidjfeit, Derbefferungsoorfdjiäge oor bem 3uftänbi»

gen Forum 3ur Disfuffion 3u ftellen.16 Dafj oon biefer OTöglidjfeit

» Den Sanboögten rourbe überhaupt bie KontroUe jeglidjer Derfammlung 3ur

pflidjt gemacht. So befahl man ihnen mit OTanbat oom 20. September 1766, fidj an
bie Sitjungen ber überaU in Srünbung begriffenen öfonomifdjen SefeUfdjaften 3u

begeben ober minbeftens bie Craftanbenliften em3ufeben (OT.8. 21, S. 35).
« 1557 rourbe ein Dertrag 3roifdjen ber Stabt unb ber Sraffdjaft Sen3burg

über bie Crridjtung eines Sonberfiedjenbaufes abgefdjloffen. Kls „oon gemeinen
ambtlütben barjuo oerorbnete anroelt unb geroaltstrager" jeidjneten im Samen ber

Sraffdjaft ber Sanboogt unb 3roei Unteroögte (8. ©ftober 1557, Sq.I, S. 260ff.).
3n einem Srenjftreit 3roifdjen ben Semeinben OTöntbal (Sdjenfenberg) unb Sultj
(Stift Sädingen) um ein IDalbftüd roar ber Sanboogt ber Dertreter ber Semeinbe«

intereffen oon OTöntbal (Dertrag oom 26. September 17U, Sdjenfenberger Dot.«8.1,
S. eoo ff.).

« Cinige Beifpiele für Derroaltungsreformen als Beroeis bafür, baf; biefe
OTöglidjfeit audj benutjt rourbe: 1749 reichte ber bamalige Sanboogt oon Sen3burg
ein Sutadjten über bie §roei«Ceilung bes Kmtes Sensburg ein. Derfdjiebene OTifj«

ftänbe in ber Derroaltung hätten baburdj behoben roerben fönnen. Sein Dorfdjlag
rourbe jebodj abgelehnt (Befdjlufj oom 20. OTai 1749, Sen3burger K.»8. K,
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Wahl ihrer Beamten. Nur mit seiner Erlaubnis durften sie Versammlungen

abhalten.^ Kurz, dem Landvogt war die Kontrolle Uber das

gesamte öffentliche Leben innerhalb feiner Landvogtei übertragen. Alle
diese kleinen Aufgaben waren im Grunde genommen in keiner
obrigkeitlichen Grdnung festgelegt. Der Landvogt erfüllte fie nach eigenem
Gutdünken und aus eigener Initiative. Gerade sie nahmen jedoch seiner

Stellung ihren bloßen Beamtencharakter; sie verliehen ihr die

große Selbständigkeit und verlangten damit vom bernischen Landvogt
ein ausgeprägtes Verantwortungsgefühl gegenüber dem Staat, aber

auch gegenüber den ihm anvertrauten Untertanen.
z. Der Landvogt als Vertreter der Untertanen:

Noch weniger durch Akten und Paragraphen bestimmen ließ fich
ein letzter, aber nicht minder wichtiger Teil feiner Pflichten: die

Vertretung der Untertaneninteressen nach oben. Der bernische Landvogt
fühlte sich tatsächlich als Vertreter seiner Untertanen. Tr nahm sich

ihrer Sache in Verhandlungen und Rechtsstreiten an." In Form von
Gutachten oder als Mitglied einer Aommission wertete er seine

Erfahrungen und Anregungen während oder nach feiner Amtszeit aus.
Gerade die Tatfache, daß er eo ipso Mitglied der obersten bernischen
Staatsbehörde war — die Mitgliedschaft im Großen Rat war
Voraussetzung für die Übertragung einer Landvogtei —, bot ihm ohne
weiteres die Möglichkeit, verbefserungsvorfchläge vor dem zuständigen

Forum zur Diskussion zu stellen." Daß von dieser Möglichkeit

" Den kandvögten wurde überhaupt die Rontrolle jeglicher Versammlung zur
Pflicht gemacht. So befahl man ihnen mit Mandat vom 20. September 1,766, sich an
die Sitzungen der überall in Gründung begriffenen ökonomischen Gesellschaften zu

begeben oder mindestens die Traktandenlisten einzusehen (M.B. 2l, S. ss).
>s ISS7 wurde ein Vertrag zwischen der Stadt und der Grasschast kenzburg

über die Errichtung eines Sondersiechenhauses abgeschlossen. Als „von gemeinen
ambtlllthen harzuo verordnete anwelt und gewaltstrager" zeichneten im Namen der

Grafschaft der kandvogt und zwei Untervögte (8. Vktober ISS7, Rq.l, S. 26«ff.).
In einem Grenzstreit zwischen den Gemeinden Mönthal (Schenkenberg) und Sultz

(Stift Säckingen) um ein Waldstück war der kandvogt der Vertreter der Gemeindeinteressen

von Mönthal (Vertrag vom 26. September >7ll, Schenkenberger Dok.»B. I,
S. 600 ff.).

>» Tinige Beispiele für Verwaltungsreformen als Beweis dafür, daß diese

Möglichkeit auch benutzt wurde: l?qg reichte der damalige kandvogt von kenzburg
ein Gutachten über die Zwei-Teilung des Amtes kenzburg ein, verschiedene
Mißstände in der Verwaltung hätten dadurch behoben werden können. Sein Vorschlag
wurde jedoch abgelehnt (Beschluß vom 20. Mai 1749, kenzburger A.-B. R,
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(Bebroudj, fogar recht ausgiebig (Bebraudj gemadjt würbe, baoon jeu»
gen bie langen Heiben oon protofottbänben über Kommiffions» unb
Kammerfitjungen, über (Sutadjten unb (Begenoorfdjläge, bie heute in
ben Hegalen bes bernifdjen unb aargauifdjen Staatsardjioes flehen.
IDenn fo bis 3um Untergang bes bernifdjen Staates immer wieber
Schritte unternommen würben, um bie Derwaltung 3U oerbeffern unb
fie neuen Derbältniffen an3upaffen, gingen wefentlidje 3mpulfe 3U

biefer Heformtätigfeit oon ben Sanboögten aus. Sie waren bie (Baran«

ten für eine ftänbige Anpaffung ber ftaatlidjen Derwaltung an bie Be«

bürfniffe ber Sanbfdjaft. 3&rem Cinfatj war es 3U oerbanfen, bafj bis
1798 oon einer Stagnation ber bernifdjen Derwaltungstätigfeit feine
Rebe fein fann.17

S. 237 ff.). 1750 machte Kltlanboogt oon DJattenroYl oon Sensburg in einem
Sutadjten Dorfdjläge über bie Kufhebung ber fog. Stedböfe (fiehe barüber in fpesieUem

gufammenbang). Durch Befdjlufj bes Srofjen Sates oom 2.3uni 175J rourbe biefe
burchgefübrt (Sen3burger 21.-B. S, S.27iff.). Durch obrigfertliches OTanbat oom

U.3unt 1723 unb 28. De3ember 1725 rourben bie Sanboögte aufgeforbert, ihre
OTeinung barüber 3U äufjern, roie im Selbroefen ©rbnung gefdjaffen roerben fönnte.
Sie galten offenbar als Derroaltungspraftifer. 3rt ben amtlidjen Kften fann man
immer roieber auf bie Sinleitungsformel ftofjen: „Kuf Dorfdjlag bes Kmtmanns
roirb befdjloffen...".

Die gugebörigfett ber Sanboögte 3um Srofjen Sat brachte, fo febr fte im
3ntereffe eines intenfioen Kontaftes 3roifdjen Befjörben unb Dolf lag, Schmierig«
feiten unb problème mit fidj. Sinerfeits roar 3U häufige Kmtsabroefenbeit ber

Sanboögte unerroünfdjt (KUgemein burften fidj bie Sanboögte nur für oier3ebn Cage
aus ihrem ©beramt entfernen. <Cür längere Kbroefenbeit beburften fie ber BeroiUi«

gung bes Kleinen Sates, gur Ejerabfetjung ber amtlidjen Kufenthalte ber ©ber«
amtleute in Bern rourbe ihnen 1744 bas Stimmrecht in Straffachen entzogen. Bur«
gers punften, S. 105), anberfeits roar bie Kbroefenbeit oon über fünf3<g Sats«
mitgliebern bei ber Raffung oon roidjtigen Befdjlüffen fdjroer 3U oeranrroorten.

©ffenbar beftanb bie Sefahr, bafj bie Sanboögte im Srofjen Sat fidj berart

für ihre Untertanen einferjten, bafj felbft bie Staatsintereffen barunter litten. Kaum
anbers finb roofjl bie Befdjlüffe bes Srofjen Sates oom 16. Kpril 1790 unb 23. OTär3

1795 3u beuten, laut roeldjen es ben amtierenben Sanboögten oerboten roar, ber

Kbftimmung über Seuaufnabmen ins ftabtbemifdje Bürgerrecht bei3uroobnen (Bur«
gers punften, S. 105).

« Sine Bemerfung 3ur Citulatur ber Sanboögte: €s gab audj im 18.3ahr«
bunbert feinen einheitlichen Citel für bie bernifdjen Sanboögte. ©brigfeitlidje
Sdjreiben, bie für ihre Sefamtheit beftimmt roaren, roaren an bie „Kmtleute Ceut«

fdjen unb DJelfdjen Sanbes" gerichtet 3"s Sehet rourben fie als „aUe Ejerren Kmbt«
leute, fonberlidj biefigen ©fjrts" eingefdjloffen (Befdjlufj oon 1734, Cbronicon II,
S. 122). Der ein3elne Sanboogt rourbe bementfpredjenb Kmtmann ober, um Der«
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Gebrauch, sogar recht ausgiebig Gebrauch gemacht wurde, davon zeu»

gen die langen Reihen von Orotokollbänden über Rommissions- und
Rammersitzungen, über Gutachten und Gegenvorschläge, die heute in
den Regalen des bernischen und aargauischen Staatsarchives stehen.

Wenn so bis zum Untergang des bernischen Staates immer wieder
Schritte unternommen wurden, um die Verwaltung zu verbessern und
sie neuen Verhältnissen anzupassen, gingen wesentliche Impulse zu
dieser Reformtätigkeit von den Tandvögten aus. Sie waren die Garanten

für eine ständige Anpassung der staatlichen Verwaltung an die

Bedürfnisse der Landschaft. Ihrem Ginsatz war es zu verdanken, daß bis
l.793 von einer Stagnation der bernischen Verwaltungstätigkeit keine
Rede sein kann."

S. 25? ff.). 175« machte Altlandvogt von wattenw^l von kenzburg in einem
Gutachten Vorschläge Uber die Aufhebung der sog. Steckhöfe (siehe darüber in speziellem
Zusammenhang). Durch Beschluß des Großen Rates vom 2. Juni l?5l wurde diese

durchgeführt (kenzburger A.-B. k, S.27iff.). Durch obrigkeitliches Mandat vom

N.Iuni Z725 und 28. Dezember l?25 wurden die kandvögte aufgefordert, ihre
Meinung darüber zu äußern, wie im Geldwesen Grdnung geschaffen werden könnte.
Sie galten offenbar als Verwaltungspraktiker. In den amtlichen Akten kann man
immer wieder auf die Ginleitungsformel stoßen: «Auf Vorschlag des Amtmanns
wird beschlossen..

Die Zugehörigkeit der kandvögte zum Großen Rat brachte, so sehr sie im
Interesse eines intensiven Aontaktes zwischen Behörden und Volk lag, Schwierigkeiten

und Probleme mit sich. Einerseits mar zu häufige Amtsabmesenheit der

kandvögte unerwünscht (Allgemein durften sich die kandvögte nur für vierzehn Tage
aus ihrem Gberamt entfernen. Für längere Abwesenheit bedurften sie der Bewilligung

des Aleinen Rates. Zur Herabsetzung der amtlichen Aufenthalte der Wber»

amtleute in Bern wurde ihnen das Stimmrecht in Strafsachen entzogen. Burgers

Punkten, S. 105), anderseits war die Abwesenheit von Uber fünfzig
Ratsmitgliedern bei der Fassung von wichtigen Beschlüssen schwer zu verantworten.

Gffenbar bestand die Gefahr, daß die kandvögte im Großen Rat sich derart

für ihre Untertanen einsetzten, daß selbst die Staatsinteressen darunter litten. Aaum
anders sind wohl die Beschlüsse des Großen Rates vom IS. April l.790 und 2S. Mörz
1,795 zu deuten, laut welchen es den amtierenden kandvögten verboten mar, der

Abstimmung über Neuaufnahmen ins stadtbernische Bürgerrecht beizuwohnen (Burgers

Punkten, S. ,05).
" Eine Bemerkung zur Titulatur der kandvögte: Ts gab auch im l 8.

Jahrhundert keinen einheitlichen Titel für die bernischen kandvögte. Gbrigkeitliche
Schreiben, die fUr ihre Gesamtheit bestimmt waren, waren an die »Amtleute Teutschen

und welschen Landes" gerichtet. Ins Gebet wurden sie als «alle Herren Ambt»
leute, sonderlich hiesigen Bhrts" eingeschlossen (Beschluß von l.724, Thronicon II,
S. z 22). Der einzelne kandvogt wurde dementsprechend Amtmann oder, um ver»
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c) Die U)ahl. Die Übertragung einer Sanboogtei bilbete bie Cr»

füllung bes tjödjften politifdjen IDunfdjes, ben ein junger Berner patri»
3ier hegen fönnte. Die Tätigfeit als Sanboogt war bie praftifdje Der»

waltungsfdjule; hier gewann er bie Crfafjrung, bie Cinfidjt unb bie

Heife, bie ben bernifdjen Staatsmann ausjeidjneten. Sie war bie Doraus»
fetjung für jebe Karriere im Staat. IDäfjrenb feiner Amts jähre als Sanboogt

hatte er fich fdjliefjlidj audj bie materielle (Brunblage für feine fpä»
tere Tätigfeit innerhalb ber Bebörben 3U fdjaffen.18

So war benn bie IDahl ber Sanboögte eines ber widjtigften Cr»

eigniffe im politifdjen Sehen Berns. 3"folgebeffen gingen früher bem

IDablaft bie unglaublichsten 3ntrigen ooraus. Seit n\o jebodj waren
foldje baburdj unmöglich geworben, bafj bie U)abl nun burdj bas Sos

oorgenommen würbe.19 Der Drang nadj „(Seredjtigfeit" (ber freilidj
rein menfdjlidjer OTifjgunft entfprang) ging nodj weiter: Audj bie

Dorteile, welche bie Derwaltung ber einjelnen Sanboogteien bot,
fottten ausgeglichen werben. Cs ift bejeidjnenb, bafj bei biefem Aus»

roedjflungen mit Semeinbefunftionären 3U oermeiben, meiftens ©beramt(s)mann
genannt. Der Citel „Sanboogt" rourbe oor aUem in ber Derbinbung „Klt-Sanb-
oogt" oerroenbet. Diefe offi3ieUen Be3eidjnungen traten aber in ben einseinen
Sanboogteien in ben Ejintergrunb; in jebem ©beramt roar ein fpe3ieüer Citel üblich, ber
entroeber burdj bie Sonberftellung bes betreffenben Sanboogts ober burd; alten
Spradjgebraudj gegeben roar. So rourbe oom Sanboogt oon Karburg oerlangt, bafj
er als Befehlshaber ber bortigen feftung ein erfahrener ©ffi3ier fei. Seitbem in
ber <Jolge für bie Übertragung biefes Kmtes einige 3abrc fremben Kriegsbienftes
3ur Bebingung gemacht rourben, nannte man ihn „Commanbant" (alfo feit 1667;
Segionbudj 5, S. 125). Der Sanboogt oon Biberftein führte ben Citel „©beroogt"
(Segionbudj 6, bie unb ba rourbe er audj aus Überlieferung „Schaffner" genannt),
berjenige oon Caftelen ben Citel „Dogt" (Segionbudj 6; in ben Kften meiftens
„©beroogt"). Der Sanboogt oon Königsfeiben füfjrte als Sedjtsnadjfolger bes

ehemaligen Klofteroerroalters ben Samen „Ejofmeifter". Der Sen3burger Sanboogt
biejj laut Segionbudj „Dogt"; in ben Kften ift nur ber Citel „Sanboogt", oft auch

„©beroogt" 3U finben. Cbenfaüs „©beroogt" nannte fidj ber Sanboogt auf
Sdjenfenberg. Derjenige oon gofingen fdjliefjlidj trug ben Citel „Stiftsfdjaffner". Der-
binbungen roie „Stiftsfdjaffner unb Sanboogt" für gofingen ober „Commanbant
unb Sanboogt" für Karburg famen ebenfaUs oor. 3nbioibueU abreffierte obrigfeit*
lidje Schreiben hielten fidj in ber Segel an biefe ortsüblichen Bejeidjnungen. 3"
ber oorliegenben Krbeit rourbe, um Derroedjflungen 3U oermeiben, einem aUgemei-

nen Sprachgebrauch folgenb, meiftens ber Kusbrud „Sanboogt" geroäblt.
u Die bernifdjen Staatsämter roaren häufig Cbrenämter. <$ür bie übrigen

roar bas bamit oerbunbene Cinfommen äufjerft befdjeiben gehalten.
«» Definttioe Befdjlüffe oom 31. OTärj unb 24. OTai 1730 unb 14- OTär3 1751

(Sotes Budj, S. 362 f.).
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e) Die Wahl. Die Übertragung einer Landvogtei bildete die
Erfüllung des höchsten politischen Wunsches, den ein junger Berner Patrizier

hegen konnte. Die Tätigkeit als Landvogt war die praktische
Verwaltungsschule; hier gewann er die Erfahrung, die Tinficht und die

Reife, die den bernischen Staatsmann auszeichneten. Sie war die Voraussetzung

für jede Karriere im Staat, während seiner Amtsjahre als Landvogt

hatte er fich schließlich auch die materielle Grundlage für seine spätere

Tätigkeit innerhalb der Behörden zu schaffen."
So war denn die Wahl der Landvögte eines der wichtigsten

Ereignisse im politischen Leben Berns. Infolgedessen gingen früher dem

Wahlakt die unglaublichsten Intrigen voraus. Seit 1,7 io jedoch waren
solche dadurch unmöglich geworden, daß die Wahl nun durch das Los

vorgenommen wurde." Der Drang nach „Gerechtigkeit" (der freilich
rein menschlicher Mißgunst entsprang) ging noch weiter: Auch die

vorteile, welche die Verwaltung der einzelnen Landvogteien bot,
sollten ausgeglichen werden. Es ist bezeichnend, daß bei diesem

Auswechslungen mit Gemeindefunktionären zu vermeiden, meistens Vberamt(s)mann
genannt. Der Titel „kandvogt" wurde vor allem in der Verbindung „Alt-kand-
vogt" verwendet. Diese offiziellen Bezeichnungen traten aber in den einzelnen
kandvogteien in den Hintergrund; in jedem Bberamt war ein spezieller Titel üblich, der
entweder durch die Sonderstellung des betreffenden Landvogts oder durch alten
Sprachgebrauch gegeben war. So wurde vom kandvogt von Aarburg verlangt, daß

er als Befehlshaber der dortigen Festung ein erfahrener Bffizier sei. Seitdem in
der Folge für die Übertragung dieses Amtes einige Jahre fremden Ariegsdienstes
zur Bedingung gemacht wurden, nannte man ihn „Tommandant" (also seit iee?;
Regionbuch s, S. 12s). Der kandvogt von Biberstein führte den Titel „Bbervogt"
(Regionbuch 6, hie und da wurde er auch aus Überlieferung „Schaffner" genannt),
derjenige von Tastelen den Titel „Vogt" (Regionbuch e; in den Akten meistens

„Bbervogt"). Der kandvogt von Aönigsfelden führte als Rechtsnachfolger des

ehemaligen Alosterverwalters den Namen „Hofmeister", Der Lenzburger Landvogt
hieß laut Regionbuch „Vogt"; in den Akten ist nur der Titel „Landvogt", oft auch

„Bbervogt" zu finden. Tbenfalls „Vbervogt" nannte sich der kandvogt auf
Schenkenberg. Derjenige von Zofingen schließlich trug den Titel „Stiftsschaffner".
Verbindungen wie „Stiftsschaffner und kandvogt" für Jofingen oder „Tommandant
und kandvogt" für Aarburg kamen ebenfalls vor. Individuell adressierte obrigkeitliche

Schreiben hielten sich in der Regel an diese ortsüblichen Bezeichnungen. In
der vorliegenden Arbeit wurde, um Verwechslungen zu vermeiden, einem allgemeinen

Sprachgebrauch folgend, meistens der Ausdruck „kandvogt" gewählt.
>» Die bernischen Staatsämter waren häufig Threnämter. Für die übrigen

war das damit verbundene Tinkommen äußerst bescheiden gehalten.
» Definitive Beschlüsse vom S>. März und 24. Mai I7Z« und iq. März >72I

(Rotes Buch, S. 562 f.).
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gleidj rächt etwa nadj ber politifdjen Bebeutung einer Sanboogtei
entfdjteben würbe, fonbern nur nadj bem materiellen (Bewinn, ben

fie bem 3"rjaber perfönlidj eintrug, gu biefem gwede würben alle

Sanboogteien nadj ihrem „Cinfommen" in oier Klaffen gruppiert.20
Die 3"b<iber einer Sanboogtei erfter Klaffe waren fein 3weites OTai

mehr wählbar. 3"baker eines Amtes 3weiter Klaffe aber fönnten fidj
nach einer „Wartezeit" oon acht ^afpen, foldje eines Amtes britter
Klaffe nadj fedjs 3<"jren unb foldje eines Amtes oierter Klaffe nadj
oier 3<d?ren um eine IDieberwabl bewerben. IDer 3weimal ein Amt
3weiter ober britter Klaffe oerwaltet hatte, war nidjt wieber wähl»
bar; ber 3"haber einer Sanboogtei oierter Klaffe bagegen îonnte noch

3weimal eine Sanboogtei biefer Klaffe befleiben.21

An ber Spitje aller Sanboogteien ftanben Saufanne mit einem

„Cinfommen", bas 3wifdjen 501.8 unb 6700 Kronen lag, unb Homain»
môtier mit einem „Cinfommen" 3wifdjen 4956 unb 7too Kronen.22

(Bleich nadj ihnen folgten bie bei unteraargauifdjen Sanboogteien
Sen3burg (4564—6085 Kronen), Königsfeiben (4500—6880 Kronen)
unb Sdjenfenberg (ca. 426O Kronen). OTit fünf weiteren ©berämtern
bilbeten fie bie erfte Klaffe. Unter ben 3wölf ©berämtern 3weiter
Klaffe befanb fidj als einige unteraargauifdje Sanboogtei Aarburg
mit einem „Cinfommen" 3wifdjen 2900 unb 5550 Kronen. Die Stifts»
fdjaffnerei gofingen (5175—4730 Kronen) unb bas ©beramt Cafte»
len (1625—2448 Kronen) gehörten 3U ben oierunb3wan3ig Sanb»

oogteien britter Klaffe.23 Biberftein (1680—2457 Kronen) figurierte
als einiges unteraargauifdjes Amt unter ben Sanboogteien oierter
Klaffe; es ftanb bamit jebodj nodj immer oor Frutigen, ©berhofen,
Unterfeen, IDimmis, gweiftmmen unb allen OTebtatämtern unb eib»

genöfftfdjen Dogteien.24 Die Cinteilung eines ©beramtes in eine be»

20 „Cinfommen" beifjt alfo ber Srlös, ben ein Sanboogt roährenb einem 3abr
feiner Derroaltung für fidj perfönlidj fidjerfteUen fönnte (Sotes Budj, S. 341 ff.).

21 Sotes Budj, S. 353 a.
s* 3(6 entnehme bie gablen ben „CabeUen über bie Cinfünfte ber Bernifdjen

Beamten, Sätbe, Sanboögte, Commtffionen unb Unterbeamten, in Selb unb Satu-
ralien" (Mss.Hist.Helv. X. 126). #lr bie gufammenferjung eines foldjen Cinfom-
mens oerroeife idj auf Sq.I, S. 351 f.

» Die Cinteilung gofingens in bie britte Klaffe 3eigt, bafj offenbar bod;

nidjt nur auf bas Cinfommen abgefteUt rourbe. Das fehlen aUer iurisbiftioneUen
Sedjte fdjeint eine Cieferberoertung biefes Kmtes 3ur <$olge gehabt 3u hoben.

2« gum Dergleidj fei bas Cinfommen einiger Staatsämter angeführt: Schult-
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gleich nicht etwa nach der politischen Bedeutung einer kandvogtei
entschieden wurde, sondern nur nach dem materiellen Gewinn, den

sie dem Inhaber persönlich eintrug. Zu diesem Zwecke wurden alle

kandvogteien nach ihrem „Ginkommen" in vier Rlassen gruppiert.?«
Die Inhaber einer Landvogtei erster Alasse waren kein zweites Mal
mehr wählbar. Inhaber eines Amtes zweiter Alasse aber konnten sich

nach einer „Wartezeit" von acht Iahren, solche eines Amtes dritter
Alasse nach sechs Iahren und solche eines Amtes vierter Alasse nach

vier Iahren um eine Wiederwahl bewerben, wer zweimal ein Amt
zweiter oder dritter Alasse verwaltet hatte, war nicht wieder wählbar;

der Inhaber einer Landvogtei vierter Alasse dagegen konnte noch

zweimal eine Landvogtei dieser Alasse bekleidend-
An der Spitze aller Landvogteien standen Lausanne mit einem

„Ginkommen", das zwischen 50l 3 und 6700 Aronen lag, und Romain-
mötier mit einem „Ginkommen" zwischen 4956 und 7zoo Aronen.^
Gleich nach ihnen folgten die dei unteraargauischen Landvogteien
Lenzburg (4564—6085 Aronen), Aönigsfelden (4500—6380 Aronen)
und Schenkenberg (ca. 4260 Aronen). Mit fünf weiteren Bberämtern
bildeten fie die erste Alaste. Unter den zwölf Vberämtern zweiter
Alaste befand fich als einzige unteraargauische kandvogtei Aarburg
mit einem „Ginkommen" zwischen 2900 und 5550 Aronen. Die Stifts-
fchaffnerei Jofingen (5>75—4750 Aronen) und das Vberamt (üafte-
len (1625—2443 Aronen) gehörten zu den vierundzwanzig
kandvogteien dritter Alafsed» Biberftein (»680—245? Aronen) figurierte
als einziges unteraargauisches Amt unter den Landvogteien vierter
Alasse; es stand damit jedoch noch immer vor Frutigen, Oberhofen,
Unterfeen, Wimmis, Zweisimmen und allen Mediatämtern und eid-

genöffifchen vogteien.^ Die Ginteilung eines Bberamtes in eine be-

» „Einkommen" heißt also der Erlös, den ein kandvogt während einem Jahr
seiner Verwaltung für sich persönlich sicherstellen konnte (Rotes Buch, S. Z4I ff

" Rotes Buch, S. zsz».
Ich entnehme die Zahlen den „Tabellen über die Einkünfte der Bernischen

Beamten, Räthe, kandvögte, Tommissionen und Unterbeamten, in Geld und
Naturalien" (^ss.ttisc.llelv. X. 126). Für die Zusammensetzung eines solchen Einkommens

verweise ich auf Rq.l. S. SSl, f.
» Die Einteilung Jofingens in die dritte «lasse zeigt, daß offenbar doch

nicht nur auf das Einkommen abgestellt wurde. Das Fehlen aller iurisdiktionellen
Rechte scheint eine Tieferbewertung dieses Amtes zur Folge gehabt zu haben.

" Zum vergleich sei das Einkommen einiger Staatsämter angeführt: Schult.
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ftimmte Klaffe war freilich nidjt enbgültig. So würbe bei einer He»

oifion im 3atjre 1,776 bas ©beramt Sdjenfenberg in bie britte Klaffe
3urüdoerferjt.25

d) Der Amtsantritt. Ejatteber neugewählte Sanboogt bie bei»

ben erforberlidjen Amtsbürgen geftellt,26 fo îonnte er am «Ballustag (nadj
neuem Kalenber am te.©ftober) feinen „Auf3ug" halten. 3" früheren
3atjrtjunberten hatte ber Auf3ug eines neuen Sanboogts «Selegenfjeit für
eine impofante, farbenprächtige Demonftration ber bernifdjen Staats»
macht geboten.27 3m 18.3atjrbunbert würbe aus Sparfamfeitsrüdfidj»
ten jebe übertriebene ^eftltcljfeit unterbrüdt. Auf einen Aufmarfdj
aller Amtsangehörigen war fdjon lange Deichtet worben. 1.71,5 würbe

fogar bas Sdjiefjen oerboten, um nicht unnötigerweife puloer 3u oer«

fdjwenben.28 So war ber Auf3ug nur nodj eine oerwaltungstedjnifche
Angelegenheit 3wifdjen bem abtretenben unb bem neuen Sanboogt,
ohne irgenbwie nach aufjenfjin 3utage 3u treten. Hadj genau oorge»
fdjriebenem OTobus würbe bas gefamte 3nijentar, oor allem bie

Büdjer unb militärifdjen Cffeîten, übergeben. Ejaushaltungsgegen»
ftänbe, Dieh unb übliches trat ber weg3iehenbe Sanboogt feinem
Hadjfolger fäuflidj ab. 3n ber bernifdjen Derwaltungsfpradje war
bas ber Amtsfauf.29

heifj ca. 1480 Kronen, Klt-Sdjultbeifj 1055 Kronen, Denner 14U—1711 Kronen,
Ceutfdj Sedelmeifter 1030 Kronen, ein gewöhnliches OTitglieb bes Srofjen Sates
4 OTütt Dinfel. Da3U famen in ein3elnen gälten nodj Sitjungsgelber oon oerfdjiebenen

Kammern, fo 3. B. ber Burger- ober ber Secrues-Cammer, foroie bes ©beren
Cbegeridjtes (150—200 Kronen jährlich) ober ber Ceutfdjen KppeUationsfammer
unb bes Kriegsrates (100—120 Kronen). 3" aüen übrigen Kammern erhielt man

nur ein OTinimum. Unter biefen Umftänben ift es oerftänblidj, roenn bie materieUe

Seite einer Sanboogtei-Derroaltung berart im Dorbergrunb ftanb.
25 Befdjlufj oom 28-/29. OTär3 H76 (Sotes Budj, S. 371 f.).
2« Dorfdjriften über bie Kmtsbürgen im pol.Budj 14, S. 435; ferner OTanbat

oom 20. OTär3 1739 (Caftelener K.-8. K, S. 95 f.).
2' Dgl. bas Kapitel „Die Ejulbigung" ber oorliegenben Krbeit.
28 OTanbat oom 24. Kpril 1713 (Bib. OT. 8. Ill, S. 148).
2» 3" Königsfeiben überliefe ber Kltbofmeifter feinem Kmtsfoüegen trabi-

tionsgemäfj 6 gentner Knfen à 8 Kronen, 3 gentner Sped à 8 Kronen, 4 »Jäfjli
Kpfelfdjnitje à 3 Kronen unb 2 ^äfjli Beeren unb Birnenfdjnitje à 3 Kronen;
bo3u Cutter, Ejeu, Stroh, foroie ben „Klofter3ug" gugoietj) unb bas Sefdjirr
(Königsfeiber OTaterial, S. 130 unb i6i).

Dgl. Krt. „Kmts-Käuff " im Bib. Cib- unb 3nftr.8. II, S. 60. gur Khroid-
lung biefer Sefdjäfte ftanb bem Sanboogt oon Biberftein bas „Berner Ejaus" in
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stimmte Alasse war freilich nicht endgültig. So wurde bei einer
Revision im Jahre i??6 das Bberamt Schenkenberg in die dritte Alasse

zurückversetzt^^
à) Der Amtsantritt. Hatte der neugewählte Tandvogt die beiden

erforderlichen Amtsbürgen gestellt,?« so konnte er am Gallustag (nach

neuem Aalender am 16. Vktober) seinen „Aufzug" halten. In früheren
Jahrhunderten hatte der Aufzug eines neuen Tandvogts Gelegenheit für
eine imposante, farbenprächtige Demonstration der bernischen Staatsmacht

geboten.?? Im t 3. Jahrhundert wurde aus Sparsamkeitsrücksichten

jede übertriebene Festlichkeit unterdrückt. Auf einen Aufmarsch
aller Amtsangehörigen war schon lange verzichtet worden. i.7l,Z wurde
sogar das Schießen verboten, um nicht unnötigerweise Oulver zu
verschwendend» So war der Aufzug nur noch eine verwaltungstechnische
Angelegenheit zwischen dem abtretenden und dem neuen Tandvogt,
ohne irgendwie nach außenhin zutage zu treten. Nach genau vorge-
fchriebenem Modus wurde das gesamte Inventar, vor allem die

Bücher und militärischen Effekten, übergeben. Haushaltungsgegen-
ftände, Vieh und Ähnliches trat der wegziehende Tandvogt feinem
Nachfolger käuflich ab. In der bernifchen verwaltungsfvrache war
das der Amtskaufd»

heiß ca. I48o Rronen, Alt-Schultheiß loss Rronen, venner I4H—l?n Rronen,
Teutsch Seckelmeister 102« Rronen, ein gewöhnliches Mitglied des Großen Rates
4 Mütt Dinkel. Dazu kamen in einzelnen Fällen noch Sitzungsgelder von verschiedenen

Rammern, so z. B. der Burger» oder der Recrues-Tammer, sowie des Vberen
Thegerichtes (150—2«c> Rronen jährlich) oder der Teutschen Appellationskammer
und des Rriegsrates (Ivo—12« Rronen). In allen übrigen Rammern erhielt man

nur ein Minimum. Unter diesen Umständen ist es verständlich, menn die materielle
Seite einer kandvogiei-verwaltung derart im Vordergrund stand.

«s Beschluß vom 2S./2Y. März 1776 (Rotes Buch, S. 27l f.).
e» Vorschriften über die Amtsbürgen im pol.Buch 14, S. 422; ferner Man»

dat vom 2«. März 1,72», (Tastelener A.»B. A, S. YS f.).
« vgl. das Rapitel „Die Huldigung" der vorliegenden Arbeit.
« Mandat vom 24. April 1,71,2 (Bib. M. B. Ill, S. 143).
i» In Rönigsfelden überließ der Althofmeister seinem Amtskollegen tradì»

tionsgemäß 6 Zentner Anken à 8 Rronen, 2 Zentner Speck à 3 Rronen, 4 Fäßli
Apfelschnitze à 2 Rronen und 2 Fäßli Beeren und Birnenschnitze à 2 Rronen;
dazu Futter, Heu, Stroh, sowie den „Rlosterzug" (— Zugvieh) und das Geschirr
(Rönigsfelder Material, S. 12« und 1,61).

vgl. Art. „Amts-Räuff" im Bib. Tid- und Instr.B. II, S. 60. Zur Abwick»

lung dieser Geschäfte stand dem kandvogt von Biberstein das „Berner Haus" in
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2n ben Augen ber Untertanen erfolgte ber Amtsantritt erft mit
bem Aît ber „Cinpräfentation", ber gleichzeitig mit ber entgegen»
nähme ber Ejulbigung ftattfanb. Da trat ber neue Sanboogt oor bie

oerfammelten Untertanen, oerlas 3unädjft ein ihm oom (Srofjen Hat
ausgepeiltes Amtspatent30 unb leiftete bann bem abtretenben Sanb»

oogt ben Cib : Cr fctjwor, ben Hutjen ber Stabt Bern 3U förbern, ihren
Schaben 3U wenben, bie oorgelefenen Cibespunîte 3U halten unb „3U

oerfdjweigen, was 3U oerfdjweigen nöthig ift."31 Hach biefem Aît leg»

ten ihm bie Untertanen ben Untertaneneib ab.

e) Aufgaben bes Sanboogts im ein3elnen.
\. Der Sanboogt als Derwalter ber „policey«Anftal

ten". Die Stellung bes Sanboogts innerhalb ber bernifdjen Derwai«

tungsorganifation unb fein Cinfiufj auf bie Ejaltung ber Untertanen

gegenüber ber obrigfeitlidjen Hegierungspolitif waren oon fo 3en»

traler Bebeutung, bafj wir es nidjt bei ber bisherigen fummarifdjen
Auf3ätjlung feiner pflidjten unb Hedjte bewenben laffen îonnen. 3"
erfter Sinie follen ein3elne befonbers wichtige (Sebiete feiner Amts»

tatigîeit unter bem (Beftdjtspunît ber FraSe beleuchtet werben: tt)ie
weit îonnte ber bernifdje Sanboogt feine Funîtionen feibfttjerrlidj
ausüben, unb wie weit war er einerfeits burdj obrigîeitiidje Crlaffe
unb Sidjerungsmafjnafjmen, anberfeits burdj anerîannte Hedjte ber

Untertanen gebunben?
Die grofje OTadjtbefugnis bes Sanboogtes flammte aus ber Der»

waltung ber „oberen policey«Anftalten". Diefer Begriff umfafjte bie

„©bere policey" an fidj, bann aber audj „bie Ausübung ber lanbes»

herrlichen Hedjten, bie Cjecution ber Sanbesoerorbnungen unb Sanb

OTanbaten".32 Bei allen biefen Aufgaben erliefj Bern bie allgemeinen

Karau 3ur Derfügung (protofoU-Cintragung oom 28. Kpril 1763, S. pr. DD,
S. 357).

»o Dgl. bie Kbfdjrift bes Kmtspatentes im Königsfelber OTaterial, S. 1 f.
si 34 entnehme bie Sdjilberung ber geremonie bem Bb. XIII. 128 ber Mss.

Hist.Helv. ber Berner Stabtbibliotbef foroie einem OTanbat an ben Kommanbanten
oon Karburg oom 28.3uni 1678 (S. OT. 17.181, S. 463). Die Kbfdjrift ber Cibes«

formel befinbet fidj im Bib. Cib« unb 3nftr.8.1, S. i.
»2 Segionbudj 2, i.Ceil, S. 248.
3d} erinnere in biefem gufammentjang nodj einmal an bie Bebeutung, bie

ber Carfadje 3ufam, bafj bie Sanboögte als Srefuttoorgane 3ugleidj in ber oberften
gefetjgebenben Behörbe Sit; unb Stimme hatten. Der Kontaft sroifdjen ber obrig«
feitlidjen Sefetjgebung unb ben Bebürfniffen ber Sanbfdjaft blieb fo ftets gewahrt
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In den Augen der Untertanen erfolgte der Amtsantritt erft mit
dem Akt der „EinPräsentation", der gleichzeitig mit der Entgegen»

nähme der Huldigung stattfand. Da trat der neue kandvogt vor die

versammelten Untertanen, verlas zunächst ein ihm vom Großen Rat
ausgestelltes Amtspatent«« und leistete dann dem abtretenden kand»

vogt den Gid: Gr schwor, den Nutzen der Stadt Bern zu fördern, ihren
Schaden zu wenden, die vorgelefenen Eidesxunkte zu halten und „zu
verschweigen, was zu verschweigen nöthig ist."«- Nach diesem Akt leg»

ten ihm die Untertanen den Untertaneneid ab.

s) Aufgaben des kandvogts im einzelnen.
I. Der kandvogt als Verwalter der „ Oolicey-Anstal-

ten". Die Stellung des Landvogts innerhalb der bernischen verwal»
tungsorganifation und fein Ginfluß auf die Haltung der Untertanen

gegenüber der obrigkeitlichen Regierungspolitik waren von fo zen»

traler Bedeutung, daß wir es nicht bei der bisherigen summarischen

Aufzählung seiner Pflichten und Rechte bewenden laffen können. In
erster Linie fallen einzelne befonders wichtige Gebiete feiner
Amtstätigkeit unter dem Gesichtspunkt der Frage beleuchtet werden: lvie
weit konnte der bernifche kandvogt feine Funktionen selbstherrlich
ausüben, und wie weit war er einerseits durch obrigkeitliche Erlaffe
und Sicherungsmaßnahmen, anderseits durch anerkannte Rechte der

Untertanen gebunden?
Die große Machtbefugnis des kandvogtes stammte aus der Ver»

waltung der „oberen Oolicey-Anstalten". Diefer Begriff umfaßte die

„Bbere Oolicey" an fich, dann aber auch „die Ausübung der landes»

herrlichen Rechten, die Execution der kandesverordnungen und kand
Mandaten".«? Bei allen diefen Aufgaben erließ Bern die allgemeinen

Aarau zur Verfügung (Protokoll-Eintragung vom 2«. April I7SZ, S. Pr. vv,
S. Z27).

'° vgl. die Abschrift des Amtspatentes im ASnigsfelder Material, S. I f.
« Ich entnehme die Schilderung der Zeremonie dem Bd. XIII. 128 der öl«,

lll-r.llelv. der Berner Stadtbibliothek sowie einem Mandat an den Aommandanten
von Aarburg vom 28. Juni IS78 (R. M. 1,7. l«l, S. 462). Die Abschrift der Eidesformel

befindet sich im Bib. Eid- und Instr.B. I. S. >.

« Regionbuch 2, l.Teil, S. 248.

Ich erinnere in diesem Zusammenhang noch einmal an die Bedeutung, die
der Tatsache zukam, daß die kandvögte als Gzekutivorgane zugleich in der obersten

gesetzgebenden Behörde Sitz und Stimme hatten. Der Aontakt zwischen der

obrigkeitlichen Gesetzgebung und den Bedürfnissen der Landschaft blieb so stets gewahrt
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Befehle unb Hidjtlinien. Die ©rganifation jebodj, bie 3ur Ausführung
berfelben getroffen werben mufjte, blieb meiftens gan3 bem Sanboogt
überlaffen. (Berabe bas poli3eiwefen im engern Sinne bilbet ein typi«
fdjes Beifpiel für biefe „(Bewaltentrennung" innerhalb ber bernifdjen
Derwaltung: bie bernifdjen Bebörben legten bie allgemeinen Der»

orbnungen für bie poli3eiorganifation feft. Sie beftimmten audj bie

gabl ber poli3eifunftionäre, prooofen genannt, für jebes ein3elne
Amt, benn jeber prooos bebeutete eine Belaftung ber Staatsfinan3en ;

bas Derfügungsredjt über biefe aber würbe oon ber ©brigfeit um
feinen preis abgetreten. Dem Sanboogt hingegen würbe bie Auswahl
ber Seute, bie FefHegung unb Kontrolle ihrer patrouillengänge, fur3,
bie gefamte ©rganifation im eiu3elnen übertragen.33 3n Ausnahme»
fällen war es ihm geftattet, aus eigener Kompeten3 bie ihm burdj bie

obrigfeitlidjen Crlaffe gefetjten Sdjranfen 3U übertreten unb felb»

ftänbig 3u tjanbeln,34 fo auf bem für bie unteraargauifdjen ümter fefjr
wichtigen «Bebiete ber <Sren3poü3ei unb bei ben OTafjnabmen gegen
frembe Bettler unb Sanbftreidjer (Frembenpolijei). Cine gewiffe 8e=

wegungsfreiheit ©erlangte audj bie bem Sanboogt übertragene Aus»

Übung ber (Befunbbeits» unb Seudjenpoli3ei (plötjlidje Dertjängung
ber fanitarifdjen (Bren3fontrolIe ober gar (Sren3fperre35), ber Bau«

— befamen bodj bie Sanboögte als erfte bie Sdjroierigfeiten unb OTifjftimmungen
ju fpürcn, bie oon überfpannten obrigfeitlichen <Jorberungen herrührten.

ss OTanbate oom 21. Kpril 1708, 6. De3ember 1708, 14-3anuar 1709, 29. Se'
btuat 1754, 6. ©ftober 1785 u.a.

3» 1739 erhielt ber Sanboogt oon Sdjenfenberg ben Befehl, bie Sren3poÜ3ei
nadj eigenem Crmeffen 3U oerftärfen, ba Sefabr beftanb, bafj maffenfjaft Deferteure
aus bem fridtal bie Sren3e 3U überfdjreiten oerfudjten. Die Durchführung einer

ähnlichen Sidjerheitsmafjnabme blieb bemjenigen oon Biberftein freigefteUt (OTanbat

oom 13. OTär3 1739; Bib. OT. 8. IV, S. 207 f.).
Kudj bie Deranftalrung oon Bettlerjagben fönnte ber Sanboogt aus eigener

3nitiatioe oorfebren, nur hatte er bie benadjbarten KmtsfoUegen oorber 3u benach-

richtigen unb nachher ben Derlauf nadj Bern 3U rapportieren (OTanbat oom

30.3uni 1727; Bib. OT.8. Ill, S.493f.). Seit 1754 fönnte er fogar bie bei biefer
Selegenbeit ergriffenen fofort felbft aburteilen (Kusroeifung, ©hrenfdjtitjen,
groangsarbeit), roährenb er früher nur bie Unterfudjung 3ufjanben ber obrigfeitlidjen

Bebörben burdjfütjrte (OTanbate oom 30. OTär3 1699, 8ib. OT. 8. II,
S. 669 ff.; »om 29. Sooember 1754, Sebr. OT. 8. 5 Sr. io; unb oom 6. ©ftober
1785, OT.8. 28, S. 376 ff.).

85 Sanitätsroefen, 18.3abrbunbert, Kften Sr. 39, Ko. 1773 ff. ferner OTanbat

oom 6.Sooember 1721 (Bib. OT.8. Ill, S.387).
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Befehle und Richtlinien. Die Organisation jedoch, die zur Ausführung
derselben getroffen werden mußte, blieb meistens ganz dem Landvogt
überlassen. Gerade das Polizeiwesen im engern Sinne bildet ein typisches

Beispiel für diefe „Gewaltentrennung" innerhalb der bernischen

Verwaltung: die bernischen Behörden legten die allgemeinen
Verordnungen für die Polizeiorganisation fest. Sie bestimmten auch die

Zahl der Polizeifunktionäre, provofen genannt, für jedes einzelne
Amt, denn jeder Provas bedeutete eine Belastung der Staatsfinanzen;
das verfügungsrecht über diefe aber wurde von der Gbrigkeit um
keinen preis abgetreten. Dem Landvogt hingegen wurde die Auswahl
der Leute, die Festlegung und Kontrolle ihrer Patrouillengänge, kurz,
die gesamte Organisation im einzelnen übertragend« In Ausnahmefällen

war es ihm gestattet, aus eigener Kompetenz die ihm durch die

obrigkeitlichen Erlasse gesetzten Schranken zu übertreten und
selbständig zu handeln,«* so auf dem für die unteraargauifchen Ämter sehr

wichtigen Gebiete der Grenzpolizei und bei den Matznahmen gegen
fremde Bettler und Landstreicher (Fremdenpolizei). Eine gewisse

Bewegungsfreiheit verlangte auch die dem kandvogt übertragene
Ausübung der Gesundheits- und Seuchenpolizei (plötzliche verhängung
der sanitarifchen Grenzkontrolle oder gar Grenzsperre^), der Bau-

— bekamen doch die kandvögte als erste die Schwierigkeiten und Mißstimmungen
zu spüren, die von überspannten obrigkeitlichen Forderungen herrührten,

Mandate vom 21. April 1.708, 6. Dezember 1.708, >q. Januar 1709, 29.
Februar I.7S4, s. Vktober 1785 u.a.

s« I759 erhielt der kandvogt von Schenkenberg den Befehl, die Grenzpolizei
nach eigenem Ermessen zu verstärken, da Gefahr bestand, daß massenhaft Deserteure
aus dem Fricktal die Grenze zu überschreiten versuchten. Die Durchführung einer

ähnlichen Sicherheitsmaßnahme blieb demjenigen von Biberstein freigestellt (Man»
bat vom 15. März 1759; Bib. M.B. IV, S. 20?f.).

Auch die Veranstaltung von Bettlerjagden konnte der kandvogt aus eigener

Initiative vorkehren, nur hatte er die benachbarten Amtskollegen vorher zu
benachrichtigen und nachher den Verlauf nach Bern zu rapportieren (Mandat vom

Z«.Juni 172?; Bib. M.B. III, S.492s.). Seit I75q konnte er sogar die bei dieser

Gelegenheit Ergriffenen sofort selbst aburteilen (Ausweisung, Bhrenschlitzen,
Zwangsarbeit), während er früher nur die Untersuchung zuhanden der obrigkeitlichen

Behörden durchführte (Mandate vom 2«. März 1699, Bib. M.B. II,
S. 669 ff.; vom 29. November 172«, Gedr. M. B. 2 Nr. 1«; und vom 6. Vktober
,782, M.B. 28, s. 276 ff.).

»s Sanitätswesen, 18. Jahrhundert, Akten Nr. 29, Ao. 1772 ff. Ferner Mandat

vom 6.November 1721 (Bid. M.B. III, S.287).
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polijei38 unb ber Feuerpoli3ei.37 OTetjr nur ausführenbes Derwaltungs»

organ bagegen war er auf bem (Sebiet ber IDirtfdjaftspoli3ei (OTan=

bate über ben (Setreibetjanbel, ben Sal3hanbel, ben Dietjtjanbel, ufw.,
Kontrolle ber OTafje unb (Bewidjte u. a. m.). Bei Crlebigung oon

polijeilidjen Aufgaben im gott» unb OTilitärwefen fdjliefjlidj war er
ben Funftionären ber betreffenben Derwaltung lebiglidj 3ur Unter«

ftüijung beigegeben; in foldjen Fällen hatte er beren Anorbnungen
aus3ufübren.39 Cine leijte Pflidjt bes Sanboogts gehörte in bas (Be=

biet ber Sidjertjeitspoli3ei: es war bie „(8efangenen»Derwabrung".39
IDenn bie Aufgaben polt3eilidjen Charafters, weldje bie ©brig«

feit ihren Sanboögten 3ur Crlebigung übertrug, audj redjt mannig«

faltig waren, fo gab es bennodj unterneljmenbe Amtleute, bie aus

eigener 3nitiatioe nodj weitergingen unb felbft poli3etliche Der»

orbnungen erliefjen. UJir haben bereits ben Crlafj oon Feuerorbnun»

gen erwähnt; ein anberes Beifpiel biefer Art ift eine Derorbnung bes

Senjburger Sanboogtes oom 28.3uni 1782, laut welcher es ben Cltern
oon Subr bei ftrenger Strafe oerboten war, Kinber unter adjt 3<mren
über bie „Schwelle" gehen 3u laffen, ba auf biefe Art fdjon mehrere

Unglüdsfälle oorgefommen waren.40

2. Der Sanboogt als Derwalter bes OTilitär«
wefens. „Der Amtsmann beforgt bas OTilitärwefen."41 DieAufgaben,

m Beifpiel: Schreiben bes Sen3burger Sanboogts an feine Seridjtsunteroögte
über bie Crteilung oon ^euerftatt-BeroiUigungen oom 4- Kpril 1778 (Befehle,
S. 128 ff.).

« Durch OTanbat oom 6. OTär3 1781 rourbe ben Sanboögten freigefteUt, nadj
eigenem Sutbünfen für ihr Kmt eine „^euerorbnung" 3U erlaffen. 3" biefem Sa&
roaren fie audj für bie Kusfübrungsbeftimmungen 3uftänbig (OT. B. 28, S. 639 ff-)-

»s goUroefen: Befdjlufj oom 7. Sooember 1666 (S. OT. 17.154, S. 160).

OTilitärroefen : Bei OTufterungen ftanb bie poli3eigeroalt ben Sanbmajoren
„unter ber Direction bes Kmtmanns" 3U (Derfür3te 3nftruction für bie Sanb-OTajo-

ren oom 1. Februar 1770, Krt. 87. Bib. OT.8. V, S. 55 ff.). Durch OTanbat bes

Kriegsrates oom 19.3anuar 1784 rourbe biefe unflare Beftimmung babin erläutert,

bafj ber Sanbmajor <Çeblbare aburteilen unb fie aisbann bem Kmtsmann 3ur
Beftrafung überroeifen foUte (Bib. OT.8. VI, S.4lf.).

»• Der Sanboogt bürfte Seute, „bie um OTalefi3 unb OTiffetbättger Sachen willen

gefangen fitjen", nicht freilaffen, beoor nidjt ber Cntfdjeib oon Bern eingetroffen

ober ihre llnfcbulb flar erroiefen roar. €ib«Krtifel bes Kmtsmanns. Bib. Cib«
unb 3nftr.8., S. 2).

« Befehle II, S. l ff.
« Segionbudj 6.

39

Polizei«« und der Feuerpolizei.«? Mehr nur ausführendes Verwaltungsorgan

dagegen war er auf dem Gebiet der Wirtfchaftspolizei (Mandate

über den Getreidehandel, den Salzhandel, den Viehhandel, ufw.,
Rontrolle der Maße und Gewichte u.a.m.). Bei Grledigung von

polizeilichen Aufgaben im Zoll- und Militarwefen fchließlich war er
den Funktionären der betreffenden Verwaltung lediglich zur
Unterstützung beigegeben; in solchen Fällen hatte er deren Anordnungen
auszuführen.«« Gine letzte Pflicht des Tandvogts gehörte in das
Gebiet der Sicherheitspolizei: es war die „Gefangenen-Verwahrung".««

Venn die Aufgaben polizeilichen Charakters, welche die Vbrigkeit

ihren Tandvögten zur Grledigung übertrug, auch recht mannigfaltig

waren, fo gab es dennoch unternehmende Amtleute, die aus

eigener Initiative noch weitergingen und selbst polizeiliche
Verordnungen erließen. Wir haben bereits den Grlaß von Feuerordnungen

erwähnt; ein anderes Beispiel dieser Art ist eine Verordnung des

Tenzburger Tandvogtes vom 28. Juni »732, laut welcher es den Gltern
von Suhr bei strenger Strafe verboten war, Rinder unter acht Iahren
über die „Schwelle" gehen zu laffen, da auf diese Art schon mehrere

Unglücksfälle vorgekommen waren."
2. Ver kandvogt als Verwalter des Militärwesens.

„Der Amtsmann besorgtdas Militärwesen."" Die Aufgaben,

« Beispiel: Schreiben des kenzburger kandvogts an seine Gerichtsuntervögte
Uber die Erteilung von Feuerstatt-Bewilligungen vom 4-April 1778 (Befehle,

S.,28ff.).
« Durch Mandat vom e. März i?8l wurde den kandvögten freigestellt, nach

eigenem Gutdünken für ihr Amt eine „Feuerordnung" zu erlassen. In diesem Fall
waren sie auch für die Ausführungsbestimmungen zuständig (M. B. 28, S. KS9 ff.).

« Zollwesen: Beschluß vom November zees (R. M. l,?. isq, S. ies).
Militärwesen: Bei Musterungen stand die polizeigewalt den kandmajoren

„unter der Direction des Amtmanns" zu (verkürzte Instruction für die kand-Majo-
ren vom l. Februar l?7«, Art. 37. Bib. M.B. V, S. 55ff.). Durch Mandat des

Ariegsrates vom ly. Januar l?84 wurde diese unklare Bestimmung dahin erläutert,

daß der kandmajor Fehlbare aburteilen und sie alsdann dem Amtsmann zur
Bestrafung Uberweisen sollte (Bib. M.B. VI, S.q, f.).

» Der kandvogt durfte keute, „die um Malefiz und Missethätiger Sachen willen

gefangen sitzen", nicht freilassen, bevor nicht der Entscheid von Bern eingetroffen

oder ihre Unschuld klar erwiesen war. Eid-Artikel des Amtsmanns. Bib. Eid»
und Instr.B., S. 2).

« Befehle II. S. l ff.
« Regionbuch e.
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bie bem Sanboogt aus biefer Funîtion erwudjfen, waren nidjt fo weit«

tragenb, wie biejenigen ber „oberen poIicey=Anftalten" ; fie waren
burdj obrigfeitlidje Crlaffe genauer umfdjrieben, aber trotjbem oon
grofjer IDidjtigfeit. Cin eigentlidjes militärifdjes Kommanbo oon
Amtes wegen befafj ber Sanboogt nicht.42 Seine militärifdjen Pflidj«
ten befdjränften fidj besljalb auf bie abminiftratioe Catigîeit.43 Diefe
läfjt fidj in brei grofje Aufgabengebiete gliebern:

I,. Sicherung ber OTannfchaftsbeftänbe: 3m bernifdjen Staat war
wohl prin3ipiett jeber bienftpflidjtig; es würben aber nur bie

etatmäfjigen Beftänbe einberufen, b. tj. beim Ausfdjeiben eines

Aus3ügers würbe einfach ein Hadjfolger beftimmt. Diefe Auf»
gäbe war bem Sanboogt übertragen. ^bxe Crlebigung erfor»
berte bie Füljnmg oon 3wei Siften: eine Sifte über bie in ben

Kompagnien eingeteilten Untertanen unb eine Sifte über ben

fog. „Überfdjufj". Beibes war Sache ber Dorf»Dorgeferjten unb
bes prebifanten. Die Koorbinierung unb Überwachung biefer
Kontrolle jebodj oblag bem Sanboogt.44

3m gufammentjang mit ber Sicherung ber OTannfdjafts»
beftänbe würbe bem Sanboogt bie Ausführung ber OTafjnatjmen
gegenüber bem unerlaubten Heislauf übertragen. Cr hatte

genaue Siften über bie im Auslanb weilenben Untertanen 3u

führen; bei ihrer Hudîetjr mufjten ihm biefe Hedjenfdjaft über

ihre «Xätigfeit in ber Frembe ablegen.45 gubem hatte er bie
IDerber 3U fontrollieren. Bei burdj3iebenben OTannfdjaften

« Die meiften Sanboögte hatten jebodj als Berner Burger ©ffi3iersrang.
Selbft im KriegsfaU burften fie jebodj ibien 3ioiIen poften erft auf ausbrüdlidjen
Befehl bes Kleinen Sates, bes Kriegsrates ober bes Senerals oerlaffen (OTanbat
oom 30. OTär3 1768, OT. B. 22, S. 418 f.).

« Cr übte feine militärifdjen Befugniffe in ber gan3en Sanboogtei, alfo audj
in ben Ejerrfdjaften aus. 3n biefen hatte er aber mititärifdje Crlaffe oermittelft
ber Ejerrfdjaftsherren 3U ooU3ieben (^eftfteUung ber Ejerrfdjaftsherren im 3abre
1752. Sen3burger K.-8. K, S. 189).

« Cr hatte barüber jeroeilen auf OTartini bem Kriegsrat Sedjenfdjaft ab3u-
legen. OTanbate oom 3. OTai 1706 (Bib. OT. 8. II S. 744) unb oom 30. Kpril 1757

(Bib. OT. 8. IV, S. 53i). 3n Derbinbung mit biefen genannten pflidjten ftanb bas

Dorfdjlagsredjt bes Sanboogts bei ber Seubefetumg oon EjauptmannsfteUen: er
hatte aUfäUige Kanbibaten oor3ufdjIagen unb 3ugleidj einen Sapport über ihre im
Kuslanb geleifteten Kriegsbienfte aus3ufteUen (OTanbat oom 30. Kpril 1757, 8ib.
OT.B. IV, S. 531 f.).

« OTanbat oom 3l.De3ember 1743 (Bib. OT. 8. IV, S. 309).
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die dem kandvogt aus dieser Funktion erwuchsen, waren nicht so

weittragend, wie diejenigen der „oberen Oolicey-Anstalten" ; sie waren
durch obrigkeitliche Erlasse genauer umschrieben, aber trotzdem von
großer Wichtigkeit. Ein eigentliches militärisches Kommando von
Amtes wegen besaß der kandvogt nichts Seine militärischen Pflichten

beschränkten fich deshalb auf die administrative Tätigkeit.*« Diefe
läßt sich in drei große Aufgabengebiete gliedern:

». Sicherung der Mannschaftsbestände: Im bernischen Staat war
wohl prinzipiell jeder dienstpflichtig; es wurden aber nur die

etatmäßigen Bestände einberufen, d. h. beim Ausscheiden eines

Auszügers wurde einfach ein Nachfolger bestimmt. Diefe Aufgabe

war dem kandvogt übertragen. Ihre Erledigung erforderte

die Führung von zwei Listen: eine kiste über die in den

Kompagnien eingeteilten Untertanen und eine kiste über den

sog. „Überschuß". Beides war Sache der Dorf-Vorgesetzten und
des Oredikanten. Die Koordinierung und Überwachung dieser
Rontrolle jedoch oblag dem kandvogt."

Im Zusammenhang mit der Sicherung der Mannschafts-
bestände wurde dem kandvogt die Ausführung der Maßnahmen
gegenüber dem unerlaubten Reislauf übertragen. Er hatte

genaue kisten über die im Ausland weilenden Untertanen zu

führen; bei ihrer Rückkehr mußten ihm diese Rechenschaft über

ihre Tätigkeit in der Fremde ablegen.^ Zudem hatte er die

Werber zu kontrollieren. Bei durchziehenden Mannschaften

« Die meisten kandvögte hatten jedoch als Berner Burger Wffiziersrang.
Leibst im Kriegsfall durften sie jedoch ilzien zivilen Posten erst auf ausdrücklichen
Befehl des Kleinen Rates, des Kriegsrates oder des Generals verlassen (Mandat
vom Z0. März 1,768, M.B. 22, S. 41,8 f.).

« Er übte seine militärischen Befugnisse in der ganzen kandvogtei, also auch

in den Herrschaften aus. In diesen hatte er aber militärische Erlasse vermittelst
der Herrschaftsherren zu vollziehen (Feststellung der Herrschaftsherren im Jahre
,752. kenzburger A.-B. K, S. 1,8?).

" Er hatte darüber jeweilen auf Martini dem Kriegsrat Rechenschaft
abzulegen. Mandate vom Z.Mai 1706 (Bib. M. B. II S. 744) und vom so. Avril 1757

(Bib. M. B. IV, S. 5Zi). In Verbindung mit diesen genannten Pflichten stand das

vorschlagsrecht des kandvogts bei der Neubesetzung von Hauptmannsstellen: er
hatte allfällige Kandidaten vorzuschlagen und zugleich einen Rapport über ihre im
Ausland geleisteten Kriegsdienste auszustellen (Mandat vom Zo. April 1757, Bib.
M.B. IV. S. 551 f.).

<° Mandat vom ZI. Dezember i?4Z (Bib. M. B. IV, S. zog).
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fottte er feftftellen, ob nidjt bernifdje Untertanen mitangewor»
ben worben waren. Angeworbene Heîruten waren ihm 3U mei»
ben.46 Anberfeits übergab er unerwünfdjte demente bireît
ben Oerbern.47

2. Derwaltung unb Kontrolle bes Kriegsmaterials: Der Sanb»

oogt war für bie „auf ben ©berîeitlidjen Sdjlöfferen unb Ejäu»

feren fidj befinblidje Armatur, OTunition unb Kriegsgerätb»
fdjafft" oerantwortlidj.48 3km oblag aber audj bie Kontrotte
über bie perfönlidje Ausrüftung ber Solbaten, foweit fie nidjt
burdj militärifdje 3nftan3en ausgeübt würbe.49

5. Aufgaben bei (Eruppenaufgeboten: Auf Dorfdjlag bes Sanb«

majors legte ber Sanboogt bas Datum ber regulären OTufte«

rungen feft.50 Seine Anwefentjeit bei biefen Übungen war „er»
wünfdjt".51 Cr erteilte bie (Benetjmigung 3ur Cintreibung ber

Bufjen, bie bei biefem Aniafj gefällt würben.52 Ungetjorfam
war ihm 3U melben.53 Anberfeits urteilte er audj in Fetten
oon militärifdjen Befdjwerben ber Untertanen als erfte 3n'
ftau3 in fummarifchem Derfahren (Appettationsmoglidjîeit an
ben Kriegsrat).54

Bei einem friebensmäfjigen «Xruppen3ufammen3ug („Hen»
be3=oous") im 3anuar l708 i" gofingen erhielten bie Sanb»

oögte ben Befehl, für ben Abmarfdj ber Cruppen „bie amtltdie
ï^anb 3U bieten", ben OTannfdjaften „ernftlidj 3u inftnuieren",
fidj ridjtig ausgerüftet bereit 3u halten, unb ben (Bemeinben 3U

«« OTanbat oom 15. Februar 1735 (8ib. OT. B. IV, S. 9 ff.).
« OTanbat oom 6. September 1701 (8ib. OT. 8. n, S. 611 ff.).
«s 3nftruftion ber Kmtsleute (8ib. Cib- unb 3nftr.8. II, S. 84 f.).
«» So harte ber Sanboogt Untertanen, bie ihre OTontur oerfauft hatten, 3U

beftrafen (OTanbat oom 10. Februar 1729, 8ib. OT. B. III, S. 520 ff.) ober bie ©ua»
lität ber patronentafdjen 3u prüfen, bie an bie Dienftpflidjtigen 3um Derfauf
gelangten (OTanbat com 23. OTai 1735, Bib. OT. 8. IV, S. 2\ f.).

so Krt. 33 ber „Derfür3ten«" unb Krt. 19 ber „Kusgebebnten 3nftrucrion für
bie Ej.Sanb OTajoren" (8ib. OT. 8.V, S. 61 unb 72). Cnt3tg bie jährliche Ejaupt»

mufterung rourbe oom Kriegsrat angefeijt (Krt. 17 ber „Kusgebebnten 3rtftruc«
tion ...«, 8ib. OT. 8. V, S. 69 f.).

m OTanbat oom io. Februar 1729 (Bib. OT. 8. Ill, S. 521).
« Krt. 183 ber „Kusgebehnten 3nftrurtion..." (8ib. OT.8.V, S. 136).
«s Krt. 69 ber „Kusgebehnten 3nftruction..." (8ib. OT. 8.V, S. 82 f.) unb

Krt. 12 ber „Crneuroerten Sdjürjenorbnung 1727" (8ib. OT.8.IV, S. 614 f.).
m OTanbat com 5.3anuar 1789 (Bib. OT. 8. VI, S.292).

9l
follte er feststellen, ob nicht bernische Untertanen mitangeworben

worden waren. Angeworbene Rekruten waren ihm zu
melden.« Anderseits übergab er unerwünschte Elemente direkt
den Werbern.*?

2. Verwaltung und Kontrolle des Kriegsmaterials: Der Landvogt

war für die „auf den Gberkeitlichen Schlöfseren und Hau-
feren sich befindliche Armatur, Munition und Kriegsgeräth-
fchafft" verantwortlich.*» Ihm oblag aber auch die Kontrolle
über die persönliche Ausrüstung der Soldaten, soweit sie nicht
durch militärische Instanzen ausgeübt wurde.*"

I. Aufgaben bei Truppenaufgeboten: Auf Vorschlag des Land-

majors legte der Landvogt das Datum der regulären
Musterungen fest.«« Seine Anwesenheit bei diesen Übungen war
„erwünscht".^ Tr erteilte die Genehmigung zur Tintreibung der

Bußen, die bei diefem Anlaß gefällt wurden.^ Ungehorsam
war ihm zu meldend» Anderseits urteilte er auch in Fällen
von militärischen Beschwerden der Untertanen als erste

Instanz in summarischem Verfahren (Appellationsmöglichkeit an
den Kriegsrat)d*

Bei einem friedensmätzigen Truppenzusammenzug („Ren-
dez-vous") im Januar i?08 in Zofingen erhielten die Land-
vögte den Befehl, für den Abmarsch der Truppen „die amtliche
Hand zu bieten", den Mannschaften „ernstlich zu insinuieren",
sich richtig ausgerüstet bereit zu halten, und den Gemeinden zu

«» Mandat vom 12. Februar ,722 (Bib. M.B.IV, S.yff.).
« Mandat vom e. September 1?0I (Bib. M.B.II, S. eu ff.).
« Instruktion der Amtsleute (Bib. Eid» und Instr.B. II, S. «4 f.).
<» So hatte der kandvogt Untertanen, die ihre Montur verkauft hatten, zu

bestrafen (Mandat vom 10. Februar 172«, Bib. M. B. III, S. S20 ff.) oder die Tua-
lität der Patronentaschen zu prüfen, die an die Dienstpflichtigen zum verkauf
gelangten (Mandat vom 22. Mai i,?ss, Bib. M. B. IV, S. 2!, f.).

°° Art. ss der „verkürzten-" und Art. lg der „Ausgedehnten Instruction für
die H.kand Majoren" (Bib. M.B. V, S. 61 und 72). Sinzig die jährliche
Hauptmusterung wurde vom Ariegsrat angesetzt (Art. l? der „Ausgedehnten Instruction

...", Bib. M. B. V, S. 69 f.).
« Mandat vom io. Februar ,729 (Bib. M. B.III, S. S2l).
» Art. 182 der „Ausgedehnten Instruction..." (Bib. M.B.V, S. 126).
«> Art. 69 der „Ausgedehnten Instruction..." (Bib. M.B.V. S. 82f.) und

Art. 12 der „Grneuwerten Schützenordnung 172?" (Bib. M.B.IV. S. eiq f.).
« Mandat vom 2.1«nuar l?89 (Bib. M.B. VI, S.292).
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oerorbnen, eine beftimmte Anjaljl oon prooiantwagen 3U fiel»
len. Ferner mufjte ber Sanboogt oon Biberftein für eine Kom»

pagnie, bie 3wei Cage in Aarau ftationiert war, pro Cag too
Hationen Brot liefern.55

Drohten îriegerifdje Derwidlungen, fo oergröfjerte fich bie

Derantwortung bes Sanboogtes: aisbann lag ihm nicht nur bie

Durchführung fämtlidjer OTobilmadjungsmafjnaljmen bis 3um
Aufmarfdj ber bernifdjen Armee ob, fonbern er hatte audj fo»

fort einen prooiforifdjen (Bren3fdjutj fowie ben Späher» unb

Spionagebienft 3U organifieren.58

3. Der Sanboogt als Derwalter ber „Criminal An
flatten ". Cine befonbere Cigenart ber Stellung eines bernifdjen Sanb»

oogtes war bie Derbinbung oon Aufgaben als ausfütjrenbes Dermal»

tungsorgan mit richterlichen Befugniffen. „Dem ©beramt gehören bie

Ejofjen (Berichte, als bie Beforgung ber Criminal=Anftalten, fowie audj
bie Hiebere (Seridjtsbarfeit in Cioil» unb Hieberen poli3eifadjen." So

umfdjreibt Denner Hyfjiner bie richterlichen Kompeteu3en bes Com»

manbanten oon Aarburg.57 Diefe Formulierung ift nun freilich, was
bie „CriminaI»Anftalten" anbetrifft, nur bebingt ridjtig. Die Ab»

urteilung in Criminal» ober, wie es in 3eitgenöffifdjen Aften oft
beifjt, in OTalefirjfätten war nämlich im Staate Bern ber ©brigfeit
oorbetjalten.58 Der Sanboogt hatte lebiglidj bie gefamte Unterfudjung

" OTanbat oom 30. Desember 1707 (Bib. OT. 8. II, S. 781 f.). 3m 2. Dill-
mergerfrieg rourben bie Sanboögte ebenfaUs 3ur Derprooiantierung ber Cruppc
herangesogen. Sie rourben 3U biefem groed bireft ben „prooiantmeiftern" bei
Krmee unterfteUt (OTanbat oom 27. 3uni 1712, OT.8. u, S. 599).

5« OTanbat oom il.3anuar j708 anläfjlidj bes Seuenburger Konfliftes
(Bib.OT.B. III, S. if.) unb OTanbat oom 4. Kpril 1764 anläfjlidj brobenber Un-
ruhen in Su3ern (Sdjuhmacherpro3efj) (OT.8. 21, S. 302 ff.).

« Segionbudj 5, S. 125 f.
s« Der Kusbrud „Criminale" tauchte erft im 18.3abrbunbert auf; oorber

roar bie Bejeidjnung „OTalefitj" aügemein gebräudjlidj. Dafj bie beiben Begriffe
gfeicbjufetjen finb, 3eigt folgenber Kbfdjnitt aus ber „Seuen Bufjenorbnung", 1721.

Krt. 6: Die OTalefitj» ober Criminal-Bufjen roerben, ba biefe 3ubicatur ber h- ©ber«
feit oorbefjalten ift, gan3 3U beren Ejanben be3ogen (Sebr. OT. 8. 7 Sr. 27, S. 1 ff.).
„OTalefiij'Sacben" roaren fdjroere Derbredjen, beren Kburteilung Bern „unter
Berufung auf bas .faiferlidje Sedjt'" als „Sanbfriebensfdjurj" beanfprudjte (Sennefahrt

III, S. 22). Dodj fehlte eine genaue Umfdjreibung bes Begriffs. KUgemein
rourben barunter oerftanben: OTorb, ^älfdjungen (OTardjfteinoerferjungen, OTifj-

?2

verordnen, eine bestimmte Anzahl von Oroviantwagen zu stellen.

Ferner mußte der Landvogt von Biberstein für eine
Kompagnie, die zwei Tage in Aarau stationiert war, pro Tag loci
Rationen Brot liefernd^

Drohten kriegerische Verwicklungen, so vergrößerte sich die

Verantwortung des Landvogtes: alsdann lag ihm nicht nur die

Durchführung sämtlicher Mobilmachungsmaßnahmen bis zum
Aufmarsch der bernischen Armee ob, sondern er hatte auch

sofort einen vroviforifchen Grenzschutz sowie den Späher- und
Spionagedienst zu organisierend«

Z. Der Landvogt als Verwalter der „Triminal-An-
stalten". Tine besondere Eigenart der Stellung eines bernischen
Landvogtes war die Verbindung von Aufgaben als ausführendes
Verwaltungsorgan mit richterlichen Befugnissen. „Dem Gberamt gehören die

Hohen Gerichte, als die Besorgung der Triminal-Anstalten, sowie auch

die Niedere Gerichtsbarkeit in Tivil- und Niederen Oolizeifachen." So

umschreibt venner Ryhiner die richterlichen Kompetenzen des
Tommandanten von Aarburgd? Diese Formulierung ift nun freilich, was
die „Triminal-Anstalten" anbetrifft, nur bedingt richtig. Die
Aburteilung in Triminal- oder, wie es in zeitgenöffifchen Akten oft
heißt, in Malefitzfällen war nämlich im Staate Bern der Gbrigkeit
vorbehaltend» Der Landvogt hatte lediglich die gesamte Untersuchung

« Mandat vom 20, Dezember ,7U7 (Bib. M. B. II, S. 78>f.). Im 2. vili-
mergerkrieg wurden die kandvögte ebenfalls zur verxroviantierung der Truppe
herangezogen. Sie wurden zu diesem Zweck direkt den „proviantmeistern" der

Armee unterstellt (Mandat vom 27. Juni I?l2, M.B. il, S. ögy).
5« Mandat vom II. Januar i?os anläßlich des Neuenbürg« Konfliktes

(Bib.M.B. III, S. if.) und Mandat vom 4. April, 764 anläßlich drohender Un.
ruhen in kuzern (Schuhmacherxrozeß) (M. B. 21, S. Z«2 ff.).

" Regionbuch s, S, I2S f,
5» Der Ausdruck „Triminale" tauchte erst im IS. Jahrhundert auf; vorher

war die Bezeichnung „Malefirz" allgemein gebräuchlich. Daß die beiden Begriffe
gleichzusetzen sind, zeigt folgender Abschnitt aus der „Neuen Bußenordnung", i?2l,
Art. 6: Die Malefitz» oder Triminal-Bußen werden, da diese Iudicatur der h. Vber-
keit vorbehalten ist, ganz zu deren Händen bezogen (Gedr. M. B. 7 Nr. 27, S. I ff.).
„MalefitZ'Sachen" waren schwere verbrechen, deren Aburteilung Bern „unter Le-
rusung auf das .kaiserliche Recht'" als „kandfriedensschutz" beanspruchte (Renne-
fahrt III, S. 22). Doch fehlte eine genaue Umschreibung des Begriffs. Allgemein
wurden darunter verstanden: Mord, Fälschungen (Marchsteinversetzungen, Miß.



93

burdj3uführen. Die Aften, bie fog. „Criminal»procebur", würben

barauf nadj Bern gefdjidt. Die ©brigîeit fällte bas «Xobesurteil unb

ftellte biefes famt ben Aften wieberum bem Sanboogt 3U. Diefer hatte
aisbann einen „Sanbtag" Blutgeridjt) ein3uberufen. Cr übernahm
beffen Dorfitj er officio. Hadj genau oorgefdjriebener geremonie würbe
bas obrigfeitlidje Urteil eröffnet59 unb barauf ber Angeflagte unter

Auffidjt bes Sanboogts hingerichtet.60 Für bas gan3e Derfatjren erhielt
ber Sanboogt eine genau feftgefetjte Cntfdjäbigung.61 Die Aften blie«

ben alle beim ©beramt.62 Coentuette Begnabigungsgefudje hatte ber

Sanboogt entgegen3unetjmen, 3U begutadjten unb bann weiter3ulei»
ten.63

4. Der Sanboogt als Derwa It er ber nieberen (Berichte.
Auch ber (Srunbfatj „Die nieberen (Beridjte in poli3ei» unb Cioil«
fadjen finb bem ©beramt 3uftänbig"64 entfpridjt in feiner fnappen
Formulierung nidjt unbebingt ben Catfadjen. Der Sanboogt war in
ber nieberen Hedjtfpredjung ebenfalls nur 3"ftan3» freilich 3entrale

3nftan3« (Brunbfätjlidj würben bie Hedjtsfätte ber nieberen (Berichts»

barîeit in Cioil» unb in Freoelfadjen eingeteilt. Der 3"ftan3engang
war je nadjbem oerfdjieben.

Die Hedjtfpredjung in Cioil« (b. tj. oermögensredjt«
Iidjen) Sachen: Unterfte 3nfian3 maren bie nieberen (Berichte.

Diefe waren nidjt nadj ©berämtern, fonbern nadj (Beridjtsbe3irfen

Sehnten), Diebftabl (bei gröfjerem U3ert), Derrat, Saub unb Branbftiftung, Sot-
3ucbt, Ketjerei, u. a. (ogt. Sennefahrt III, S. 36 ff.).

5» Dgl. unten Kapitel: Das Sanbgeridjt.
eo OTutadj, Samuel: Subftanrjlidjer Unberridjt Don Seridjts- unb Sedjts-

Sadjen (Sehr. OT. 8. io Sr. 6, S. 224 ff.).
« Die Seridjtsfoften rourben burdj bie „Smolumenten-Carife" geregelt. 3n

ber Kusgabe oon 1773/74 lautet Kap. VIII; „3n fiscal« unb Criminal»Sadjen
fönnen nadjfolgenbe emolument erhoben roerben": Suv jebe Information", bie

ber Sanboogt auf3unefjmen hat, i Sulben. Snx jebes „Cramen", bas er mit bem

Sefangenen burdjfübren mufj, 2 Sulben. Bei Confrontationen für jebe perfon, bie
bem Sefangenen confrontiert unb beren Kusfage niebergefdjrieben roirb, l Sulben.

Süt bie Sefangenferjung unb bie Cntlaffung aus ber Sefangenfdjaft je —.7.2.
fDährenb ber Ejaft be3iebt ber Sichter pro Cag —.7.2 als Cntfdjäbigung für bie

Derpflegung. OT. B. 24—26. (ïïlan beachte, bafj in biefem amtlidjen Crlafj für ben

Sanboogt audj ber Kusbrud „Sidjter" oerroenbet roirb.)
«2 OTanbat oom 1. Kpril 1783 (Crmahnung). OT.8.28, S. 52.

» OTanbat oom 19. Kuguft 1788. 8ib. OT.B. VI, S. 279.
«< Segionbudj 6.
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durchzuführen. Die Akten, die fog. „Triminal-Orocedur", wurden

darauf nach Bern geschickt. Die Gbrigkeit fällte das Todesurteil und

stellte dieses samt den Akten wiederum dem Tandvogt zu. Dieser hatte
alsdann einen „Landtag" (— Blutgericht) einzuberufen. Tr übernahm
deffen vorfitz ex officio. Nach genau vorgeschriebener Zeremonie wurde
das obrigkeitliche Urteil eröffnet^ und darauf der Angeklagte unter

Aufsicht des Landvogts hingerichtet.«» Für das ganze Verfahren erhielt
der Landvogt eine genau feftgefetzte Entschädigung.«^ Die Akten blieben

alle beim Gberamt.«? Eventuelle Begnadigungsgesuche hatte der

kandvogt entgegenzunehmen, zu begutachten und dann weiterzuleiten.««

q. Der Landvogt als Verwalter der niederen Gerichte.
Auch der Grundsatz „Die niederen Gerichte in Oolizei- und Tivil-
sachen sind dem Gberamt zuständig"«* entspricht in seiner knappen

Formulierung nicht unbedingt den Tatsachen. Der kandvogt war in
der niederen Rechtsprechung ebenfalls nur Instanz, freilich zentrale

Instanz. Grundsätzlich wurden die Rechtsfälle der niederen Gerichtsbarkeit

in Tivil- und in Frevelfachen eingeteilt. Der Instanzengang
war je nachdem verschieden.

Die Rechtsprechung in Tivil- (d. h. vermögensrechtlichen)

Sachen: Unterste Instanz waren die niederen Gerichte.

Diese waren nicht nach Gberämtern, sondern nach Gerichtsbezirken

zehnten), Diebstahl (bei größerem wert), verrat, Raub und Brandstiftung,
Notzucht, Ketzerei, u. a. (vgl. Rennefahrt III, S. se ff.),

s» vgl. unten Aapitel: Das Landgericht.
°° Mutach, Samuel: Substantzlicher Underricht von Gerichts- und Rechts-

Sachen (Gedr. M. B. w Nr. e, S. 224 ff.).
« Die Gerichtskosten wurden durch die „Emolumenten-Tarife" geregelt. In

der Ausgabe von i>77S/7q lautet Aap. VIII» „In Fiscal» und Triminal-Sachen
können nachfolgende Emolument erhoben werden": Für jede „Information", die

der kandvogt aufzunehmen hat, l, Gulden. Für jedes „Examen", das er mit dem

Gefangenen durchführen muß, 2 Gulden. Bei Eonfrontationen für jede Person, die

dem Gefangenen konfrontiert und deren Aussage niedergeschrieben wird, l Gulden.

Für die Gefangensetzung und die Entlassung aus der Gefangenschaft je —.7.2.

während der Haft bezieht der Richter pro Tag —.7.2 als Entschädigung für die

Verpflegung. M. B. 24—26. (Man beachte, daß in diesem amtlichen Erlaß für den

kandvogt auch der Ausdruck „Richter" verwendet wird.)
» Mandat vom 1. April I78Z (Ermahnung). M. B. 2S, S. S2.

» Mandat vom lg. August 1,788. Bib. M.B. VI, S. 279.
« Regionbuch e.
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(audj „Swing" ober „«Seridjt" genannt) organifiert.65 3" (Berichts«
be3irfen, beren niebere (Beridjtsbarfeit bie Stabt Bern erworben hatte,
war ber Sanboogt oon Amtes wegen präfibent bes (Berichts.66 Seine

Anwefenbeit an ben Dertjanblungen war jebodj nidjt notwenbig.67
Hur bei wichtigeren (Befdjäften ober auf ausbrüdlidjen IDunfdj ber

Parteien nahm er — ber Cntfdjeib barüber lag in feinem (Sutfinben
— an ber Sitjung teil.68 Auf jeben $aü mufjten fämtlidje Urfunben,
bie bas «Seridjt ausftellte (fog. Fertigungen), oom Sanboogt gefiegelt
werben.69 Cr fetjte ferner bie An3afji unb bas Datum ber orbentlidjen
(Seridjtsfitjungen feft.70 3a, er îonnte fogar eigene (Seridjtsorbnun«
gen für bie ihm 3uftänbigen nieberen (Berichte feines ©beramtes er«

laffen.71
Der Sanboogt fungierte aber audj als Ciu3elridjter. Als foldjer

war er erfte Appettationsinftan3 für Fälle, bie oon ben nieberen (Be»

richten weiterge3ogen würben.72 3m 18- 3aiirbunbert würbe bei ben

Untertanen ein fpe3ielles Derfahren, bas Hefursoerfabren, wegen fei»
ner geringen pro3efjîoften befonbers beliebt: in biefem Derfahren
würben bie Streitfälle „refursweife" unter Umgehung ber unterften

«s Darüber in befonberem gufammenhang, Kapitel: Das Seridjt.
«« 3" ben herrfdjaftlidjen Seridjten roar es ber Ejerrfdjaftsberr. Diefer oer«

fügte über bie genau gleidjen Kompeten3en.
«' SteUoertreter roar ber Seridjtsunteroogt.
»s Cmolumenten»©rbnung 1773/74, Kap. XII (OT. 8. 24—26). Da bie Parteien

für bas Crfdjeinen bes Sanboogts mit einer befonberen Sebübr belaftet rourben,

be3roedte biefe Dorfdjrift offenbar eine Ciefbaltung ber Seridjtsfoften.
«» Diefes Sedjt roar nidjt nur roegen ber KontroUmöglidjfeit über bie Cätig-

feit ber nieberen Seridjte burdj ben Sanboogt oon Bebeutung, fonbern es roar 3u-
gleidj für biefen eine bübfcbe CimtabmequeUe, mufjte bodj für jebes gefiegelte

Kftenftüd ein beftimmtes Siegelgelb entrichtet roerben.

'o CmoIumenten-©rbnungen ber unteraargauifdjen iimter 1773/74, Kap. XII,
Krt. i. Diefer ober ein ähnlicher Krtifel fehlt in ber CmoIumenten-©rbnung bes

©beramtes Karburg foroie audj in benjenigen ber anberen bernifdjen
Sanboogteien.

"i Beifpiel: Seridjtsorbnung bes ©beramtes Sen3burg oom 21. De3ember 1764

(Befehle, S. 57 ff.); Seridjtsorbnung bes Kmtes Sdjenfenberg oom 7. OTär3 1775

(Derbot- unb Seglementbudj I ber ìtmter Sdjenfenberg unb Caftelen, S. 22 ff.)
'2 3" fällen, bie „appeUationsroeis" an ben Sanboogt gelangten, urteilte

biefer bis 3u ioo 'S enbgültig; ausgenommen roaren Sedjtsfadjen über 8oben3ins-,
gebnt» ober Ejerrfdjaftsanfprüdje (Seue Bufjen« unb Cmolumentenorbnung 17 U;
OT. 8. n, S. 454 ff.). Km 17. Februar 1736 rourbe biefe Kompeten3 auf 400 S
erhöht (8ib. OT. 8. IV, S. 45 f.).

(auch „Twing" oder „Gericht" genannt) organisiert.«« In Gerichts»
bezirken, deren niedere Gerichtsbarkeit die Stadt Bern erworben hatte,
war der Landvogt von Amtes wegen Präsident des Gerichts.«« Seine
Anwesenheit an den Verhandlungen war jedoch nicht notwendig.«?
Nur bei wichtigeren Geschäften oder auf ausdrücklichen Wunsch der

Parteien nahm er — der Tntscheid darüber lag in seinem Gutfinden
— an der Sitzung teil.«» Auf jeden Fall mußten sämtliche Urkunden,
die das Gericht ausstellte (sog. Fertigungen), vom Landvogt gesiegelt
werden.«« Tr setzte ferner die Anzahl und das Datum der ordentlichen
Gerichtssitzungen fest.?« Ja, er konnte sogar eigene Gerichtsordnungen

für die ihm zuständigen niederen Gerichte seines Bberamtes
erlassen.?'

Der kandvogt fungierte aber auch als Tinzelrichter. Als solcher
war er erste Appellationsinstanz für Fälle, die von den niederen
Gerichten weitergezogen wurden.?? Im 18. Jahrhundert wurde bei den

Untertanen ein spezielles Verfahren, das Rekursverfahren, wegen seiner

geringen Prozeßkosten besonders beliebt: in diesem Verfahren
wurden die Streitfälle „rekursweise" unter Umgehung der untersten

« Darüber in besonderem Zusammenhang, Kapitel: Das Gericht.
»« In den herrschaftlichen Gerichten war es der Herrschaftsherr. Dieser

verfügte über die genau gleichen Kompetenzen.
« Stellvertreter mar der Gerichtsuntervogt.
»« Tmolumenten»Brdnung I77Z/74, Kap. XII (M. B. 24—26). Da die Par-

teien für das Erscheinen des kandvogts mit einer besonderen Gebühr belastet wurden,

bezweckte diese Vorschrift offenbar eine Tiefhaltung der Gerichtskosten.
°» Dieses Recht war nicht nur wegen der Kontrollmöglichkeit über die Tätigkeit

der niederen Gerichte durch den kandvogt von Bedeutung, sondern es war
zugleich für diesen eine hübsche Tinnahmequelle, mußte doch für jedes gesiegelte

Aktenstück ein bestimmtes Siegelgeld entrichtet werden.
'» Tmolumenten-Vrdnungen der unteraargauischen Ämter 1772/74, Kap. XII,

Art. I. Dieser oder ein ähnlicher Artikel fehlt in der Tmolumenten-Brdnung des

Bberamtes Aarburg sowie auch in denjenigen der anderen bernischen
kandvogteien.

'i Beispiel: Gerichtsordnung des Bberamtes kenzburg vom 2?. Dezember 1764

(Befehle, S. s?ff.); Gerichtsordnung des Amtes Schenkenberg vom 7. März l?7S
(verbot» und Reglementbuch I der Amter Schenkenberg und Tastelen, S. 22 ff.)

" In Fällen, die „appellationsweis" an den kandvogt gelangten, urteilte
dieser bis zu Ivo A endgültig; ausgenommen waren Rechtssachen über Bodenzins»,
Zehnt» oder Herrschaftsansprüche (Neue Bußen» und Tmolumentenordnung Nil;
M. B. u, S. 4S4ff Am 17. Februar I7Z6 wurde diese Kompetenz auf 4«o S
erhöht (Bib. M. B. IV, S. 4S f.).



95

3nftan3 bireît bem Sanboogt 3um Cntfdjeib unterbreitet.73 Der Um«

ftanb, bafj biefe projefjform bas orbentlidje Derfahren oöüig oer«

brängte, bebeutete für ben Sanboogt eine ftarîe Arbeitsoermefjrung.
Cr fpridjt anberfeits audj für bas gutrauen, weldjes bie Hedjtfpre«
djung ber Sanboögte bei ben Untertanen genofj.

Die Hedjtfpredjung in Freoelfadjen: 3™ Unterfdjieb
jum Derfahren in „Cioilfaiijen" urteilte ber Sanboogt in erfter 3"»
ftan3 über fämtlidje Dergehen gegen bie obrigfeitlidjen OTanbate unb

Derorbnungen, fomeit fie unter Bufjanbrobung ftanben. Hadj altem
bermfdjem Hedjt waren bas bie „fräoel".74 Seiner 3"risbiftion in
Freoelfadjen war bie gefamte Sanboogtei, alfo audj bie Ejerrfdjaften,
unterteilt, foweit gewiffe niebere Freoelfadjen nidjt ausbrüdlidj ber

Kompeteu3 bes Ejerrfdjaftsherm oorbetjalten waren.75 IDenn oom (Be«

fdjäbigten feine Anflage oorlag, war bem Sanboogt bie Strafoerfol»
gung übertragen. Seiner richterlichen Kompeten3 in Freoelfadjen war
in 3wei Hidjtungen eine Sdjranîe gefetjt: er bürfte nur bann eine

Bufje fällen, wenn biefe burdj eine obrigfettlidje Derorbnung feft»

gelegt war. Wat biefe Bebingung nidjt erfüllt, fo mufjte, wenn es fidj
um „wichtige fahle" tjanbelte, bas Dergehen bem Kleinen Hat gemei«
bet werben.76 Des weitern mufjte bas Beweisoerfatjren für Freoler,
bie ihre Hat nidjt eingeftanben, burdj bas niebere (Beridjt burdjgefübrt
werben. Hur „geringe Bufjen" bürfte ber Sanboogt „ungeredjtfertiget"
ausfällen. Das (Beridjt entfdjieb jebodj lebiglidj, ob ber Sdjulbbeweis
erbracht fei. Kam es 3ur Bejahung ber Sdjulbfrage, fo war bem Sanb«

oogt bie Feftfetjung ber Bufje — unter ber obgenannten Cinfdjranîung
— antjeimgeftettt.77 entgegen biefer ausbrüdlidjen Beftimmung ber

« Dgl. DarfteUung ber aUgemeinen Cntroicflung im l.Ceil; ferner im fpe«

3ieUen unten bas Kapitel „Das ,Seridjt' als ridjterlidje Behörbe".
7« ÜJerber fteUt eingehenbe Unterfudjungen über bie Sedjtfpredjung in freoelfadjen

im ©beramt Königsfeiben an. Die Crgebniffe feiner Krbeit beftätigen bas

aUgemeine Bilb, roie es für ben Untern Kargau Sültigfeit hat (IDerber, S. 152 ff.
unb 164 ff.).

7« Dgl. bie Cntfdjeibe bes Srofjen Sates in ben Kuseinanberferjungen 3roi«

fdjen bem Sanboogt oon Sen3burg unb ben Ejerren oon EjaUroil oom u.De3ember
1745 unb I8.3anuar 1755 (Sen3burger K.-8. K, S. 151) unb bie gufammenfteUung
über bie Kompeten3en ber Ejerrfdjaftsherren in Croing unb Bann im l.Ceil ber

oorliegenben Krbeit.
7« Bufjen» unb Cmolumentenorbnung i?ii (OT.8. u, S. 482).
77 Seridjtsfatjung 176t, lt. Satjung.
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Instanz direkt dem Landvogt zum Entscheid unterbreitet.?« Der
Umstand, daß diese Orozeßform das ordentliche Verfahren völlig
verdrängte, bedeutete für den Landvogt eine starke Arbeitsvermehrung.
Er spricht anderseits auch für das Zutrauen, welches die Rechtsprechung

der Landvögte bei den Untertanen genoß.
Die Rechtsprechung in Frevelsachen: Im Unterschied

zum Verfahren in „Tivilfachen" urteilte der Landvogt in erster
Instanz über sämtliche vergehen gegen die obrigkeitlichen Mandate und

Verordnungen, soweit sie unter Butzandrohung standen. Nach altem
bernischem Recht waren das die „frävel".?* Seiner Jurisdiktion in
Frevelfachen war die gesamte kandvogtei, also auch die Herrschaften,
unterstellt, soweit gewisse niedere Frevelsachen nicht ausdrücklich der

Kompetenz des Herrschaftsherrn vorbehalten waren.?^ Wenn vom
Geschädigten keine Anklage vorlag, war dem Landvogt die Strafverfolgung

übertragen. Seiner richterlichen Kompetenz in Frevelfachen war
in zwei Richtungen eine Schranke gefetzt: er durfte nur dann eine

Buße fällen, wenn diefe durch eine obrigkeitliche Verordnung
festgelegt war. war diefe Bedingung nicht erfüllt, fo mußte, wenn es sich

um „wichtige fähle" handelte, das vergehen dem Kleinen Rat gemeldet

werden.?« Des weitern mußte das Beweisverfahren für Frevler,
die ihre Tat nicht eingestanden, durch das niedere Gericht durchgeführt
werden. Nur „geringe Bußen" durfte der kandvogt „ungerechtfertiget"
ausfällen. Das Gericht entschied jedoch lediglich, ob der Schuldbeweis
erbracht sei. Kam es zur Bejahung der Schuldfrage, so war dem kandvogt

die Festsetzung der Buße — unter der obgenannten Einschränkung
— anheimgestellt.?? Entgegen dieser ausdrücklichen Bestimmung der

" vgl. Darstellung der allgemeinen Entwicklung im l.Teil; ferner im
speziellen unten das Rapitel „Das .Gericht' als richterliche Behörde".

?« Werder stellt eingehende Untersuchungen Uber die Rechtsprechung in Frevelsachen

im Bberamt RSnigsfelden an. Die Ergebnisse seiner Arbeit bestätigen das

allgemeine Bild, wie es fUr den Untern Aargau Gültigkeit hat (Werder, S. >S2ff.
und 164 ff.).

« vgl. die Entscheide des Großen Rates in den Auseinandersetzungen
zwischen dem kandvogt von kenzburg und den Herren von Hallwil vom n Dezember

l?4S und 18. Januar I7S2 (kenzburger A.-B. A, S. IS») und die Zusammenstellung
Uber die Kompetenzen der Herrfchaftsherren in Twing und Bann im l.Teil der

vorliegenden Arbeit.
?» Bußen» und Emolumentenordnung 1,71,1 (M.B. ll, S.482).
" Gerichtssatzung 17SI, ll. Satzung.



«Seridjtsfatjung oon 1.761, finb aber in ben «Beridjtsmanualen jener
geit faum mehr protoîotte über foldje Beweisoerfatjren 3u finben.
Audj biefe Kompeten3 fdjeint praîtifdj an ben Sanboogt übergegangen

ju fein.78
Wenn oon ber richterlichen Cätigfeit bes bernifdjen Sanboogts

bie Hebe ift, barf eine einridjtung nidjt unerwähnt bleiben: bie
Aubien3. 3« öer neuen Bufjen« unb Cmolumentenorbnung oon

\7H ftetjt einleitenb ber Satj: „Dor aller Hedjtigung haben unfere
Amtleute unb (Beridjtsoorgefetjte bie Parteien in bie Frünbtlidjfeit
,}u weifen."79 Der Sanboogt hatte alfo, beoor es 3um pro3efj fam, 3U

oerfudjen, bie Parteien 3U einem Dergleidj 3U bewegen.80 3eber Unter»
tan bürfte biefe Dermittlung unb Hedjtsberatung bes Sanboogts in
Anfprudj nehmen. Sie war oöttig unentgeltlich. Crft wenn es 3U fei»

ner Cinigung fam, fällte ber Hicbter feinen Spruch, für ben bann
bie obrigfeitlidj feftgelegten (Bebütjren erhoben mürben. Für bie Cätig»
feit bes Sanboogts als Dermittler unb als Cin3elridjter waren in ben

meiften ©berämtern beftimmte Cage bes OTonats ober ber IDodje feft»
gelegt. Das maren bie „oberamtlidjen Anbiegen".81

Das Hidjteramt mar für ben bernifdjen Sanboogt nidjt nur ber

ilusbrud eines Ceils feiner umfangreichen Amtsbefugnis,82 fonbern
oor allem audj eine wichtige Cinîommensquelle. Für feine ridjterlidje
Cätigfeit erhielt er freilich nidjt ein feftes (Behalt, fonbern er hatte
als Cntgelt Anfprudj auf beftimmte (Sebüfjren unb einen Anteil (mei»
ftens einen Drittel) ber Bufjen. 3e höher bie (Bebütjren unb je fdjärfer
bie Bufjen ausfielen, befto grofjer würben bie einnahmen bes Sanb»

oogts. Unter biefen Umftänben lag bie Derfudjung einer übertrieben
harten (Beridjtsprans nahe. Die ©brigfeit glaubte ihr 3unädjft baburdj

'8 Dgl. Wetbet S.155.
'• OT.8.11, S. 454 f.
e« 3n Safrgeridjts», b. b. bringenben <CäUen foU ber Sanboogt nidjts unoer»

fudjt bleiben laffen, um bie Sadje in „frünbtlidjfeit" bei3ulegen unb fo unnötige
Koften 3u oermeiben (Seue Bufjen- unb Cmolumentenorbnung 17U, S. 461).

« Die Kn3afjl ber Kubien3-Cage rourbe burdj bie Sröfje bes Kmtes beftimmt
(ogf. Kubien3bücber).

8* Die Stiftsfcbaffnerei gofingen, ber jebes 3ubifaturredjt fehlte, roar besbalb

ftreng redjtlidj feine Sanboogtei. Cs roirft aber gerabe ein be3eidjnenbes Sidjt auf
bie materieUe Bebeutung, bie ber Übernahme einer SanboogteifteUe 3ufam, roenn
gofingen bei ber Beferjung ber Sanboogteien burdjaus gleichwertig mit aUen

anbern ©berämtern ausgetoft rourbe.

Gerichtssatzung von 1,761, sind aber in den Gerichtsmanualen jener
Seit kaum metzr Protokolle über solche Beweisverfatzren zu finden.
Auch diefe Kompetenz scheint praktisch an den Landvogt übergegangen

zu sein.?«

Wenn von der richterlichen Tätigkeit des bernischen Landvogts
die Rede ist, darf eine Tinrichtung nicht unerwähnt bleiben: die
Audienz. In der neuen Bußen- und Tmolumentenordnung von
171,1 steht einleitend der Satz: „vor aller Rechtigung haben unsere
Amtleute und Gerichtsvorgesetzte die Parteien in die Fründtlichkeit
zu weisen."?" Der Landvogt hatte also, bevor es zum Prozeß kam, zu
versuchen, die Parteien zu einem vergleich zu bewegen.«« Jeder Untertan

durfte diese Vermittlung und Rechtsberatung des Landvogts in
Anspruch nehmen. Sie war völlig unentgeltlich. Trst wenn es zu keiner

Einigung kam, fällte der Richter feinen Spruch, für den dann
die obrigkeitlich festgelegten Gebühren erhoben wurden. Für die Tätigkeit

des Landvogts als Vermittler und als Tinzelrichter waren in den

meisten Bberämtern bestimmte Tage des Monats oder der Woche
festgelegt. Das waren die „oberamtlichen Audienzen".«'

Das Richteramt war für den bernischen Landvogt nicht nur der

Ausdruck eines Teils seiner umfangreichen Amtsbefugnis,«? fondern
vor allem auch eine wichtige Tinkommensquelle. Für feine richterliche
Tätigkeit erhielt er freilich nicht ein festes Gehalt, fondern er hatte
als Tntgelt Anspruch auf bestimmte Gebühren und einen Anteil (meistens

einen Drittel) der Bußen. Je höher die Gebühren und je schärfer
die Bußen ausfielen, desto größer wurden die Tinnahmen des

kandvogts. Unter diefen Umständen lag die Versuchung einer übertrieben
harten Gerichtspraxis nahe. Die Vbrigkeit glaubte ihr zunächst dadurch

?» vgl. Werder S. ISS.
?» M.B. II, S. 4sq f.
s« In Gastgerichts», d.h. dringenden Fällen soll der Landvogt nichts unversucht

bleiben lassen, um die Sache in „Fründtlichkeit" beizulegen und so unnötige
Rosten zu vermeiden (Neue Bußen» und Gmolumentenordnung l?ll, S. 461).

«l Die Anzahl der Audienz»Tage wurde durch die Größe des Amtes bestimmt
lvgl. Audienzbiicher).

« Die Stiftsschasfnerei Zofingen, der jedes Iudikaturrecht fehlte, war deshalb
streng rechtlich keine kandvogtei. Gs wirft aber gerade ein bezeichnendes kicht auf
die materielle Bedeutung, die der Übernahme einer kandvogteistelle zukam, wenn
Jofingen bei der Besetzung der kandvogteien durchaus gleichwertig mit allen
andern Bberämtern ausgelost wurde.
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begegnen 3u fönnen, bafj fie ihren Sanboögten immer unb immer wie»

ber einfdjärfte, bie Hedjtfpredjung im 3"tereffe bes Staates mtlbe 3U

tjanbljaben.83 Die (Sebühren (Cmolumente) würben fobann in ben

Bufjen» unb Cmolumentenorbnungen, bie im 18.3aljrfjunbert mehr»

mais ben oeränberten Dertjältmffen angepafjt würben, bis in alle

Cin3eitjeiten feftgelegt. Die in biefen ©rbnungen aufgehellten (Tarife
waren in bem Sinne oerbinblidj, als fie auf îeinen Füll überfdjritten
werben burften. Die gleiche Dorfdjrift galt für bie Crljebung ber

Bufjen, beren Ejöbe ebenfalls in oerfdjiebenen ©rbnungen, meiftens
aber in ber Strafanbrotjung am Cnbe ber OTanbate beftimmt war. IDie
wir bereits feftgefteüt haben, war es bem Sanboogt bei widjtigeren
Dergehen, beren Bufjen nidjt bereits burdj obrigfeitlidjen Crlafj ge»

regelt waren, ftreng oerboten, eigenmächtig Bufjen 3U „componieren".
Dies mar Sadje bes Kleinen Hates.84 Die OTöglidjfeit, bafj ungerechte

Urteile oon ben Untertanen jeberjeit weiterge3ogen werben îonnten,
bilbete fdjliefjlidj bie fidjerfte (Bewähr bafür, bafj biefe Dorfdjriften
oon ben Sanboögten audj tatfädjlidj eingehalten würben.

5. Der Sanboogt als Funîtionar ber Kirdjenoerwal»
tun g. Cs entfpradj ber engen Derbinbung oon Kirdje unb Staat, wie
fie in Bern feit ber Heformation beftanb, menn bem Sanboogt audj
in ber Kirdjenoerwaltung beftimmte Aufgaben übertragen würben.
Als Dertreter ber ©brigîeit nahm er bie „Cinpräfentation" eines neu»

gewählten Pfarrers, b. b. beffen Amtseinfetjung oor. Diefes Hedjt
ftanb ihm für alle Kirdjgemeinben feines ©beramtes 3u; ausgenom»
men waren (Bemeinben, beren Cottatur ein bernifdjer Ejerrfdjaftsberr
befafj.85 IDeiter hatte er nidjt nur bas Difitationsredjt, fonbern eine

Difitationspflidjt gegenüber ben prebiîanten feiner Sanboogtei. An
ben pfarrîapiteln hatte er über bie Amtsführung eines jeben Beridjt
3u erftatten.86 Die «Teilnahme an biefen Kapiteln mar für ben Sanb«

8» Der erfte Krtifel bes Kmtseibes lautete: „Kbminiftration ber 3ufÜ3. Ss
foUen bie Kmtleut gut gemein Seridjt unb Sedjt führen, bem Krmen roie bem Sei«
eben, ben fremben roie ben Cinfjeimifdjen, unb über bie Sedjtstjänbel, fo für fie
fommen, nadj OTrg.Ejrn.Seferjen unb ©rbnungen ober nadj bes Kmts Sedjten
urtbeiUen; bie Krmen, IDittroen unb DJeyfen befdjirmen, unb oerfdjaffen, bafj berer

roie audj ber Semeinben Süter getreulich oerroaltet roerben." (Bib.Cib« unb

3nftr.8.1, S. 1 f.)
s« Cmolumenten«©rbnungen 1773/74. Kap. VII, Krt. 5, (OT.8. 24—26).
m Dgl. Kbfdjnitt: Das Kirdjfpiel.
s« Kn ben Kapiteln, bie jährlich ftattfanben, rourbe in erfter Sinie bie Kmts«
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begegnen zu können, daß sie ihren Landvögten immer und immer wie»

der einschärfte, die Rechtsprechung im Interesse des Staates milde zu

handhabend« Die Gebühren (Gmolumente) wurden sodann in den

Bußen» und Gmolumentenordnungen, die im 1,8. Jahrhundert mehrmals

den veränderten Verhältnissen angepaßt wurden, bis in alle

Einzelheiten festgelegt. Die in diesen «Ordnungen aufgestellten Tarife
waren in dem Sinne verbindlich, als sie auf keinen Fall überschritten
werden durften. Die gleiche Vorschrift galt für die Erhebung der

Bußen, deren Höhe ebenfalls in verschiedenen Ordnungen, meistens
aber in der Strafandrohung am Ende der Mandate bestimmt war. Mie
wir bereits festgestellt haben, war es dem Landvogt bei wichtigeren
vergehen, deren Bußen nicht bereits durch obrigkeitlichen Erlaß
geregelt waren, streng verboten, eigenmächtig Bußen zu „componieren".
Dies war Sache des Kleinen Rates.«* Die Möglichkeit, daß ungerechte

Urteile von den Untertanen jederzeit weitergezogen werden konnten,
bildete fchließlich die sicherste Gewähr dafür, daß diefe Vorschriften
von den Landvögten auch tatsächlich eingehalten wurden.

s. Der Landvogt als Funktionär der Rirchenverwal-
tung. Es entsprach der engen Verbindung von Rirche und Staat, wie
sie in Bern feit der Reformation bestand, wenn dem Landvogt auch

in der Rirchenverwaltung bestimmte Aufgaben übertragen wurden.
Als Vertreter der Bbrigkeit nahm er die „EinPräsentation" eines neu-

gewählten Pfarrers, d.h. dessen Amtseinsetzung vor. Dieses Recht

stand ihm für alle Rirchgemeinden feines Bberamtes zu; ausgenommen

waren Gemeinden, deren Tollatur ein bernifcher Herrschaftsherr
besatz.«5 Weiter hatte er nicht nur das visitationsrecht, sondern eine

Visitationspflicht gegenüber den Oredikanten seiner Landvogtei. An
den pfarrkapiteln hatte er über die Amtsführung eines jeden Bericht
zu erstattend« Die Teilnahme an diefen Rapiteln war für den Land»

« Der erste Artikel des Amtseides lautete: „Administration der Justiz. Es
sollen die Amtleut gut gemein Gericht und Recht führen, dem Armen wie dem

Reichen, den Fremden wie den Ginheimischen, und über die Rechtshändel, so für sie

kommen, nach Mrg.Hrn.Gesetzen und Brdnungen oder nach des Amts Rechten

urtheillen; die Armen, wittwen und Weysen beschirmen, und verschaffen, daß derer

wie auch der Gemeinden Güter getreulich verwaltet werden." (Bib.Gid- und

Instr.B. I. S., f.)
« Gmolumenten-Brdnungen l772/74,. Aax. VII, Art. ö, (M.B. 24—2e).
« vgl. Abschnitt: Das «irchspiel.
« An den Aapiteln, die jährlich stattfanden, wurde in erster kinie die Amts»
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oogt „unter Ejintanfetjung aller übrigen (Befdjäfte" obligatorifdj; er

hatte bafelbft „fteiffe ï^anb objutjalten, bafj niemanbem burdj bie Fi"s
ger gefedjen, meber alles orbelidj, wie fidjs gebürth, oerhanblet unb
ben actis inferiert werbe."87 Sämtliche Aîten bes Kapitels mufjten,
nadjbem fie oom Deîan unb bem Aîtuar unterfdjrieben worben waren,
burdj ben Sanboogt, als bem „oberîeitlidjen Heprefentanten" gegen»

gejeidjnet werben.88

Selbftoerftänblidj war es oor allem bann Aufgabe bes Sanb»

oogts, fidj mit ben firdjlidjen 3nftitutionen 3U befaffen, menn

fidj ber Staat ihrer für feine eigenen gwede bebiente. So würbe ber

Sanboogt mit ber «©rganifation ber grofjen ftaatlidj»firdjlidjen Feiern
beauftragt.89 Cr war es audj, ber bie Derlefung oon obrigîeitlidjen
OTanbaten, bie „oon Casein" oeröffentlidjt werben mufjten, oer«

anlafjte.
Audj bie ftrdjlidje Finan3Derwaltung beanfprudjte bie OTtttjilfe

ber Sanboögte. Die Pflicht 3m Befolbung ber (Beiftlidjen war mit ber

Heformation oon ber Kirdje an ben Staat übergegangen. Diefer liefj
es aber bei ber althergebrachten Übung bewenben, bafj jeber pfarr»
flette (Pfrunb) eine beftimmte Anjatjl oon getjnten als natural«
einîommen bes prebiîanten 3ur Derfügung ftanb. Der prebiîant als
3nbaber ber pfrunb hatte ben Cin3tig biefer getjnten jebodj felbft 3U

beforgen. So oorteiltjaft biefes Syftem für ben Staat fein mochte, in»
bem er fidj um bie Befolbung feiner (Beiftlidjen überhaupt nidjt 3U

îummern brauchte, fo nachteilig war es für bie Be3ietjungen 3wifdjen
Pfarrer unb (Bemeinbe. Die Stellung bes Pfarrers als getjntbe3üger war
immer wieber Urfadje 3U unerfreulidjen Heibereien. Der Staat wei»

gerte fidj jebodj îonfequent, ben Be3ug ber getjnten für bie prebiîan»
ten 31t übernehmen. OTan befürdjtete eine Dergröfjerung bes buroîra»
tifdjen Apparates.90 Sdjliefjlich bot bie Cigentumlidjîeit ber berni»

fübrung ber prebifanten überprüft. Spe3ieUe Beauftragte, bie Difitatoren, legten
Beridjt ab. Sehen ihnen mufjte aber ftets audj ber Sanboogt um feinen Befunb
gefragt roerben (Seue prebifanten»©rbnung 1748, S. 84).

87 OTanbat oom 22. OTai 1705 (Bib.OT.B. II, S. 715).
se Dorfdjrift aus bem 3abre 1728, 3itiert in einem OTanbat oom 14.3uni

1776 (OT.8. 26, S. 665). CbenfaUs OTanbat oom 16. Kuguft 1787 (Bib.OT.B. VI,
S. 245).

8» Danf» unb Bettage, Seformationsfeiern u. a. (3. B. OTanbat oom 27. So-
oember 1727. Bib.OT.B. Ill, S. 498).

so Sutadjten ber Dennerfammer oom 24. Kpril 1724 (S.pr.p., S. 183 ff.).
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vogt „unter Hintansetzung aller übrigen Geschäfte" obligatorisch; er

hatte daselbst „steiffe Hand obzuhalten, daß niemandem durch die Finger

gesechen, weder alles ordelich, wie sichs gebürth, verhandlet und
den actis inseriert werde."»? Sämtliche Akten des Rapitels mußten,
nachdem sie vom Dekan und dem Aktuar unterschrieben worden waren,
durch den Landvogt, als dem „oberkeitlichen Representanten"
gegengezeichnet werden.»»

Selbstverständlich war es vor allem dann Aufgabe des

kandvogts, sich mit den kirchlichen Institutionen zu befaffen, wenn
fich der Staat ihrer für seine eigenen Zwecke bediente. So wurde der

kandvogt mit der Organisation der großen staatlich-kirchlichen Feiern
beauftragt.»» Er war es auch, der die Verlesung von obrigkeitlichen
Mandaten, die „von Eanzeln" veröffentlicht werden mußten, ver-
anlaßte.

Auch die kirchliche Finanzverwaltung beanfpruchte die Mithilfe
der kandvögte. Die Pflicht zur Besoldung der Geistlichen war mit der

Reformation von der Rirche an den Staat übergegangen. Dieser ließ
es aber bei der althergebrachten Übung bewenden, daß jeder Pfarr-
stelle (pfrund) eine bestimmte Anzahl von Sehnten als Natural-
einkommen des predikanten zur Verfügung stand. Der predikant als
Inhaber der pfrund hatte den Einzug dieser Sehnten jedoch selbst zu
besorgen. So vorteilhaft dieses System für den Staat fein mochte,
indem er sich um die Besoldung seiner Geistlichen überhaupt nicht zu
kümmern brauchte, so nachteilig war es für die Beziehungen zwischen

Pfarrer und Gemeinde. Die Stellung des Pfarrers als Jehntbezüger war
immer wieder Urfache zu unerfreulichen Reibereien. Der Staat
weigerte fich jedoch konsequent, den Bezug der Zehnten für die predikanten

zu übernehmen. Man befürchtete eine Vergrößerung des bürokratischen

Apparates.»» Schließlich bot die Eigentümlichkeit der berni-

führung der predikanten überprüft. Spezielle Beauftragte, die Visitatoren, legten
Bericht ab. Neben ihnen mußte aber stets auch der kandvogt um seinen Befund
gefragt werden (Neue Predikanten-Grdnung > 74s, S. 84).

« Mandat vom 22. Mail?«? (Bib.M.B. Il, S. ?>s).
s« Vorschrift aus dem Jahre 1728, zitiert in einem Mandat vom 14. Juni

1,776 (M.B. 26, s. 66S). Ebenfalls Mandat vom 16. August 1787 (Bib.M.B. VI,
S. 24s).

»» Dank» und Bettage, Reformationsfeiern u. a. (z. B. Mandat vom 27. No'
vember l?27. Bib.M.B. III, S. 498).

°° Gutachten der Vennerkammer vom 24. April 1724 (S.pr.p., S. 18S ff.).
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fdjen gebntoerwaltung bie OTôglidjîeit 3u einer prafttfdjen Söfung:
Die gehnten ber pfrünben würben bem padjtfipftem angefdjioffen,
b. tj. mit ben obrigîeitlidjen gehnten îamen audj bie îirdjlidjen gehn»
ten 3ur Derpadjtung. Die Anfätje bei ber Derfteigerung ber ftaatlidjen
gehnten îonnten fomit erhöht werben. Aus bem auf biefe UJeife oer»

gröfjcrten getjnteinîommen bes Staates entridjtete aisbann ber Sanb»

oogt ein FlJum an (Betreibe, Ejeu unb IDein an bie pfarrer. Das

waren bie fogenannten „penftonen", bie auf ber Ausgabenfeite jeber
Amtsredjnung 3U finben finb. IDidjtig ift, bajj biefe Söfung nidjt
etwa generell, fonbern nur oon Fatt 3U Ffltt getroffen würbe. Des

weiteren war bem Sanboogt bie Auffidjt über bie Pfrünben unb ihre
Hedjte übertragen. Cr hatte ihre 3"tereffen gegenüber prioaten Tin*

fprüdjen 3U wahren.91 Befonberes (Sewidjt legte bie ©brigfeit auf bie

regelmäßige Kontrolle bes guftanbes ber pfrunbgebäulidjfeiten.92
Sdjliefjlidj îonnte ber Sanboogt bie Hedjnungen ber Kirdjgemein

ben abnehmen unb überprüfen. An oerfdjiebenen ©rten mar bas fo»

gar feine ausbrüdlidje pflidjt. Cine attfättige Heuorbnung bes Kirch»
gemeinbegutes beburfte felbftoerftänblidj, um Hedjtsîraft 3u erlangen,
ber oberamtlidjen (Benebmigung.*3

6. Der Sanboogt als Fun*tionär ber Sittenpoli«
3ei. Cng oerbunben mit ber eigentlichen Seelforge mar im bernifdjen
Staate bie Ejanbljabung ber Sittenpoli3ei. 3rjre ©rgane waren in erfter
Sinie bie prebtfanten felbft unb neben biefen bie Chorgeridjte. Die

tatfädjlidje Derantwortung laftete jebodj audj hier wieberum auf ben

Schultern bes Sanboogts. Cr hatte bie gefamte Cätigfeit oon prebi»
fanten unb Cborgeridjten 3u überwachen.94 Ex officio war er präfi»
bent ber ihm unterteilten Chorgeridjte. U?enn er audj in Tat unb
IDatjrheit oon biefem Hedjt höchft feiten (Bebraudj machte, fo hatte er
bodj ftets bie OTöglidjfeit, in wichtigen $äüen als Dorfitjenber bas

gan3e (Bewirbt feiner perfönlidjen OTeinung unb feines Anfetjens in
bie IDagfchale 3U werfen, ©hne Ausnahme waren ihm bie Befdjlüffe

•» Seue prebifanten«©rbnung 1748, S. 62 f.
« KontroU» unb OTelbepflidjt ber Sanboögte (Bib.OT.B. II, S. 658 f.).
»» 3.8. in Seitnau am 13. Februar 1768 (Befehle, S. 79 f.).
•< Die im folgenben erwähnten Sedjte unb pflidjten eines Sanboogts be«

îieben fidj nur auf bie oberamtlidjen Chorgeridjte. <$ür bie— roentgen —
herrfdjaftlidjen Chorgeridjte roar ber Ejerrfdjaftsherr 3uftänbig. (Dgl. Kap.: Das
Chorgeridjt).
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schen Sehntverwaltung die Möglichkeit zu einer praktischen Lösung:
Die Sehnten der Ofründen wurden dem Pachtsystem angeschlossen,
d. h. mit den obrigkeitlichen Zehnten kamen auch die kirchlichen Sehnten

zur Verpachtung. Die Anfätze bei der Versteigerung der staatlichen
Zehnten konnten somit erhöht werden. Aus dem auf diefe Weise
vergrößerten Zehnteinkommen des Staates entrichtete alsdann der kandvogt

ein Fixum an Getreide, Heu und wein an die Ofarrer. Das

waren die fogenannten „Pensionen", die auf der Ausgabenseite jeder
Amtsrechnung zu finden sind. Wichtig ist, daß diese Lösung nicht
etwa generell, sondern nur von Fall zu Fall getroffen wurde. Des

weiteren war dem kandvogt die Aufsicht über die Pfründen und ihre
Rechte ubertragen. Gr hatte ihre Interessen gegenüber privaten
Ansprüchen zu wahrend- Besonderes Gewicht legte die Gbrigkeit auf die

regelmäßige Kontrolle des Sustandes der pftundgebäulichkeitend?
Schließlich konnte der kandvogt die Rechnungen der Kirchgemein

den abnehmen und überprüfen. An verschiedenen Grten war das

sogar seine ausdrückliche Pflicht. Gine allfällige Neuordnung des

Kirchgemeindegutes bedurfte selbstverständlich, um Rechtskraft zu erlangen,
der oberamtlichen Genehmigung."«

e. Der kandvogt als Funktionär der Sittenpolizei.
Gng verbunden mit der eigentlichen Seelforge war im bernifchen

Staate die Handhabung der Sittenpolizei. Ihre Organe waren in erster
kinie die predikanten selbst und neben diesen die Ghorgerichte. Die
tatsächliche Verantwortung lastete jedoch auch hier wiederum auf den

Schultern des kandvogts. Gr harte die gesamte Tätigkeit von
predikanten und Thorgerichten zu überwachend* Lx ottici« war er Präsident

der ihm unterstellten Thorgerichte. Wenn er auch in Tat und
Wahrheit von diesem Recht höchst selten Gebrauch machte, so hatte er
doch stets die Möglichkeit, in wichtigen Fällen als Vorsitzender das

ganze Gewicht seiner persönlichen Meinung und seines Ansehens in
die Wagschale zu werfen. Bhne Ausnahme waren ihm die Beschlüsse

»l Neue Predikanten-Vrdnung l?qs, s. S2f.
" «ontroll- und Meldepflicht der kandvögte (Bib.M.B. Il, S. ess f.).
»' z.B. in Reitnau am ls. Februar i?es (Befehle, S. 79f.).
« Die im folgenden erwähnten Rechte und Pflichten eines kandvogts

beziehen sich nur auf die oberamtlichen Ghorgerichte. Für die— wenigen —
herrschaftlichen Chorgerichte war der Herrschaftsherr zuständig, (vgl. Kap.: Das Chor-
gericht).
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bes (Berichtes mit3uteilen. Cr hutte fobann feinerfeits bie Derpflidj»
tung, fie aus3ufütjren. Kam er biefer Aufgabe nidjt gehörig nadj, fo
fönnte ihn bas Chorgeridjt beim ©beren Ctjegeridjt ber Stabt Bern
oer3eigen.95 Die Bebeutung, bie bem Sanboogt als Auffidjtsorgan
innerhalb bes Derwaltungs3weiges ber Sittenpoli3ei 3uîam, wirb am

beften burdj bie «Tatfadje gefenn3eidjnet, bafj fämtlidje Korrefponbenj
oon ober an ein ihm unterfteütes Chorgeridjt burdj bie Ejänbe bes

Sanboogts gehen mufjte.96
Seine Cätigfeit befdjränfte fidj jebodj nidjt barauf, bie ihm

unterteilten Beamten unb Bebörben 3U beauffidjtigen. «Bewiffe Cnt»

fcheibungen würben ihm perfönlidj übertragen: So hatten bie Chor»
gerichte Anweifung, Fälle oon fctjweren Derftöfjen gegen bie Sitten»
geferjgebung bem Sanboogt ju überweifen; je nadj beren Bebeutung
leitete biefer fie aisbann an bas ©bere Ctjegeridjt ober ben Kleinen
Rat weiter.

Dodj felbft bamit erfdjöpften fidj bie pflidjten bes Sanboogts
nodj nidjt. Cs war ihm nämlich bie Auffidjt über bie Chorgeridjte
nicht nur in fachlicher, fonbern aud; in perfönlidjer Ejinfidjt über»

tragen worben: Cr wählte einerfeits bie Cfjorridjter aus einem

gweier» ober Dreieroorfdjlag bes prebifanten unb nahm bie «Sewätjl»

ten „in Cybspfltcbt";97 anberfeits genehmigte er audj bie Cntlaffungs»
gefudje oon amtsmüben Ctjorridjtern98 ober enthob gar OTitglieber bes

Cborgerichtes, bte burdj eigenen unwürbigen Sebenswanbel bas An»

fefjen bes Amtes berabfetjten, ihrer Stellung.99
7. Der Sanboogt als Auffidjtsorgan im Sdjul»

we fen. Audj im Sdjulmefen war ber Sanboogt als Dertreter ber ©brig«
feit Auffidjts» unb Strafinftan3. Cr befudjte bie Cremten100 unb fon»

trollierte bie Sdjuloifitatoren.101 Untertanen, bie fidj bei ben „Cra=

»s „Seuc CbegerichtS'Satjungen" oom 25. 3anuar 1787, Kap. V, Krt. 7

(Kbfdjrift im Bib.OT.B. VI, S. 187 ff.).
»s 3" bringenben ^äUen bürfte bei Kbroefenljeit bes Sanboogts beffen Statt-

balter biefe ^unftionen ausüben (Seue prebifanten»©rbnung 1748, S. 42 f.).
" Seue Cljegeridjts-Satjungen 1787, Kap. IV, Krt. 5.
»s Seue Chegeridjts-Satjungen (787, Kap. IV, Krt. 5.
»» Dgl. Sen3burger K.-8. ©, S. 349 ff. (15. ^ebruar 1764). Dem roiberfpridjt

freilich Kap. IV, Krt. 6 ber Seuen Chegeridjts-Satjungen 1787, ber biefes Sedjt bem

Kleinen Sat oorbeljält.
100 erneuerte Sdjulorbnung 1720, Krt. 24 (OT.8.12, S. 552 b).
101 OTanbat oom 8. 3uli 1717 (Bib.OT.B. Ill, S. 303 ff.).
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des Gerichtes mitzuteilen. Gr hatte sodann seinerseits die Verpflichtung,

sie auszuführen. Ram er diefer Aufgabe nicht gehörig nach, so

konnte ihn das Thorgericht beim Cberen Ghegericht der Stadt Bern
verzeigend« Die Bedeutung, die dem Landvogt als Auffichtsorgan
innerhalb des Verwaltungszweiges der Sittenpolizei zukam, wird am

besten durch die Tatfache gekennzeichnet, dafz sämtliche Rorrespondenz
von oder an ein ihm unterstelltes Thorgericht durch die Hände des

Tandvogts gehen mußte.««
Seine Tätigkeit beschränkte sich jedoch nicht darauf, die ihm

unterstellten Beamten und Behörden zu beaufsichtigen. Gewisse
Tntscheidungen wurden ihm persönlich Ubertragen: So hatten die
Thorgerichte Anweisung, Fälle von schweren Verstößen gegen die

Sittengesetzgebung dem kandvogt zu Uberweisen; je nach deren Bedeutung
leitete dieser sie alsdann an das Gbere Ghegericht oder den RIeinen
Rat weiter.

Doch selbst damit erschöpften fich die Pflichten des kandvogts
noch nicht. Gs war ihm nämlich die Aufsicht Uber die Thorgerichte
nicht nur in sachlicher, sondern auch in persönlicher Hinsicht
Ubertragen worden: Tr wählte einerseits die Thorrichter aus einem

Zweier- oder Dreiervorschlag des predikanten und nahm die Gewählten

„in Eydspflicht";«? anderseits genehmigte er auch die Tntlassungs-
gesuche von amtsmuden Thorrichtern«« oder enthob gar Mitglieder des

Thorgerichtes, die durch eigenen unwUrdigen Lebenswandel das
Ansehen des Amtes herabfetzten, ihrer Stellung.««

7. Der Landvogt als Auffichtsorgan im Schulwesen.

Auch im Schulwesen war der kandvogt als Vertreter der Vbrigkeit

Aufsicht?- und Strafinftanz. Er besuchte die Examen'«« und
kontrollierte die Schulvisitatoren.'«! Untertanen, die fich bei den „Exa-

°s „Neue Ehegerichts-Satzungen" vom 2S, Januar i?87, Aap. V, Art. 7

(Abschrift im Bib.M.B. VI, S. ,87 ff.).
«° In dringenden Fällen durfte bei Abwesenheit des kandvogts dessen Statthalter

diese Funktionen ausüben (Neue Predikanten-Wrdnung 1,748, S. 42 f.).
»? Neue Ehegerichts-Satzungen 1787, Aap. IV, Art. Z.

°« Neue Ehegerichts-Satzungen l?87, Aap. IV, Art. 5.
»» vgl. kenzburger A.-B. G, S. Z4? ff. (i S.Februar 1764). Dem widerspricht

freilich Aap. IV, Art. 6 der Neuen Ehegerichts-Satzungen 1787, der dieses Recht dem

Aleinen Rat vorbehält.
wo Erneuerte Schulordnung 1720, Art. 24 (M.B. 1,2, S. ss2b).
>°l Mandat vom 8. Juli,?!? (Bib.M.B.III, S. z«z ff.).
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mina ber Alten" als faumfelig ermiefen hatten unb trotj ber Cr»

mabnungen burdj bas Chorgeridjt feine Befferung 3eigten, würben
ihm 3ur Beftrafung überwiefen.102

8. Der Sanboogt in ber Armenfürforge. Durch
bie Säfularifation war fdjliefjUcb audj bie gefamte Armenfürforge
bem Staat 3ugefatten. Da hatte ber Sanboogt wieberum feine be»

ftimmten pflidjten 3U erfüllen: grunbfätjlidj war bie Armenpflege
freilidj Sache ber (Bemeinben. Diefe befafjen meiftens ein Armen»
ober Kirchengut, bas fpejiell 3U biefem gwede geäufnet würbe. Über

biefe OTittel fönnten fie frei oerfügen. 3î"tnerhin fottten bie Hedj»

nungsführung fowie bie Siften ber unterftütjten Armen oom Sanboogt
genau überprüft werben.103

3mmer mieber jebodj gab es Fälle, wo bie Ejilfe ber (Bemeinben

einfach nidjt genügte, fei es wegen ber (Bröfje ber Armut ber Bebürf»
tigen, fei es wegen ber Befdjeibenbeit bes Armengutes. Da mufjte ber

Staat einfpringen. Cr tat bies auf oerfdjiebene UJeife : ©ft liefj er eine

beftimmte «Betreibemenge an alle notleibenben Armen oerteilen, ober

— eine anbere OTöglidjfeit — er unterftütjte nur ein3elne armen»

genöffige F<mtilien, ober aber er nahm Untertanen, bie arbeitsunfähig
waren, in ber „3"fel" auf. 3" <*Uen biefen Fällen war bie OTitarbeit
bes Sanboogts unumgänglich, ^ei einer allgemeinen (Betreibeoertei»

lung beftimmte er bie Be3ugsberedjtigten.104 Auch (Befudje um inbi»
oibuelle Unterftütjung waren oom Bittfteller bern Sanboogt ein3u«

reichen. Cr unterfudjte ben $aü unb melbete anfdjliefjenb nadj
Bern.105 (Senau gleidj mufjte bei „preftbaften", bie in ber „3"fel"
untergebracht werben wollten, oorgegangen werben: ber Sanboogt
fammelte bie Angaben über Alter, Art ber Kranîbeit ober bes (Be«

io* Die „Cramina ber Kften" roaren jährliche Prüfungen fämtlidjer Crroadj-
fener über Seligionsfragen. Sie rourben mit ber Seuen prebifanten-©rbnung 1748

eingeführt (S. 19 ff.).
tos Bettelorbnung oom 25. 3unt 1755 (Bib.OT.B. IV, S. 5j7ff.).
"»< 3m ©beramt Biberftein roar bies beifpielsroeife in folgenben 3ab.ren &ec

Sali: ©brigfeitlidjer Befehl oom 12. OTär3 1709 (Bib.OT.B. Ill, S. 30), oom 12. Sep»

tember 1709 (Bib.OT.B. Ill, S. 45), oom 28. Sooember »709 (Bib.OT.B. Ill, S. 79),
oom n.3anuar 1710 (Bib.OT.B. Ill, S. 94) unb oom 20. Kpril 1736 (Bib.OT.B. IV,
S. 56 f.).

"« OTanbat oom io. OTär31725 (OT.S. 13, S. 373 ff.); Bettelorbnung 1755

(Bib.OT.B. IV, S. 517 ff.).
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mina der Alten" als saumselig erwiesen hatten und trotz der

Ermahnungen durch das Chorgericht keine Besserung zeigten, wurden
ihm zur Bestrafung überwiesen."?

8. Der Landvogt in der Armensürsorge. Durch
die Säkularisation war schließlich auch die gesamte Armenfürsorge
dem Staat zugefallen. Da hatte der Landvogt wiederum seine
bestimmten Pflichten zu erfüllen: grundsätzlich war die Armenpflege
freilich Sache der Gemeinden. Diefe besaßen meistens ein Armenoder

Rirchengut, das speziell zu diesem Zwecke geäufnet wurde. Über

diefe Mittel konnten fie frei verfügen. Immerhin follten die
Rechnungsführung fowie die Liften der unterstützten Armen vom Landvogt
genau überprüft werden."«

Immer wieder jedoch gab es Fälle, wo die Hilfe der Gemeinden
einfach nicht genügte, sei es wegen der Größe der Armut der Bedürftigen,

fei es wegen der Bescheidenheit des Armengutes. Da mußte der

Staat einspringen. Gr tat dies auf verschiedene Weise: Gft ließ er eine

bestimmte Getreidemenge an alle notleidenden Armen verteilen, oder

— eine andere Möglichkeit — er unterstützte nur einzelne armen-
genöffige Familien, oder aber er nahm Untertanen, die arbeitsunfähig
waren, in der „Infel" auf. In allen diefen Fällen war die Mitarbeit
des Landvogts unumgänglich. Bei einer allgemeinen Getreideverteilung

bestimmte er die Bezugsberechtigten."* Auch Gesuche um
individuelle Unterstützung waren vom Bittsteller dem kandvogt
einzureichen. Gr untersuchte den Fall und meldete anschließend nach

Bern."« Genau gleich mußte bei „Oresthaften", die in der „Infel"
untergebracht werden wollten, vorgegangen werden: der kandvogt
sammelte die Angaben über Alter, Art der Krankheit oder des Ge¬

ls- Die „Examina der Alten" waren jährliche Prüfungen sämtlicher Erwachsener

über Religionsfragen. Sie wurden mit der Neuen Predikanten-Brdnung 174,8

eingeführt (S. ,9 ff.).
»>' Bettelordnung vom 2S. Juni! ?ss (Bib.M.B. IV, S. s,7ff.).

Im Gberamt Biberstein war dies beispielsweise in folgenden Jahren der

Kall: Wbrigkeitlicher Befehl vom 12. März 17«9 (Bib.M.B. III, S. so), vom 12. Sep-
tember 1?«9 (Bib.M.B. III, S. 4s), vom 28. November l 709 (Bib.M.B. III, S. 79),
vom ll. Januar l?l« (Bib.M.B. III, S. 94) und vom 2«. April l?se (Bib.M.B. IV,
S. se f.).

l°° Mandat vom zo. März i?2S (M.B. is, S. S7Z ff.); Bettelordnung l?ss
(Bib.M.B. IV. S.S,7ff.).
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bredjens, über bie Dermögensoerbältniffe unb über bereits ange«
wanbte Kuren unb ftettte bann ein (Befudj an ben Kleinen Hat ober
bas Collegium 3nfulanum.106

Bei Kataftropben, wie 3. B. bei grofjen Feuersbrünften ober Über«

fdjwemmungen, würben aber bie Anforberungen an bie Ejilfsbereit»
fdjaft ber ©brigîeit attju foftfpielig. Um bie Staatsfinan3en 3U fdjo»

nen, pflegte fie in foldjen FäUen an bie prioate Spenbefreubigîeit 3U

appellieren. 3n ein3elnen «Teilen bes Staates würbe aisbann eine

Sammlung („Steuer") 3ugunften ber (Befdjäbigten burdjgeführt. Die
©rganifation einer foldjen Steuer war gleichfalls bem Sanboogt über»

bunben. Cr nahm bie gefammelten Beträge entgegen unb leitete fie
weiter.107 Segen wir uns Hedjenfdjaft ab über bie Aufgaben, bie bem

Sanboogt innerhalb ber gefamten Armenpflege erwudjfen, fo muffen
wir 3ur Feftftettung fommen, bafj er audj auf bem (Bebiet ber Für»
forge OTittler 3mifdjen ©brigîeit unb Untertanen war. Durch feine
Ejänbe gingen alle Unterftütjungsgefudje einerfeits unb alle 3ur Sinbe»

rung ber Hot beftimmten ftaatlidjen gufdjüffe anberfeits.
Abfdjliejjenb ftetten wir feft, bafj ber Staat audj alle bie Auf»

gaben in ihren wefentlidjen punîten bem Sanboogt überbunben hatte,
bie bie Kirdje oor ihrer Säfularifation burdj ihre eigenen ©rgane
hatte ausführen laffen, bie bann aber mit ber Heformation an ben

Staat übergegangen maren. Somit hatte ber bernifdje Sanboogt audj
innerhalb ber Kirdjenoermaltung, auf bem (Bebiete ber Sittenpolijei,
im Sdjul» unb im Fürforgewefen bie Sdjlüffel» unb Dertrauensftel»
lung inne. Dabei waren bie pflidjten, bie ihm aus biefer Tatigîeit
erwudjfen, fowobl an Arbeitsaufwanb als audj an Bebeutung îeines»

wegs geringer als bie früher genannten eines Hidjters ober blofj aus»

fübrenben ©rgans eines anberen Derwaltungs3weiges. Crft ber ge»

famte, auf biefe Art nodjmals erroeiterte Aufgabenfreis gab ber Stel»

lung eines bernifdjen Sanboogts bie OTadjtfütte, bie in biefem Um»

fange îeinem einigen Amt unferes mobernen Staates 3uîommt.

9. Der Sanboogt als Dermalter bes ftaatlidjen
Haturaleinîommens.

Ü herb lid. Dodj baran nidjt genug. Der Sanboogt war auch

10« OTanbate oom 14. Desember 17(6 (Bib.OT.B. III, S. 275) unb 20. 3anuar
1728 (Bib.OT.B. Ill, S. 499 ff.).

i" Dgl. OTanbat oom 19. Kpril 1706 (Bib.OT.B.II, S. 746).
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brechens, über die Vermögensverhältnisse und über bereits
angewandte Kuren und stellte dann ein Gesuch an den Kleinen Rat oder
das Collegium Insulanum."«

Bei Katastrophen, wie z. B. bei großen Feuersbrünsten oder

Überschwemmungen, wurden aber die Anforderungen an die Hilfsbereitschaft

der Obrigkeit allzu kostfpielig. Um die Staatsfinanzen zu fcho-

nen, pflegte fie in solchen Fällen an die private Spendefreudigkeit zu
appellieren. In einzelnen Teilen des Staates wurde alsdann eine

Sammlung („Steuer") zugunsten der Geschädigten durchgeführt. Die
Organisation einer solchen Steuer war gleichfalls dem Landvogt über-
bunden. Gr nahm die gesammelten Beträge entgegen und leitete sie

weiter."? Legen wir uns Rechenschaft ab Uber die Aufgaben, die dem

kandvogt innerhalb der gesamten Armenpflege erwuchsen, so mUssen

wir zur Feststellung kommen, daß er auch auf dem Gebiet der Für-
forge Mittler zwischen Bbrigkeit und Untertanen war. Durch seine

Hände gingen alle Unterstützungsgesuche einerseits und alle zur Linderung

der Not bestimmten staatlichen Zuschüsse anderseits.
Abschließend stellen wir fest, daß der Staat auch alle die

Aufgaben in ihren wesentlichen Punkten dem Landvogt Uberbunden hatte,
die die Kirche vor ihrer Säkularisation durch ihre eigenen Brgane
hatte ausfuhren laffen, die dann aber mit der Reformation an den

Staat Ubergegangen waren. Somit hatte der bernifche kandvogt auch

innerhalb der Kirchenverwaltung, auf dem Gebiete der Sittenpolizei,
im Schul- und im FUrforgewefen die Schlüffel- und Vertrauensstellung

inne. Dabei waren die Pflichten, die ihm aus diefer Tätigkeit
erwuchsen, sowohl an Arbeitsaufwand als auch an Bedeutung keineswegs

geringer als die früher genannten eines Richters oder bloß aus-
führenden Organs eines anderen verwaltungszweiges. Trft der

gesamte, auf diese Art nochmals erweiterte Aufgabenkreis gab der Stellung

eines bernifchen kandvogts die Machtfülle, die in diefem
Umfange keinem einzigen Amt unferes modernen Staates zukommt.

9. Der kandvogt als Verwalter des staatlichen
Naturaleinkommens.

Überblick. Doch daran nicht genug. Der kandvogt war auch

"» Mandate vom l«. Dezember I7,e (Bib.M.B. III, S. 275) und 20. Januar
,728 (Bib.M.B. III, S. M ff.).

»" vgl. Mandat vom ,9. Axril noe (Bib.M.B.il, S. ?qe).
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©rgan ber „Finan3oerwaltung".108 IDir haben bereits an anberer
Stelle gefeben, bafj beinahe fämtlidje einnahmen bes bernifdjen Staa«
tes bireît ober inbireît burdj bas ©beramt be3ogen würben. Sie be»

ftanben fowobl in Bargelb (Bufjen, umgewanbelte Abgaben) als
audj in Haturaiien. Befonbers bie Derwaltung bes Haturaleinîom»
mens beanfprudjte ben perfönlidjen Cinfatj bes Sanboogts.

Umwanblung oon Haturalabgaben in <Belb3tnfe. Die
Frage, ob (Selb» ober Haturalabgabe, würbe burdj bie Derwenbungs«
möglichfeiten entfdjieben, bie biefe ber ©brigfeit bot. ähnlich wie bei
ben Dienftleiftungen hatte Bern ohne weiteres feine guftimmung für
bie Umwanblung foldjer Abgaben in (Bezahlungen erteilt, bie für
ben Staatshaushalt nur eine Belaftung gebilbet hätten. IDelche Der«

wenbung hutte ber Staat für Cier, Crbfen, Bohnen, Ejühner, Klein»
oietj ufw.? So waren fdjon früh atte biefe Haturalabgaben (Abgaben
aus Dogteiredjten, beftimmte Boben3infe unb îleine gehnten) in
<Belb3infe umgewanbeit worben. Der Staat forberte fogar biefe Cnt«

widlung nadj Kräften, benn foldje Cinîunfte hatten für ihn nur mehr

fisfalifdje Bebeutung.109
Anbers oerbtelt es fidj jebodj mit ben (Betreibelieferungen. Audj

fie erforberten 3um Be3ug, 3ur Sagerung unb 3ur Derwertung einen

umftänbiidjen Dermaltungsapparat. Sie bilbeten aber bie (Brunblage
für bie ftaatltdje (Betreibepolitiî, beren giel es war, bie preife mög»

Iidjft ftabil 3u halten, gu biefem gmede legte ber Staat Dorräte an,
bie in geiten ber (Setreibefnappbeit auf ben OTarft geworfen würben.
Diefe ftaatlidjen (Betreibeoorräte bilbeten 3ugleidj eine lebenswichtige
Heferoe für ben $aü oon (Bren3fperren. gu ihrer Sufnung war ber
Staat auf bie Cinfünfte in natura angewiefen. Deshalb fönnte für alle

Abgaben, bie in (Betreibelieferungen beftanben, eine Umwanblung
überhaupt nidjt in Fra3c fommen.110

io» 3" biefer Junftion roar er freilich am meiften in feiner Selbftänbigfeit
eingefdjränft.

io» atjnlid} lagen bie Derbältniffe bei ben Œabaf« unb Kartoffelernten, bie

erft in ber OTitte bes 18.3ab,rfjunberts eingeführt rourben. Silt fie rourbe burdj ein
OTanbat oom 27.3uni 1765 feftgefetjt, bafj fte grunbfä^lidj in Se!b3afjlung 3u

erfolgen hätten (Btb.OT.8. IV, S. 726 ff.). i?8t erlaubte bie ©brigfeit — nadj lan«

gern gögern — auch bie Umroanblung ber Ejeu3ebnten, ba ber Saturalbe3ug 3U foft-
fpielig fei (OTanbat oom 3. September 1781, OT.8.27, S. 584 ff.).

u» Sin anberer Srunb roar für bie Beibehaltung bes XDeln3ebnten als Satu«
ratabgabe mafjgebenb: ber IDein bilbete oft einen Heil ber „penfionen", roeldje

l.02

Brgan der „Finanzverwaltung".-«« Wir haben bereits an anderer
Stelle gesehen, daß beinahe sämtliche Einnahmen des bernischen Staates

direkt oder indirekt durch das Gberamt bezogen wurden. Sie
bestanden sowohl in Bargeld (Bußen, umgewandelte Abgaben) als
auch in Naturalien. Besonders die Verwaltung des Naturaleinkommens

beanspruchte den persönlichen Einsatz des Landvogts.
Umwandlung von Naturalabgaben in Geldzinse. Die

Frage, ob Geld- oder Naturalabgabe, wurde durch die Verwendungsmöglichkeiten

entschieden, die diese der Gbrigkeit bot. Ahnlich wie bei
den Dienstleistungen hatte Bern ohne weiteres seine Zustimmung für
die Umwandlung folcher Abgaben in Geldzahlungen erteilt, die für
den Staatshaushalt nur eine Belastung gebildet hätten. Welche
Verwendung hatte der Staat für Eier, Erbfen, Bohnen, Hühner, Kleinvieh

usw.? So waren schon früh alle diefe Naturalabgaben (Abgaben
aus vogteirechten, bestimmte Bodenzinse und kleine Sehnten) in
Geldzinfe umgewandelt worden. Der Staat förderte fogar diese

Entwicklung nach Kräften, denn solche Einkünfte hatten für ihn nur mehr
fiskalische Bedeutung.-'»

Anders verhielt es sich jedoch mit den Getreidelieferungen. Auch
sie erforderten zum Bezug, zur Lagerung und zur Verwertung einen

umständlichen Verwaltungsapparat. Sie bildeten aber die Grundlage
für die staatliche Getreidepolitik, deren Siel es war, die preise möglichst

stabil zu halten. Su diesem Zwecke legte der Staat Vorräte an,
die in Seiten der Getreideknappheit auf den Markt geworfen wurden.
Diefe staatlichen Getreidevorräte bildeten zugleich eine lebenswichtige
Reserve für den Fall von Grenzsperren. Su ihrer Aufnung war der
Staat auf die Einkünfte in natura angewiesen. Deshalb konnte für alle

Abgaben, die in Getreidelieferungen bestanden, eine Umwandlung
überhaupt nicht in Frage kommen."«

"» In dieser Funktion war er freilich am meisten in seiner Selbständigkeit
eingeschränkt.

-« Ähnlich lagen die Verhältnisse bei den Tabak» und «artoffelzehnten, die

erft in der Mitte des is. Jahrhunderts eingeführt wurden. Für sie wurde durch ein
Mandat vom 2?. Iuni>?es festgesetzt, daß sie grundsätzlich in Geldzahlung zu
erfolgen hätten (Bib.M.B. IV, S. 72« ff.). l?8l erlaubte die Bbrigkeit — nach langem

Zögern — auch die Umwandlung der Heuzehnten, da der Naturalbezug zu
kostspielig sei (Mandat vom s. September'?«>, M.B. 27, S. ssq ff.).

"» Gin anderer Grund war für die Beibehaltung des weinzehnten als
Naturalabgabe maßgebend: der wein bildete oft einen Teil der „Pensionen", welche
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Der Be3ug ber gehnten. Die einnahmen an Dogtabgaben
unb 8oben3infen waren mengenmäfjig genau beftimmt. 3&T Be3ug
bot fomit feine befonberen Sdjwierigfeiten. Anbers lagen bie Der»

hältniffe für bie gehnten. Diefe würben oom Crtrag eines (Srunb»

ftüdes erhoben unb waren folglich oariabel. Diefer Umftanb erforberte
eine genaue Überprüfung ber Ablieferungen. Selbft bie Cinfütjrung
ber gebntpadjt, burdj bie ber Staat bas Cinfammeln ber getjntgut»
haben prioaten übertrug, befreite ihn nidjt oon ber Hotwenbigfeit
einer ftrengen Auffidjt. 3n °em Augenblid nämlich, wo fdjledjt ge»

3ebntet würbe, fanfen audj bie Angebote bei ben öffentlichen getjnt»
oerfteigerungen. Ejier Ijatte nun wieberum ber Sanboogt ei^ugreifen.
Cr hatte ben gefamten Derlauf bes getjntbe3uges 3U überwachen.111

Cr liefj 3unädjft oor ber Derfteigerung ber gehnten ben Crnte»

ertrag burdj oereibigte, unparteiifdje perfonen fdjärjen.112 Ejernadj
murbe bas Datum ber Derfteigerung burdj Ausruf oom Sanbwcibel
befanntgegeben. Am feftgeferjten Tag oerfammelten fidj alle 3nter=
effenten. Die Derfteigerung erfolgte unter ber perfönlidjen Seitung
bes Sanboogts. Cbeoretifdj war jebermann fteigerungsberedjtigt. Die
©brigîeit hatte jebodj einige Beftimmungen erlaffen, bie fie oor Der»

lüften fdjütjen follten: bas tjödjfte Angebot mufjte ben Schätzungswert
erreichen. Sonft mufjte ber getjnte „eingeftettt" werben. Die (Benetjmi»

gung rjie3u erteilte jebodj nur ber Kleine Hat. Cin eingeteilter getjn»
ten murbe oom Sanboogt einigen „beîannten, ehrlichen Seuten", ben

fogenannten gehnteinfammlem, 3um Sammeln unb Drefdjen 3uge»

wiefen. Den Crtrag hatten fie bem Sanboogt ab3uliefern; als Cntgelt
würbe ihnen bas Stroh überlaffen. Des weiteren würben Dorîetjren
getroffen, bie ein abfidjtlidjes Tiefhalten ber Angebote oertjinbern

ber Staat als Sefolbung an pfarrer, Sdjulmeifter, Sanbfdjreiber u. a. entrichten
mufjte. Die gufammenfetjung biefer penfionen roar burdj bie Urbare feftgelegt.
So fönnte ber Staat auf bas DJein-Cinfommen nidjt Deichten. — KIs Beifpiel
für bie oben feierte bernifdje Setreibepolitif fei ein OTanbat oom 14-3anuar
1757 angeführt. Die Sanboögte erhielten burdj biefes Schreiben ben Befehl, bei

„biefen fdjroeren geitläuften" gehnten unb Boben3infe unnadjfidjtlidj in natura
3u be3ieben. gubem fei ein Diertel ber obrigfeitlidjen Setreibeoorräte nadj unb

nadj bem OTarft 3ur Derfügung 3U fteUen (OT.8. 19, S. Ul).
111 gebnt-Seglemente gaben eingebenb über bie pflichten ber Sanboögte Kus«

fünft (Btb.Cib- unb 3nftr.B. II).
»s 3m ©beramt 2larburg erfüUten ber Kmtsroeibel, ber Commisbäder ber

feftung unb ber Ejausfnedjt biefe Kufgäbe (XIII. 128).

1,04

Der Bezug der Sehnten. Die Linnahmen an vogtabgaben
und Bodenzinsen waren mengenmäßig genau bestimmt. Ihr Bezug
bot somit keine besonderen Schwierigkeiten. Anders lagen die

Verhältnisse für die Sehnten. Diese wurden vom Ertrag eines Grundstückes

erhoben und waren folglich variabel. Dieser Umstand erforderte
eine genaue Überprüfung der Ablieferungen. Selbst die Einführung
der Sehntpacht, durch die der Staat das Einsammeln der Jehntgut-
haben privaten übertrug, befreite ihn nicht von der Notwendigkeit
einer strengen Aufsicht. In dem Augenblick nämlich, wo schlecht ge-

zehntet wurde, sanken auch die Angebote bei den öffentlichen Sehnt-
verfteigerungen. Hier hatte nun wiederum der Landvogt einzugreifen.
Er hatte den gesamten Verlauf des Sehntbezuges zu überwachen."'

Er ließ zunächst vor der Versteigerung der Sehnten den Ernteertrag

durch vereidigte, unparteiische Personen schätzen.'" Hernach
wurde das Datum der Versteigerung durch Ausruf vom Landweibel
bekanntgegeben. Am festgesetzten Tag versammelten sich alle
Interessenten. Die Versteigerung erfolgte unter der perfönlichen Leitung
des Landvogts. Theoretifch war jedermann steigerungsberechtigt. Die
Vbrigkeit hatte jedoch einige Bestimmungen erlaffen, die fie vor
Verlusten schützen sollten: das höchste Angebot mußte den Schatzungswert
erreichen. Sonst mußte der Sehnte „eingestellt" werden. Die Genehmigung

hiezu erteilte jedoch nur der Kleine Rat. Ein eingestellter Sehnten

wurde vom Landvogt einigen „bekannten, ehrlichen Leuten", den

sogenannten Jehnteinsammlern, zum Sammeln und Dreschen
zugewiesen. Den Ertrag hatten sie dem Landvogt abzuliefern; als Entgelt
wurde ihnen das Stroh überlasten. Des weiteren wurden vorkehren
getroffen, die ein absichtliches Tiefhalten der Angebote verhindern

der Staat als Besoldung an Pfarrer, Schulmeister, êandschreiber u. a. entrichten
mußte. Die Zusammensetzung dieser Pensionen war durch die Urbare festgelegt.
So konnte der Staat auf das Wein-Sinkommen nicht verzichten. — Als Beispiel
für die oben skizzierte bernische Getreidepolitik sei ein Mandat vom 14. Januar
I7S7 angeführt. Die kandvögte erhielten durch dieses Schreiben den Befehl, bei

„diesen schweren Zeitläuften" Zehnten und Bodenzinse unnachsichtlich in natura
zu beziehen. Zudem sei ein viertel der obrigkeitlichen Getreidevorräte nach und
nach dem Markt zur Verfügung zu stellen (M.B. 19, S. III).

>" Zehnt-Reglemente gaben eingehend über die Pflichten der kandvögte Aus»
kunft (Bib.Sid- und Instr.B. II).

"2 Im Cberamt Aarburg erfüllten der Amtsweibel, der Gommisbäcker der

Festung und der Hausknecht diese Aufgabe (XIII. 128).
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fottten. über bie gefamte Steigerung hatte ber Sanbfdjreiber genau
oorgefdjriebene protoîotte, bie fogenannten gebntröbel, aufjunebmen.
Diefe waren ber Staatsîan3lei einsureidjen, wo aisbann ber 3U er»

wartenbe gefjntertrag für bas gan3e Sanb errechnet würbe. 3" frühe»

ren geiten mochte ber Tag ber getjntoerfteigerungen (Belegenheit 3U

grofjen Feftlidjîeiten geboten haben. 3"t 18.3<*brbunbert mar all bas

unterbrüdt. $üt bie genaue Cinhaltung biefer Beftimmungen unb
bie îorreîte Durdjfütjrung ber Derfteigerung, bie fidj jährlich, wieber»

holte, war ber Sanboogt oerantwortlidj.
Audj ber eigentliche gebntbejug war burdj obrigîettlidje Dor»

fdjriften geregelt, obwohl ber Staat bamit bireît nidjts 3u tun hatte.
Cnbe Hooember fdjliefjlidj, wenn anjunefjmen war, bafj bie „getjnt»
befteljer"113 mit bem Sammeln unb Drefdjen ber gehnten fertig ge»

morben maren, würbe ihnen fdjriftlidj ber geitpunît beîanntgegeben,
an weldjem fie ihre Beträge abjuliefern hatten.114 Bei ber einliefe»
rung bes (Betreibes würbe ftreng barauf geachtet, bafj es fauber fei.
Die „Ausmeffung" erfolgte burdj bie gebntbefietjer perfönlidj unter
ber Kontrolle oon obrigîeitlidj beftimmten perfonen.115 Über bie ein»

gegangenen Crträgniffe hatte ber Sanboogt eine gufammenftellung
3U madjen unb ben Beridjt nadj Bern 3U fdjiden. Das Total biefer
Happorte ergab ben bernifdjen gebnt»Ctat, ber bem (Srofjen Hat oor»

gelegt merben mufjte.
Cs lag in ber Art ber getjntabgabe bebingt, bie eben mengen»

mäfjig nidjt feftgefetjt war, wenn ber gefjntbejug immer mieber 3U

Streitigîeiten Anlafj gab. OTit bem padjtfyftem îonnten ber Staat
unb feine Beamten alle biefe Sdjwierigîeiten umgehen. Daburdj er»

öffnete fidj aber gerabe bem Sanboogt ein neues Arbeitsfelb: er war
bie gegebene neutrale 3"ft<W3/ um bei Auseinanberfetjungen 3wifdjen
gehntpflidjtigen unb gebntbeftebern 3U entfdjeiben.116

Der Staat fudjte übrigens nach OToglidjîeit, foldje gwiftigîeiten
bei3ulegen. Cr empfahl in biefem Sinne ben getjntbeftebern, fidj mit

in So rourben bie Seute genannt, benen bei ber Derfteigerung ein gehnten
3ugefdjlagen roorben roar.

•" XIII. 128.
»s XIII. 128: Sanbroeibel unb Commisbäcfer.
ii« Durch OTanbat »om 16. OTär31789 rourbe genau feftgelegt, bafj berjenige

Sanboogt 3uftänbig fei, in beffen Kmt bas 3eb.ntpflicb.tige Sanbftüd Hege (Bib.
OT.8. VI, S. 312 f.).

1.05

sollten. Über die gesamte Steigerung hatte der kandfchreiber genau
vorgeschriebene Protokolle, die sogenannten Zehntrödel, aufzunehmen.
Diese waren der Staatskanzlei einzureichen, wo alsdann der zu
erwartende Jehntertrag für das ganze kand errechnet wurde. In früheren

Zeiten mochte der Tag der Jehntverfteigerungen Gelegenheit zu

großen Festlichkeiten geboten haben. Im 1,3. Jahrhundert war all das

unterdrückt. Für die genaue Ginhaltung dieser Bestimmungen und
die korrekte Durchführung der Versteigerung, die fich jährlich wiederholte,

war der kandvogt verantwortlich.
Auch der eigentliche Zehntbezug war durch obrigkeitliche

Vorschriften geregelt, obwohl der Staat damit direkt nichts zu tun hatte.
Tnde November schließlich, wenn anzunehmen war, daß die „Zehnt-
besteher""« mit dem Sammeln und Dreschen der Zehnten fertig
geworden waren, wurde ihnen schriftlich der Zeitpunkt bekanntgegeben,

an welchem sie ihre Beträge abzuliefern hatten."* Bei der Tinlieferung

des Getreides wurde streng darauf geachtet, daß es fauber sei.
Die „Ausmessung" erfolgte durch die Jehntbesteher persönlich unter
der Rontrolle von obrigkeitlich bestimmten Personen."« Über die

eingegangenen Grträgnisse hatte der kandvogt eine Zusammenstellung
zu machen und den Bericht nach Bern zu schicken. Das Total dieser

Rapporte ergab den bernischen Zehnt-Ttat, der dem Großen Rat
vorgelegt werden mutzte.

Ts lag in der Art der Zehntabgabe bedingt, die eben mengenmäßig

nicht festgesetzt war, wenn der Jehntbezug immer wieder zu

Streitigkeiten Anlaß gab. Mit dem Pachtsystem konnten der Staat
und seine Beamten alle diese Schwierigkeiten umgehen. Dadurch
eröffnete fich aber gerade dem kandvogt ein neues Arbeitsfeld: er mar
die gegebene neutrale Instanz, um bei Auseinandersetzungen zwischen

Jehntpflichtigen und Jehntbestehern zu entscheiden."«
Der Staat suchte übrigens nach Möglichkeit, solche Zwistigkeiten

beizulegen. Tr empfahl in diefem Sinne den Zehntbestehern, sich mit

"> So wurden die keute genannt, denen bei der Versteigerung ein Zehnten
zugeschlagen worden war.

XIII. 128.

"» XIII. 128: kandweibel und Commisbäcker.
"« Durch Mandat vom IS. März 1,789 wurde genau festgelegt, daß derjenige

kandvogt zuständig sei, in dessen Amt das zehntpflichtige kandftück liege (Bib.
M.B.VI. S. Z,2f.).
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ben „partiîularen" wenn immer möglich in gütliches Cinoemebmen
3u fetjen.117 Cr felbft ging mit gutem Beifpiel ooran, inbem in Fäl«
len, wo bie Crnte wegen Ejagelfdjlags ober überfdjwemmungen hinter
ben Sdjätjungen 3urüdblieb, ber gehnte nadjgelaffen würbe. Der
gehntbefteher hatte aisbann im betreffenben Ejerbft nur einen Teil
ber gefdjulbeten (Setreibemenge ab3uliefern. Der Heft murbe für ein
ober 3wei 3a^re geftunbet, ja manchmal fogar gau3 abgefdjrieben.118

Die Dermaltung ber (Betreibeoorräte. Bei allen biefen
OTafjnatjmen unb Derorbnungen war es immer wieber ber Sanboogt,
ber bie ftaatlidjen 3ntereffen 3U wahren hatte. Als eigentlicher gebnt»
unb Boberçinsfjerr überwachte er in Dertretung ber ©brigîeit bas

Sammeln unb Sichren ber Haturalabgaben. Damit erfdjöpften fidj
jebodj bie pflidjten eines Sanboogts im Habmen ber Derwaltung bes

ftaatlidjen Haturaleinîommens nodj lange nidjt. (Salt es bodj, bie

angehäuften Feibfrüdjte ridjtig 3U lagern, ihre Ejaltbarîeit immer
wieber 3U überprüfen unb fie bann fdjliefjlidj abjuftofjen. Cine ganje
Heifje oon ©rbnungen unb OTanbaten regelten biefe Tatigîeit bis ins
Creine.119

Für jebe Sanboogtei war eine gan3 beftimmte OTenge (Betreibe

i" Bei ber Crbebung bes Kartoffel3ebnten rourbe es ausbrüdlidj ben beiben

partnern anbeimgefteUt, 3U oereinbaren, roie roeit ber gehnte in natura unb roie

roeit er in 5°rm einer Selbjahlung entrichtet roerben foUte. Kam es 3U feiner
Cinigung, fo mufjte er furjerfjanb gan3 in natura abgeliefert roerben (Crläuterung
3um Crbäpfelmanbat com 20. September 1741, Bib.OT.B. IV, 5. 257 ff.).

»s Ungeteilter unb „oon oberer Bianb oertjängte ^äU", nidjt aber Unfrurbt-
barfeit bes gelbes ober fdjledjtes Wetter, berechtigten ben gehntbefteher 3U einem

Sadjlafjgefudj. Soldje Sefudje rourben oom Sanboogt ber Dennerfammer über»

roiefen, oon biefer begutachtet unb fdjliefjlidj oom Srofjen Sat entfdjieben. Die

Koften bes Detfahrens gingen 3U Saften bes SefudjfteUers (Krt. 9 bes gefjnb»

Seglements; Bib.Cib- unb 3nftr.8. II, S. 30 f.).
Cs rourben 3.8. im 3abre 1777 im Untern Kargau nadjgelaffen:

©beramt Sen3burg — 14 OTt. Soggen, 28 OTltr. Dinfel, 14 OTltr. Éjafer,

©beramt Königsfeiben — 14 OTt Soggen, 73^ OTltr. Dinfel,
Stiftsfdjaffnerei gofingen — UoYt OTltr. Dinfel,
©beramt Karburg — 2Yt OTltr. Dinfel

(Befdjlufj bes Srofjen Sates oom 24.De3ember 1777. OT.8.27, S. 48 ff.).
11» Sefammelt in: Setreibe-Seglement bes Kmtes Biberftein oom 10. Februar

1719 (Bib.Cib.» u. 3nftr.8.II, S. 1 ff.), ©brigfeitlidje Setreyb-©rbnung. Krburg.
2. OTär3 1687 u.a.

we
den „partikularen" wenn immer möglich in gütliches Einvernehmen
zu setzen."? Er selbst ging mit gutem Beispiel voran, indem in Fällen,

wo die Ernte wegen Hagelschlags oder Überschwemmungen hinter
den Schätzungen zurückblieb, der Zehnte nachgelassen wurde. Der
Jehntbesteher hatte alsdann im betreffenden Herbst nur einen Teil
der geschuldeten Getreidemenge abzuliefern. Der Rest wurde für ein
oder zwei Jahre gestundet, ja manchmal fogar ganz abgeschrieben."«

Die Verwaltung der Getreidevorräte. Bei allen diesen

Matznahmen und Verordnungen war es immer wieder der kandvogt,
der die staatlichen Interessen zu wahren hatte. Als eigentlicher Zehnt-
und Bodenzinsherr überwachte er in Vertretung der Gbrigkeit das

Sammeln und Sichten der Naturalabgaben. Damit erschöpften fich

jedoch die Pflichten eines kandvogts im Rahmen der verwalwng des

staatlichen Naturaleinkommens noch lange nicht. Galt es doch, die

angehäuften Feldfrüchte richtig zu lagern, ihre Haltbarkeit immer
wieder zu überprüfen und sie dann schließlich abzustoßen. Gine ganze

Reihe von Grdnungen und Mandaten regelten diese Tätigkeit bis ins
Tinzelne.""

Für jede kandvogtei war eine ganz bestimmte Menge Getreide

>>7 Lei der Erhebung des Rartoffelzehnten wurde es ausdrücklich den beiden

Partnern anheimgestellt, zu vereinbaren, wie weit der Zehnte in natura und wie
weit er in Form einer Geldzahlung entrichtet werden sollte. Ram es zu keiner

Einigung, so muszte er kurzerhand ganz in nawra abgeliefert werden (Erläuterung
zum Erdäpfelmandat vom 20. September >?4l, Bib.M.B. IV, S. 257 ff.).

"s Ungewitter und „von oberer Hand verhängte Füll", nicht aber Unfruchtbarkeit

des Feldes oder schlechtes Wetter, berechtigten den Zehntbesteher zu einem

Nachlaszgesuch. Solche Gesuche wurden vom kandvogt der vennerkammer
übermiesen, von dieser begutachtet und schließlich vom Großen Rat entschieden. Die

Rosten des Verfahrens gingen zu kästen des Gesuchstellers (Art. y des Zehnd»

Reglements; Bib.Eid- und Instr.B. II. S. z«f.).
Es wurden z.B. im Jahre 1777 im Untern Aargau nachgelassen:

Vberamt kenzburg — 14 Mt. Roggen, 28 Mltr. Dinkel, 14 Mltr. Hafer,
Gberamt ASnigsfelden — 14 Mt. Roggen, 72^ Mltr. Dinkel,
Stiftsschaffnerei Zofingen — II0X Mltr. Dinkel,
Gberamt Aarburg — 2^ Mltr. Dinkel

(Beschluß des Großen Rates vom 24. Dezember 1777. M.B. 27, S. 4,3 ff.).
il, Gesammelt in: Getreide-Reglement des Amtes Biberstein vom 10. Februar

,71? (Bib.Eid.- u. Instr.B.II, S. I ff.). Gbrigkeitliche Getreyd^Vrdnung. Arburg.
2. März 1687 u. a.
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feftgefetjt, bie nur auf Befehl bes (Srofjen Hates angegriffen werben
bürfte.120

Diefer Dorrai unb bie neuen Cinîunfte mufjten jährlich in Tin'
wefenbeit eines „Beeybigten" gemeffen, ihr Alter unb ihre Qualität
feftgeftettt unb bas Crgebnis ber Unterfudjung oom Sanboogt nadj
Bern gemelbet werben. Auf (Brunb biefer Beridjte traf bann ber

(Brofje Hat im Der laufe bes 3<*riuars bie weiteren Anorbnungen: Cin
Teil ber neuen Crnte würbe wieberum als Stod ausgefdjieben; ber

Heft gelangte 3um Derîauf. Der Derfaufsbefebl ging entfpredjenb bem

guftanb bes oon ihnen gemelbeten (Betreibeoorrates an bie Sanb«

oögte.121 Beim Derfauf felbft hatten biefe oottfommen freie Ejanb.122
Den Crtrag mufjten fie in bie Amtsrechnung einfetjen.123 (Setreibe oom

i*o Die obrigfeitlidjen Setreibeoorräte in ben ©berämtern bes Untern Kargaus

betrugen laut Befdjlufj oom 8. Kpril 1767 in Berner OTütt (1 OTütt 168,134
Siter, Kb. ^lurf, Kulturgefdjidjtlidje OTitteilungen aus ben bernifdjen Staats-
redjnungen bes 18.3ahrtjunberts) :

Kernen
Sen3burg 3167

Königsfeiben 2120

Sdjenfenberg 1240

gofingen 1706

Biberftein 340

Karburg 257

Caftelen _ __ _
Diefe Dorräte burften nur beim Kmtsroedjfel bes Sanboogts ange3efjrt roerben,

inbem ber aufjiehenbe Sanboogt berechtigt roar, baraus bas Setreibe 3U be-

3ieben, bas er für feinen Ejausbalt benötigte. Sie roaren bei ber nädjften Setreibe»

ablieferung fofort 3u ergän3en. Der neue Commanbant oon Karburg fönnte in ber

gleidjen geit auch bie Sarnifon aus bem Dorrai oerforgen (XIII. 128).

«i Commanbant Sffinger oon Karburg notierte in feinen „Sadjridjten oon
bem Kmt Krburg", bafj bie obrigfeitlidjen Derfaufsbefeble Cnbe 3anuar unb OTitte

3uni eintreffen rourben (XIII. 128).
1« „Die Kmtleut roerben mit aUem »Jleifj beftmöglidj oerfauffen", lautete bie

fnappe Knroeifung im Setreibereglement (Bib.Cib« unb 3ufrr.8. n, S. 5).
12» OTit OTanbat oom 14-De3ember 1731 rourbe »erlangt, bafj bie Kbredjnung

über ben Setreibeoerfauf ein integrierenber Beftanbteil ber Kmtsredjnung fei. Sie
mufjte genaue Kngaben barüber enthalten, „roas für getreibt, roie oiel, roie tbeur,
an roen, 3U roas 3eiten unb »on roeldjen fdjüttenen Speicher) unb Jahrgang
oerftlberet roorben" (Bib.OT.B. III, S. 54? f.). Knläfjlidj bes Derfaufsbefebts »om

23.3uli 1770 rourbe bann erftmals geforbert, bafj bie Sanboögte bas aus bem

Setreibeoerfauf gelöfte Selb am l.De3ember bes laufenben 3abres ober an einem
anberen nodj 3U be3eidjnenben Datum bem Sedelmeifter ab3uliefern hätten (OTanbat
»om 18. September 1770; OT.8. 23, S. 553).

Soggen Ejafer
460 350
860 200

80 165

— 725

30 too
— 135
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festgesetzt, die nur auf Befehl des Großen Rates angegriffen werden
durfte."«

Dieser Vorrat und die neuen Einkünfte mußten jahrlich in An»
wefenheit eines „Beeydigten" gemessen, ihr Alter und ihre Dualität
festgestellt und das Ergebnis der Untersuchung vom kandvogt nach
Bern gemeldet werden. Auf Grund dieser Berichte traf dann der

Große Rat im verlaufe des Januars die weiteren Anordnungen: Ein
Teil der neuen Ernte wurde wiederum als Stock ausgefchieden; der

Rest gelangte zum verkauf. Der Verkaufsbefehl ging entsprechend dem

Sustand des von ihnen gemeldeten Getreidevorrates an die kand»

vögte."' Beim verkauf felbst hatten diese vollkommen freie Hand."?
Den Grtrag mußten sie in die Amtsrechnung einsetzen."« Getreide vom

>« Die obrigkeitlichen Getreidevorräte in den Bberämtern des Untern Aar»

gaus betrugen laut Beschluß vom s. April I7S? in Berner Mütt (1 Mütt 168,124
kiter, Ad. Fluri, Kulturgeschichtliche Mitteilungen aus den bernischen Staats»
rechnungen des > 8. Jahrhunderts) :

Kernen Roggen Hafer
kenzburg 2 le? che« 22«

Königsfelden 21,2« 86« 2««
Schenkenberg 124« 8« lSS

Zoftngen i?oe — ?2s

Biberstein 24« 2« lv«
Aarburg 227 — lZS
Gastelen „ ^ —
Diese Vorräte durften nur beim Amtswechsel des kandvogts angezehrt wer»

den, indem der aufziehende kandvogt berechtigt war, daraus das Getreide zu de»

ziehen, das er für seinen Haushalt benötigte. Sie waren bei der nächsten Getreide»

ablieferung sofort zu ergänzen. Der neue Commandant von Aarburg konnte in der

gleichen Zeit auch die Garnison aus dem Vorrat versorgen (XIII. 128).
Commandant Effinger von Aarburg notierte in seinen „Nachrichten von

dem Amt Arburg", daß die obrigkeitlichen Verkaufsbefehle Ende Januar und Mitte
Zuni eintreffen würden (Xlll. ,28).

»» „Die Amtleut werden mit allem Fleiß bestmöglich verkauffen", lautete die

knappe Anweisung im Getreidereglement (Bib.Eid» und Instr.B. II, S. S).

l« Mit Mandat vom l4. Dezember 1721 wurde verlangt, daß die Abrechnung
über den Getreideverkauf ein integrierender Bestandteil der Amtsrechnung sei. Sie
mußte genaue Angaben darüber enthalten, „was für getreidt, wie viel, wie theur,
an wen, zu was Zeiten und von welchen schüttenen (-^ Speicher) und jahrgang
versilberet worden" (Bib.M.B. III, S. S4?f Anläßlich des Verkaufsbefehls vom
22. Juli l770 wurde dann erstmals gefordert, daß die kandvögte das aus dem Ge»

treideverkauf gelöste Geld am l. Dezember des laufenden Jahres oder an einem
anderen noch zu bezeichnenden Datum dem Seckelmeister abzuliefern hätten (Mandat
vom 18. September 177«; M.B. 22, S. S2Z).
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obrigfeitlidjen «Setreibeeinîommen ohne Derîaufsbefetjl 3u oeräufjern,
war ftreng unterfagt.124 Cin ausgeîlugeltes KontrollfYftem unb
fdjwere Bufjen fottten jebe Derfudjung 3u OTifjbrauch unterbrüden.
Ausgenommen oon biefem Deräufjerungsoerbot waren natürlich bie

„penfionen", bie laut Urbarien oom Staat entrichtet werben mufj«
ten.125

Dem in ben „Sdjüttenen" eingelagerten (Setreibeoorrat hatte ber

Sanboogt feine ganje Aufmerffamfeit 3U fdjenfen. Diefer Dorrat
follte, fein fäuberlidj oom prioaten Cigentum bes Sanboogts getrennt,
in ben beften Sdjüttenen aufbewahrt werben. Um einem Derberben
bes (Betreibes burdj 3u lange Sagerung oor3ubeugen, mufjte man es

nadj einem beftimmten Turnus erneuern: IDäbrenb ber Amts3eit
eines Sanboogts würbe ein Drittel bes Dorrats abgeftofjen unb burdj
neues «Setreibe ergäbt. 3m geitraum oon adjt3ebn 3abren fanb fo»

mit eine (Sefamterneuerung ftatt. Um bie burdj bie Sagerung eintre»
tenben Qualitätsoerlufte möglidjft tief 3u halten, würbe bas (Betreibe

regelmäfjig „gefäubert unb geworfen". Säuberung unb U>erfung burf»
ten aber nur auf obrigfeitlicben Befehl hin oorgenommen werben.

Cinjig oor bem Amtswedjfel waren fie automatifdj burdj3ufütjren.
Der burdj biefen pro3efj bebingte mengenmäßige Derluft mufjte burch

beeibigte Kornmeffer genau feftgeftettt werben. Hur bann bürfte ihn
ber Sanboogt als „Abgang" in ber Ausgabenfeite feiner Amtsredj»

nung einfetjen.
Das obrigîeitlidje Uberwadjungsfyftem. ©bwohl alle

biefe Aufgaben bes Sanboogts burdj 3ablreidje Heglemente unb OTan»

bate genau umfdjrieben würben, war bie Derantwortung, bie er trug,
bennodj grofj. An manch einen mochte bie Derfudjung herantreten,

124 (Cur ©berämter mit Saturaleinfommen an UJein galt bas ftrifte Der-
faufsoerbot audj für bie obrigfeitlidjen IDeinbeftänbe (Bib.Cib« unb 3"ftr.8.1,
S. 14).

Den Sanboögten roar nidjt geftattet, irgenbroeldje Unfoften beim Setreibe«

oerfauf, mit Kusnabme ber ^ubrungsfoften, in Kb3ug 3u bringen. KUe 3ufäij-
Iidjen Kuslagen mufjten fie felber tragen (Bib.Cib- unb 3"ftr.B. II, S. 15 f.).

las JDäfjrenb in ben meiften ©berämtern biefe penfionen in natura entrichtet

rourben, mufjten im ©beramt Königsfeiben einige in Selb ausbejablt roerben.

Kus biefem Umftanb ift eine Soti3 im „Königsfelber OTaterial" 3U erflären, laut
roeldjer ber Ejofmeifter — im Unterfdjieb 3U aUen anbern Sanboögten — bas Sedjt
befafj, fooiel Setreibe unb IDein „3u rechter geit" 3U »erfaufen, als „3U befj clofters
aufjgeben oonnöhten" (Königsfelber OTaterial, S. 502).
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obrigkeitlichen Getreideeinkommen otzne verkaufsbesehl zu veräußern,
mar streng untersagt."* Gin ausgeklügeltes Rontrollsystem und
schwere Bußen follten jede Versuchung zu Mißbrauch unterdrücken.

Ausgenommen von diesem Veräußerungsverbot waren natürlich die

„Pensionen", die laut Urbarien vom Staat entrichtet werden
mußten."»

Dem in den „Schüttenen" eingelagerten Getreidevorrat hatte der

kandvogt seine ganze Aufmerksamkeit zu schenken. Dieser Vorrat
sollte, fein säuberlich vom privaten Eigentum des Landvogts getrennt,
in den besten Schüttenen aufbewahrt werden. Um einem verderben
des Getreides durch zu lange Lagerung vorzubeugen, mußte man es

nach einem bestimmten Turnus erneuern: während der Amtszeit
eines kandvogts wurde ein Drittel des Vorrats abgestoßen und durch
neues Getreide ergänzt. Im Zeitraum von achtzehn Iahren fand
somit eine Gesamterneuerung statt. Um die durch die Lagerung
eintretenden Dualitätsverluste möglichst tief zu halten, wurde das Getreide

regelmäßig „gesäubert und geworfen". Säuberung und Werfung durften

aber nur auf obrigkeitlichen Befehl hin vorgenommen werden.

Einzig vor dem Amtswechfel waren sie automatisch durchzuführen.
Der durch diesen Prozeß bedingte mengenmäßige Verlust mußte durch

beeidigte Rornmesser genau festgestellt werden. Nur dann durfte ihn
der kandvogt als „Abgang" in der Ausgabenfeite seiner Amtsrechnung

einsetzen.

Das obrigkeitliche Überwachungssystem. Obwohl alle

diese Aufgaben des kandvogts durch zahlreiche Réglemente und Mandate

genau umschrieben wurden, war die Verantwortung, die er trug,
dennoch groß. An manch einen mochte die Versuchung herantreten,

Für Gberämter mit Naturaleinkommen an wein galt das strikte
Verkaufsverbot auch für die obrigkeitlichen Weinbestände (Bib.Eid- und Instr.V. I,
S. 14).

Den kandvögten war nicht gestattet, irgendwelche Unkosten beim Getreide»

verkauf, mit Ausnahme der Fuhrungskosten, in Abzug zu bringen. Alle zusätz»

lichen Auslagen mußten sie selber tragen (Bib.Eid» und Instr.B. II, S. IS f.).
>ss während in den meisten Bberämtern diese Pensionen in natura entrich»

tet wurden, mußten im Gberamt Königsfelden einige in Geld ausbezahlt werden.
Aus diesem Umstand ist eine Notiz im „Königsfelder Material" zu erklären, laut
welcher der Hofmeister — im Unterschied zu allen andern kandvögten — das Recht

besaß, soviel Getreide und wein „zu rechter Zeit" zu verkausen, als „zu deß closters

außgeben vonnöhten" (Königsfelder Material, S. s«2).
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eine îleinere ober gröfjere OTenge bes obrigfeitlidjen (Betreibes 3U

unterfdjlagen. Diefe Derfudjung würbe nodj burdj ben Umftanb oer»

gröfjert, bafj bie Sanboögte ihre Cntfdjäbigung für biefe Arbeit, aus«

gebrudt in Pleuren ber (Betreibemenge, bireft ab3ieb.cn fönnten. Die

©brigfeit fudjte fidj burdj genaue Kontrottbeftimmungen unb fdjärffte
Strafanbrobungen gegen foldje Derfehlungen ihrer Beamten 3U fdjüt«
3en. Sanboögte, weiche bie Termine für bie OTeffung ber (Betreibe«

oorräte, für bie Cinreiiijung ber Ctats unb für bie Hedjnungsablage
nidjt einhielten, waren ftrafbar; ebenfo Sanboögte, welche (Betreibe

ohne Befehl oeräufjerten ober welche an Stelle bes 3um Derfauf be«

ftimmten fctjledjteren (Betreibes gefunbes, neues oerfauften unb ben

Cr lös nidjt wabrtjeitsgemäfj oerredjneten. Kontrollorgan war „infon«
bertjeit" bie Dennerfammer.126 (Begen Feblbare hatte fie fofort eine

Unterfudjung einjuleiten. Die Anflagefdjrift war bem überführten
Sanboogt 3U3uftetten, ber fidj innert adjt Tagen fdjriftlidj 3U oerant»

Worten hatte. Audj Hepliî unb Dupliî mufjten fdjriftlidj abgefafjt
werben. Dann war bas gefamte Aîtenmaterial fofort bem (Srofjen
Hat 3u unterbreiten. Diefer entfdjieb ohne meitere Cinoernahme in
geheimer Abftimmung über Sdjulb ober Hidjtfdjulb. IDürbe bie

Sdjulbfrage bejaht, fo mar — ebenfalls in (Seheimabftimmung — 3U

befdjliefjen, ob ber Sdjulbige an „Chr" ober an „(Sut" 3U beftrafen
fei. UJurbe er an „Chr" beftraft, fo bebeutete bas bie fofortige Cin»
ftellung in feinem Amt. Wenn feine Derfehlungen erft am Cnbe fei»
ner Amts3eit an ben Tag îamen, fo oerlor er feinen Sitj im (Srofjen
Hat. 3" beiben Fällen hatte er 3ubem ben entftanbenen Schaben 3U

beden. Wuxbe er an „(But" beftraft, fo fetjte ber (Srofje Hat auf An»

trag ber Dennerîammer bie Ejöhe ber Bufje feft. Durch foldje OTafj»

nahmen hoffte man, Derfehlungen ber Sanboögte oerunmöglidjen 3U

fönnen, welche in Anbetracht ber Wette, bie biefen mit ber Dermal»

tung ber ftaatlidjen (Betreibeeingänge anoertraut waren, bem Staate
grofjen Schaben oerurfadjen fönnten.

to. Der Sanboogt als Derwalter bes Staatsbefitjes.
Die obrigfeitlidjen „(Selber". Die Derwaltung bes obrig»

"» jjür bie KontroUe ber einnahmen aus SebensgefäUen rourbe — roie be«

reits erroäfjnt — 1786 bas deutfdje ©ber Commiffariat gefdjaffen, bas feinerfeits
ber Dennerfammer unterftanb. 3bm lag bie prüfung fämtlidjer Kmtsredjnungen
ob (Befdjlufj »om l. De3ember 1786, pol.8.18, S. 332 ff. unb OTanbat »om 7.3unf
1788, OT.8. 29, S. 387 ff.).
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eine kleinere oder größere Menge des obrigkeitlichen Getreides zu

unterschlagen. Diese Versuchung wurde noch durch den Umstand
vergrößert, daß die kandvögte ihre Entschädigung für diese Arbeit,
ausgedrückt in Orozenten der Getreidemenge, direkt abziehen konnten. Die

Gbrigkeit fuchte fich durch genaue Rontrollbestimmungen und schärfste

Strafandrohungen gegen solche Verfehlungen ihrer Beamten zu schützen,

kandvögte, welche die Termine für die Meffung der Getreidevorräte,

für die Tinreichung der Ttats und für die Rechnungsablage
nicht einhielten, waren strafbar; ebenso Landvögte, welche Getreide
ohne Befehl veräußerten oder welche an Stelle des zum verkauf
bestimmten schlechteren Getreides gesundes, neues verkauften und den

Grlös nicht wahrheitsgemäß verrechneten. Rontrollorgan war „inson-
derheit" die Vennerkammer."« Gegen Fehlbare hatte sie fofort eine

Unterfuchung einzuleiten. Die Anklageschrift war dem überführten
Landvogt zuzustellen, der sich innert acht Tagen schriftlich zu verantworten

hatte. Auch Replik und Dupli? mußten schriftlich abgefaßt
werden. Dann war das gesamte Aktenmaterial sofort dem Großen
Rat zu unterbreiten. Diefer entschied ohne weitere Ginvernahme in
geheimer Abstimmung über Schuld oder Nichtschuld. Wurde die

Schuldfrage bejaht, fo war — ebenfalls in Geheimabstimmung — zu
beschließen, ob der Schuldige an „Thr" oder an „Gut" zu bestrafen
sei. Wurde er an „Ghr" bestraft, so bedeutete das die sofortige
Ginstellung in seinem Amt. Wenn seine Verfehlungen erft am Gnde feiner

Amtszeit an den Tag kamen, fo verlor er feinen Sitz im Großen
Rat. In beiden Fällen hatte er zudem den entstandenen Schaden zu
decken. Wurde er an „Gut" bestraft, fo fetzte der Große Rat auf
Antrag der Vennerkammer die Höhe der Buße fest. Durch folche
Maßnahmen hoffte man, Verfehlungen der Landvögte verunmöglichen zu
können, welche in Anbetracht der Werte, die diesen mit der Verwaltung

der staatlichen Getreideeingänge anvertraut waren, dem Staate
großen Schaden verursachen konnten.

l.0. Der Landvogt als Verwalter des Staatsbesitzes.
Die obrigkeitlichen „Gelder". Die Verwaltung des obrig-

«° Für die Rontrolle der Einnahmen aus kehensgefällen wurde — wie
bereits erwähnt — l?8S das Teutsche Gber Commissariat geschaffen, das seinerseits
der vennerkammer unterstand. Ihm lag die Prüfung sämtlicher Amtsrechnungen
ob (Beschluß vom l. Dezember >78ö, pol.B. i8, S. SS2 ff. und Mandat vom Juni
1783, M.B. 29, S. S3? ff.).
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feitlidjen Haturaleinfommens war jebodj nur ein Teil ber Aufgaben,
bie bèm bernifdjen Sanboogt aus feiner Stellung als Funftionär ber

Finau3oerwaItung erwudjfen. Cr war aufjerbem Creutjänber bes

Staatsbefitjes im weiteften Sinne bes Wottes.
Soweit bas bernifdje Staatsoermögen in F°rm oon (Sültbriefen

im eigenen Sanbe angelegt war — es war bies nur ein gan3 geringer
Pro3entfatj — hatte ber Sanboogt bie ginfen 3U be3ietjen.127 IDürbe
ein «Sültbrief oom Sdjulbner geîunbigt, fo mufjte ber Sanboogt fofort
nadj neuen Anlagemoglidjîeiten Umfdjau halten. Dor allem hatte er

heimlich 3u erîunben, ob nidjt jemanb ins Auslanb reife, ber bereit
märe, „anberwertige Derfdjreibung" 3U übernehmen.128 Auf îeinen

Fall bürfte er rüdbe3atjltes Kapital annehmen.
Die OTardjen. Oeit midjtiger als bie Anlage in (Sültbriefen

war aber ber unmittelbare Staatsbefirj an (Srunb unb Boben. Auch
barüber hatte ber Sanboogt 3U machen. 3" biefen Aufgabenîreis fiel,
in weitefter Auslegung, bie Kontrotte ber (Bren3fteine.129 einmal in
feiner Amts3eit mufjte ber Sanboogt in Begleitung oon einigen orts»

îunbigen Sadjoerftänbigen fämtlidje OTardjen feines ©beramtes ab»

fdjreiten unb 3utjanben ber Dennerîammer ein genaues protoîoll über
ben guftanb ber OTardjfteine aufnehmen.

Die U?albungen. Staatsbefirj waren Attmenb, „Hysgrünb"
unb IDalb famt ber barin lebenben Tierwelt. Die ©berauffidjt über
biefes gefamte «Sut lag in ben £}änben bes Sanboogts. ©hue Bewilli»
gung bes (Srofjen Hates bürfte nidjts baoon oeräufjert ober einer anbe»

ren Hu^ung 3ugeführt werben.130 Die Kompeteu3en unb Aufgaben bes

Sanboogts betreffenb bie obrigfeitlidjen Salbungen laffen fidj auf
(Srunb ber Forftorbnung oom 7. 3uli 1?86 wie folgt 3ufammenfaf=
fen:131 ber Sanboogt hatte in erfter Sinie alle einfdjlägigen obrigfeit»
Iidjen OTanbate aus3ufütjren. 3n feiner Amts3eit mufjte er minbe»

1« „Don Beforgung ber ©berfeitlidjen Selberen" (Bib.Cib» unb 3nftr.B. II,
S.44ff.).

"s ttlanbat oom 13. OTai 1705 (Bib.OT.B. II, S. 714).

i" „Don ben OTardjen" (Bib.Cib« unb 3nftr.8. II, S. 75 ff.).
i»o „Derbott ©brigfeitlidj Crbridj roeg 3U geben" (Bib.Cib» unb 3nftr.8.I,

S. 16).
„OTegen ben liegenben Sütteren" (Bib.Cib« unb 3nftr.B. II, S. 48).
Senauere Dorfdjriften über bie Kuffidjt ber DDalbungen finbet man in ben

oerfdjiebenen ^orftorbnungen.
m „(Jorftorbnung für ber Stabt Bern beutfdje Sanbe" (OT.8. 28, S. 472 ff.).
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seitlichen Naturaleinkommens war jedoch nur ein Teil der Aufgaben,
die dem bernifchen Landvogt aus feiner Stellung als Funktionär der

Finanzverwaltung erwuchsen. Tr war außerdem Treuhänder des

Staatsbesitzes im weitesten Sinne des Wortes.
Soweit das bernifche Staatsvermögen in Form von Gültbriefen

im eigenen Lande angelegt war — es war dies nur ein ganz geringer
Prozentsatz — hatte der kandvogt die Zinsen zu beziehen."? wurde
ein Gültbrief vom Schuldner gekündigt, fo mußte der kandvogt fofort
nach neuen AnlagemSglichkeiten Umschau halten, vor allem hatte er

heimlich zu erkunden, ob nicht jemand ins Ausland reise, der bereit
wäre, „anderweitige verschreibung" zu übernehmen."» Auf keinen

Fall durfte er rückbezahltes Kapital annehmen.
Die Märchen. Meit wichtiger als die Anlage in GUltbriefen

war aber der unmittelbare Staatsbesitz an Grund und Boden. Auch
darüber hatte der kandvogt zu wachen. In diesen Aufgabenkreis fiel,
in weitester Auslegung, die Kontrolle der Grenzsteine."» Tinmal in
seiner Amtszeit mußte der kandvogt in Begleitung von einigen
ortskundigen Sachverständigen sämtliche Märchen seines Bberamtes
abschreiten und zuhanden der vennerkammer ein genaues Protokoll über
den Zustand der Marchsteine aufnehmen.

Die Waldungen. Staatsbesitz waren Allmend, „Rysgründ"
und Wald famt der darin lebenden Tierwelt. Die Oberaufsicht über
dieses gesamte Gut lag in den Händen des kandvogts. Ohne Bewilligung

des Großen Rates durfte nichts davon veräußert oder einer anderen

Nutzung zugeführt werden."» Die Kompetenzen und Aufgaben des

kandvogts betreffend die obrigkeitlichen Waldungen lassen fich auf
Grund der Forftordnung vom 7. Juli 1,786 wie folgt zufammenfaf-
sen:"l der kandvogt hatte in erster kinie alle einschlägigen obrigkeitlichen

Mandate auszuführen. In feiner Amtszeit mußte er minde-

„von Besorgung der Bberkeitlichen Gelberen" (Bib.Eid- und Instr.B. II,
S. «ff.).

'«s Mandat vom lZ. Mai l?«s (Bib.M.B. II, S. 714).
"» „von den Märchen" (Bib.Eid- und Instr.B. II. S. ?s ff.).
"° „Verbott Obrigkeitlich Erbrich weg zu geben" (Bib.Eid- und Instr.B. I,

S. Iö).
„wegen den liegenden Gütteren" (Bib.Eid- und Instr.B. II, S. 48).
Genauere Vorschriften Uber die Aufsicht der Waldungen findet man in den

verschiedenen Forstordnungen.
"l „Fgrstordnung für der Stadt Bern deutsche kande" (M.B. 28, S. 472 ff.).
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ftens einen Umgang oorneljmen. über ben Befunb erftattete er ber 3U«

ftänbigen 3"ftan3' &er Ejol3fammer, Beridjt. Cr wählte, fetjte, oer«

eibigte unb beaufsichtigte bie Förfter. Cr unterfudjte bie Angaben ber

„Derleiber" auf ihren IDatjrbeitsgehalt unb beftrafte IDalbfreoler ge«

mäfj ben Beftimmungen ber Forft°roni*ng. Sdjliefjlich prüfte unb
flegelte er bie Bittfdjriften oon Bebürftigen um eine Ejoljgabe.

Seine Befugniffe erftredten fidj audj auf <Bemeinbe«tDalbungen:
in gufammenarbeit mit ben (Bemeinbebetjörben erbauerte unb erliefe

er Derorbnungen für ben tDalbbefttj ein3elner (Bemeinben.132

Die 3a9^' gum Sdjutj bes tDilbes beftellte ber Sanboogt bie

beeibigten Auffeher unb fällte bie Bufjen bei 3ûgboergehen. Als i?8«t.

ben Untertanen bie 3<*gb grunbfätjlidj oerboten würbe, ermächtigte
man ben Sanboogt, Ausnahmen oon biefem generellen Derbot 3U be«

willigen.138

Sehens«, Boben3ins» unb getjntgeredjtigîeiten. ÎDei«

teres Staatsgut maren bie Sehensgüter. Ejierbei îon3entrierte ftdj bie

Überwachung bes Sanboogts oor allem auf bie Kontrolle eoentuetter

Sebensoerftüdelungen. Solche îonnten nur burdj bie Dennerîammer
bewilligt werben.134 Cin wefentlidjer Teil bes ftaatlidjen Befttjes be«

ftanb überhaupt in Boben3ins«, gefjnt« unb ähnlichen (Beredjtigîeiten.
IDir haben bereits gefeben, wie ber Sanboogt für ben Be$ug aller
baraus erwadjfenben Abgaben oerantmortlidj war. Bern oerfolgte bie

Tenben3, foldje (Beredjtigîeiten, bie nodj in prioater i^anb waren,
womöglidj in feinen Befitj 3U beîommen. Auf îeinen $aU burften fte

an Auslänber oeräufjert merben. Audj babei würbe an ben Sanboogt
appelliert: jeben Derîauf biefer Art, ber ihm oom Sanbfdjreiber ge«

melbet würbe, hatte er nadj Bern 3U rapportieren, wo bann entfdjie»
ben würbe, ob nidjt bie betreffenbe (Beredjtigîeit oermittelft bes

„guges" oom Staat angeîauft merben fottte.185

Das Dominiallanb. Am bireîteften îam bas ftaatlidje Cigen»

tumsredjt beim Dominiallanb 3ur (Bettung, bas in mehr ober weniger
grofjem Umfang jebem Amtsfitj angegiiebert war. Cs \tanb unter ber

Dgl. audj „Beforgung ber Halberen" (Bib.Cib« unb 3nftr.B.1, S. i4 f.).
im Beifpiele in ben Sq.; ferner in Befehle.
im Seue 3ägerorbnung »om 4. unb u. jfebruar 1784 (OT.B. 28, S. t42ff.).
i" „Don Derftüflungen" (Bib.Cib- unb 3nftr.B. II, S. 48 ff.).
>« „IDegen ben liegenben Sütteren" (Bib.Cib« unb 3nftr.B. II, S. 51 ff.).

lu
ftens einen Umgang vornehmen, über den Befund erstattete er der

zuständigen Instanz, der Holzkammer, Bericht. Gr wählte, setzte,

vereidigte und beaufsichtigte die Förster. Gr unterfuchte die Angaben der

„verleider" auf ihren Wahrheitsgehalt und bestrafte Waldfrevler
gemäß den Bestimmungen der Forftordnung. Schließlich prüfte und
siegelte er die Bittschriften von Bedürftigen um eine Holzgabe.

Seine Befugnisse erstreckten sich auch auf Gemeinde-Waldungen:
in Zusammenarbeit mit den Gemeindebehörden erdauerte und erließ
er Verordnungen für den Waldbesitz einzelner Gemeinden.-«?

Die Jagd. Zum Schutz des Wildes bestellte der Landvogt die

beeidigten Auffeher und fällte die Bußen bei Jagdvergehen. Als l.78q,

den Untertanen die Jagd grundsätzlich verboten wurde, ermächtigte
man den Landvogt, Ausnahmen von diesem generellen verbot zu
bewilligend««

Lehens-, Bodenzins- und Zehntgerechtigkeiten.
Weiteres Staatsgut waren die kehensgüter. Hierbei konzentrierte sich die

Überwachung des kandvogts vor allem auf die Rontrolle eventueller

Lehensverftllckelungen. Solche konnten nur durch die vennerkammer
bewilligt werdend«* Gin wesentlicher Teil des staatlichen Besitzes
bestand überhaupt in Bodenzins», Zehnt» und ähnlichen Gerechtigkeiten.
Wir haben bereits gesehen, wie der kandvogt für den Bezug aller
daraus erwachfenden Abgaben verantwortlich war. Bern verfolgte die

Tendenz, falche Gerechtigkeiten, die noch in privater Hand waren,
womöglich in feinen Besitz zu bekommen. Auf keinen Fall durften sie

an Ausländer veräußert werden. Auch dabei wurde an den kandvogt
appelliert: jeden verkauf dieser Art, der ihm vom kandschreiber
gemeldet wurde, hatte er nach Bern zu rapportieren, wo dann entschieden

wurde, ob nicht die betreffende Gerechtigkeit vermittelst des

„Zuges" vom Staat angekauft werden sollte.'««

Das Dominialland. Am direktesten kam das staatliche Gigen»

tumsrecht beim Dominialland zur Geltung, das in mehr oder weniger
großem Umfang jedem Amtssitz angegliedert war. Gs stand unter der

vgl. auch „Besorgung der Wälderen" (Bib.Eid» und Instr.B. I, S. ,4 f.).
iu Beispiele in den Rq.; ferner in Befehle.
"> Neue Iägerordnung vom 4. und ll. Februar l?S4 (M.B. ss, S. l?2ff.).
'« „von versMlungen" (Bib.Eid» und Instr.B. II, S. 48 ff.).
>« „wegen den liegenden Gütteren" (Bib.Eid» und Instr.B. II, S. Sl ff.).



112

unmittelbaren Derwaltung bes Sanboogts; audj biefe war wieberum
burdj 3ablreidje Dorfdjriften geregelt.136

Die Strafjen. Die Kompeten3en bes Sanboogts, bie ihm
aus feiner Auffidjtspflidjt über ben Staatsbefirj erwudjfen, maren
jebodj nidjt auf ftaatlidjen (Srunb unb Boben befdjränft, fonbern fie
erftredten fidj auf fämtlidje Wexte ber öffentlichen i^anb. Unter bie«

fen Begriff fielen einmal bie Strafjen, Brüden unb Flufjoerbauungen
(Schwellen). Bern hatte im 18. 3abrtjunbert einen grofj3ügigen Aus»
bau ber Ejauptburdjgangsrouten eingeleitet, ©bmotjl mit ber Bau»

leitung befonbere Sadjoerftänbige betraut würben, blieb bennodj bem

Sanboogt grunbfätjltch bie Derantwortung für ben Strafjen3uftanb
überbunben. gweimal im 3ar)r hatte er bie Strafjen 3U infpi3ieren,
babei bie notwenbige „(Brienung", bie ©ffnung ber Ab3ugsgräben,
bie „Cinhadung ber «Seleife" ufw. oor3ufehren unb anfdjliefjenb ber

gollfammer einen Happort über bie getroffenen unb eoentuell nodj 3u

treffenben OTafjnahmen ein3ureidjen.137 Die Bereitwilligîeit ber (Se»

meinben 3U feiner Unterftüijung mag redjt gering gewefen fein. Hidjt
jeber Sanboogt hatte fooiel Cnergie, fidj gegenüber biefem IDiberftanb
burdj3uferjen, wie jener auf Sdjenîenberg, ber in Anbetracht bes „un=
brauchbaren" unb oerfdjiebentlich fogar „gefährlichen" Strafjenjuftan»
bes îurjertjanb befahl, bafj insfünftig jebe (Bemeinbe oierjetjn Tage
pro 3ahr an ben Strafjen 3U arbeiten habe.138 So mufjte bas OTanbat

oon 1744 immer unb immer wieber in Crinnerung gerufen werben,
was nidjt gerabe für ben Dienfteifer ber mit beffen Ausführung be»

trauten Sanboögte fpridjt.139
Die Ejodjbauten. (Srofjes «Semidjt legte bie ©brigfeit auf bie

Überwachung ber ftaatlidjen Ejodjbauten. Diefe fiel ebenfalls in ben

Aufgabenîreis bes Sanboogts. Cr war für bie richtige 3nftanbbal»

«s „Beforgung ber Sdjlofj Süteren" (Bib.Cib- unb 3nftr.B. I, S. 16 f.);
„Beforgung ber Kmts Domaine" (Bib.Cib- unb 3nftr.B. II, S. so f.).
137 Strafjenreglemente oom 30. Kpril 1744 unb 4. 3ulil759 (OT.8. 19, Seite

540 ff.).
na Crlafj oom 15. Sooember 1785 (Derbot- unb Seglement-Budj II ber Sm-

ter Sdjenfenberg unb Caftelen, S. 41 ff.).
13» 1767 rourben 41 Kmtleute, ^reiroeibel, Kmmänner unb Stäbte „bey

Unferer Ungnab angemahnt", enblidj einmal mit ber Cjecution bes OTanbates »on

1744 Crnft 3U madjen. 3m Untern Kargau roaren ein3ig bie Sanboögte oon Sen3-

bürg unb Caftelen ihrer Derpflidjtung nadjgefommen (OTanbat oom 3. 3uli 1767,
OT.8. 22, S. 268 ff.).
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unmittelbaren Verwaltung des Tandvogts; auch diese war wiederum
durch zahlreiche Vorschriften geregelt."«

Die Straßen. Die Kompetenzen des Landvogts, die ihm
aus seiner Aufsichtspflicht über den Staatsbesitz erwuchsen, waren
jedoch nicht auf staatlichen Grund und Boden befchränkt, fondern sie

erstreckten fich auf sämtliche Werke der öffentlichen Hand. Unter diesen

Begriff fielen einmal die Straßen, Brücken und Flußverbauungen
(Schwellen). Bern hatte im l 8. Jahrhundert einen großzügigen Ausbau

der Hauptdurchgangsrouten eingeleitet. Gbwohl mit der
Bauleitung besondere Sachverständige betraut wurden, blieb dennoch dem

Tandvogt grundsätzlich die Verantwortung für den Straßenzustand
Uberbunden. Zweimal im Jahr hatte er die Straßen zu inspizieren,
dabei die notwendige „Grienung", die Öffnung der Abzugsgräben,
die „Einhackung der Geleise" usw. vorzukehren und anschließend der

Jollkammer einen Rapport Uber die getroffenen und eventuell noch zu

treffenden Maßnahmen einzureichen."? Die Bereitwilligkeit der
Gemeinden zu feiner Unterstützung mag recht gering gewesen sein. Nicht
jeder Tandvogt hatte soviel Energie, sich gegenüber diesem Widerstand
durchzusetzen, wie jener auf Schenkenberg, der in Anbetracht des

„unbrauchbaren" und verschiedentlich sogar „gefährlichen" Straßenzustandes

kurzerhand befahl, daß inskünftig jede Gemeinde vierzehn Tage
pro Jahr an den Straßen zu arbeiten habe."« So mutzte das Mandat
von immer und immer wieder in Erinnerung gerufen werden,
was nicht gerade für den Diensteifer der mit dessen Ausführung
betrauten Tandvögte spricht."«

Die Hochbauten. Großes Gewicht legte die Gbrigkeit auf die

Überwachung der staatlichen Hochbauten. Diese fiel ebenfalls in den

Aufgabenkreis des Tandvogts. Gr war für die richtige Instandhal-

"° „Besorgung der Schloß Güteren" (Bib.Eid- und Instr.B. I, S. ies.);
„Besorgung der Amts Domaine" (Bib.Eid- und Instr.B. II, S. «0 f.).

Straßenreglemente vom so. April 1744 und 4. Julias? (M.B. 19, Seite
S40 ff.).

lZ8 Erlaß vom IS, November ,?8S (verbot- und Reglement-Buch II der Amter

Schenkenberg und Eastelen, S. 41 ff.).
>s» 1767 wurden 41 Amtleute, Freiweibel, Ammänner und Städte „bey

Unserer Ungnad angemahnt", endlich einmal mit der Execution des Mandates von
1744 Ernst zu machen. Im Untern Aargau waren einzig die kandvögte von kenzburg

und Eastelen ihrer Verpflichtung nachgekommen (Mandat vom z. Juli > 767,
M.B. 22, S. 263 ff.).
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tung ber obrigfeitlidjen pfrunbtjäufer, ber Korntjäufer unb felbftoer»

ftänblidj bes Amtsfdjloffes mit ben ba3u getjörenben (Sebäulidjfeiten
oerantwortlidj.140 Seine Kompeten3en für Heparaturen roaren freilich
febr eng begren3t. Sie betrugen prin3ipiell pro (Bebäube 50 'S im 3<"ir
(nidjt inbegriffen waren Dadjfdjäben). Für alle gröfjeren Bauaus»
gaben war ein umftänbiidjer 3"ftûrt3enweg oorgefdjrieben.141 tDieber
einmal muffen wir feftfteUen, wie äufjerft jurüdhaltenb Bern war,
wenn es fidj um Staatsausgaben banbelte. So würbe bie Heparatur
einer Scheune, bie 3um Sdjlofj Biberftein gehörte, erft erlaubt, nadj«
bem bas OTauerwerî eingefallen war,142 unb ben Heubau bes foge«

nannten „Bernertjaufes" in Aarau bewilligte man erft, als bas alte
(Bebäube in einem foldj baufälligen guftanb war, „bafj weber gim«
mermann nodj Deî fidj auf bie Tadjung wagen, nodj bie Bauren mit
ootten Kornfäden ohne Sdjreden bie Stegen betretten börfen" unb ber

Abgang an (Setreibe burdj einbringenben Hegen unb Schnee untrag»
bar geworben war.143

f) Sdjranîen ber Selbftberrlidjîeit bes Sanboogts.
I. Sidjerungsmafjnabmen 3um Sdjutje ber Staats»

intereffen. IDenn man fidj über ben gefamten pflidjten» unb Auf»
gabenîreis, ber oon einem bernifdjen Sanboogt in feiner fedjsjäbrigen
Amts3eit bewältigt werben mufjte, Hedjenfdjaft ablegt, fo roirb man 3U

ber Schlußfolgerung fommen: bas Bilb bes jagenben, praffenben 3""*
fers, ber bie Untertanen ausfaugt unb oerbötjnt, rote er inCrjäbiungen
unb alten Sagen immer roieber auftaucht, ift hier nidjt am piatj. Den

Sanboogt erroartete in feinem Amt ein oollgerütteltes OTafj oon ern«

fter, oerantroortungsfdjroerer Arbeit. Seine Aufgaben waren berart
umfangreich, &<>& fie in einem grofjen ©beramt faum bewältigt werben
fönnten.144 Dorausfetjung war freilich, bafj ber Sanboogt allen feinen
Pflidjten audj in ber Tat nadjîam.

"o OTanbat »om 20.3anuar 1721 (Bib.OT.B. III, S. 395 ff.).
"i Cine gufammenfaffung ber biesbe3ügltdjen Dorfdjriften bietet bas „Bau»

Seglement" (Bib.Cib- unb 3nftr.8.II, S.64ff.).
1« ©brigfettlidjes Schreiben »om 6. ©ftober 1705 (Bib.OT.B. II, S. 729 f.).
u» Befdjlufj ber Dennerfammer »om 28. Kpril 1763 (S.pr. DD, S. 357 f.).
"* 3m Untern Kargau roar bas cor aUem im Kmt Senjburg ber ^aïï. Sdjon

1702 rourbe auf Kntrag bes bortigen Sanboogts ein Heil bes Sen3burger gins-
robels auf Königsfeiben übertragen. Cr fei berart mit Kmtsgefdjäften überlaben,
bafj es ihm unmöglich fei, fämtlidje ginfen ein3utreiben (protofoU ber Dennerfammer

»om 20. OTär3 1702, S.pr. K, S. 258 ff.). 1749 fdjlug ber bamalige Sanb-

tung der obrigkeitlichen pfrundhäuser, der Rornhciuser und selbstverständlich

des Amtsschloffes mit den dazu gehörenden Geböulichkeiten
verantwortlich.-*« Seine Kompetenzen für Reparaturen waren freilich
sehr eng begrenzt. Sie betrugen prinzipiell pro Gebäude 5« A im Jahr
(nicht inbegriffen waren Dachschäden). Für alle größeren Bauausgaben

war ein umständlicher Instanzenweg vorgeschrieben.-*' wieder
einmal müssen wir feststellen, wie äußerst zurückhaltend Bern war,
wenn es sich um Staatsausgaben handelte. So wurde die Reparatur
einer Scheune, die zum Schloß Biberftein gehörte, erst erlaubt, nachdem

das Mauerwerk eingefallen war,'*? und den Neubau des

sogenannten „Bernerhauses" in Aarau bewilligte man erft, als das alte
Gebäude in einem folch baufälligen Zustand war, „daß weder
Zimmermann noch Dek sich auf die Tachung wagen, noch die Bauren mit
vollen Kornsäcken ohne Schrecken die Stegen betretten dürfen" und der

Abgang an Getreide durch eindringenden Regen und Schnee untragbar

geworden war.'*«
f) Schranken der Selbstherrlichkeit des Landvogts.
». Sicherungsmaßnahmen zum Schutze der

Staatsinteressen. Wenn man sich über den gesamten Pflichten- und
Aufgabenkreis, der von einem bernifchen kandvogt in feiner sechsjährigen
Amtszeit bewältigt werden mußte, Rechenschaft ablegt, so wird man zu
der Schlußfolgerung kommen: das Bild des jagenden, prassenden Junkers,

der die Untertanen aussaugt und verhöhnt, wie er in Grzählungen
und alten Sagen immer wieder auftaucht, ist hier nicht am Platz. Den

kandvogt erwartete in seinem Amt ein vollgerütteltes Maß von ernster,

verantwortungsschwerer Arbeit. Seine Aufgaben waren derart
umfangreich, daß sie in einem großen Oberami kaum bewältigt werden
konnten.'** Voraussetzung war freilich, daß der kandvogt allen seinen

Pflichten auch in der Tat nachkam.

"° Mandat vom 2«. Januar I.72I, (Bib.M.B. III, S. ZY5 ff.).
l" Eine Zusammenfassung der diesbezüglichen Vorschriften bietet das „Bau-

Reglement" (Bib.Eid- und Instr.B. II. S.eqff.).
l« Obrigkeitliches Schreiben vom e. Oktober ,?os (Bib.M.B. II. S. ?29f.).
>« Beschluß der vennerkammer vom 2S. April l?es (S.Pr. vv, S. Z5?f.).
»" Im Untern Aargau war das vor allem im Amt kenzburg der Fall. Schon

>?02 wurde auf Antrag des dortigen kandvogts ein Teil des kenzburger Zins»
rodels auf Aönigsfelden übertragen. Er sei derart mit Amtsgeschäften überladen,
daß es ihm unmöglich sei, sämtliche Zinsen einzutreiben (Protokoll der vennerkammer

vom 2«. März 1702, S.Pr. A, S. 2ss ff.). l?ay schlug der damalige kand»
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Dafür forgte ein forgfältig ausgebautes KontrottfYftem. Wix

haben es auf einigen befonberen Cätigfeitsgebieten bes Sanboogts
bereits fennengelernt. 3" materieller Ejinfidjt beftanb es in einer pein»

lidj genauen Überprüfung ber Amtsredjnung. Bei ben Dorfdjriften
über bie Hedjnungsfübrung unb Abrechnung ber Sanboögte 3eigt fidj
beutlidj bie ausgeprägte Tenben3 bes bernifdjen Staatsapparates 3um
Schematismus. Die Derorbnungen rourben immer 3ablreidjer unb gin»

gen mehr unb mehr in bie îleinften Details.145 So ©erlangte bie ©brig»
feit, über bie einnahmen unb Ausgaben jeber Sanboogtei in (Selb unb
(Betreibe ftets genau unterrichtet 3u fein. Audj über ben obrigfeitlidjen
Befitj, ber bem Sanboogt anoertraut war, mufjte Hedjenfctjaft abgelegt
werben. Beim Auf3ug unb beim Ab3ug waren barüber erafte 3m>en=
tare auf3unefjmen unb ber Dennerfammer einreichen. Cs würben
gufammenftellungen über bie „bausrättjlidjen Cffecten" in ben obrig»
feitlidjen (Bebäuben unb bie am Amtsfttj oorfjanbenen Büdjer (Ur=
barien, Hobel, OTanbatenbüdjer ufw.) ©erlangt.146 Cin weiterer Hobel
mufjte über bas in ben geugbäufern als Dorrat ober 3UUI Derfauf be»

ftimmte OTaterial aufgenommen werben,147 barunter ein fpe3ieller
OTunitionsrobel148 unb ein Hobel über bas Kriegs»Heisgelb.149 Dafj
bie ©brigîeit felbft über biefe rein oerwaltungstedjnifdjen Kontrott»
mafjnabmen hirtausgehen îonnte, 3eigt folgenber Sdjlufjpaffus aus
bem «Setreibemanbat oom 26. Auguft 1698: „... So nit oon canijlen
3U oerläfen: Darbey wir bir nit ©erhalten wollen, bafj wir aller otjrten
beimblidje auffeher beftellen werben, welche auf unfere ambtleut felb»

ften genauro beobadjten unb, farjls überträttens ober überfehens, fei»

»ogt »on Sen3burg eine groeiteilung bes ©beramtes, »erbunben mit bem Knfauf
ber tjerrfebaft Sdjöftlanb, »or. Bei ber grofjen Kusbehnung bes Kmtes unb ber

Dermebrung ber Sedjtshänbel fei bie Derroaltung ber Sanboogtei fo „befdjroebr»

lidj" geroorben, bafj oiele Sefdjäfte immer roieber 3urüdgelegt roerben mufjten.
Dringenbe Sadjen fönnten nur obenbin befjanbelt roerben. Dor aüem roäre eine

geroiffenbaftere KontroUe ber Unterbeamten bitter nötig (Sen3burger K.-B. K,
S. 237 ff.).

1« Dgl. bas OTanbat »om 24. Kuguft 1757 über bie Kmtsredjnungen (Bib.
OT.8. IV, S. 535 ff.).

"• „3noentarifation ber ©brigfeitlidjen Cffecten auf ben Schlafferen" (Bib.
Cib- unb 3nftr.B.II, S. 61 f.).

"7 OTanbat »om 22. 3anuar 1756 (Bib.OT.B. IV, S. 529).
"s ITianbat »om 24. 3anuar 17lo (Bib.OT.B. Ill, S. 99).

"• OTanbat »om 13. De3ember 1764 (Bib.OT.B. IV, S. 718 f.).
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Dafür forgte ein forgfältig ausgebautes Rontrollsystem. N?ir
haben es auf einigen besonderen Tätigkeitsgebieten des kandvogts
bereits kennengelernt. In materieller Hinsicht bestand es in einer peinlich

genauen Überprüfung der Amtsrechnung. Bei den Vorschriften
über die Rechnungsführung und Abrechnung der kandvögte zeigt fich

deutlich die ausgeprägte Tendenz des bernifchen Staatsapparates zum
Schematismus. Die Verordnungen wurden immer zahlreicher und gingen

mehr und mehr in die kleinsten Details.'^ Sg verlangte die Gbrigkeit,

über die Tinnahmen und Ausgaben jeder kandvogtei in Geld und
Getreide stets genau unterrichtet zu fein. Auch über den obrigkeitlichen
Besitz, der dem kandvogt anvertraut war, mußte Rechenschaft abgelegt
werden. Beim Aufzug und beim Abzug waren darüber exakte Inventare

aufzunehmen und der vennerkammer einzureichen. Ts wurden
Zusammenstellungen über die „hausräthlichen Tffecten" in den

obrigkeitlichen Gebäuden und die am Amtssitz vorhandenen Bücher
(Urbarien, Rödel, Mandatenbücher usw.) verlangt."« Gin weiterer Rodel
mußte über das in den Zeughäusern als Vorrat oder zum verkauf
bestimmte Material aufgenommen werden,"? darunter ein spezieller
Munitionsrodel"« und ein Rodel über das Rriegs-Reisgeld."« Daß
die Gbrigkeit selbst über diese rein verwaltungstechnischen Rontroll-
maßnahmen hinausgehen konnte, zeigt folgender Schlußpafsus aus
dem Getreidemandat vom 26. Auguft l.698: „... So nit von cantzlen

zu verläsen: Darbey wir dir nit verhalten wollen, daß wir aller ohrten
heimbliche aufseher bestellen werden, welche auf unfere ambtleut felb-
sten genauw beobachten und, fahls llberträttens oder überfehens, sel¬

vosi von kenzburg eine Zweiteilung des Vberamtes, verbunden mit dem Ankauf
der Herrschaft Schöftland, vor. Bei der großen Ausdehnung des Amtes und der

Vermehrung der Rechtshändel sei die verwalwng der kandvogtei so „beschwehr»

lich" geworden, daß viele Geschäfte immer wieder zurückgelegt werden müßten.
Dringende Sachen könnten nur obenhin behandelt werden, vor allem wäre eine

gewissenhaftere Aontrolle der Unterbeamten bitter nötig (kenzburger A.»B. A,
S. 22? ff.).

»s vgl. das Mandat vom 2q. August 1727 über die Amtsrechnungen (Bib.
M.B. IV, S. 222 ff.).

„Inventarisation der Wbrigkeitlichen Effecten auf den Schlösseren" (Bib,
Cid- und Instr.B. II, S. öl f.).

>" Mandat vom 22. Januar I72S (Bib.M.B. IV, S. 229).
"« Mandat vom 2q. Januar l?w (Bib.M.B. III, S. 99).
"» Mandat vom 12. Dezember l?eq (Bib.M.B. IV, S. ?i8f.).



U5

bige 3u oerbienter ftraff unfj angeben unb oerleiben werben."150

Solche Dorîetjrungen ber ©brigîeit gegenüber ihren eigenen Sanò«

oögten blieben jebodj eine Seltenheit. Die bernifdjen Sanboögte roaren

fdjliefjlidj nidjt irgenbweldje gleichgültige Beamten. Als Angehörige
ber ©brigîeit waren fie am (Sebeiljen bes Staates perfönlidj interef»
fiert. Die obrigîeitlidjen KontroIImafjnatjmen gingen benn audj meni»

ger barauf aus, böswillige Derletjungen ber Dorfdjriften burdj bie

Sanboögte aufjubeden, als ©ielmetjr eine oberflächliche, lieberlidje
Amtsführung — meiftens nidjt in böfer Abfidjt, fonbern aus Bequem»

lidjîeit ober Unfatjigîeit — 3U ©ertjinbem.151

2. Sdjranîen ber Staatsgewalt. Cs waren jebodj
nicht nur biefe rein materiellen Sidjerungsmafjnahmen, ©on ber

©brigîeit 3um Sdjurj ber Staatsintereffen getroffen, meldje bie

Selbftherrlidjîeit bes bernifdjen Sanboogtes einfdjranîten. Als
bem oerantroortlidjen Dertreter ber ©brigîeit roaren ihm felbft»

oerftänblidj bie gleichen (inhaltlichen) (Bremen gefetjt, roie fie fidj
biefe beim Ausbau ber Staatsgemalt felbft auferlegt harte: es

waren (Bremen ettjifdjer Hatur (Bern — ein Staat reformatorifdj«
abfolutiftifdjer Prägung), (Bremen redjtlidjer Hatur (Bern — ein

Hedjtsftaat) unb <Bren3en ftaatspolitifdjer Hatur (Bern — ein Stabt»

ftaat, angewiefen auf bie freiwillige Unterorbnung ber Untertanen).152

3. Sidjerungsmafjnahmen 3um Sdjutje ber Unter»
tanen. (Berabe biefer letjte Umftanb rief einerHeibeoonOTafjnatjmen,
bie ben Untertanen nidjt nur ttjeoretifdj, fonbern audj praftifdj oor
Übergriffen feines Sanboogtes fdjütjen unb ihm bie OTöglidjfeit geben

fottten, gegen roiberredjtlidje Forberungen ben Hedjtsroeg ju befdjrei»

"0 OT.8. 12, S. 752 f.
«i Der fraffefte <JaU einer lieberlidjen Kmtsführung, ber im Untern Kargau

paffierté, roar ber jenige »on 3ofj. Subolf IDagner, 1734—40 ^ofmeifter in Königsfeiben.

(Dgl. Sutadjten oom 26. September 1740 im Königsfelber OTaterial,
S. 601 ff.).

im Die ftaatspolttifdje Derantroortung bes Sanboogts rourbe hie unb ba

— befonbers in Krifen3eiten — befonbers untertrieben. Der Sanboogt fei ber

oäterlidje Rubrer unb <Jreunb feiner Untertanen; burdj feine eigene muftergültige
Gattung fei er ihnen jeber3eit Dorbilb, beifjt es in einem OTanbat »om 29. Kpril
1794 (OT.8.32, S. 339 ff.). 1708 rourbe ihm befohlen, feine Kufgaben berart 3u

erfüUen, bafj bie Untertanen burdj feine Segierungsroeife nicht ber ©brigfeit ent»

frembet, fonbern im Segenteil ftärfer an fie gebunben rourben (OTanbat oom 12.3«»"

nuarl708, Bib.OT.B. Ill, S.2).

us
bige zu verdienter straff unfz angeben und verleiden werden.""«
Solche Vorkehrungen der Bbrigkeit gegenüber ihren eigenen
kandvögten blieben jedoch eine Seltenheit. Die bernischen kandvögte waren
schließlich nicht irgendwelche gleichgültige Beamten. Als Angehörige
der Bbrigkeit waren sie am Gedeihen des Staates persönlich interessiert.

Die obrigkeitlichen Rontrollmaßnahmen gingen denn auch weniger

darauf aus, böswillige Verletzungen der Vorschriften durch die

kandvögte aufzudecken, als vielmehr eine oberflächliche, liederliche

Amtsführung — meistens nicht in böfer Abficht, fondern aus Bequemlichkeit

oder Unfähigkeit — zu verhindern."-
2. Schranken der Staatsgewalt. Gs waren jedoch

nicht nur diefe rein materiellen Sicherungsmatznahmen, von der

Gbrigkeit zum Schutz der Staatsintereffen getroffen, welche die

Selbstherrlichkeit des bernifchen Landvogtes einschränkten. Als
dem verantwortlichen Vertreter der Bbrigkeit waren ihm
selbstverständlich die gleichen (inhaltlichen) Grenzen gesetzt, wie sie sich

diefe beim Ausbau der Staatsgewalt selbst auferlegt hatte: es

waren Grenzen ethischer Natur (Bern — ein Staat reformatorisch-
abfolutiftischer Prägung), Grenzen rechtlicher Natur (Bern — ein

Rechtsstaat) und Grenzen staatspolitischer Natur (Bern — ein Stadtstaat,

angewiesen auf die freiwillige Unterordnung der Untertanen)."?
Z. Sicherungsmaßnahmen zum Schutze der Untertanen.

Gerade dieser letzte Umstand rief einer Reihe von Maßnahmen,
die den Untertanen nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch vor
Übergriffen seines Landvogtes schützen und ihm die Möglichkeit geben

sollten, gegen widerrechtliche Forderungen den Rechtsweg zu befchrei-

l°>> M.B. 12, S. 7S2 f.
isl Der krasseste Fall einer liederlichen Amtsführung, der im Untern Aargau

passierte, mar derjenige von Ioh. Rudolf Wagner, l7sa—4« Hofmeister in Aönigs»
selben, (vgl. Gutachten vom 2S. September 1,74,0 im Aöntgsfelder Material,
S. eoi ff.).

>» Die staatspolitische Verantwortung des kandvogts wurde hie und da

— befonders in Arisenzeiten — besonders unterstrichen. Der kandvogt sei der

väterliche Führer und Freund seiner Untertanen; durch seine eigene mustergültige
Haltung sei er ihnen jederzeit Vorbild, heifzt es in einem Mandat vom 2g. April
l?94 (M.B. Z2, S. ZZ9ff.). I7os wurde ihm befohlen, seine Aufgaben derart zu
erfüllen, daß die Untertanen durch seine Regierungsweise nicht der Bbrigkeit
entfremdet, sondern im Gegenteil stärker an sie gebunden würden (Mandat vom 12.

Januar l?«8, Bib.M.B.III, S.2).
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ten. Sie laffen fich im folgenben allgemeinen «Srunbfatj 3ufammenfaf«
fen: Cinerfeits rourbe oer langt, bafj ber Sanboogt feinen Untertanen
nicht nur mit „Habt, Sdjuj unb Schirm ©orftetje", fonbern fie audj
„bey bero ^reytjeiten, alten guten (Sebräudjen unb (Bewobntjeüen
tjanbtjabe"153, unb anberfeits rourbe jebem Untertan, ber „roiber ©ber»

îeitlidje ©rbnungen, audj roiber Hedjt unb Bittidjfett oon feinem
Amptsmann gehalten"154 rourbe, bas Hedjt 3ugeftanben, jeberßett beim
Kleinen Hat fdjriftlidj Klage einreichen.155 Dafj biefes Hecht nidjt
nur eine papierene ©rbnung blieb, bafür fprecben oerfdjiebene Fälle,
in benen tatfädjlidj wittfürlidje OTafjnahmen oon Sanboögten auf bie

Dorftellungen ber Untertanen hin wiberrufen würben.156

im Kmtspatent eines Cjofmeifters »on Königsfeiben (Königsfelber OTaterial,
S- l ff-).

154 Seue Bufjenorbnung 1721 (Sebr.OT.B. 7, Sr. 27).
•ss 3n ber „Seuen Bufjen» unb Cmolumentenorbnung" 1709/u rourbe ber

Hedjtsroeg für Knflagen gegen einen Sanboogt genau geregelt. Der Untertan mufjte
bie Klage fdjriftlidj auffetjen unb fidj barauf bei einem Sedelmeifter, Denner ober

tjeimlidjer melben. Diefer leitete bie Klagefdjrift an ben Sdjultbeifjen roeiter, roenn
cs ber Untertan nidjt oor3og, fidj bireft an biefen 5u roenben. Der Sdjultbeifj gab
bie Knflage im Cäglidjen Sat befannt. Darauf rourbe bie Sdjrift bem angeflagtert
Sanboogt 3ugefteUt, ber einen Segenberidjt einsureidjen hatte. TDenn biefer
eingetroffen roar, fäüte ber Kleine Sat bas Urteil. Dem Sanboogt ftanb bas Sefurs-
redjt an ben Srofjen Sat 3U. SteUte es fidj heraus, bafj ber Untertan „ungütblidj
ober ungegrünbet" geflagt hutte, fo rourbe er felbft gebüljrenb beftraft (OT.8. U,
S. 486 ff.). 3n ber bereits 3itierten Seuen Bufjenorbnung oon i72i rourbe biefem

paffus ber Sadjfatj bin3ugefügt, bafj ein Sanboogt unter feinen Umftänben gegen
einen Kläger roeber mit Sefangenfdjaft nodj mit Bufjen »orgeben bürfe (OT.8.12,
S. 668 ff.).

Befonberes Seroicht rourbe auf bie 3r»tegrität ber oberamtlidjen Sedjtfpre»
cbung gelegt. Der roirffamfte Sdjutj ber Untertanen auf biefem Sebiet rourbe burdj
bas KppeUationsredjt unb bie 3ablreidjen Bufjen- unb Cmolumentenorbnungen ge»

bilbet, an bie ber Sanboogt ftrifte gebunben roar. 3n <£äüen »on Beftedjung (Kn-
nähme oon „OTiet unb Sahen") rourbe ber Sanboogt fofort feines Kmtes entfetjt
(bereits im OTanbat »om 27. Februar 1628, Sebr.OT.B. 17, Sr. 17, S. 90 ff.).

«so Kufjer ben bereits in anberem gufammenbang ermähnten ^äUen feien
nodj folgenbe Beifpiele angeführt: 1773 rooUte ber ©beroogt »on Biberftein »on
ben Semeinbeangefjörigen »on Crlinsbadj unb Küttigen eine „Kuflage" für bie

Surjung bes Kdjerums (Cidjefmaft) erheben. Durdj Befdjlufj ber Dennerfammer
»om 25. Sooember 1735 rourbe ihm bas oerboten, ba es bem bisherigen Brauch

roiberfpredje (S.pr. D, S. 25 f.). groeimal oerfudjte ein Commanbant »on Karburg
aus bem ihm 3uftebenben Königsfelber penfionenroein (ber faum trinfbar geroefen

fein foU) baburdj Seroinn 3U fdjlagen, bafj er bie Witte »on Karburg 3roang, ihm
biefen U?ein ab3unehmen. Beibe OTale rourbe ihm ein foldjes Dorgehen burdj bie

ne
ten. Sie lassen sich im folgenden allgemeinen Grundsatz zusammenfassen:

Einerseits wurde verlangt, daß der kandvogt seinen Untertanen
nicht nur mit „Raht, Schuz und Schirm vorstelze", sondern sie auch

„bey dero Freiheiten, alten guten Gebräuchen und Gewohnheiten
handhabe""«, und anderseits wurde jedem Untertan, der „wider Gber-
keitliche Ordnungen, auch wider Recht und Billichkeit von seinem
Amptsmann gehalten""* wurde, das Recht zugestanden, jederzeit beim
Kleinen Rat schriftlich Klage einzureichen."« Daß dieses Recht nicht
nur eine papierene Grdnung blieb, dafür sprechen verschiedene Fälle,
in denen tatsächlich willkürliche Maßnahmen von kandvögten auf die

Vorstellungen der Untertanen hin widerrufen wurden.-««

in Amtsxatent eines Hofmeisters von Königsfelden (Aönigsfelder Material,
S. l ff.).

Neue Bußenordnung >72> (Gedr.M.B. 7, Nr, 27).
>s° In der „Neuen Bußen- und Tmolumentenordnung" 1709/11 wurde der

Rechtsweg für Anklagen gegen einen kandvogt genau geregelt. Der Untertan mußte
die Alage schriftlich aufsetzen und sich darauf bei einem Seckelmeister, venner oder
Heimlicher melden. Dieser leitete die Alageschrift an den Schultheißen weiter, wenn
es der Untertan nicht vorzog, sich direkt an diesen zu wenden. Der Schultheiß gab
die Anklage im Täglichen Rat bekannt. Darauf wurde die Schrift dem angeklagten
kandvogt zugestellt, der einen Gegenbericht einzureichen hatte, wenn dieser
eingetroffen war, fällte der Aleine Rat das Urteil. Dem kandvogt stand das Rekursrecht

an den Großen Rat zu. Stellte es sich heraus, daß der Untertan „ungüthlich
oder ««gegründet* geklagt hatte, so wurde er selbst gebührend bestraft (M.B.Ii,
S. qse ff.). In der bereits zitierten Neuen Bußenordnung von i?2i wurde diesem

Passus der Nachsatz hinzugefügt, daß ein kandvogt unter keinen Umständen gegen
einen Aläger weder mit Gefangenschaft noch mit Bußen vorgehen dürfe (M B. 12,

S. 668 ff.).
Besonderes Gewicht wurde auf die Integrität der oberamtlichen Rechtspre-

chung gelegt. Der wirksamste Schutz der Untertanen aus diesem Gebiet wurde durch

das Apvellationsrecht und die zahlreichen Bußen- und Tmolumentenordnungen
gebildet, an die der kandvogt strikte gebunden war. In Fällen von Bestechung
(Annahme von „Miet und Gaben") wurde der kandvogt sofort seines Amtes entsetzt

(bereits im Mandat vom 27. Februar 1628, Gedr.M.B. I?, Nr. l?, S. yoff.).
!5° Außer den bereits in anderem Zusammenhang erwähnten Fällen seien

noch folgende Beispiele angeführt: I77Z wollte der Vbervogt von Biberstein von
den Gemeindeangehörigen von Trlinsbach und Aüttigen eine „Auflage" für die

Nutzung des Acherums (Tichelmast) erheben. Durch Beschluß der vennerkammer
vom 2S. November I7SS wurde ihm das verboten, da es dem bisherigen Brauch

widerspreche (S.Pr. v, S. 2S f.). Zweimal versuchte ein Tommandant von Aarburg
aus dem ihm zustehenden Aönigsfelder Pensionenwein (der kaum trinkbar gewesen

sein soll) dadurch Gewinn zu schlagen, daß er die Wirte von Aarburg zwang, ihm
diesen wein abzunehmen. Beide Male wurde ihm ein solches vorgehen durch die
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4. gufammenfaffung. Abfdjliefjenb fönnen roir fefthatten:

ber Sanboogt ftanb im OTittelpunft ber ganjen bernifdjen Derroaltung.
Cr rourbe 3ur Söfung oon beinahe fämtlidjen Aufgaben, bie bem Staat
überbunben roaren, berange3ogen. CrbefafjeineKompeten3fütte, bie für
moberne Begriffe enorm ift. Sdjranîen rourben ihm gefetjt burdjbieins
Kleinfte gebenbe materielle Auffidjt 3ur IDabrung ber 3«tereffen bes

Staatshaushaltes unb burdj bie Hefpeftierung bes Untertanenredjts
burdj bie ©brigîeit aus ftaatspolitifdjen Hüdfichten. 3tvnerbalb biefer
Sdjranîen blieb jebodj bem Sanboogt nodj genügenb Spielraum, um als

perfonlidjîeit 3ur (Bettung 3U fommen. Ctn banfbares Arbeitsfelb für
ibeenreidje, initiatioe Köpfe! (Berabe bem Unternebmungsgeift unb
bem Derantroortungsbewufjtfein foldjer OTänner war es 3U3ufebrei»

ben, roenn bie Derroaltung ber bernifdjen Sanbfdjaft weithin als
muftergültig angefeben rourbe.

n. Der Sanbfdjretber

Der Sanboogt roar ber leitenbe unb oerantroortliche Kopf, gleich»

fam bie Seele ber Derroaltung ber Untertanenlanbe. Cr roar jebodj
nidjt ber einige Funfttonär ber Sanboogtei, ber „Cinheit ber berni»

fdjen Derroaltung". gur Crlebigung feiner 3ahlreidjen Aufgaben fian«
ben ihm nodj anbere „oberamtlidje" Beamte 3ur Derfügung.187 Unter
ihnen ift an erfter Stelle ber Sanbfdjreiber 3U ermähnen. Cr roar bie

redjte Ejanb bes Sanboogts. Da er nidjt für eine beftimmte Amtsbauer,
fonbern lebenslänglich geroätjlt rourbe, mar er feinem Dorgefetjten
allein fdjon banî feiner Crfatjrung eine roertoolle Stürje.

Cheoretifdj hatte jebes ©beramt feinen Sanb« ober Amtsfdjrei«
ber.158 Aus (Srünben ber Sparfamîeit rourben jebodj bie Sanbfdjreibe»
reien îleinerer Smter 3ufammengelegt. 3ot Untern Aargau war bies

Dennerfammer aufs fdjärffte »erboten. Befdjlüffe »om 21. OTai 1687 (S.OT. 17.208,
S. 277) unb »om 23. Februar 1697 (S.OT. 17.255, S. 595 ff.).

Den Derfudj bes Stiftsfdjaffners 3U gofingen, bas grofje OTäfj auf 4% 3U

erhöhen, haben roir fdjon an anberer Stette ermähnt. 3n Befdjlüffen oom 27. Kpril
1716 unb »om 2i.3anuar 1735 mufjte bie Dennerfammer eine foldje roiUfürlidje
Crböfjung ber Kbgaben »erbieten. Die Untertanen feien in ihren Freiheiten 3a
fdjüfcen (S.pr. S, S. 37 ff. unb S.pr. D, S. 434 ff.).

157 „©beramtltdj" rourben biejenigen Beamten genannt, beren Kmtsbe3irf
bas gan3e ©beramt, alfo bie Sanboogtei, bilbete.

i«« Dgl. Crläuterungen im OTanbat »om 3.3anuar t?ei (OT.8.20, S. 183 ff.).
Der Citel roar nidjt einheitlich. 3" Karburg, Caftelen, Sen3burg unb Sdjenfenberg

li?
4. Zusammenfassung. Abschließend können wir festhalten:

der kandvogt stand im Mittelpunkt der ganzen bernischen Verwaltung.
Tr wurde zur kösung von beinahe sämtlichen Aufgaben, die dem Staat
Überbunden waren, herangezogen. Gr befaß eine Kompetenzfülle, die für
moderne Begriffe enorm ift. Schranken wurden ihm gefetzt durch die ins
Kleinste gehende materielle Aufsicht zur Wahrung der Interessen des

Staatshaushaltes und durch die Respektierung des Untertanenrechts
durch die Vbrigkeit aus staatspolitischen Rücksichten. Innerhalb dieser

Schranken blieb jedoch dem kandvogt noch genügend Spielraum, um als
Persönlichkeit zur Geltung zu kommen. Gin dankbares Arbeitsfeld für
ideenreiche, initiative Köpfe! Gerade dem Unternehmungsgeist und
dem verantwortungsbewußtfein solcher Männer war es zuzuschreiben,

wenn die Verwaltung der bernischen Landschaft weithin als
mustergültig angesehen wurde.

II. Der kandschreiber

Der Landvogt war der leitende und verantwortliche Kopf, gleichsam

die Seele der Verwaltung der Untertanenlande. Gr war jedoch

nicht der einzige Funktionär der kandvogtei, der „Ginheit der bernischen

Verwaltung". Zur Grledigung seiner zahlreichen Aufgaben standen

ihm noch andere „oberamtliche" Beamte zur Verfügung.«? Unter
ihnen ist an erster Stelle der kandfchreiber zu erwähnen. Gr war die

rechte Hand des Landvogts. Da er nicht für eine bestimmte Amtsdauer,
sondern lebenslänglich gewählt wurde, war er seinem vorgesetzten
allein schon dank seiner Erfahrung eine wertvolle Stütze.

Theoretisch hatte jedes Bberamt seinen Land- oder Amtsschreiber."»

Aus Gründen der Sparsamkeit wurden jedoch die kandschreibe-
reien kleinerer Amter zusammengelegt. Im Untern Aargau war dies

vennerkammer aufs schärfste verboten. Beschlüsse vom 2>. Mai I6S7 (A.M. 17.208,
S. 277) und vom 2S. Februar i e»? (R.M. 17.2SS, S. 29s ff.).

Den versuch des Stiftsschaffners zu Jofingen, das große Maß auf 4 H zu
erhöhen, haben wir schon an anderer Stelle erwähnt. In Beschlüssen vom 27. April
I7>e und vom 2l. Januar I7ZS mußte die vennerkammer eine solche willkürliche
Trhöhung der Abgaben verbieten. Die Untertanen seien in ihren Freiheiten zu
schützen (S.Pr. N, S. 27 ff. und S.Pr. v. S. 424 ff.).

>s? „Gberamtlich" wurden diejenigen Beamten genannt, deren Amtsbezirk
das ganze Gberamt, also die kandvogtei, bildete.

vgl. Erläuterungen im Mandat vom s. Januar l?«I (M.B. 2«, S. lss ff.).
Der Titel war nicht einheitlich. In Aarburg, Taftelen, kenzburg und Schenkenberg
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bei Sdjenîenberg unb Caftelen ber Fall. Audj ber Stiftsfdjreiber oon

gofingen roar 3ugleidj Sanbfdjretber oon Aarburg.159 Die UJatjl eines

Sanbfdjreibers erfolgte burdj ben Kleinen Hat. Der Sanboogt hatte
bas Dorfdjlagsredjt.160 Die tDätjlbarfeit würbe oom Befitje eines

Fahigîeitsausroeifes abhängig gemacht. Cs îonnten audj Hidjt«Bern=
burger als Sanbfdjreiber gewählt werben. Das war bei ber Abneigung
ber Berner patrt3ier gegenüber ben unteren Stellen bes Staatsbienftes
fogar bie Hegel.161 Der (Bewählte hatte fidj oor bem Amtsantritt nadj
Bern 3u begeben, um auf ber bortigen Kan3lei ben Cib 3U leiften.162

Der Amtsfitj bes Sanbfdjreibers war bie Sanbfdjreiberei. Diefe
war ein obrigîettlidjes (Bebäube, für beffen Unterhalt ber Sanboogt
oerantwortlidj war.163 3" ber Hegel fottte fie fidj im Amt felber be»

finben.164 3m Untern Aargau traf bies jebodj nur für bie ©berämter
Aarburg unb Königsfeiben 3U. Die Sanbfdjreiberei ber Gutter Sehen«

fenberg/Caftelen war in Brugg. Der Stiftsfdjreiber oon gofingen
hatte fidj, wegen ber perfonalunion mit bem Amt eines Sanbfdjrei«
bers oon Aarburg, im Stäbtdjen Aarburg nieber3ulaffen.165 Die
Sanbfdjreiberei bes ©beramtes Seu3burg lag auf bem Boben ber Stabt
Sen3burg. Der Biberfteiner Sanbfdjreiber fdjliefjlidj hatte nidjt ein«

mal eine eigene Amtswohnung; meiftens roobnte er in Aarau.166 Aus
biefen Derbältniffen ergaben fidj hie unb ba Sdjwierigfeiten wegen ber

gerichtlichen guftänbtgfeit ber Sanbfdjreibereien. 3" mehreren OTan«

baten mufjten biefe Fragen abgeflärt werben.167

btefj er laut Segionbudj Sanbfdjreiber, in Biberftein Kmtsfdjreiber, in gofingen
Stiftsfdjreiber unb in Königsfeiben fjoffdjreiber.

159 Der Ejoffdjreiber »on Königsfeiben beforgte aufjer feinen Kmtsgefcbäften
bas Sefretariat ber bernifdjen üagfatjungsgefanbtfdjaften in Baben unb grauen-
felb (protofoü ber Dennerfammer »om 24. OTai 1722, S.pr.©, S. 353 ff.).

ko So ipurbe 3. 8. am 23. Kuguft 1757 aus einem Doppeloorfdjlag bes ©ber«

oogts oon Biberftein ein Bürger ber Stabt Karau 3um Biberfteiner Kmtsfdjreiber
gewählt (Bib.OT.B. IV, S. 547).

101 Dgl. OTanbat oom 7. De3ember (771 (OT.8. 24, S. 413 ff.).
«s Dgl. bie oben ermähnte OTafjl eines Biberfteiner Kmtsfdjreibers (Bib.

OT.8. IV, S. 547). Der Cib ift in ben Cibbücbern 3U finben (3. 8. Bib.Cibbudj,

S.2if.).
«s Dgl. Sadjridjten, S.91.
i«« OTanbat oom 3. 3anuar 176( (OT.8. 20, S. 183 ff.).
"s OTanbat oom 20. Kpril 1605 (S.OT. 17. 9, S. 209).
«e Segionbuch 6.
187 3n ber Sanbfdjreiberei in Brugg übte ber Sanboogt bei Kubieren unb

US

bei Schenkenberg und Lastelen der Fall. Auch der Stiftsschreiber von
Jofingen war zugleich kandschreiber von Aarburg."» Die Wahl eines

kandfchreibers erfolgte durch den Aleinen Rat. Der kandvogt hatte
das vorschlagsrecht."« Die Wählbarkeit wurde vom Befitze eines

Fähigkeitsausweifes abhängig gemacht. Es konnten auch Nicht-Bernburger

als Landschreiber gewählt werden. Das war bei der Abneigung
der Berner Patrizier gegenüber den unteren Stellen des Staatsdienstes
sogar die Regel."' Der Gewählte hatte sich vor dem Amtsantritt nach

Bern zu begeben, um auf der dortigen Ranzlei den Eid zu leisten."^
Der Amtsfitz des kandfchreibers war die kandfchreiberei. Diese

war ein obrigkeitliches Gebäude, für deffen Unterhalt der kandvogt
verantwortlich war."« In der Regel sollte sie sich im Amt selber
befinden."* Im Untern Aargau traf dies jedoch nur für die Bberömter
Aarburg und Rönigsfelden zu. Die kandfchreiberei der Ämter Schen-

kenberg/Lastelen war in Brugg. Der Stiftsschreiber von Jofingen
hatte sich, wegen der Personalunion mit dem Amt eines kandfchreibers

von Aarburg, im Städtchen Aarburg niederzulassen.'«« Die
kandfchreiberei des Bberamtes kenzburg lag auf dem Boden der Stadt
kenzburg. Der Bibersteiner kandfchreiber schließlich hatte nicht einmal

eine eigene Amtswohnung; meistens wohnte er in Aarau."« Aus
diesen Verhältnissen ergaben sich hie und da Schwierigkeiten wegen der

gerichtlichen Zuständigkeit der kandschreibereien. In mehreren Mandaten

mußten diese Fragen abgeklärt werden."?

hieß er laut Regionbuch kandschreiber, in Biberstein Amtsschreiber, in Jofingen
Stiftsschreiber und in Rönigsfelden Hofschreiber.

>s. Der Hofschreiber von Rönigsfelden besorgte außer seinen Amtsgeschäften
das Sekretariat der bernischen Tagsatzungsgesandtschaften in Baden und Frauenfeld

(Protokoll der vennerkammer vom 24. Mai 1722, S.Pr. G, S. 25Z ff.).
i«° So wurde z, B. am 25. August 175? aus einem Doxxelvorschlag des Vber-

vogts von Biberstein ein Bürger der Stadt Aarau zum Bibersteiner Amtsschreiber
gewählt (Bib.M.B. IV, S. 5,7).

i°i vgl. Mandat vom 7. Dezember ,771 (M.B. 2«, S. 412 ff.).
i«s vgl. die oben ermähnte Wahl eines Bibersteiner Amtsschreibers (Bib.

M.B. IV, S. 547). Der Tid ist in den Tidbüchern zu finden (z.B. Bib.Tidbuch,

S.2,f.).
>°» vgl. Nachrichten, S. 9l.
>6« Mandat vom 5. Januar 176, (M.B. 2«, S. 185 ff.),
'«s Mandat vom 2«. April >sos (R.M. I?. 9, S. 209),
i°» Regionbuch S.

In der kandfchreiberei in Brugg übte der kandvogt bei Audienzen und
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Der Amtsbejirf eines Sanbfdjreibers bedte fidj mit bem Umfang

ber betreffenben Sanboogtei. Cine Cinfdjranîung feiner Amtsbefug»
niffe bebeuteten nur bie Ejerrfdjaften. Diefe befafjen für Aufgaben,
welche nidjt ausbrüdlidj bem Sanbfdjreiber oorbetjalten roaren, fpe«

3ielle Ejerrfdjaftsfdjreiber.168 Die Tatigîeit bes Sanbfdjreibers erftredte
fidj auf 3wei (Bebiete: einmal hatte er famtliche fdjriftlidjen Arbeiten
bes Sanboogts 3U beforgen, b. b. er hatte beffen ausgebenbe Sdjrift»
ftüde (Briefe, Aîten) aus3ufertigen, fowie bie Büdjer, Hobel, Urbare,
Amtsredjnungen unb (Beridjtsmanuale 3u führen. Für bie Crlebigung
biefer Aufgaben erhielt er ein feftes ftaatlidjes (Behalt, befteljenb aus
einem ^irum an (Selb, aus (Betreibelieferungen, aus bem Hutjungs«
redjt an beftimmten IDiefen, ädern unb (Barten, aus £jol3lieferungen
u. a. gum 3weiten fteüte er alle Urîunben, bie oor (Beridjt gefertigt
würben, aus. Die Cntfdjäbigung für biefe Arbeit richtete fidj ent«

weber nadj Art unb Umfang bes Aftenftüdes ober nadj bem U?ert

Sertdjtstagen bie 3ubifaturredjte aus. Sonft roar bie Stabt 3uftänbig (OTanbat
oom 22. Kpril 1724, Sdjenfenberger K.-B. S).

3n Sen3burg rourbe unterfdjieben, ob ber Sanbfdjreiber unb feine t}aus«
genoffen in einen Sedjtsbanbel als prioat» ober als Kmtsperfonen oerroidelt
roaren. 3m erften ^aU roar bie Stabt, im 3roeiten ber Sanboogt 3uftänbig. Die £jin»
terlaffenfdjaft beim Hob eines Sanbfdjreibers rourbe burdj ben Sanboogt oerftegelt
unb inoentarifiert. 3m übrigen rourbe ber Sanbfdjreiber „als ein Burger" »on
Sen3burg behanbelt. Cr batte ben Burgernurjen, aber auch bie Bürgerpflichten (Cnt-
fdjeib »om 5. OTär3 1768, Sen3burger K.-8. ©, S. 773 ff.).

i«b Der ^errfdjaftsfdjreiber rourbe »om f^errfcbaftsberrn gewählt. Durch
OTanbat oom 22. ©ftober 1789 »erbot Bern bie perfonalunion »on tjerrfdjafts«
fdjreiber unb tjerrfdjaftsoerroalter (OT.8.29, S. 37 ff. Sodj 1756 roar ber Schult«

betjj »on Sen3burg Ijerrfdjaftsoerroalter unb 3ugleidj tjerrfdjaftsfdjreiber »on Sueb;
Sdjreiben »om 6. OTär3i756, Sen3burger K.»8.S, S. 318 f.). Cine foldje entfpradj
bem bifferen3ierten Kufbau ber bernifdjen Derroaltung nidjt mehr. Der tjerr«
fdjaftsfdjreiber fertigte bie Kften ber tjerrfdjaftsgeridjte foroie bie notariellen Sri»

pulationen aus. Cr hatte fidj babei immer mehr an bie ftaatlidjen Dorfdjriften 3U

halten (OTanbat oom 25. Kuguft 1763 über bas Unterpfanbredjt, OT.8.21, S. 220 ff.;
„Derorbnung über bie Dorredjte, ©bliegenbeiten unb pflidjten ber Sanb» unb

^errfdjaftsfdjreiberen" »om 7. unb 13. OTär3 1772, OT.8.25, S. 374 ff.;
emolumententarif ber Sraffdjaft Sen3burg 1773, OT.8.25; u.a.).

Kuffidjtsorgan roar ber Sanboogt. Kn biefen roaren Befdjroerben roegen über»

fetjter «Sebübren bes ïjerrfdjaftsfdjreibers jU richten (Sen3burger emolumententarif
1773, Citel XIX, Krt. 5 unb 6). Der fjerrfdjaftsfdjreiber roar fomit 3U einem

Staatsbeamten geroorben — ein Beifpiel mehr für bie Sleidjfdjaltungspolitif, bie

Bern gegenüber ben berrfcbaften eingefdjlagen hatte.

N9
Der Amtsbezirk eines kandschreibers deckte sich mit dem Umfang

der betreffenden kandvogtei. Eine Einschränkung seiner Amtsbefug-
niffe bedeuteten nur die Herrschaften. Diese besaßen für Aufgaben,
welche nicht ausdrücklich dem kandschreiber vorbehalten waren,
spezielle Herrschaftsschreiber.-«« Die Tätigkeit des kandschreibers erstreckte

sich auf zwei Gebiete: einmal hatte er sämtliche schriftlichen Arbeiten
des kandvogts zu besorgen, d. h. er hatte dessen ausgehende Schriftstücke

(Briefe, Akten) auszufertigen, fowie die Bücher, Rödel, Urbare,
Amtsrechnungen und Gerichtsmanuale zu führen. Für die Grledigung
dieser Aufgaben erhielt er ein festes staatliches Gehalt, bestehend aus
einem Fixum an Geld, aus Getreidelieferungen, aus dem Nutzungsrecht

an bestimmten Wiesen, Äckern und Gärten, aus Holzlieferungen
u. a. Zum zweiten stellte er alle Urkunden, die vor Gericht gefertigt
wurden, aus. Die Gntfchädigung für diefe Arbeit richtete sich
entweder nach Art und Umfang des Aktenstückes oder nach dem wert

Gerichtstagen die Iudikaturrechte aus. Sonst war die Stadt zuständig (Mandat
vom 22. April 1724, Schenkenberger A.-B. S).

In kenzburg wurde unterschieden, ob der kandschreiber und seine
Hausgenossen in einen Rechtshandel als privat» oder als Amtspersonen verwickelt

waren. Im ersten Fall war die Stadt, im zweiten der kandvogt zuständig. Die
Hinterlassenschaft beim Tod eines kandschreibers wurde durch den kandvogt versiegelt
und inventarisiert. Im übrigen wurde der kandschreiber »als ein Burger" von
kenzburg behandelt. Tr hatte den Burgernutzen, aber auch die Burgerpflichten (Entscheid

vom S. März I7SS, kenzburger A.-B. B, S. ?7Z ff.).
um Der Herrschaftsschreiber wurde vom Herrfchaftsherrn gewählt. Durch

Mandat vom 22. Vktober I7S9 verbot Bern die Personalunion von Herrschaftsschreiber

und Herrschaftsverwalter (M.B. 29, S. 57ff. Noch l?5S war der Schultheiß

von kenzburg Herrschaftsverwalter und zugleich Herrschaftsfchreiber von Rued;
Schreiben vom e. März nse, kenzburger A.»B.k, S. zis f.). Eine solche entsprach
dem differenzierten Aufbau der bernischen Verwaltung nicht mehr. Der
Herrschaftsfchreiber fertigte die Akten der Herrschaftsgerichte sowie die notariellen
Stipulationen aus. Er hatte sich dabei immer mehr an die staatlichen Vorschriften zu

halten (Mandat vom 2S. Auguft ,?es über das Unterxfandrecht, M.B. 2l, S. 220 ff.;
»Verordnung über die Vorrechte, Vbliegenheiten und Pflichten der kand» und

Herrschaftsschreiberen" vom 7. und lS. März ,772, M.B. 25, S. 574 ff.; Tmolu-
mententarif der Grafschaft kenzburg I.77S, M.B.25; u.a.).

Auffichtsorgan war der kandvogt. An diesen waren Beschwerden wegen
übersetzter Gebühren des Herrschaftsschreibers zu richten (kenzburger Lmolumententarif
1,775, Titel XlX, Art. 5 und e). Der Herrschaftsschreiber war somit zu einem

Staatsbeamten geworden — ein Beispiel mehr für die Gleichschaltungsxolitik, die

Bern gegenüber den Herrschaften eingeschlagen hatte.
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bes ©bjeftes. Sie war burdj bie oerfdjiebenen Cmolumententarife
genau feftgeferjt.169 Daburdj, bafj ber Sanbfdjreiber für alle biefe
Sdjriftftüde bas Cjîlufio«Stipulationsredjt befafj, b. h- bafj îein an«

berer Schreiber foldje Urîunben ausftellen burfte, beftanb bie (Befabr,
bafj er bie Untertanen überforberte. So bilbeten bie Cmolumenten»

tarife — ähnlich wie beim Sanboogt — nidjt nur für ben Sanbfdjrei»
ber bie (Barantie eines beftimmten Cinîommens, fonbern in erfter
Sinie für bie Untertanen einen Sdjutj gegen übermäfjige F°rberun=
gen. Um bie Sanbfdjreiber 3ur Cintjaltung ber oorgefdjriebenen Tarife
3U 3wingen, mufjte an jeber (Berichtsftelle ein Cjemplar ber obrigfeit»
Iidjen (Bebiüjrenorbnung ben Untertanen 3ur Cinfidjt bereitliegen.170
Cine weitere Kontrolle erreichte man burdj bie Dorfdjrift, bafj auf
fämtlidjen Heîursurîunben, bie ber ©brigîeit 3ugeftellt rourben, bie

bisher be3ogenen (Bebüfjren oermerît roerben mufjten.171

III. Der Amtsunteroogt

Hidjt gan3 fo îlar unb einheitlich mie bie Aufgaben ber berni«

fdjen Sanbfdjreiber roar bie Stellung eines nädjften oberamtlidjen Be«

amten, bes Amtsunteroogts, geregelt. IDir muffen feftfteUen, bafj bie

bernifdje Derroaltung fidj auf ihren unterften Stufen immer mehr ben

ortsbebingten Dertjältniffen anpafjte, roestjalb eine fyftematifdje (Blie=

berung ihrer ©rganifation ftets fdjroieriger roirb.
Der Amtsuntercogt mar in erfter Sinie Statthalter bes Sanb»

©ogts. Cr würbe auf beffen Dorfdjlag burdj ben Kleinen Hat auf
Sebensbauer gewählt. Hadj feiner IDahl hatte er 3unädjft nadj Bern
3U reifen unb bort auf ber Staatsfau3lei ben Amtseib 3U leiften.172
Der Umfang feiner Pflidjten war felbftoerftänblidj ©on ber (Bröfje ber

Sanboogtei abhängig. 3" ber Hegel hielten fte fidj in befdjeibenem
Hafjmen, fobafj ber Amtsunteroogt nur nebenamtlich tätig war. Cr
mufjte bemnadj 3roangsläufig — im Unterfdjieb 3um Sanboogt unb

Sanbfdjreiber — Angehöriger ber betreffenben Sanboogtei fein. OTei«

1«» Ijier finbet ber Sefer audj eine betaiUierte Kuf3äblung ber bem

Sanbfdjreiber 3uftehenben Urfunbenarten.
no Cmolumententarife 1773/75. Krt. XIX, refp. XVIII: „Don ber Cjecu-

tion" (OT.8. 24—26).
m OTanbat oom 18. OTai 1747 (S.pr. CC, S. 4U ff.).
"t Sadjridjten, 5. 9.

l.20

des Objektes. Sie war durch die verschiedenen Tmolumententarife
genau festgesetzt."« Dadurch, daß der kandschreiber für alle diefe
Schriftstücke das Txklufiv-Stipulationsrecht befaß, d. h. daß kein
anderer Schreiber solche Urkunden ausstellen durfte, bestand die Gefahr,
daß er die Untertanen Uberforderte. So bildeten die Tmolumenten-
tarife — ähnlich wie beim kandvogt — nicht nur für den kandschreiber

die Garantie eines bestimmten Ginkommens, sondern in erster
kinie für die Untertanen einen Schutz gegen übermäßige Forderungen.

Um die kandfchreiber zur Ginhaltung der vorgeschriebenen Tarife
zu zwingen, mußte an jeder Gerichtsstelle ein Tremolar der obrigkeitlichen

Gebührenordnung den Untertanen zur Tinsicht bereitlegen.""
Tine weitere Rontrolle erreichte man durch die Vorschrift, daß auf
sämtlichen Rekursurkunden, die der Gbrigkeit zugestellt wurden, die

bisher bezogenen Gebühren vermerkt werden mußten."'

IU. Der Amtsuntervogt

Nicht ganz so klar und einheitlich wie die Aufgaben der bernifchen

kandfchreiber war die Stellung eines nächsten oberamtlichen
Beamten, des Amtsuntervogts, geregelt. Wir müssen feststellen, daß die

bernische Verwaltung fich auf ihren untersten Stufen immer mehr den

ortsbedingten Verhältnissen anpaßte, weshalb eine systematische
Gliederung ihrer Grganisation stets schwieriger wird.

Der Amtsuntervogt war in erster kinie Statthalter des

kandvogts. Tr wurde auf deffen Vorschlag durch den Rleinen Rat auf
kebensdauer gewählt. Nach seiner Wahl hatte er zunächst nach Bern
zu reisen und dort auf der Staatskanzlei den Amtseid zu leisten."-
Der Umfang feiner Pflichten war felbstverftändlich von der Größe der

kandvogtei abhängig. In der Regel hielten sie sich in bescheidenem

Rahmen, sodaß der Amtsuntervogt nur nebenamtlich tätig war. Tr
mußte demnach zwangsläufig — im Unterfchied zum kandvogt und

kandfchreiber — Angehöriger der betreffenden kandvogtei fein. lNei-

«m Hier findet der keser auch eine detaillierte Aufzählung der dem kand'
schreiber zustehenden Urkundenarten.

"° Emolumententarife I77Z/75. Art. XIX, resx. XVlII: „von der Execution"

(M.B. 24—26).
>" Mandat vom l«. Mai ,74? (S.Pr. EE, S. 4l l ff.).
"t Nachrichten, S. 9.
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flens würbe ber Dorfttjenbe eines nieberen (Seridjtes, ein (Berichts»

unteroogt, 3um Amtsunteroogt ernannt.173

3n erfter Sinie war ber Amtsunteroogt Stettoertreter bes Sanb»

»ogts. Bei beffen Amtsabwefentjeit gingen fämtlidje Befugniffe auto»

matifdj auf ben Amtsunteroogt über: er war „orbentlidjer Statthai»
ter" bes Sanboogts „in allen Cioilfadjen; er gibt Aubien3, fdjreibt an
OTgn. Ejrn., eröfnet bie ©berîeit. Sdjreiben."174 gu feinen Amtspflidj»
ten gehörte bes weiteren feine OTitwirfung im Sanbtagsoerfatjren
(Derfahren über tobeswürbtge Derbredjen): er eröffnete als obrig»

îeitlidjer „Fiscal" bie Urteilsoerîunbigung, inbem er ben Sanboogt

„burdj gebübrenbe Anrebe" aufforberte, bafj biefer „befj übelttjäters
Dergidjt famt ber barüber oon ber hodjen Sanbes ©bertjeit bey Cyben
aufjgefelten Uhrtheil hier öffentlich, oerlefen laffe."175

Für feine Tatigîeit erhielt ber Amtsunteroogt nidjt ein feftes
(Behalt, fonbern bie fonft bem Sanboogt 3uftebenben Cmolumente.176

«s 3m ©beramt Königsfeiben, bas nur aus einem Seridjtsbe3irf beftanb,

roaren Kmts« unb Seridjtsunteroogt ein unb berfelbe (»gl. IDerber, S. 160 f.). 3m
©beramt Karburg roar es trabitionsgemäfj immer ber Sertdjtsunter»ogt bes Se»

ridjtsbe3irfs Karburg (Sadjridjten, S. 9). 3« beiben fällen trug ber betreffenbe
Beamte nur ben Citel eines Kmtsunteroogts; biefem roaren jebodj 3ufätjlidje Kuf»
gaben überbunben, bie unter bie Befugniffe eines Seridjtsunteroogts fielen. 3n ben

Sanboogteien Biberftein, Caftelen unb Sdjenfenberg fdjeint jeroeilen ein
Seridjtsunteroogt 3um Kmtsunteroogt gewählt roorben 3u fein, ohne bafj biefes Kmt mit
einem beftimmten Seridjtsbe3irf »erbunben roar. ((Jür bas ©beramt Sdjenfenberg
geht biefe Söfung einbeutig aus ben (Eroingröbeln beroor. Dgl. Beeibigungsrobel
bes Kmtes Sdjenfenberg 1792—98 unb Sdjenfenberger Cybbudj). Cine fpesieUe

Segelung rourbe im Kmt Sen3burg getroffen. Deffen Kusbebnung unb bie gahl ber

Kmtsgefdjäfte erforberte einen ftänbigen, »ottamtlidjen tjelfer bes Sanboogts. Diefer

rourbe ihm in ber perfon bes Kmts» ober, roie er in Sen3burg genannt rourbe,
bes Sraffdjaftsunteroogts 3ur Derfügung gefteUt. Der Sen3burger Sraffdjafts»
unteroogt roar alfo — im Unterfdjieb 3u aUen anbern Kmtsunteroögten — ftänbig
im Dienft. Cr behielt aber gleldjroobl feinen früheren tDobnfirj bei unb befleibete
Semeinbeämter. (Kls Beifpiel: ber Sraffdjaftsunteroogt pofjbarbt »on ©tbmar-
fingen roar gleichseitig Unteroogt bes timings ©tbmarfingen, Chorridjter unb tDein-

fdjärjer ber Semeinbe unb Bürge bes bortigen IDeibels, foroie bes UJirts. Sen3burger

Œroing Sobel, Befatjung »om 9.3anuar 1673). über bie fpesieUen Kufgaben fiehe

unten.
174 Sadjridjten, S. 8.
17» „Seuroer praefeript, roie binfünfftig bey Derführung eines Sanbt»Cags

ober 8Iut«Sridjts auff bem Sanb procebirt roerben fotte." (Sdjenfenberger Curat»
Sobel, Cintragung »om io. ©ftober 1757.)

17» Cmolumententarife 1773/74 Kap. XIII (OT.8.24—26). 3m ©beramt Kar-

l,2l

ftens wurde der Vorsitzende eines niederen Gerichtes, ein
Gerichtsuntervogt, zum Amtsuntervogt ernannt.-?«

In erster kinie war der Amtsuntervogt Stellvertreter des

kandvogts. Bei deffen Amtsabwesenheit gingen sämtliche Befugnisse
automatisch auf den Amtsuntervogt über: er war „ordentlicher Statthalter"

des kandvogts „in allen Givilsachen; er gibt Audienz, schreibt an

Mgn. Hrn., eröfnet die Bberkeit. Schreiben.""* Zu feinen Amtspflichten

gehörte des weiteren feine Mitwirkung im kandtagsverfahren
(Verfahren über todeswürdige verbrechen): er eröffnete als obrig»
seitlicher „Fiscal" die Urteilsverkündigung, indem er den kandvogt
„durch gebührende Anrede" aufforderte, daß dieser „deß übelthäters
Verzicht famt der darüber von der Höchen Landes Gberheit bey Gyden
außgefelten Uhrtheil hier öffentlich verlefen lasse.""«

Für seine Tätigkeit erhielt der Amtsuntervogt nicht ein festes

Gehalt, fondern die fönst dem kandvogt zustehenden Gmolumente."«

l" Im Bberamt Rönigsfelden, das nur aus einem Gerichtsbezirk bestand,

waren Amts» und Gerichtsuntervogt ein und derselbe (vgl. Werder, S. 160 s.). Im
Bberamt Aarburg war es traditionsgemäß immer der Gerichtsuntervogt des Se-
richtsbezirks Aarburg (Nachrichten, S. 9). In beiden Fällen trug der betreffende
Beamte nur den Titel eines Amtsuntervogts; diesem waren jedoch zusätzliche
Aufgaben Überbunden, die unter die Befugnisse eines Gerichtsuntervogts fielen. In den

kandvogteien Biberstein, Tastelen und Schenkenberg scheint jeweilen ein
Gerichtsuntervogt zum Amtsuntervogt gewählt worden zu sein, ohne daß dieses Amt mit
einem bestimmten Gerichtsbezirk verbunden war. (FUr das Bberamt Schenkenberg

geht diese kösung eindeutig aus den TwingrSdeln hervor, vgl. Beeidigungsrodel
des Amtes Schenkenberg 1792—93 und Schenkenberger Tydbuch). Tine spezielle

Regelung wurde im Amt kenzburg getrosfen. Deffen Ausdehnung und die Zahl der

Amtsgeschäfte erforderte einen ständigen, vollamtlichen Helfer des kandvogts. Dieser

wurde ihm in der Person des Amts» oder, wie er in kenzburg genannt wurde,
des Grafschaftsuntervogts zur Verfügung gestellt. Der kenzburger Grafschaftsuntervogt

war also — im Unterfchied zu allen andern Amtsuntervögten — ständig
im Dienst. Tr behielt aber gleichwohl seinen früheren Wohnsitz bei und bekleidete

Gemeindeämter. (Als Beispiel: der Graffchaftsuntervogt poßhardt von Vthmarsingen

war gleichzeitig Untervogt des Twings Vthmarsingen, Thorrichter und wetn-
schötzer der Gemeinde und Bürge des dortigen weibels, sowie des Wirts, kenzburger

Twing Rodel, Besatzung vom 9. Januar lS7S). Über die speziellen Aufgaben siehe

unten.
Nachrichten, S. s.

.« »Neuwer praescript, wie hinkiinfftig bey Verführung eines kandt-Tags
oder Blut»Grichts auff dem kand procedili werden solle." (Schenkenberger Turm-
Rodel, Tintragung vom w. Vktober 1757.)

"» Tmolumententarife l77Z/?q Aap. XIII (M.B. 24—2e). Im Bberamt Aar-
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Befonbere Beachtung erforbert bie Stellung bes Sen3burger «Sraf»

fdjaftsunteroogtes. Cr war ber einige aller unteraargauifdjen Amts»
unteroögte, ber neben ber gefdjilberten Tätigfeit nodj Spe3ialaufga=
ben 3u übernehmen hatte, bie nidjt aus einer Derbinbung mit einem
anberen Amt ftammten.177 Cr ftanb 3ur ftänbigen Derfügung bes

Sanboogts, ba biefer allein bie Aufgaben, welche bie Derwaltung
einer fo grofjen Sanboogtei mit fidj brachte, nidjt bemältigen îonnte.
Als „beftänbiger OTitauffefjer, Controllern: unb Suroeillant" mar er
audj ^>ann 3ur IDafjrung ber obrigfeitlidjen Hedjte oerpflidjtet, wenn
ber Sanboogt im Amt anwefenb war.178 Bei ben orbentlidjen Twings»
befatjungen war er beffen offijieller Begleiter.179 Wuxbe innerhalb ber

Amtsperiobe bie Stelle eines (Beridjtsunteroogtes frei, fo nahm ber

(SraffdjaftsunterDogt, 3ufammen mit bem Sanbfdjreiber unb bem

Sanbmeibel, bie Crfatjmatjl ©or.180 Cr bejog ferner bas ©tjmgelb.
Daburdj gingen bebeutenbe OTittel burdj feine Ejanb.181 AUes bies

waren Aufgaben, welche ben poften eines (Braffdjaftsunteroogts 311

einer ausgefprodjen obrigfeitlidjen Dertrauensftelle mädjten.
Der Sen3burger (Braffdjaftsunteroogt war jebodj nidjt nur obrig»

feitlidjer Dertrauensmann, fonbern 3ugleidj audj 3ntereffenoertreter
ber nidjtherrfdjaftlidjen (Bemeinben (baher fein Titel). Cr nahm, 3U«

fammen mit bem Sanbfdjreiber unb bem Sanbmeibel, an ben Sitjun»
gen bes Senjburger Amtsgerichts, einer fpe3iellen Behörbe biefer (Be«

meinben,182 teil unb führte im Hamen bes Sanboogts ben Stab.183 Cr
oerwaltete beren Beiträge an bie „(Braffdjafts« ober Amptsredjnung",
ben fogenannten „Fürberling".184

Cntfpredjenb biefer Doppelftettung unterfdjieb fidj audj feine

bürg be3og er 3ubem als eiu3iges <$irum jährlich adjt Klafter I30I3 (Sadjridjten,
S.8).

177 Sur nodj ber Kmtsunteroogt »on Karburg mufjte aufjer ben normalen

pflidjten bie OTaredjauffée-Selber, ein Beitrag ber Semeinben an bie Strafjen»
polisei, eintreiben (XIII. 128. Krt. Kmtsunter»ogt).

"s $en3burger K.-8. K, S. 169 ff.
17» Sen3burger Curing Sobel.
180 emolumententarif Sensburg 1773, Kap. XII, Krt. 22 (OT.8. 25).
ist Sdjreiben bes Sanboogts oon Sen3burg anläfjlidj einer SeuroabI bes Sraf»

fchaftsunteroogts »om 2. Kuguft 1697 (Sensburger K.-8. £j, S. 73 ff.).
is» Siehe unten.
¦S3 Sq.I, S. 271.
is* Sq.I, S. 268 f.

122

Besondere Beachtung erfordert die Stellung des kenzburger Graf-
fchaftsuntervogtes. Tr war der einzige aller unteraargauifchen Amts-
untervögte, der neben der geschilderten Tätigkeit noch Spezialaufga-
ben zu übernehmen hatte, die nicht aus einer Verbindung mit einem
anderen Amt stammten."? Tr stand zur ständigen Verfügung des

kandvogts, da diefer allein die Aufgaben, welche die Verwaltung
einer fo großen Landvogtei mit sich brachte, nicht bewältigen konnte.

Als „beständiger Mitaufseher, Tontrolleur und Surveillant" war er
auch dann zur Wahrung der obrigkeitlichen Rechte verpflichtet, wenn
der kandvogt im Amt anwesend war."» Bei den ordentlichen Twings-
besatzungen war er dessen offizieller Begleiter."« Wurde innerhalb der

Amtsperiode die Stelle eines Gerichtsuntervogtes frei, so nahm der

Grafschaftsuntervogt, zusammen mit dem Landschreiber und dem

kandweibel, die Trfatzwahl vor."« Gr bezog ferner das Ghmgeld.
Dadurch gingen bedeutende Mittel durch feine Hand."- Alles dies

waren Aufgaben, welche den Posten eines Grafschaftsuntervogts zu
einer ausgesprochen obrigkeitlichen Vertrauensstelle machten.

Der kenzburger Grafschaftsuntervogt war jedoch nicht nur
obrigkeitlicher Vertrauensmann, sondern zugleich auch Interessenvertreter
der nichtherrschaftlichen Gemeinden (daher sein Titel). Tr nahm,
zusammen mit dem kandschreiber und dem kandweibel, an den Sitzungen

des kenzburger Amtsgerichts, einer speziellen Behörde dieser
Gemeinden,"^ teil und führte im Namen des kandvogts den Stab."« Gr
verwaltete deren Beiträge an die „Graffchafts- oder Amptsrechnung",
den sogenannten „Fürderling"."*

Tntsxrechend dieser Dopxelstellung unterschied sich auch seine

bürg bezog er zudem als einziges Fixum jährlich acht Klafter Holz (Nachrichten,
S. 8).

>" Nur noch der Amtsuntervogt von Aarburg mufzte auszer den normalen

Pflichten die Marechaussêe-Gelder, ein Beitrag der Gemeinden an die Straßen»

Polizei, eintreiben (Xlll. 128. Art. Amtsuntervogt).
"s kenzburger A.»B. A, S. >S9ff.
"» kenzburger Twing Rodel.
,8° Tmolumententarif kenzburg 1,77z, Aap. Xll, Art. 22 (M.B. 2s).
l«> Schreiben des kandvogts von kenzburg anläßlich einer Neuwahl des

Grafschaftsuntervogts vom 2. August >e?7 (kenzburger A.»B. H, S. 7Z ff.),
im Siehe unten.
>n Rq.l, S. 271.
>«< Rq.l, S. 268 f.
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tDatjlart oon berjenigen ber übrigen Amtsunteroögte. 3"t ©beramt
Sen3burg waren bie „Unberamptleute" als Dertreter ber (Bemeinben

bei ber Aufteilung einer Kanbibatur für bie Stelle bes (Braffdjafts»
unteroogts wefentlidj beteiligt.185 Die eigentliche 8?atjl würbe freilich
feibftoerftänblidj burdj ben Kleinen Hat oorgenommen. Audj ben Cib
hatte ber (Bewählte in Bern 3U leiften. 3m Unterfdjieb 3U ben übrigen
©berämtern war in Sen3burg jebodj eine periobifdje Beftätigung bes

(Braffdjaftsunteroogts burdj bie Unteramtleute oorgefeben.186 (Berabe

biefes H?abl©erfabren ift be3eidjnenb für bie am Anfang bes Kapitels
erwähnte Anpaffungsfäbtgfeit ber bernifdjen Derroaltungsorganifa»
tion an loîale Sonberoerhältniffe.

IV. Der Amtsmeibcl

Cin weiterer obrigîeitlidjer Beamter ber Sanboogtei war ber

Amts» ober Sanbmeibel. 3*bes ©beramt hatte einen obrigfeitlidj be»

folbeten Amtsroeibel.187 Cr würbe ohne Begrüfjung bes Hates burdj
ben Sanboogt auf Sebensbauer gewählt.188 Der (Bewählte legte biefem
einen Cib ab, mit roeldjem er Pflidjterfüttung unb (Befjorfam oer»

fpradj.189 Dor ber Amtsübernahme hatte er Amtsbürgen 3U (teilen.

•»s Kus einem Schreiben bes Sen3burger Sanboogts »om 8. Sooember 1596
gebt beroor, bafj bie Unteramtleute ber Sraffdjaft einen ÖJabtoorfdjIag unterbreiteten

(Sen3burger K.»8. Ij, S. 27). 1675 machte ber Sanboogt einen boppelten IDabl-
oorfdjlag unter „gu3iedjung gefambter Unberambtleuten meiner Kmbtsoerroaltung"
(Sdjreiben oom 24. Kpril 1675, Sen3burger 21.-B.Ì^, S. 69).

i»» Bei ber Sedjnungsablage über bie „Kmtsredjnung" rourbe ber Sraffdjafts»
unteroogt „abgefteUt, unb fo fie (es ift noch »om Sanbmeibel unb Kmtsfuljrmann
bie Sebe) einem Kmbtmann OTeiner ïjerren unb gemeinen Kmbtleuten gefaUenb,
roieberum geferjt unb gebraucht". (Sq. I, S. 269).

187 Bemerfung bes Sanboogts »on Caftelen in einem Sdjreiben »om 13.

September 1784 Qnneres, Stat. HI/9), ähnlich roie beim Kmtsunteroogt ift bie Stellung

eines Kmtsroeibels roobl tfjeoretifdj »on berjenigen eines blotjen Seridjts»
roeibels 3U trennen; in ben fleineren Sanboogteien beftanb jebodj meiftens
perfonalunion.

is» Sadjridjten S. 9. 3m ©beramt Sen3burg erfolgte rote für ben Sraffdjafts»
unteroogt audj für ben Sanbroeibel eine periobifdje Beftätigung burdj bie Dertreter

ber Sraffdjaft bei ber Sedjnungsablage (Sq.I, S.269). Dagegen roaren bei

feiner IDahl bie Kmtsangebörtgen nur als Bürgen unb geugen »ertreten (Sen3bur-

ger Curing Sobel, Cintragung »om 28. De3ember 1678).
is» Sq.I, S. 313f.

l2Z

Wahlart von derjenigen der übrigen Amtsuntervögte. Im Gberamt
kenzburg waren die „Underamptleute" als Vertreter der Gemeinden
bei der Aufstellung einer Kandidatur für die Stelle des Graffchafts»
untervogts wefentlich beteiligt.'»» Die eigentliche Wahl wurde freilich
selbstverständlich durch den Rleinen Rat vorgenommen. Auch den Gid
hatte der Gewählte in Bern zu leisten. Zm Unterschied zu den übrigen
Gberämtern war in Lenzburg jedoch eine periodische Bestätigung des

Graffchaftsuntervogts durch die Unteramtleute vorgesehen.'»« Gerade

dieses Wahlverfahren ist bezeichnend für die am Anfang des Rapitels
erwähnte Anpassungsfähigkeit der bernischen Verwaltungsorganisation

an lokale Sonderverhältniffe.

IV. Der Amtsweibel

Gin weiterer obrigkeitlicher Beamter der kandvogtei war der

Amts- oder kandweibel. Jedes Gberamt hatte einen obrigkeitlich
besoldeten Amtsweibel.'»? Gr wurde ohne Begrüßung des Rates durch
den kandvogt auf Lebensdauer gewählt.'»« Der Gewählte legte diesem
einen Gid ab, mit welchem er Pflichterfüllung und Gehorsam
versprach.'»« vor der Amtsübernahme hatte er Amtsbürgen zu stellen.

>« Aus einem Schreiben des kenzburger kandvogts vom S.November lsye
geht hervor, daß die Unteramtleute der Grafschaft einen Wahlvorschlag unterbreiteten

(kenzburger A.-B. H, S. 27). l,67S machte der kandvogt einen doppelten
Wahlvorschlag unter „Zuziechung gesambter Underambtleuten meiner Ambtsverwaltung"
(Schreiben vom 2«. April l«7S, kenzburger A.-B. H, S. 69).

1«, Bei der Rechnungsablage Uber die „Amtsrechnung" wurde der Grafschaftsuntervogt

„abgestellt, und so sie (es ist noch vom kandweibel und Amtsfuhrmann
die Rede) einem Ambtmann Meiner Herren und gemeinen Ambtleuten gefallend,
wiederum gesetzt und gebraucht". (Rq. I, S. 2S9).

>n Bemerkung des kandvogts von Tastelen in einem Schreiben vom >Z.Sep¬
tember 1.78«, (Inneres, Stat. IIl/9). Ähnlich wie beim Amtsuntervogt ist die Stellung

eines Amtsweibels wohl theoretisch von derjenigen eines bloßen Gerichts»
weibels zu trennen; in den kleineren kandvogteien bestand jedoch meistens per»
sonalunion.

>°» Nachrichten S. 9. Im Gberamt kenzburg erfolgte wie fllr den Grafschafts»

untervogt auch für den kandweibel eine periodische Bestätigung durch die vertre»
ter der Grafschaft bei der Rechnungsablage (Rq.l, S.269). Dagegen waren bei

seiner Wahl die Amtsangehörigen nur als Bürgen und Zeugen vertreten (kenzbur»

ger Twing Rodel, Tintragung vom 2S. Dezember le?S).
>«» Rq.l, S. Zl5f.
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Bei amtlidjen Fusionen frUg er ff0jc j^ol^e Chrenfarb" ber (Bnäbi»

gen Ejerren unb einen „befdjlagnen Staab".190

Der Umfang feiner Aufgaben hing felbftoerftänblidj oon ber

(Bröfje ber betreffenben Sanboogtei ab. So fehlt uns für bie fleineren
Simter Biberftein unb Königsfeiben überhaupt jebe Hadjridjt oon fei»
ner Tatigîeit.191 Für Sdjenîenberg unb Caftelen ift menigftens feine
IDahl bejeugt.192 Höhere Ausîunft über feine pflidjten erhalten wir
ein3ig in ben Sanboogteien Aarburg unb Sen3burg. (Ban3 allgemein
— bies gilt wohl für famtliche Sanboogteien — „wartet er bie ober»

amtlidjen Aubien3en ab unb ©erträgt unb fdjlägt bie tjodjoberîeit»
lidjen publiîationen an".193 Des weiteren lag ihm, menn nidjt ein
eigentlicher Amtspro©os mit biefer Aufgabe betraut merben îonnte,
bie Beforgung, eoentuell bie Derbaftung oon (Sefangenen ob.194

Die übrigen Pflidjten fdjeinen örtlich bebingt gewefen 3U fein.
So begleitete in Aarburg ber Amtsweibel ben Commanbanten an bie

«Beridjtsfitjung unb in bie Stabtîirdje.195 Ferner übernahm er gemein»
fam mit bem (Barnifonsbäder bie Sdjätjung ber 3ebntpflidjtigen Crnte
©or ber gjebntoerleifjung, rief bann bie gehnten aus unb war fdjiiefj»
lidj bei ber Cinlieferung bes (Betreibes mafjgebenb beteiligt.196 Cr
hatte ben Futterhaber im ganzen Amt 3U be3ieb,en unb ben obrigîeit»
Iidjen Anteil an ber Amtsfteuer im (Bericht Aarburg unb im Twing

im Sadjridjten, S. 9.

i»i Dgl. IDerber, S. 162.

i»* Sdjenfenberger Cybbudj 1737 : Cyb bes Kmtsroeibels. Dafelbft protofoll
über bie IDahl eines Kmtsroeibels im 3<>bre 1761. Sux Caftelen in einem Sdjreiben

bes Sanboogts oom 13. September 1784 Qnneres, Stat. III/9).
i»» Segionbudj 5, S. 125. Sab es in einer Sanboogtei Seridjte mit Kmts-

befugniffen über bas gan3e ©beramt, 3.8. IDaifengericbte, fo hatte ber Kmtsroeibel
audj beren Kbroartung 3U übernehmen (Sadjridjten, S. 9; Cmolumenten-Carife
1773/74, Kap. III Krt. 7).

3n einem grofjen Kmt roie Sen3burg braudjte ber Sanbroeibel für bie Der-
teilung unb ben Knfdjlag einer publifation 3roeieinbalb Cage! (OTelbung bes

Sanboogts oom 10. September 1784, 3nneres, Stat. III/9).
im Cmolumenten-Carife 1773/74, Kap. VIII Krt. 10 unb Ceutfdjes Sprudjbudj

Unteres Seroöfb 21212121, S. 231 f. Cintragung über ben Kmtsroeibel »on Caftelen
»om 7. Februar 1785. — Die 3nbaftierung fam »or aUem bei Sdjulbbaft in <Jrage

(Sq. I, S. 359).
»5 Sadjridjten, S. 9.

i»« XIII. 128, Krt. „gehnten".

1,24

Bei amtlichen Funktionen trug er „die holze Threnfarb" der Gnädigen

Herren und einen „beschlagnen Staad".-»«

Der Umfang feiner Aufgaben hing felbftverftändlich von der

Größe der betreffenden Landvogtei ab. So fehlt uns für die kleineren
Amter Biberstein und Rönigsfelden überhaupt jede Nachricht von feiner

Tätigkeit."' Für Schenkenberg und Taftelen ift wenigftens feine
Wahl bezeugt."^ Nähere Auskunft über seine Pflichten erhalten wir
einzig in den kandvogteien Aarburg und kenzburg. Ganz allgemein
— dies gilt wohl für sämtliche Landvogteien — „wartet er die
oberamtlichen Audienzen ab und verträgt und schlägt die hochoberkeit-
lichen Publikationen an"."« Des weiteren lag ihm, wenn nicht ein
eigentlicher Amtsprovos mit dieser Aufgabe betraut werden konnte,
die Beforgung, eventuell die Verhaftung von Gefangenen ob."*

Die übrigen Pflichten scheinen örtlich bedingt gewesen zu sein.
So begleitete in Aarburg der Amtsweibel den Tommandanten an die

Gerichtssitzung und in die Stadtkirche."« Ferner Ubernahm er gemeinsam

mit dem Garnisonsbäcker die Schätzung der zehntpflichtigen Grnte
vor der Jehntverleihung, rief dann die Zehnten aus und war fchließlich

bei der Ginlieferung des Getreides maßgebend beteiligt."« Gr
hatte den Futterhaber im ganzen Amt zu beziehen und den obrigkeitlichen

Anteil an der Amtsfteuer im Gericht Aarburg und im Twing

>«> Nachrichten, S. 9,

>« vgl. Werder, S. 162.

»2 Schenkenberger Tydbuch 1,727: Tyd des Amtsweibels. Daselbst Protokoll
über die Wahl eines Amtsweibels im Jahre 1761. Für Tastelen in einem Schreiben

des kandvogts vom ,2. September 1784, (Inneres, Stat. III/9).
>« Regionbuch s, S. ,22. Gab es in einer kandvogtei Gerichte mit

Amtsbefugnissen Uber das ganze Bberamt, z. B. Waisengerichte, so hatte der Amtsweibel
auch deren Abwartung zu Ubernehmen (Nachrichten, S. 9; Tmolumenten-Tarife
,772/74, «ax. III Art. 7).

In einem großen Amt wie kenzburg brauchte der kandweibel für die
Verteilung und den Anschlag einer Publikation zweieinhalb Tage! (Meldung des

kandvogts vom ,0. September ,784, Inneres, Stat. HI/9).
>« Tmolumenten-Tarife 1772/74, Aap. VIII Art. 10 und Ternsches Sxruchbuch

Unteres Gewölb AAAA, S. 221 f. Eintragung über den Amtsweibel von Tastelen
vom 7. Februar 1782. — Die Inhaftierung kam vor allem bei Schuldhaft in Frage
(Rq. I. S. 229).

i»» Nachrichten, S. 9.
>»» XIII. 128, Art. „Zehnten".
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Brittnau fidjersuftetten.197 Auch bie ©rganifation ber Fronfubrungen
war ihm übertragen.198 Sdjliefjlidj erfüllte er nodj bie pflidjten eines

(Seridjtsmeibels am (Seridjt Harburg.199

3m grofjen Amt Sen3burg nahmen bie orbentlidjen Aufgaben ben

Sanbmeibel berart in Anfprudj, bafj eine Derbinbung mit bem IDei«

belamt eines nieberen (Berichts gar nidjt in Fta9c îam.200 Dagegen

hatte er — ähnlich wie ber (Braffdjaftsunteroogt — im Amtsgericht
beftimmte Fiktionen ausjuüben: er war ex officio OTitglieb biefer
Körperfdjaft. gu Beginn ber Derbanblungen hatte er bas (Bericht 3U

oerbannen.201 Des weitern bot ber Sanbweibel bie Hidjter 3um Sanb»

geridjt (Blutgeridjt) unb war in biefem felbft Hidjter.202 Seine OTit»

wirfung bei ber Crfarjwaljl oon (Beridjtsunter©ögten würbe bereits

erwähnt. Heben biefen „reglementarifdjen" Pflidjten fdjeint ber Sen3»

burger Sanbweibel oom Sanboogt nodj 3ur Söfung oon Sonberauf»
gaben eingefetjt worben 3U fein: fo unternahm er beim Ausbrudj
einer Dtehfeudje in Töfj im 3atjre 1775 „incognito" alle oier3etjn

Tage Heifen gegen U)tnterthur mit bem Auftrag, „fleifjig 3U fpio«
nieren".203

Die Befolbung bes Amtsweibels beftanb einmal in einem Fi£um,
bas ihm oon ber ©brigfeit entrichtet würbe, ber fog. gratification.204

i»7 Sadjridjten, S. 9.
i»» Sadjridjten, S. 47.

m Sadjridjten, S. 9.
soo 3m Knhang 3um emolumententarif, ber „SeIbstag«Derorbnung in ber

Sraffdjaft Sensburg" oon 1772, rourbe ausbrüdlidj beftimmt, bafj bei Selbstagen
nicht ber Sanbmeibel, fonbern ber IDeibel bes Seridjts 3uftänbig fei (Krt. 21,

OT.8.25).
»1 Sq.I, S.272.
*o* Sq. I, S. 272 f. Sehr roabrfdjeinlid) hatte er biefe Kufgabe audj in aUen

anbern Sanboogteien 3U übernehmen.
»»» San., Kften 39.
*•» 3m<Dberamt Karburg beftanb biefe feit 1754 (Befdjlufj bes Kleinen Sates

»om 26. Februar 1754) aus einem OTalter Korn, bas er auf IDeibnacbten erhielt,
ferner genofj er freie IDobnung im Sathaus Karburg unb erhielt 16 Klafter
8rennbol3. 3m ©beramt Caftelen rourben ihm bis »785 nur breifjig Kronen aus«

be3ahlt. Cin3ig burdj bie Derbinbung mit bem Kmt eines Bannroarts »on Sdjirç-
nadj fönnte ber poften überhaupt beferjt roerben. Durch Befdjlufj »om 7. Februar
1785 rourbe bie Sratification auf 15 Cfjaler erhöht. Dafür hatte ber Kmtsroeibel
audj bie Beforgung ber Sefangenen 3U übernehmen (C.Spr.B.ll.S. KKKK,
S.23lf.).

I.2S

Brittnau sicherzustellen."? Auch die Organisation der Fronfuhrungen
war ihm übertragen.'«» Schließlich erfüllte er noch die Pflichten eines

Gerichtsweibels am Gericht Aarburg.'»»

Im großen Amt kenzburg nahmen die ordentlichen Aufgaben den

kandweibel derart in Anspruch, daß eine Verbindung mit dem lvei-
belami eines niederen Gerichts gar nicht in Frage kamd»° Dagegen

hatte er — ähnlich wie der Grafschaftsuntervogt — im Amtsgericht
bestimmte Funktionen auszuüben: er war ex officio Mitglied diefer
Körperschaft. Zu Beginn der Verhandlungen hatte er das Gericht zu
verbannend»' Des weitern bot der kandweibel die Richter zum
Landgericht (Blutgericht) und war in diesem selbst Richter.^ Seine
Mitwirkung bei der Ersatzwahl von Gerichtsuntervögten wurde bereits

erwähnt. Neben diesen „reglementarischen" Pflichten scheint der

kenzburger kandweibel vom kandvogt noch zur kösung von Sonderaufgaben

eingesetzt worden zu fein: fo unternahm er beim Ausbruch
einer Viehseuche in Töß im Jahre 1.775 „incognito" alle vierzehn
Tage Reisen gegen winterthur mit dem Auftrag, „fleißig zu
spionieren".^«

Die Besoldung des Amtsweibels bestand einmal in einem Fixum,
das ihm von der Gbrigkeit entrichtet wurde, der sog. Gratification.-"*

Nachrichten, S.
'«> Nachrichten, S. «7.
l»9 Nachrichten, S. 9.
-m Im Anhang zum Tmolumententarif, der »Geldstag-Verordnung in der

Grafschaft kenzburg" von l??2, wurde ausdrücklich bestimmt, das; bei Geldstagen
nicht der kandweibel, sondern der weibel des Gerichts zuständig sei (Art. 2l,
M.B. 2S).

«> Rq.l, S.272.
e« Rq. I, S. 272 f. Sehr wahrscheinlich hatte er diese Aufgabe auch in allen

andern kandvogteien zu Ubernehmen.
»«' San., Akten 29.
«« Im Vberamt Aarburg bestand diese seit I7S4, (Beschluß des Aleinen Rates

vom 2S. Februar 1724) aus einem Malter Aorn, das er auf Weihnachten erhielt.
Lerner genoß er freie Wohnung im Rathaus Aarburg und erhielt le Alafter
Brennholz. Im (vberamt Gastelen wurden ihm bis l?8S nur dreißig Aronen
ausbezahlt. Einzig durch die Verbindung mit dem Amt eines Bannwarts von Schinznach

konnte der Posten Uberhaupt befetzt werden. Durch Beschluß vom Februar
l?ss wurde die Gratification auf l» Thaler erhöht. Dafür hatte der Amtsweibel
auch die Besorgung der Gefangenen zu übernehmen (T.Spr.V.U.G. AAAA,
S.2Zlf.).



126

Da3U famen bie „Accibentien" in Form oon fleineren Cntfdjäbigun«
gen bet aufjerorbentlidjer Beanfprudjung (3. B. Cin3ug ber Amtsfteuer
in Aarburg) unb oon oerfdjiebenen (Sebübren für feine Tatigîeit im
(Beridjtsoerfahren, alle genau feftgefetjt in ben Cmolumententarifen.
3m ©beramt Senjburg erhielt er 3ubem für feine Aufgaben in (Be=

fdjaften ber (Sraffdjaft einen „lohn" aus bem Dermögen berfelben,
bem fog. Fürberling.205

V. Der Amtsprooos

<Ban3 bürftig geben bie Quellen über einen letjten obrigfeitlidjen
Beamten in ber Sanboogtei, ben Amtsprooofen, Ausîunft. Da bie

Poli3ei grunbfärjlidj burdj bie (Bemeinben ober burdj eigens beftimmte
Beamte ausgeübt würbe, läfjt fidj bie Fra3c aufftetten, ob überhaupt
ein Amtsprooos in irgenb einem Amt eriftiert habe. Cine enbgültige
Antwort war bei ber Durftigîeit ber Quellen nicht 3U gewinnen. Cs
ftefjt lebiglidj folgenbes feft:

Für bas Amt Aarburg ift ein „prooos" be3eugt, „welcher auf bas

oorîommenbe Strolchen unb Battel (Befinb achthaben unb foldjes hin»

wegführen, bie Ejanbwerîs purfdje aber 3um gebr pfenning führen
foil, audj ihnen ihre päffe 3U oifitieren befeldjnet ift".206 Cr würbe
jebodj aus bem Amtsfedel bes Amtes Aarburg, an bem nur bie (Be»

meinben bes «Seridjtsbe3irîs Aarburg beteiligt waren, befolbet. Sein
obrigîeitlidjer Cbaraîter ftefjt alfo ftarf in gweifel.

3m ©beramt Sen3burg hören mir 3weimal ©on einem ,,<Sraf»

fdjaftsprooofen". Das eine OTai würbe beftimmt, bafj ber „georbnete"
(Braffdjaftsprooos einen Sdjulbner, ber fidj 3U 3ablen weigere unb

audj feinen (Beltstag anrufen wolle, nadj fünfunboier3igtägiger Ejaft
an bie <Sen$e führen muffe.207 Das anbere OTai würbe nadj Bern be»

ridjtet, ber (Sraffdjaftsprooos habe 3wei wiberfpenftige Bauern aus

Sdjöftlanb ebenfalls nadj fünfunboier3igtägiger Ejaft an bie (Stenge

geführt.208 Der Harne „(Braffdjaftsprooos" mürbe ben Sdjlufj 3ulaf«

«os Sq. I, S. 268.
*oe Sadjridjten, S. 9 (ähnlich XIII. 128. Krt. „pro»os").
io' „Befdjreibung ber Sedjtsübungen unb Cjecutionen aufgetriebener Sech»

ten in ber Srafffdjafft Senrjburg" oom 6.De3ember 1742 (Sq.I, S.360).
»o» Beridjt bes Sanboogts oom 12. Sooember 1746 anläfjlidj ber Unruhen in

Scfjöftlanb (Sen3burger K.»8. 3, S. 13 ff.).
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Dazu kamen die „Accidentien" in Form von kleineren Entschädigungen

bei außerordentlicher Beanspruchung (z. B. Einzug der Amtssteuer
in Aarburg) und von verschiedenen Gebühren für seine Tätigkeit im
Gerichtsverfahren, alle genau festgesetzt in den Gmolumententarifen.
Im Bberamt Tenzburg erhielt er zudem für feine Aufgaben in
Geschäften der Grafschaft einen „lohn" aus dem vermögen derselben,
dem sog. Fürderling.2°5

V. Der Amtsprovos

Ganz dürftig geben die Duellen über einen letzten obrigkeitlichen
Beamten in der Landvogtei, den Amtsprovosen, Auskunft. Da die

Oolizei grundsätzlich durch die Gemeinden oder durch eigens bestimmte
Beamte ausgeübt wurde, läßt sich die Frage aufftellen, ob Uberhaupt
ein Amtsprovos in irgend einem Amt existiert habe. Gine endgültige
Antwort war bei der Dürftigkeit der Duellen nicht zu gewinnen. Gs
steht lediglich folgendes fest:

FUr das Amt Aarburg ift ein „Provas" bezeugt, „welcher auf das

vorkommende Strolchen und Bättel Gesind achthaben und solches

hinwegführen, die Handwerks Oursche aber zum Zehr Pfenning führen
soll, auch ihnen ihre Pässe zu visitieren befelchnet ist"d°« Er wurde
jedoch aus dem Amtsseckel des Amtes Aarburg, an dem nur die
Gemeinden des Gerichtsbezirks Aarburg beteiligt waren, besoldet. Sein
obrigkeitlicher Tharakter steht also stark in Zweifel.

Im Bberamt Lenzburg hören wir zweimal von einem „Graf-
fchaftsprovofen". Das eine Mal wurde bestimmt, daß der „geordnete"
Grafschaftsprovos einen Schuldner, der sich zu zahlen weigere und

auch keinen Geltstag anrufen wolle, nach fünfundvierzigtägiger Haft
an die Genze führen müsset? Das andere Mal wurde nach Bern
berichtet, der Grafschaftsprovos habe zwei widerspenstige Bauern aus

Schöftland ebenfalls nach fünfundvierzigtägiger Haft an die Grenze
geführt.?"» Der Name „Grafschaftsprovos" würde den Schluß zulas»

«° Rq. I, S. 268.
e°» Nachrichten, s. 9 (ähnlich XIII, 128. Art. „Provas").

„Beschreibung der Rechtsübungen und Gxecutionen auszgetriebener Rechten

in der Graffschafft kenizburg" vom 6.Dezember 1,742 (Rq.l, S.Z6o).
»os Bericht des kandvogts vom 12. November 174,6 anläßlich der Unruhen in

Schöftland (kenzburger A.-B. I, S. IZ ff.).
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fen, bafj er lebiglidj ein Beamter ber (Braffdjaftsleute gewefen fei.209

(Begen biefe Annahme fpridjt jebodj ber Umftanb, bafj im Sen3burger

(Braffdjaftsrecbt nie ©on irgenb einem prooofen bie Hebe ift.
gur Über3eugung, bafj ein foldjer Amtsprooos tatfädjlidj eji»

ftiert haben fann, fommen wir oor allem burdj ein negatioes 3noi3 :

ber Sanboogt oon Caftelen fdjlug am 13. September I78«i oor, ben

fdjledjt befolbeten Amtsmeibel»poften baburch 3U entlaften, bafj für
bie Beforgung ber (Befangenen ein Amtsprooos angeftellt mürbe.210

OTit Schreiben ©om 7. Februar 1785 würbe biefes (Befudj abgelehnt,

bafür aber bie (Bratifiîation bes Sanbweibels erhöht.211 (Berabe im
§ufammentjang mit biefer letjten Crmähnung eines AmtsproBOfen
ift man ©erfudjt, folgenbes Bilb feiner Stellung 3u reîonftruieren,
ohne bafj freilich im ett^elnen bafür Belege 3U finben mären: bem

Sanboogt war burdj feinen Amtseib bie pflidjt überbunben, bie (Be«

fangenen feft3unetjmen, fie 3U überwachen unb wohl 3U oerwabren.
Cs ift îlar, bafj er biefe Aufgabe nidjt in tjödjfteigener perfon er«

lebigte, fonbern ju beren Ausführung irgenb einen Ejelfer benötigte.

3n ber Hegel mochte es ber Amtsweibel gewefen fein, bem biefes Amt
übertragen würbe. 3" ein3elnen Fällen aber mufj ein fpejietter Der»

trauensmann bamit beauftragt worben fein, eben ber Amtsprooos.
Diefer Amtsprooos war jebodj îaum ein ftänbiger Beamter, fonbern
er würbe ad hoc mit einer Aufgabe betraut. 3" ìeiner ber 3ahlretchen
unb ausführlichen Cibfammlungen ift ein prooofen«Cib angeführt.
Cbenfowenig finbet fidj in einer Amtsredjnung eine Cntfdjäbigung
für einen fodjen OTann angeführt. Der amtliche Cbarafter bes Amts»
prooofen ift baher febr fraglich.212 Cs mag ein beliebiger Ejelfer ge«

wefen fein, meiftens ein (Bemeinbebeamter, ein Knedjt bes Sanboogts

">» OTan benfe an bie SteUung bes Sraff(baftsunteroogts als Beamter ber

Sraffdjaft.
«o 3nneres, Stat. III/9.
«i CSpr.B.U.S. 21212121, S. 231 f.
«« Diefer Knnabme roiberfpridjt, neben bem Sefudj bes Sanboogts »on Cafte«

len, ein3ig bie Catfadje, bafj ber Sen3burger „Sraffcbaftspro»os" im ermähnten

groifdjenfaU in ber ^errfdjaft Sdjöftlanb, bie übrigens nidjt 3ur „Sraffdjaft" Sensburg

gehörte, feines Kmtes roaltete. Cs fann aber angenommen roerben, bafj gerabe
bies einer ber aufjerorbentlidjen <JäUe roar, roo an SteUe bes fonft mit biefer Kuf»
gäbe betrauten Sanbroeibels ein Kmtsprooos ausgefanbt rourbe — roenn es nidjt
fogar ber Sanbroeibel felbft roar. UJirb bodj ausbrüdlidj erwähnt, bafj ihm ber

Knedjt bes Sanbroeibels mitgegeben roorben fei (Sen3burger K.-8.3» 5.13 ff.).
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sen, daß er lediglich ein Beamter der Grafschaftsleute gewesen seid"»

Gegen diese Annahme spricht jedoch der Umstand, daß im Lenzburger
Grafschaftsrecht nie von irgend einem provofen die Rede ift.

Zur Überzeugung, daß ein solcher Amtsprovos tatsächlich exi»

stiert haben kann, kommen wir vor allem durch ein negatives Indiz:
der Landvogt von Gastelen schlug am zs. September l.734 vor, den

schlecht besoldeten Amtsweibel-Posten dadurch zu entlasten, daß für
die Besorgung der Gefangenen ein Amtsprovos angestellt würdet"
lNit Schreiben vom 7. Februar l?35 wurde dieses Gesuch abgelehnt,

dafür aber die Gratifikation des kandweibels erhöht.?" Gerade im
Zusammenhang mit diefer letzten Erwähnung eines Amtsprovofen
ist man versucht, folgendes Bild feiner Stellung zu rekonstruieren,
ohne daß freilich im einzelnen dafür Belege zu finden wären: dem

kandvogt war durch seinen Amtseid die Pflicht Überbunden, die

Gefangenen festzunehmen, sie zu überwachen und wohl zu verwahren.
Es ift klar, daß er diefe Aufgabe nicht in höchsteigener Person er»

ledigte, sondern zu deren Ausführung irgend einen Helfer benötigte.

In der Regel mochte es der Amtsweibel gewefen fein, dem dieses Amt
übertragen wurde. In einzelnen Fällen aber muß ein spezieller
Vertrauensmann damit beauftragt worden sein, eben der Amtsprovos.
Dieser Amtsprovos war jedoch kaum ein ständiger Beamter, sondern
er wurde acl K«c mit einer Ausgabe betraut. In keiner der zahlreichen
und ausführlichen Eidsammlungen ist ein Provosen-Eid angeführt.
Ebensowenig findet fich in einer Amtsrechnung eine Entschädigung
für einen sochen Mann angeführt. Der amtliche Gharakter des

Amtsprovofen ist daher sehr fraglich.?" Es mag ein beliebiger Helfer
gewefen fein, meistens ein Gemeindebeamter, ein Knecht des kandvogts

«>» Man denke an die Stellung des Grafschaftsunteroogts als Beamter der

Grafschaft.
«° Inneres, Stat. III/9.
«' T.Sxr.B.U.S. AAAA, S. 22, f.
«t Dieser Annahme widerspricht, neben dem Gesuch des kandvogts von Taste»

len, einzig die Tatsache, daß der kenzburger „Grafschaftsprovos" im erwähnten
Zwischenfall in der Herrschaft Schöftland, die übrigens nicht zur „Grafschaft" kenzburg

gehörte, seines Amtes waltete. Ts kann aber angenommen werden, daß gerade
dies einer der außerordentlichen Fälle mar, wo an Stelle des sonst mit dieser Aufgabe

betrauten kandweibels ein Amtsprovos ausgesandt wurde — wenn es nicht
sogar der kandweibel selbst mar. wird doch ausdrücklich erwähnt, daß ihm der

Anecht des kandweibels mitgegeben worden sei (kenzburger A.-B. I, S. ,2 ff.).
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ober gar ber Amtsmeibel, ber ben Titel eines Amtsprooofen trug unb

beffen Aufgaben ausführte, wenn ihm ein fpe3ieller Befehl erteilt
würbe.213

VI. Bebörben unb öffentlidje Körpcrfdjaften

a)(BlieberberobrigfeitlidjenDerwaltungober
Spitjen einer felbftänbigen Untertanenorganifa»
tion Amtsunteroogt, Amtsmeibel unb Amtsprooos warenOTänner,
oon ber ©brigîeit aus ber OTaffe ber Untertanen berufen, um amtliche

Funîtionen 3U übernehmen. Sie waren nidjts anberes als bie äufjer«
ften ©rgane ber bernifdjen Derwaltung auf bem Boben ber Sanb«

oogtei. Heben ihnen gab es aber nodj Körperfdjaften, beren Amts«

befugnis fidj ebenfalls über bie Sanboogtei erftredte. Dodj mätjrenb
bie erftgenannten Beamten ihre Kompeten3en einbeutig bem IDillen
ber ©brigîeit oerbanîten, waren biefe Bebörben weit eher Dertreter
ber Untertanenfdjaft. Sie gingen aus ber anfäffigen Beoolîerung her«

oor unb ftütjten fidj 3um Teil auf uraltes, ungefdjriebenes Ejerîom«
men. So ftettt fidj bie Frage, ob biefe Körperfdjaften nidjt ben letjten
Überreft einer ehemaligen Untertanenautonomie bilbeten, ber fidj
gegen bie (Bleidjfdjaltungstenben3en bes Staates nodj 3u behaupten
oermodjt hatte. OTüffen wir in ihnen nidjt ben Beweis für bie Cji«
ften3 einer felbftänbigen Untertanenorganifation fetjen?

b)DasSanbgeridjt. Das Sanbgeridjt (audj Sanbtag ober OTa«

lefi3geridjt genannt) war eine Behörbe, bie wir in jeber bernifdjen Sanb«

oogtei finben. Das Sanbgeridjt urteilte über bie tobeswürbigen Derbre«

djen. Cs erübrigt fidj, an biefer Stelle auf bieBefugniffe unb bas (Seridjts«
©erfahren biefer 3"ftitution einjugeben. Die Unterfudjungen barüber
würben ©on îompetenter Seite für bas gefamtbernifdje Staatsgebiet
bereits erfdjöpfenb burdjgefübrt.214 Cs genügt bie Feftftellung, bafj bie

*« gur Unterftütjung biefes Sdjluffes fann ber XV. Citel bes Cmolumenten-

tarifs 1773/74, betreffenb bie Sanbmeibel, berange3ogen roerben. Dort rourbe nämlich

ben Sanbroeibeln ber ©berämter Sen3burg, Caftelen, Biberftein, Sdjenfenberg
unb Königsfeiben ein emolument „für bie Kbbolung eines Sdjulbners in bie

Sefangenfdjaft" feftgefeÇt (OT.8. 24—26).
»" Sennefahrt, Kap. IV S- Strafredjt unb Kap. IV S : Straf»erfahren. 3m

fpe3ieUen Krtifel IV S4b: Sanbtags»erfabren (m, S. 145 ff.).
Dgl. ferner IDerber: Kbfdjnitt Sanbgeridjt (S. 124 ff.)- ebenfo Kefdjbadjer, p.:

Stabt unb Sanboogtei Sibau, S. 163 ff.
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oder gar der Amtsweibel, der den Titel eines Amtsprovosen trug und
dessen Aufgaben ausführte, wenn ihm ein spezieller Befehl erteilt
wurde.?"

VI. Behörden und öffentliche Körperschaften

a) Glieder der obrigkeitlichen Verwaltung oder
Spitzen einer felbftändigen U n t e r t a n e n o r g a n i s a-
ti on Amtsuntervogt, Amtsweibel und Amtsprovos waren Männer,
von der Bbrigkeit aus der Masse der Untertanen berufen, um amtliche
Funktionen zu übernehmen. Sie waren nichts anderes als die äußersten

Grgane der bernischen Verwaltung auf dem Boden der

Landvogtei. Neben ihnen gab es aber noch Körperschaften, deren

Amtsbefugnis fich ebenfalls über die Landvogtei erstreckte. Doch während
die erstgenannten Beamten ihre Kompetenzen eindeutig dem Willen
der Bbrigkeit verdankten, waren diese Behörden weit eher Vertreter
der Untertanenfchaft. Sie gingen aus der ansäffigen Bevölkerung hervor

und stützten sich zum Teil auf uraltes, ungeschriebenes Herkommen.

So stellt sich die Frage, ob diese Körperschaften nicht den letzten

Überrest einer ehemaligen Untertanenautonomje bildeten, der sich

gegen die Gleichschaltungstendenzen des Staates noch zu behaupten
vermocht hatte. Müssen wir in ihnen nicht den Beweis für die
Existenz einer selbständigen Untertanenorganisation sehen?

b) Das Landgericht. Das Landgericht (auch Landtag oder Ma-
lefizgericht genannt) war eine Behörde, die wir in jeder bernifchen
kandvogtei finden. Das Landgericht urteilte über die todeswürdigen verbrechen.

Gs erübrigt sich, an dieser Stelle auf dieBefugniffe und das

Gerichtsverfahren diefer Institution einzugehen. Die Untersuchungen darüber
wurden von kompetenter Seite für das gefamtbernifche Staatsgebiet
bereits erschöpfend durchgeführt.?" Ts genügt die Feststellung, daß die

!" Zur Unterstützung dieses Schlusses kann der XV. Titel des Tmolumenten»

tarifs I77Z/74, betreffend die kandweibel, herangezogen werden. Dort wurde nämlich

den kandweibeln der Bberömter kenzburg, Tastelen, Biberstein, Schenkenberg

und Königsfelden ein Emolument „für die Abholung eines Schuldners in die

Gefangenschaft" festgesetzt (M.B. 2«—26).
Rennefahrt, Aap. IV F: Strafrecht und Aap. IV G: Strafverfahren. Im

speziellen Artikel IV Gqb: kandtagsverfahren (III, S. N5ff.).
vgl. ferner Werder: Abschnitt Landgericht (S. 124, ff.), ebenso Aeschbacher, p.:

Stadt und kandvogtei Nidau, S. ies ff.
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Cntmidlung im Untern Aargau mit ber allgemein bernifdjen Cntwid«
lung besSanbtagsoerfatjrens burdjaus parallel ging. Urfprünglidj war
bas Derfahren ber Ausbrud unb bie (Sarantie für bie Teilnahme unb

OTitwirfung ber gefamten Untertanenfdjaft am Strafooll3ug. 3™ 18.

3atjrbimbert mar biefe OTitwirîung 3u einer blofjen Formalität ge«

worben. Der Cntfdjeib über Sehen unb Tob lag letjtlidj in ben Ejän«
ben bes Kleinen Hates.215

Cine Anmerfung 3U ber Darfteilung oon Hennefahrt fei jebodj an«

gebracht. Hennefahrt fagt, bie „herîommlidje Ansaht" ber (Seridjts«
fäffen fei 3wöif gewefen.216 Wie ©erhielt es fidj bamit im Untern Aar«

gau? 3m Sanbtag oon Königsfeiben fafjen oierunb3man3ig Sanb«

ridjter,217 in bemjenigen oon Sdjenîenberg waren es ebenfalls „oier
unb 3wentjig erbern unb unpartygen manen",218 in Aarburg îonfti«
tuierte fidj ber Sanbtag aus fämtlidjen (Seridjtsfäffen ber beiben (Be=

ridjte, 3ufammen oierunb3wan3ig Vîlann,219 unb im ©beramt Sen3burg

fdjliefjlidj waren es gleichfalls oierunb3wan3ig Sanbridjter.220 3m
Untern Aargau fdjeint bemnadj bie §ahi ©on oierunb3wan3ig (Se«

ridjtsfäffen bie Horm gewefen 3U fein. Cine anbere Fra9c» beren

Söfung in Cinjelfall oon 3"tereffe ift, ift biejenige ber Derteilung
ber Koften im Sanbtagsoerfatjren. U)ir werben barüber burdj bie

Quellen ber Sanboogteien Sensburg unb Aarburg unterrichtet:

3m ©beramt Sen3burg würben bie Koften, bie in erfter Sinie in
ber Cntfdjäbigung für bie Hidjter beftanben, bem Derurteilten auf«

erlegt. Wat bieget mittellos, fo mürben fie aus bem Amtsfedel, ber

»is Dgl. oben Kap.: Der Sanb»ogt als Derroalter ber „Criminal-Knftalten".
Be3eidjnenb ift, bafj im 3abre j730 ber Kusbrud, es fei „nadj 3rtbalt Keyfer-

lidjen Sedjtens" geurteilt roorben, überaU burdj ben Kusbrud „nadj ber Statt
Bern Sedjten" erfetjt rourbe (OTanbat oom 17. OTärj (730, OT.8. 14, S. 69 f.).

»i« Sennefahrt III, S. 146..

»17 rDerber, S. 143.

«w Urbar um 1540. Diefe Urfunbe enthält eine genaue Kufteilung ber

Seridjtsfäffen nadj ein3elnen Semeinben (Sq. Ill, S. 63).
»i» Sadjridjten, S. 93.
»»o Sehen ben 24 Dertretern ber len3burgifdjen Semeinben nahmen ber

Sanbfdjreiber, ber Sraffdjaftsunter»ogt unb ber Sanbmeibel an ben Serichtsfirjun»
gen teil. Don 1460—1732, ber geit ber gugebörtgfeit ber ^errfdjaft Kuenftein 3um

Sen3burger Blutgeridjt, erfdjien audj ein Dertreter »on Kuenftein am len3burgi-
fdjen Sanbgeridjt (Sq. I, S. 272 f.).
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Entwicklung im Untern Aargau mit der allgemein bernischen Entwicklung

deskandtagsverfatzrens durchaus parallel ging. Ursprünglich mar
das Verfahren der Ausdruck und die Garantie für die Teilnahme und

Mitwirkung der gesamten Untertanenschaft am Strafvollzug. Im l.8.

Jahrhundert war diefe Mitwirkung zu einer bloßen Formalität
geworden. Der Entscheid über keben und Tod lag letztlich in den Händen

des Aleinen Rates.?-»

Eine Anmerkung zu der Darstellung von Rennefahrt fei jedoch
angebracht. Rennefahrt fagt, die „herkömmliche Anzahl" der Gerichts-
fäffen fei zwölf gewesen.?" Mie verhielt es sich damit im Untern
Aargau? Im Landtag von Aönigsfelden saßen vierundzwanzig
Landrichter,?" in demjenigen von Schenkenberg waren es ebenfalls „vier
und zwentzig erbern und unpartygen manen",?" in Aarburg
konstituierte sich der Landtag aus sämtlichen Gerichtssässen der beiden
Gerichte, zusammen vierundzwanzig Mann,?" und im Bberamt kenzburg
schließlich waren es gleichfalls vierundzwanzig Landrichter.??" Im
Untern Aargau scheint demnach die Zahl von vierundzwanzig Ge-

richtsfäfsen die Norm gewesen zu sein. Gine andere Frage, deren

Lösung in Einzelfall von Interesse ist, ist diejenige der Verteilung
der Aosten im Landtagsverfahren. Mir werden darüber durch die

Duellen der kandvogteien Lenzburg und Aarburg unterrichtet:

Im Vberamt kenzburg wurden die Aosten, die in erster kinie in
der Entschädigung für die Richter bestanden, dem verurteilten
auferlegt. War diefer mittellos, fo wurden sie aus dem Amtsseckel, der

"s vgl. oben Kap.: Der kandvogt als Verwalter der „Griminal-Anstalten".
Bezeichnend ist, daß im Jahre l?2o der Ausdruck, es sei „nach Inhalt Aeyser»

lichen Rechtens" geurteilt morden, überall durch den Ausdruck „nach der Statt
Bern Rechten" ersetzt wurde (Mandat vom N.März 1,72«, M.B. 14, S. 6yf.).

«» Rennefahrt III. S. 146^

«7 Werder, S. 142.

Urbar um 124«. Diese Urkunde enthält eine genaue Aufteilung der

Gerichtssässen nach einzelnen Gemeinden (Rq. III, S. 62).
«» Nachrichten, S. ?2.
»o Neben den 24 Vertretern der lenzburgischen Gemeinden nahmen der

kandschreiber, der Grafschaftsuntervogt und der kandweibel an den Gerichtssitzungen

teil, von 1460—1722, der Zeit der Zugehörigkeit der Herrschaft Auenstein zum
kenzburger Blutgericht, erschien auch ein Vertreter von Auenstein am lenzburgischen

Landgericht (Rq. I, S. 272 f.).
9
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fogenannten grofjen Hedjnung, beftritten.221 3n biefem FaH batte ber

Dertreter oon Auenftein auf eigene Koften 3u erfdjeinen, ba Auenftein
am Sen3burger Amtsfedel nidjt beteiligt mar.222

3m Amt Aarburg belaftete ber Sanboogt bie obrigfeitlidje Amts=
redjnung mit ben Ausgaben für bie OTatjl3eit, bie famtlidjen „Bey*
fi3eren" nadj ber Crefution „in einem beliebigen tDifjrtsbaufe" ge«

geben würbe, ebenfo mit ben Ausgaben für bie Derpflegung bes

Scharfridjters unb feiner (Bebilfen, für bie Bewirtung ber (Beiftlidjen
unb bes Ejerrn Sanbfdjreibers auf bem Sdjlofj unb fdjliefjtidj mit ben

übrigen Unîoften.223 Cinjig bie Anfertigung ber Bühne unb ber

Sdjranîen hatte ber Amtsfedel bes (Berichtes Aarburg 3u übernehmen.

c) DasSen3burgerAmtsgeridjt. Heben bem Sanb»

gericht gab es in einigen Sanboogteien nodj Sonbergeridjte mit
einem gan3 fpe3ietten Kompeten3bereidj. Cs waren 3um Teil alt»

hergebrachte 3nftitutionen, berutjenb auf einer jatjrhunbertewätjren«
ben Überlieferung. Tin ihrer Spitje ftanb — was Alter unb Befug«
niffe anbelangt — bas Senjburger Amtsgericht. Seine Cntftetjung
geht auf bie geit ber ehemaligen (Sraffdjaft Seu3burg 3urüd.224

Cinen Teil feiner alten Hedjte wufjte es bis ins 1.8.3aljrbunbert
bineinjuretten unb ©erîorperte fo bie letjten überrefte einer urfprüng»
lidj redjt weitgetjenben Selbftoerwaltung aller in ber (Sraffdjaft Sen3=

bürg 3ufammengefdjloffenen (Bemeinben. gugleidj murbe es oom ber«

nifdjen Staat in beffen Derwaltung eingegliebert, inbem es als
„Appettarj=(Beridjt bes ©beramtes Sen3burg" eine 3«ftan3enftufe im
bernifdjen (Beridjts©erfahren bilbete.

An feine fjiftorifdje Ejerîunft erinnerte fdjon bie gufammen«
ferjung: nur bie Dertreter ber Dörfer ber ehemaligen (Sraffdjaft fafjen

»»i 3« ben Koften inbegriffen roar bie Derpflegung ber Sidjter. (So ift roofjl
bie SteUe bes Sraffdjaftsredjtes 3u erflären, laut welcher ber „roirt" feine Sech»

nung bei ber „grofjen anlegi" fteüte. Sq. I, S. 268).
«« Sq. I, S. 274.
»»' Sadjridjten S. 93 f. 3" ber „Seneraloorfdjrift" bes emolumententarifs »on

1773/74 (Sen3burg, OTilbenftein ufro.: Cit. XVII, Krt. 4; Karburg: Cit. XV, Krt. 4)
rourbe bie Kbroäl3ung ber Derpflegungsfoften auf bie Parteien genereU »erboten

(OT.8. 24—26).
«m Selbft unter bernifdjer Ijerrfdjaft trug es nodj »erfdjiebentlidj ben Citel

„Sraffdjaftsgeridjt" (3.8. Urfunbe oom 20. Desember 1520, Sammlung Srhroei3e-

rifdjer SedjtsqueUen, Kargau, Stabtredjte IV, S. 266 f.).
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sogenannten großen Rechnung, bestritten.??' In diesem Lall hatte der

Vertreter von Auenstein auf eigene Rosten zu erscheinen, da Auenstein
am kenzburger Amtsfeckel nicht beteiligt war.???

Im Amt Aarburg belastete der kandvogt die obrigkeitliche
Amtsrechnung mit den Ausgaben für die Mahlzeit, die sämtlichen „Bey-
fizeren" nach der Exekution „in einem beliebigen Mihrtshause"
gegeben wurde, ebenso mit den Ausgaben für die Verpflegung des

Scharfrichters und feiner Gehilfen, für die Bewirtung der Geiftlichen
und des Herrn kandschreibers auf dem Schloß und fchließlich mit den

übrigen Unkosten.??« Ginzig die Anfertigung der Bühne und der

Schranken hatte der Amtsseckel des Gerichtes Aarburg zu übernehmen.

c) Das kenzburger Amtsgericht. Neben dem

Landgericht gab es in einigen kandvogteien noch Sondergerichte mit
einem ganz speziellen Rompetenzbereich. Gs waren zum Teil
althergebrachte Institutionen, beruhend auf einer jahrhundertewährenden

Überlieferung. An ihrer Spitze stand — was Alter und Befugnisse

anbelangt — das kenzburger Amtsgericht. Seine Gntstehung
geht auf die Zeit der ehemaligen Graffchaft kenzburg zurück.??*

Tinen Teil feiner alten Rechte wußte es bis ins ; 3. Jahrhundert
hineinzureiten und verkörperte fo die letzten Überreste einer ursprünglich

recht weitgehenden Selbstverwaltung aller in der Graffchaft kenzburg

zusammengeschlossenen Gemeinden. Zugleich wurde es vom
bernischen Staat in dessen Verwaltung eingegliedert, indem es als
„Appellatz-Gericht des Vberamtes kenzburg" eine Instanzenftufe im
bernifchen Gerichtsverfahren bildete.

An feine historische Herkunft erinnerte fchon die Zusammensetzung:

nur die Vertreter der Dörfer der ehemaligen Graffchaft faßen

In den Rosten inbegriffen war die Verpflegung der Richter. (So ist wohl
die Stelle des Grafschaftsrechtes zu erklären, laut welcher der „wirr" seine Rechnung

bei der „großen anlegi" stellte. Rq. I, S. 268).
!» Rq. I, S. 274.

Nachrichten S. yz f. In der „Generalvorschrift" des Tmolumententarifs von

I77Z/74 (kenzburg, Wildenstein usw.: Tit. XVIl, Art. 4; Aarburg: Tit. XV, Art. 4)
wurde die Abwälzung der verpflegungskosten auf die Parteien generell verboten

(M.B. 24—26).
!!« Selbst unter bernischer Herrschaft trug es noch verschiedentlich den Titel

„Grafschaftsgericht" (z.B. Urkunde vom 20. Dezember 152«, Sammlung Schweiz«-

rischer Rechtsquellen, Aargau, Stadtrechte IV, S. 266 f.).
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im Amtsgericht.225 ©ffi3iett mar ber (Sraffdjaftsunteroogt „in namen
mines herren oogts an ftatt unfer gnebigen herren ber ftatt Bern"
Stabführer.226 Das (Seridjt hatte früher unter bem „Sarboum" oor
ben OTauern ber Stabt Sen3burg getagt. 3m 18- 3afjrfjun&ert oerfam»
mette es fidj jebodj meiftens auf bem Sdjlofj bes Sanboogts.227 Die

für ben gau3en Untern Aargau ein3igartige Bebeutung biefer Körper«
fdjaft beftanb barin, bafj fie audj in ben letjten 3ohr3ebnten ber berni«

fdjen Ejerrfdjaft nodj im Hamen ber Untertanen oerbanbelnb unb ban»
belnb auftrat.228

s»5 Dertreten roaren: Das OTubenamt (mit bem Unteroogt unb 3roei Bei»

fitjern), Seinadj, Kulm (je mit bem Unteroogt), Subr (mit bem Unteroogt unb
einem Beifitjer), Sränidjen, Sontenfdjroil, Seon, ©tfjmarfingen (je mit bem Unter»
oogt) unb bas Seridjt ber »ier Dörfer Staufen, Sieberlen3, Suppersroil unb Ijun»
3enfdjroil (mit einem Siebter); Serirhtsangebörige roaren ferner ber Sanboogt, ber

Sraffdjaftsunteroogt, ber Sanbfdjreiber unb ber Sanbroeibel, im gan3en alfo fecfajebn
OTann (Sq.I, S. 271). Derglidjen mit ben Seridjtsfäffen bes Sanbgeridjtes fehlten
im Kmtsgerirht bie Kbgeorbneten »on Ejenbfdjifen, Seengen, Sdjafisheim, OTörifen
unb Kuenftein, mit anbern DJorten bie Kbgeorbneten ber herrfdjaftlidjen Semeinben.

Das Kmtsgeridjt roar folglidj nur eine Dertretung ber oberamtlidjen Sebiete
ber ehemaligen Sraffdjaft Sen3burg.

Cs gab jebodj audj im 18.3atjrljunbert nodj geroiffe Belange, roeldje bie

gefamte ehemalige Sraffdjaft betrafen. Diefe rourben an ber fogenannten „3abr»
redjnung" befjanbelt unb erlebigt. 21n biefer roaren alle Semeinben (felbftoerftänb-
Hefa mit Kusnabme oon Kuenftein, bas nur burd; eine roiUfürlidje Derfügung
Berns bem Sen3burger Blutgeridjt 3ugeteilt roorben roar, unb — merfroürbiger-
roeife — »on Sontenfdjroil) beteiligt. Kn ber 3afarrecfanung mufjten bie Kus-
gaben ber Sraffdjaft für bas Sanbgeridjt, foroie für Rührungen ufro., burdj Steuern,
bie auf bie ein3elnen Semeinben »erteilt rourben, gebedt roerben. Derroalter bes

Sraffdjafts»ermögens, bes fogenannten ^ürberlings, roar ber Sraffdjaftsunteroogt.
Bei biefer Selegenbeit rourben biefer unb ber Sanbroeibel in ihrem Kmt beftätigt
(Sq. I, S. 268 f.). Cine einige Urfunbe 3eigt, bafj an ber 3afîrredjnung audj anbere,
bie Sraffdjaft betreffenbe fragen befprodjen rourben: in ber Cinleirung 3u einer

Cingabe ber Sraffcbaftsleute betreffenb bie Cinfüfjrung ber Berner Stabtfarjung
heifjt es, nadjbem man „in letft gehaltener jabrredjnung bes einen roorben", gelange

man nun an bie ©brigfeit (Sq. I, S. 316).
»»« Sq.I, S. 271.
«»i früher rourben bie Seridjtsfitjungen, roenn bie Siebter „roätters unb

anbrer unfomlidjfeit halber" nidjt im freien tagen fönnten, in bie Stabt »erlegt.
€in befonberer bernifdjer Satsbefdjlufj regelte für biefen S<*ü 0*e Seridjtsbarfeit
roährenb ber Seridjtstagung (Befdjlufj »om 20. De3ember 1520, Sammlung Sdjroei»

3erifdjer SedjtsqueUen, Kargau, Stabtredjte IV, S.266).
»«» So rourben auf ben tDunfdj bes Sen3burger Kmtsgeridjts, auf Srunb

feiner Dorfdjläge unb mit feiner guftimmung unter Sanboogt Daniel Salomon
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im Amtsgerichts?» Offiziell war der Graffchaftsuntervogt „in namen
mines Herren vogts an statt unfer gnedigen Herren der statt Bern"
Stabführer.??« Das Gericht hatte früher unter dem „Sarboum" vor
den Mauern der Stadt Lenzburg getagt. Im 18. Jahrhundert versam-
melte es fich jedoch meistens auf dem Schloß des kandvogts.??'' Die

für den ganzen Untern Aargau einzigartige Bedeutung diefer Körperschaft

bestand darin, daß sie auch in den letzten Jahrzehnten der bernifchen

Herrschaft noch im Namen der Untertanen verhandelnd und
handelnd auftrat.??«

vertreten waren: Das Muhenamt (mit dem Untervogt und zwei
Beisitzern), Reinach, Aulm (je mit dem Untervogt), Suhr (mit dem Untervsgt und
einem Beisitzer), Gränichen, Gontenschwil, Seon, Vthmarsingen (je mit dem Untervogt)

und das Gericht der vier Dörfer Staufen, Niederlenz, Rupxerswil und Hun»
zenfchrvil (mit einem Richter); Gerichtsangehörige waren ferner der kandvogt, der

Graffchaftsuntervogt, der kandschreiber und der kandweibel, im ganzen also sechzehn

Mann (Rq.l, S. 2?l). verglichen mit den Gerichtssässen des Landgerichtes fehlten
im Amtsgericht die Abgeordneten von Hendschiken, Seengen, Schafisheim, Möriken
und Auenstein, mit andern Worten die Abgeordneten der herrschaftlichen Gemeinden.

Das Amtsgericht war folglich nur eine Vertretung der oberamtlichen Gebiete

der ehemaligen Grafschaft kenzburg.
Gs gab jedoch auch im l 8. Jahrhundert noch gewisse Belange, welche die

gesamte ehemalige Graffchaft betrafen. Diese wurden an der sogenannten „Jahr-
rechnung" behandelt und erledigt. An dieser waren alle Gemeinden (selbstverständlich

mit Ausnahme von Auenftein, das nur durch eine willkürliche Verfügung
Berns dem kenzburger Blutgericht zugeteilt worden war, und — merkwürdigerweise

— von Gontenschwil) beteiligt. An der Zahrrechnung muhten die
Ausgaben der Graffchaft für das Landgericht, sowie für Fuhrungen usw., durch Steuern,
die auf die einzelnen Gemeinden verteilt wurden, gedeckt werden. Verwalter des

Grafschaftsvermögens, des sogenannten FUrderlings, war der Graffchaftsuntervogt.
Bei dieser Gelegenheit wurden dieser und der kandweibel in ihrem Amt bestätigt

(Rq. I, S. 268 f.). Eine einzige Urkunde zeigt, daß an der Iahrrechnung auch andere,
die Grafschaft betreffende Fragen besprochen wurden: in der Einleitung zu einer

Eingabe der Grafschaftsleute betreffend die Einführung der Berner Stadtsatzung
heißt es, nachdem man „in letst gehaltener jahrrechnung des einen worden", gelange

man nun an die Vbrigkeit (Rq. I, S. Sie).
»« Rq.l, S. 2?l.
e« Früher wurden die Gerichtssitzungen, wenn die Richter „wätters und

andrer unkomlichkeit halber" nicht im Freien tagen konnten, in die Stadt verlegt.
Ein besonderer bernischer Ratsbeschluß regelte für diefen Fall die Gerichtsbarkeit
während der Gerichtstagung (Beschluß vom 2«. Dezember l»2o, Sammlung
Schweizerischer Rechtsquellen, Aargau, Stadtrechte IV, S.26S).

«» So wurden auf den Wunsch des kenzburger Amtsgerichts, auf Grund
feiner Vorschläge und mit seiner Zustimmung unter kandvogt Daniel Salomon
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Diefer aus ber ©rganifation ber alten (Sraffdjaft Ijeroorgegan»

genen Dertretung ber Untertanen waren nun oon Bern audj ridjter»
lidje Befugniffe 3uerîannt worben. Das Sen3burger Amtsgericht war
erfte Appellationsinftan3 für fämtlidje nieberen (Beridjte bes ©ber»
amies Sen3burg.229 Don ihm ging ber Hedjts3ug bireît an bie Teut»
fdje Appellationsfammer unter übergehung bes Sanboogts.230 Darin
ift wohl audj ber (Brunb 3U fudjen, wesljalb Bern biefe eigentümliche
3nftitution beibehalten hat: bas Sen3burger Amtsgericht biente als
„AppeUatjgeridjt" 3ur wefentlidjen Cntlaftung bes mit Amtsgefdjäf=
ten überbürbeten Sen3burger Sanboogts. OTit bem Auffommen bes

Hefursoerfatjrens, bas audj im ©beramt Senjburg bireft an ben fanb*
vogt ging, oerlor es bann freilich feine Bebeutung als (Seridjts»
behörbe.2»1

d) Das Sen3burger OTonatsgeridjt. Cine anbere

Behörbe im ©beramt Sen3burg, ebenfalls burdj bie Dertreter ber

Untertanen gebilbet, war bas OTonatsgeridjt. 3m Unterfdjieb 3um

Stürler (1705—1710) bie Beftimmungen über bie Sdjulbeneintreibung im Kmt
Sen3burg abgeänbert (Sq. I, S. 358 f.).

1742 legte es 3ubanben ber Ceutfdjen KppeUationsfammer bas bamals gel»

tenbc Sraffdjafts redjt feft (Sq.I, S. 356 f.).
1768 Gewichtete bie Sraffdjaft nadj einmaliger Kbfinbung auf bas Be-

nutjungsrecbt bes ftabtlen3burgifdjen Siedjenbaufes. Der Dertrag rourbe »om Sraf«
fdjaftsunteroogt unb 3mei Seridjtsunteroögten „oon feiten unb innahmen <£.<£..

Kmt-Sridjts ber Srafffdjaft Sentjburg" unte^eidjnet (Dertrag oom 17. 3uni 176&,

Segeft in Sq. I, S. 354; ooUftänbige Kbfdjrift im Sen3burger Sraffdjaftsredjt,
S. 137 ff.). Die obrigfeitlidje Senebmigung roar einen OTonat »or ber Unter-
fudjung eingeholt roorben.

*«» Das Kmtsgeridjt roirb als KppeUationsgeridjt audj für bie herrfdjaftlidjen
Seridjte ausbrüdlidj beftätigt. So in „Seue Crläuterung für bie Ejerren oon fjal»
roti itjrer Seridjte roegen" oom 10. Februar 1504 (Sq.I, S. 210) unb „IDann unb
roie Sridjt gehalten roerben" (Beridjt bes Sanboogts 3eriner oom 3./13. 5. 1699,

Sq. I, S. 338).
«0 „U)ann unb roie Sridjt gehalten roerben" (Sq. I, S. 338).
»»1 Seinen bereits 3itierten Beridjt »om 5./13. 5.1099 fdjliefjt Sanboogt 3en-

ner mit ben beseidjnenben OTorten: „3n bem ambt felbften... pfleget niemahlen
oon recbtsbänblen roegen fein gridjt an feinem ortb angefteUet 3U roerben, ift auch

in mehr als 20 jähren oilleidjt feins gehalten roorben. Sonber es ift bie geroobn»

beit, gebrauch unb barfommen, bafj bie partbeyen »or bem ambtsmann an bem

roodjentlidjen aubien3tag, an roeldjem ber Srafffcbafft unberoogt beyroohnet, er»

fdjeinenb, roeldjer ban auff »erhör ber parttjeyen eine erfanbtnufj aufjfaUt, roeldje

immebiaté für er.gnb. mag appeUanbo ober recurrenbo ge3ogen roerben" (Sq. I,
S. 338).

lZ2

Dieser aus der Grganifation der alten Grafschaft hervorgegangenen

Vertretung der Untertanen waren nun von Bern auch richterliche

Befugnisfe zuerkannt worden. Das kenzburger Amtsgericht war
erste Appellationsinstanz für sämtliche niederen Gerichte des
Bberamtes kenzburg.??« von ihm ging der Rechtszug direkt an die Teut-
sche Appellationskammer unter übergehung des kandvogts.?«« Darin
ist wohl auch der Grund zu suchen, weshalb Bern diese eigentümliche
Institution beibehalten hat: das kenzburger Amtsgericht diente als
„Appellatzgericht" zur wesentlichen Entlastung des mit Amtsgeschäften

überbürdeten kenzburger kandvogts. Mit dem Aufkommen des

Rekursverfahrens, das auch im Bberamt kenzburg direkt an den kandvogt

ging, verlor es dann freilich seine Bedeutung als
Gerichtsbehörde.?«'

ä) Das kenzburger Monatsgericht. Eine andere

Behörde im Gberamt kenzburg, ebenfalls durch die Vertreter der

Untertanen gebildet, war das Monatsgericht. Im Unterfchied zum

Stürler (l705—1,71,0) die Bestimmungen über die Schuldeneintreibung im Amt
Lenzburg abgeändert (Rq. I, S. Z58 f.).

l?42 legte es zuhanden der Teutschen Appellationskammer das damals
geltende Grafschafts recht fest (Rq.l, S. 556 f.).

>768 verzichtete die Grafschaft nach einmaliger Abfindung auf das

Benutzungsrecht des stadtlenzburgischen Siechenhauses. Der Vertrag wurde vom
Graffchaftsuntervogt und zwei Gerichtsuntervögten „von feiten und innahmen T.T.
Amt-Grichts der Graffschaft kentzburg" unterzeichnet (Vertrag vom 17. Juni '768,
Regest in Rq.l, S. 5sq; vollständige Abschrist im kenzburger Grafschaftsrecht,
S. 157 ff.). Die obrigkeitliche Genehmigung war einen Monat vor der

Untersuchung eingeholt worden.
«» Das Amtsgericht wird als Appellationsgericht auch für die herrschaftlichen

Gerichte ausdrücklich bestätigt. So in „Neue Trläuterung für die Herren von Hal-
wil ihrer Gerichte wegen" vom I«. Februar 1504 (Rq.l, S. 21«) und „Wann und

wie Gricht gehalten werden" (Bericht des kandvogts Ienner vom Z./I5. s. I6YY,

Rq. I, S. 558).
no „wann und wie Gricht gehalten werden" (Rq. I, S. 558).

Seinen bereits zitierten Bericht vom 5./I5. s. I6?g schließt kandvogt Ienner

mit den bezeichnenden Worten: „In dem ambt selbsten... pfleget niemahlen
von rechtshändlen wegen kein gricht an keinem orth angestellet zu werden, ist auch

in mehr als 2« jähren villeicht keins gehalten worden. Sonder es ist die gewohn-
heit, gebrauch und harkommen, daß die partheyen vor dem ambtsmann an dem

wöchentlichen audienztag, an welchem der Graffschafft undervogt beywohnet,
erscheinend, welcher dan auff verhör der partheyen eine erkandtnuß außfallt, welche

immediati für er.gnd. mag appellando oder recurrendo gezogen werden" (Rq. I,
S. 558).
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Amtsgericht oerbanfte biefes feine Criftenj nidjt alter Überliefe»

rung, fonbern einem gegenfeitigen übereinfommen 3wifdjen Sanb«

oogt unb Untertanen.232 Cs tagte jeweilen am erften OTontag jebes
OTonats auf bem Sanboogtei=SdjIofj.233 präfibent war ber Sanb«

oogt, in feiner Abwefenbeit ber (Sraffdjaftsunteroogt. Sämtlidje Un«

teroögte ber mdjttjerrfdjaftlichen (Beridjte, alfo breijetjn, waren
„Affeffores".234 Die Teilnahme aller brei3ebn (Beridjtsfäfjen mar jebodj

nur ein Hedjt, nidjt eine Hotwenbigîeit. Die Senjburger Amtsange»
hörigen fpredjen 3utreffenber ©on einem „gridjt ©on unterfdjiblidjen
gridjtsoögten" unb ftetten feft, bafj „möglidjft bie unteroogt befdjei»
ben werben follen, in beren gridjtsbe3irî bie fdjulbnere unb unber»

pfänber fidj befinben".235
Die Aufgabe bes Sen3burger OTonatsgeridjtes war „bie 3uobe»

ìantnus ber unterpfanberen in übergehung ber unter»gridjten",2S6
ober — wie ber emolumententarif 3U allgemein erîlart — es war
für Sdjulbbetreibungen referoiert.237 Dom obrigfeitlidjen Stanbpunft
aus gefehen bebeutete es alfo eine Kon3entration ber Hedjtfpredjung
unb 3ugleidj eine Cntlaftung bes Sanboogts.

e) Das Sdjenfenberger Aubien3geridjt. Audj
bas ©beramt Sdjenfenberg befafj eine ©on Untertanen gebilbete
Behörbe. Cs war bas Aubienjgeridjt.238 3n biefem (Seridjt fafjen

»»» 3" ber „Befdjreibung ber redjts-übungen unb erecutionen ausgetrtbener
redjten" roirb berichtet, bafj bie Sraffdjaft unb ber Sanboogt „auf eine 3eit" fidj
über bie Cinfübrung biefes Seridjtes geeinigt hätten (Beridjt oom 6. De3ember

1742, Sq.I, S.358).
»»» 3m Unterfdjieb 3u biefer DarfteUung, bie ber „Befdjreibung ber redjts-

übungen ufro." entnommen rourbe, fpridjt ber Sensburger emolumententarif 1773

oom erften Dienstag jebes OTonats (Citel XII, Krt. 14, OT.8.25).
»»< Sen3burger emolumententarif 1773, Citel XIV, Krt. 2 (OT.8. 25). Die

„Befdjreibung ber redjts-übungen, ufro." ermahnt ausbrücfltdj, bafj bas Kbfommen
oon ber Sraffdjaft, „ausgenommen bie berrfdjaften" abgefdjloffen rourbe (Sq. I,
S. 358).

»»s „Befdjreibung ber redjts-übungen, ufro." (Sq.I, S.358).
»j« Siehe Knmerfung 235.
*»' Sen3burger emolumententarif 1773, Citel XII, Krt. 14 (OT.8. 25).
»s» Der Same bes Seridjtes liefje »ermuten, bafj es an SteUe ber oberamtlidjen

Kubieren getreten fei. Cine fold) grofje Kmtsbefugnis hätte fidj aber mit
ber Bebeutung, bie ber ein3elricfaterlicben Cätigfeit bes Sanboogts 3ufam, nidjt
»ereinbaren laffen unb roar ihm audj tatfädjlidj nidjt übertragen (»gl. Derorbnung

über bie oberamtlidjen Kubieren »om 24. Sooember 1777, DeTbot» unb
Seglement-Budj I ber îlmter Sdjenfenberg unb Caftelen).
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Amtsgericht verdankte dieses seine Existenz nicht alter Überlieferung,

sondern einem gegenseitigen Übereinkommen zwischen kandvogt

und Untertanen.?«? Es tagte jeweilen am ersten Montag jedes

Monats auf dem kandvogtei-Schlotz.?«« Präsident war der Landvogt,

in feiner Abwesenheit der Graffchaftsuntervogt. Sämtliche
Untervögte der nichtherrschaftlichen Gerichte, also dreizehn, waren
„Asfeffores".?«* Die Teilnahme aller dreizehn Gerichtsfätzen war jedoch

nur ein Recht, nicht eine Notwendigkeit. Die kenzburger Amtsangehörigen

sprechen zutreffender von einem „gricht von unterfchidlichen
grichtsvögten" und stellen fest, daß „möglichst die untervögt bescheiden

werden sollen, in deren grichtsbezirk die schuldnere und under -

pfänder fich befinden".?«»
Die Aufgabe des kenzburger Monatsgerichtes war „die zuobe-

kantnus der unterpfanderen in Ubergehung der unter-grichten",?««
oder — wie der Gmolumententarif zu allgemein erklärt — es war
für Schuldbetreibungen reserviert.?«? vom obrigkeitlichen Standpunkt
aus gesehen bedeutete es also eine Konzentration der Rechtsprechung
und zugleich eine Entlastung des kandvogts.

e) Das Schenkenberger Audienzgericht. Auch
das Gberamt Schenkenberg besaß eine von Untertanen gebildete
Behörde. Es war das Audienzgericht.?«» In diesem Gericht saßen

In der „Beschreibung der rechts-übungen und ezecutionen ausgetribener
rechten" wird berichtet, daß die Grafschaft und der kandvogt „auf eine zeit" fich
über die Einführung dieses Gerichtes geeinigt hätten (Bericht vom «.Dezember
>?42, Rq.l, S.SS8).

«> Im Unterschied zu dieser Darstellung, die der „Beschreibung der rechts-
übungen usw." entnommen wurde, spricht der kenzburger Emolumententartf >?7Z

vom ersten Dienstag jedes Monats (Titel XII, Art. 14, M.B. 2S).

kenzburger Gmolumententarif 77Z, Titel XIV, Art. 2 (M.B. 2S). Die
„Beschreibung der rechts-übungen, usw." erwähnt ausdrücklich, daß das Abkommen
von der Grafschaft, „ausgenommen die Herrschaften" abgefchloffen wurde (Rq.l,
S. ZSS).

»° „Beschreibung der rechts-übungen, usw." (Rq.l, S.ZS8).
«» Siehe Anmerkung 2ZS.

»? kenzburger Tmolumententarif l7?s, Titel XII, Art. >4 (M.B. 2S).
»8 Der Name des Gerichtes ließe vermuten, daß es an Stelle der oberamtlichen

Audienzen getreten sei. Tine solch große Amtsbefugnis hätte sich aber mit
der Bedeutung, die der einzelrichterlichen Tätigkeit des kandvogts zukam, nicht
vereinbaren lassen und war ihm auch tatsächlich nicht Ubertragen (vgl. Verordnung

Uber die oberamtlichen Audienzen vom 24. November l 777, verbot» und
Reglement-Buch I der Ämter Schenkenberg und Tastelen).
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bie fünf Untercögte bes „Unteren Amtes IDilbenftein", b. b. oon
Stilli, Ejottwil, Hiniîen, Bö3berg unb Bö3en.239 Der Sanboogt ober

— in beffen Abwefenheit — ber Amtsunteroogt führten ben Dor«

fitj.240 Die Amtsbefugniffe bedien fidj febr mabrfdjeinlidj mit ben*

jenigen bes Sen3burger OTonatsgeridjtes. Alle „(Sant« unb gjubefannt»
nufj=Urfunben" würben ©or Aubienjgeridjt „gefällt".241

f) Die Aarburger UJaifengeridjte. Die Betreuung
oon Witwen unb Waiden wax im bernifdjen Staat genau ge»

regelt.242 prin3ipiell fönnte ber ^amilienoater in feinem Tefta»
ment ben Dormunb beftimmen. Ejatte er bies unterlaffen, fo war
bie Witwe berechtigt, felbft einen „Dogt" 3U wählen. IDenn aber bie
OTutter bereits geftorben war ober feinen Dormunb finben fönnte
unb wenn audj feine Derwanbten ba waren, bann griff ber Staat ein
unb beftimmte einen IDaifenoogt.243 natürlich mufjte bafür geforgt
werben, bafj biefe Dögte auch tatfädjlidj ihren pflidjten nadjfamen.
Dor allem hatten fie über bas ihnen an©ertraute OTünbelgut genau
Hedjnung ab3ulegen. Kontrollorgan war in ber Hegel ber Sanboogt.
3n Streitfällen 3wifdjen Derwanbten unb Oaifenoogt hatte er 3U

entfdjeiben.244

»s» Croingsbefatjung oon 1761, als Knbang 3um „Cybbudj" oon Sdjenfenberg,

1737.
»4o emolumententarif ber Smter IDilbenftein, Biberftein, Caftelen unb Königsfeiben

1773, Citel XIII, Krt. 3 (OT.8. 25).
»4i emolumententarif ber ümter DJilbenftein, Biberftein, Caftelen unb

Königsfeiben 1773, Citel XII, Krt. 14 (OT.8. 25).
Die Cntftehungsgefdjidjte bes Sdjenfenberger Kubien3geridjtes ift unbefannt.

Bei ber oerfdjiebenartigen tjiftorifdjen Dergangentjeit ber in biefem ©beramt 3U-

fammengefafjten Semeinben unb Croinge barf jebodj faum auf Überlieferung ge-

fdjloffen roerben. Somit ift eine fpätere Cinfübrung burd; ben Sdjenfenberger Sanboogt

3u beffen Cntlaftung naheliegenb, obroohf feine biesbejüglidje Derorbnung
gefunben merben fönnte. Diefe Cfjefe läfjt fidj burdj einen Dorgang im benachbarten

©beramt Königsfeiben ftüt;en. Dort rourbe burdj Befdjlufj bes Srofjen Sates

com 31. ©ftober (740 ein Kubien3gericbt „als etroas Ungewohntes unb Seuroes

unb roeldjes ben Kngebörigen 3ur Befdjroärb gereidjen mödjte" roieberum „ab-

gefteft" (Königsfelber OTaterial, S. 20). Dgl. audj bas Kap. „Das Sen3burgcr

OTonatsgeridjt".
»4» Dgl. Sennefafjrt II, S. 190 ff. (Kap. IV D 2 f) unb II, S. 204 ff. (Kap.

IV D 3 b).
»4s Subftantjlidjer Unberridjt, S. 26 ff. (Sebr.OT.B. io, Sr. 6).
**• 3m Kmt Sen3burg roar bie Kuf ficht folgenbermafjen geregelt: urfprüng-

lidj fanb bie „paffation" ber Dogtredjnungen jeroeilen am letjten Donnerstag
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die fünf Untervögte des „Unteren Amtes Wildenstein", d. h. von
Stilli, Hottwil, Riniken, Bözberg und Bözen.?»» Der Landvogt oder

— in deffen Abwesenheit — der Amtsuntervogt führten den
Vorsitz.?*" Die Amtsbefugnisfe deckten fich sehr wahrscheinlich mit
denjenigen des Lenzburger Monatsgerichtes. Alle „Gant- und Subekannt-
nuß-Urkunden" wurden vor Audienzgericht „gefällt".?*'

k) Die Aarburger Waifengerichte. Die Betreuung
von Witwen und Waisen war im bernischen Staat genau
geregelt.?*? prinzipiell konnte der Familienvater in seinem Testament

den Vormund bestimmen. Hatte er dies unterlassen, so war
die Witwe berechtigt, selbst einen „Vogt" zu wählen. Wenn aber die

Mutter bereits gestorben war oder keinen Vormund finden konnte
und wenn auch keine verwandten da waren, dann griff der Staat ein
und bestimmte einen Waisenvogt.?*« Natürlich mußte dafür geforgt
werden, daß diefe Vögte auch tatsächlich ihren Pflichten nachkamen,

vor allem hatten sie über das ihnen anvertraute Mündelgut genau
Rechnung abzulegen. Kontrollorgan war in der Regel der kandvogt.
In Streitfällen zwifchen verwandten und Waisenvogt hatte er zu

entscheiden.?**

Twingsbesatzung von I7b>, als Anhang zum „Eydbuch" von Schenkenberg,

1727.
«» Emolumententarif der Ämter Wildenstein, Biberstein, Tastelen und Rönigsfelden

177Z, Titel XIII. Art. 5 (M.B. 2S).

Tmolumententarif der Ämter Wildenstein, Biberstein, Tastelen und

Rönigsfelden I77Z, Titel XII, Art. ,q (M.B. 25).
Die Entstehungsgeschichte des Schenkenberger Audienzgerichtes ist unbekannt.

Bei der verschiedenartigen historischen Vergangenheit der in diesem Vberamt
zusammengefaßten Gemeinden und Twinge darf jedoch kaum auf Überlieferung
geschlossen werden. Somit ist eine spätere Einfuhrung durch den Schenkenberger kandvogt

zu dessen Entlastung naheliegend, obwohl keine diesbezügliche Verordnung
gefunden werden konnte. Diese These läßt sich durch einen Vorgang im benachbarten

Bberamt Rönigsfelden stützen. Dort wurde durch Beschluß des Großen Rates

vom si. Oktober I7H0 ein Audienzgericht „als etwas Ungewohntes und Neuwes

und welches den Angehörigen zur Beschwör!? gereichen möchte" wiederum „ab-
gestelt" (Rönigsfelder Material, S. 20), vgl. auch das Rax. „Das kenzburger

Nonatsgericht".
!« vgl. Rennefahrt II, S. i go ff. (Rax. IV D 2 I) und II, S. 2«q ff. (Rax.

IV D s b).
«' Substantzlicher Underricht, S. 2S ff. (Gedr.M.B. ,o, Nr. 6).

Im Amt kenzburg war die Ausficht folgendermaßen geregelt: ursprünglich

fand die „Passation" der Vogtrechnungen jeweilen am letzten Donnerstag
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3m ©beramt Aarburg allein war biefes Auffidjtsredjt über bie

Amtsführung ber HJaifenoögte ©on alters her nidjt bem Common»

banten, fonbern befonberen Bebörben, ben IDaifengeridjten übertra»

gen. 3eoer &cr beiben <Beridjtsbe3trfe hatte fein eigenes U)aifen«
gericht.245

Das QJatfengeridjt bes (8eridjtsbe3irfes Aarburg würbe ©om

Sanboogt ober oon beffen Stelloertreter, bem Amtsunteroogt, präfi«
biert. Beifitjer waren ber Amtsunteroogt, ber ältefte (Beridjtsfäffe ober

Dorgeferjte bes Stäbtdjens Aarburg unb bie 3wei älteften Dorgefetj«
ten ber fünf „aufjeren" (Bemeinben. Cs mar fomit ein oierföpfiges
(Sexidit; ber Sanboogt hatte lebiglidj bas votum decidendi. Cs ©erfam«
mette fidj am erften Donnerstag jebes OTonats um 8 Uhr auf bem

Sdjlofj Aarburg.
Das IDatfengeridjt bes Twings Brittnau îonftituierte fich aus

bem Unteroogt unb brei Affefforen, bie oom Sanboogt aus ber gabl
ber (Seridjtsfäffen beftimmt würben. Seit 1.765 trat es ebenfalls auf
bem Sdjlofj Aarburg 3ufammen, mätjrenb es früher in Brittnau ge«

tagt hatte. Hur für Kleinigîeiten îonnte es fidj weiterhin in Brittnau
oerfammeln. Tin Stelle bes Sanboogts führte aisbann ber Unteroogt
ben präfibiaiftab. Das tDaifengericbt oon Brittnau waltete 3weimal
im 3<*br, irn Friibling unb im Ejerbft, feines Amtes.

Die beiben Aarburger UJaifengeridjte hatten bie gleichen Kompe«
ten3en, bie in ben anbern Ämtern bem Sanboogt 3uftanben: fie nahmen
bie con ber Sanbfdjreiberei bereinigten Dogtredjnungen entgegen; fie
genehmigten bie Derträge, bie oon ben U)aifenoögten im Hamen ihrer
OTünbel eingegangen worben waren; fie beftimmten bie Cntfdjäbi«

eines OTonats ftatt. Die Sedjnungen roaren am oorangefjenben Freitag bem Sanboogt

3ur Cinfidjt ein3ureidjen. gur paffation mufjten ber UJaifenoogt, bie
Derwanbten unb ber Seridjtsunteroogt bes betreffenben Seridjtsbejirfs auf bem

Sdjlofj erfdjeinen. OTit oberamtlidjem Befehl »om 21. September 1763 rourbe bann
ein gemeinberoeifer Curnus eingeführt. 3<Jrt>eiIen ber erfte unb letjte Donnerstag
eines jeben OTonats roaren für bie Crlebigung ber IDaifenfadjen beftimmt
(Befehle I, S. 36 ff.).

»4» Der Kmtsbe3irf eines ÜMfengeridjts umfafjte alfo nidjt ein gefamtes
©beramt, fonbern nur ein „Seridjt"; bennodj muffen bie beiben Karburger IDaifen»
gerichte im gufammenbang mit ben Körperfdjaften einer Sanboogtei erwähnt roer«

ben, ba ihnen ausgefprodjen „oberamtlidje" unb nidjt etma niebergeridjtlicbe <$unf»

tionen Uberbunben roaren. Über bie IDaifengeridjte im ©beramt Karburg fiehe

Sadjridjten, S. 147 ff. unb XIII. 128, Krt. „IDaifengeridjt".

l25

Im Vberamt Aarburg allein war dieses Aufsichtsrecht über die

Amtsführung der lvaifenvögte von alters her nicht dem Kommandanten,

fondern befonderen Behörden, den Waisengerichten übertragen.

Jeder der beiden Gerichtsbezirke hatte sein eigenes Waisen-
gericht.245

Das Waisengericht des Gerichtsbezirkes Aarburg wurde vom
kandvogt oder von dessen Stellvertreter, dem Amtsuntervogt, präsidiert.

Beisitzer waren der Amtsuntervogt, der älteste Gerichtssässe oder

vorgefetzte des Städtchens Aarburg und die zwei ältesten vorgesetzten

der fünf „äußeren" Gemeinden. Gs war fomit ein vierköpfiges
Gericht; der kandvogt hatte lediglich das vorum aeciäenäl. Gs versammelte

sich am ersten Donnerstag jedes Monats um 8 Uhr auf dem

Schloß Aarburg.
Das Waisengericht des Twings Brittnau konstituierte fich aus

dem Untervogt und drei Assefforen, die vom kandvogt aus der Zahl
der Gerichtssässen bestimmt wurden. Seit l.?es trat es ebenfalls auf
dem Schloß Aarburg zusammen, während es früher in Brittnau
getagt hatte. Nur für Kleinigkeiten konnte es sich weiterhin in Brittnau
verfammeln. An Stelle des Landvogts führte alsdann der Untervogt
den Oräsidialstab. Das waifengericht von Brittnau waltete zweimal
im Jahr, im Frühling und im Herbst, feines Amtes.

Die beiden Aarburger Waifengerichte hatten die gleichen Kompetenzen,

die in den andern Ämtern dem kandvogt zustanden: sie nahmen
die von der kandfchreiberei bereinigten Vogtrechnungen entgegen; sie

genehmigten die Verträge, die von den Waifenvögten im Namen ihrer
Mündel eingegangen worden waren; sie bestimmten die Gntschädi-

eines Monats statt. Die Rechnungen waren am vorangehenden Freitag dem kandvogt

zur Ginsicht einzureichen. Zur passation mußten der Waisenvogt, die
verwandten und der Gerichtsuntervogt des betreffenden Gerichtsbezirks auf dem

Schloß erscheinen. Mit oberamtlichem Befehl vom 2l. September l?es wurde dann
ein gemeindeweiser Turnus eingeführt. Jeweilen der erste und letzte Vonnerstag
eines jeden Monats waren für die Erledigung der Waisensachen bestimmt
(Befehle I. S.seff.).

«s Der Amtsbezirk eines Waisengerichts umfaßte also nicht ein gesamtes

Vberamt, sondern nur ein „Gericht"; dennoch müssen die beiden Aarburger Waisengerichte

im Zusammenhang mit den Aörperschaften einer kandvogtei erwähnt werden,

da ihnen ausgesprochen „oberamtliche" und nicht etwa niedergerichtliche
Funktionen Überbunden maren. über die Waisengerichte im Bberamt Aarburg siehe

Nachrichten, S. »4? ff. und XIII. >2S, Art. „Waisengericht".
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gung ber Dögte unb erteilten biefen fdjliefjlidj auf IDunfdj audj Hat»

fdjläge. Don beiben «Berichten fönnte an ben Sanboogt appelliert wer»
ben. Damit blieb biefem fdjliefjlidj bodj bie letjte Cntfdjeibungsgemalt
gewahrt.

g) gufammenfaffung. 3trnerbalb ber bernifctjen Sanboogtei«
Derwaltung gab es fomit öffentliche Körperfdjaften, bie ©on Untertanen
gebilbet würben, gum einen Teil waren fie Überrefte einer früher weiter»

getjenben Selbftoerwaltung ber Untertanen. Diefen 3nftitutionen war es

nur baburdj möglich gewefen, fidj gegen bie(8tcidjfdjaltungsbefrrebun=
gen bes bernifdjen Staates 3U behaupten, inbem fie fidj in beffen Dermal»

tungsorganifation — teilweife unter Übertragung neuer Aufgaben —
einbauen liefjen. gum anbern Teil waren es Bebörben, auf 3"itiati©e
bes SanbDogts ober burdj beibfeitiges Ubereinîommen ins Sehen ge»

rufen, bie eine Straffung ber Hedjtfpredjung unb eine Cntlaftung
bes Sanboogts bejwedten. 3n beiben Fällen hotte ber Staat gegen

irgenbweldje Selbftanbigîeitstenben3en Sicherungen eingebaut: ber

Sanboogt war Dorfitjenber ber betreffenben Bebörben, ober ihre Be«

fdjlüffe waren 3um minbeften genehmigungspflichtig. «Segen ihre Cnt»

fdjeibe fönnte auf bem Appellationsweg an obrigfeitlidje 3nftau3en
refurriert werben, unb fdjliefjlidj waren bie OTitglieber biefer Betjör»
ben felbft Dertrauensleute ber ©brigîeit.248 So bürfen wir in ihnen
im 1.8. 3abrbunbert faum mehr bie OToglidjîeit einer gewiffen Selbft»

oerwaltung ber Untertanen fetjen. Sie finb in jener geit tatfädjlidj
nur nodj Wextyuge unb (Slieber ber obrigfeitlidjen Derwaltung.

3. Abfdjnitt:

Das „(Bericht"

I. Das „(Beridjt" als Cinbeit ber

bernifdjen Dermaltung

IDenn wir bisher oon ber Sanboogtei als ber Cintjeit ber berni»

fdjen Derwaltung gefprodjen haben, fo hatten wir bodj fdjon oft <Be»

m« Dgl. unten, Kapitel „Der Seridjtsunteroogt".
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gung der Vögte und erteilten diesen schließlich auf Wunsch auch

Ratschläge, von beiden Gerichten konnte an den kandvogt appelliert werden.

Damit blieb diefem fchließlich doch die letzte Entscheidungsgewalt
gewahrt.

g) Zusammenfassung. Innerhalb der bernischen kandvogtei-
verwaltung gab es somit öffentliche Rörperfchaften, die von Untertanen
gebildet wurden. Zum einen Teil waren sie Überreste einer früher
weitergehenden Selbstverwaltung der Untertanen. Diesen Institutionen war es

nur dadurch möglich gewesen, sich gegen die Gleichschaltungsbestrebungen
des bernischen Staates zu behaupten, indem sie sich in dessen

Verwaltungsorganisation — teilweise unter Übertragung neuer Aufgaben —
einbauen ließen. Zum andern Teil waren es Behörden, auf Initiative
des kandvogts oder durch beidseitiges Übereinkommen ins keben
gerufen, die eine Straffung der Rechtsprechung und eine Entlastung
des kandvogts bezweckten. In beiden Fällen hatte der Staat gegen
irgendwelche Selbständigkeitstendenzen Sicherungen eingebaut: der

kandvogt war Vorsitzender der betreffenden Behörden, oder ihre Be-

fchlüffe waren zum mindesten genehmigungspflichtig. Gegen ihre
Entscheide konnte auf dem Appellationsweg an obrigkeitliche Instanzen
rekurriert werden, und fchließlich waren die Mitglieder diefer Behörden

felbst Vertrauensleute der Gbrigkeit.-" So dürfen wir in ihnen
im 1,8. Jahrhundert kaum mehr die Möglichkeit einer gewissen
Selbstverwaltung der Untertanen sehen. Sie sind in jener Zeit tatsächlich
nur noch Merkzeuge und Glieder der obrigkeitlichen Verwaltung.

5. Abschnitt:

Das „Gericht"

I. Das „Gericht" als Einheit der

bernischen Verwaltung

Menn wir bisher von der Landvogtei als der Ginheit der bernifchen

Verwaltung gefprochen haben, fo hatten wir doch fchon oft Ge-

vgl. unten, Kapitel „Der Gerichtsuntervogt".
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legentjeit, 3U bemerîen, bafj es innerhalb ber Sanboogteien eine weitere

Cinteilung gab, nämlich biejenige nadj «Beridjtsbejirîen.1 Cs ift bie

Cinteilung, bie Denner Hybiner feinem Hegionbudj 3ugrunbe gelegt

hat. IDie weit hat nun bie bernifdje Derwaltung oon biefen Heineren
Cinheiten (Bebraudj gemacht?

Der (Seridjtsbe3irî — meiftens Îur3er „(Beridjt" ober „Tming"
genannt — war in erfter Sinie, was fdjon fein Harne anbeutet, Cin»

tjeit ber (Seridjts»erwaltung: er war Träger bes unterften 3ioilen (Se*

ridjts; b. tj. bie Hedjtsfätte, bie fidj innerhalb ber Twinggren3en ereig«

neten, würben burdj bas (Bericht bes betreffenben (Beridjtsbe3irfes ab«

geurteilt; bie Twingsangehörigen eines (Beridjtsbe3irfes fdjlugen bie

Hidjter bem Sanbnogt 3ur IDahl oor; biefe Hidjter wieberum würben
aus ben Angehörigen bes betreffenben (Seridjtsbe3irfes gewählt.

Derfudjt man jebodj, bie Bebeutung eines (Berichtes innerhalb
ber Derwaltung über biefen jurisbiftionetten IDirfungsîreis aus3u=

bebnen, fo wirb man balb 3ur F^flfteHung fommen, bafj man bamit
bie (Bremen ber Attgemeingültigfeit überfdjritten tiat. Den Unter»

tanen îam praîtifdj bie Cinheit bes <8eridjtsbe3irîs nur nodj alle fedjs
3atjre einmal, nämlidj anläfjlidj ber Ejulbigung unb Twingsbefatjung,
3u Bewufjtfein, ba bie frühere redjtlidje Sonberftettung oerloren ge»

gangen war.2 Die (Beridjtsbejirîe unb ©or allem ein3elne (Berichts»
beamte îonnten freilich »om Sanboogt 3ur Crlebigung meiterer Auf»
gaben berange3ogen merben. Cs hing bies oon ber (Bröfje bes ©ber»

amtes ab: bei 3unefjmenber (Bröfje mar ber Sanboogt im Derîebr mit
ben (Bemeinben immer mehr auf bie OTittjilfe oon gmifdjenorganen
angewiefen. Don einer allgemeinen unb einheitlichen oerwaltungs»
tedjnifcfjen ober gar rechtlichen Stellung ber „(Beridjte" in Derwal»

tungs3weigen, bie nicht ins (Bebiet ber Hedjtfpredjung fielen, îann
aber îeine Hebe fein, einmal mehr ift feft3uftetten, mie in ber berni»

fdjen Derwaltung ben burdj Crfafjrung gewonnenen (Srunbfätjen oor
abftraîtem Schematismus ber Dor3ug gegeben würbe.

• Die fedjs ©berämter bes Untern Kargaus rourben in fedjsunb»ier3ig Se-

ridjtsbe3irfe aufgeteilt. Sadjbem roir bie Stellung ber £jerrfcbaftsberren abgeflärt
haben, genügt es, roenn roir für bie folgenbe Unterfudjung bauptfädjltcb bie

„oberamtlidjen" Seridjtsbe3irfe heran3iehen. 3" Belangen ber nieberen Seridjtsbarfeit
fann — unter ben nötigen Dorbebalten — meiftens anftatt „Sanboogt" „Ejerr-

fdjaftsberr" geferjt roerben.
» Die Kusnahme bilbeten bie herrfdjaftlidjen Seridjtsbe3irfe.
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legenheit, zu bemerken, daß es innerhalb der Landvogteien eine weitere

Einteilung gab, nämlich diejenige nach Gerichtsbezirkend Gs ist die

Ginteilung, die venner Ryhiner seinem Regionbuch zugrunde gelegt

hat. Wie weit hat nun die bernische Verwaltung von diesen kleineren

Einheiten Gebrauch gemacht?
Der Gerichtsbezirk — meistens kürzer „Gericht" oder „Twing"

genannt — war in erster Linie, was schon sein Name andeutet, Einheit

der Gerichtsverwaltung: er war Träger des untersten zivilen
Gerichts; d. h. die Rechtsfälle, die sich innerhalb der Twinggrenzen
ereigneten, wurden durch das Gericht des betreffenden Gerichtsbezirkes
abgeurteilt; die Twingsangehörigen eines Gerichtsbezirkes schlugen die

Richter dem Landvogt zur Wahl vor; diese Richter wiederum wurden
aus den Angehörigen des betreffenden Gerichtsbezirkes gewählt.

versucht man jedoch, die Bedeutung eines Gerichtes innerhalb
der Verwaltung über diesen jurisdiktionellen Wirkungskreis
auszudehnen, so wird man bald zur Feststellung kommen, daß man damit
die Grenzen der Allgemeingültigkeit überschritten hat. Den Untertanen

kam praktisch die Ginheit des Gerichtsbezirks nur noch alle sechs

Jahre einmal, nämlich anläßlich der Huldigung und Twingsbesatzung,

zu Bewußtfein, da die frühere rechtliche Sonderstellung verloren

gegangen ward Die Gerichtsbezirke und vor allem einzelne Gerichtsbeamte

konnten freilich vom kandvogt zur Grledigung weiterer
Aufgaben herangezogen werden. Gs hing dies von der Größe des

Bberamtes ab: bei zunehmender Größe war der kandvogt im Verkehr mit
den Gemeinden immer mehr auf die Mithilfe von Zwischenorganen
angewiesen, von einer allgemeinen und einheitlichen verwaltungstechnischen

oder gar rechtlichen Stellung der „Gerichte" in
Verwaltungszweigen, die nicht ins Gebiet der Rechtsprechung fielen, kann

aber keine Rede fein. Ginmal mehr ist festzustellen, wie in der bernischen

Verwaltung den durch Erfahrung gewonnenen Grundsätzen vor
abstraktem Schematismus der Vorzug gegeben wurde.

i Die sechs Bberömter des Untern Aargaus wurden in sechsundvierzig
Gerichtsbezirke aufgeteilt. Nachdem wir die Stellung der Herrschaftsherren abgeklärt
haben, genügt es, wenn wir für die folgende Untersuchung hauptfächlich die „ober-
amtlichen" Gerichtsbezirke heranziehen. In Belangen der niederen Gerichtsbarkeit
kann — unter den nötigen vorbehalten — meistens anstatt „kandvogt"
„Herrschaftsherr" gesetzt werden.

i Die Ausnahme bildeten die herrschaftlichen Gerichtsbezirke.
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H. Das „(Bericht" als ridjterlidje Behörbe

a) gufammenfetjung. Bei einer Unterfudjung über bas „«Se»

riebt" in räumlicher Bebeutung haben wir bemnadj beffen 3entraIeKör=
perfdjaft, bas „(Beridjt" als Behörbe, in benOTittelpunft 3U ftellen. Die»

fes „(Beridjt" war nidjt nur bie widjtigfte 3nftitution eines (Berichts»

be3irfes, fonbern überhaupt beffen einige Behörbe. Cs würbe aus einem

(Beridjtsunteroogt, audj (Beridjtsoogt genannt, unb ben «Seridjtsfäffen,
feinen „OTit»Hidjteren",3 gebilbet. Die An3afjl ber (Seridjtsfäffen war
nidjt einheitlich geregelt. Sie beruhte auf altem Ejerfommen unb

fdjmanfte 3wifdjen fedjs unb 3wölf.4 präfibent bes (Berichtes war nomi«
nell ber (Berichtsherr, b.fj. in herrfdjaftlidjen (Berichten ber Ejerrfdjafts«
tjerr, in ftaatlidjen «Berichten ber Sanboogt als Hepräfentant ber ©brig«
feit. Die Teilnahme bes Sanboogtes an ben Sirjungen ber nieberen (Be=

richte war freilich nidjt obligatorifdj.5 Cs ift einleudjtenb, bafj ber Sanb»

oogt bes grofjen Amtes Senjburg unmöglidj bie geit fanb, bie (Se»

ridjtsfirjungen perfönlidj 3U leiten, mätjrenb bie Sanboögte îleinerer
©berämter nur feiten biefe «Selegenbeit, ihren Cinflufj unb ihr Tin*

feben 3U unterftreidjen, oerfäumten.6 Hahm ber Sanboogt an einer

(Beridjtsfirjung nidjt teil, fo würbe er burdj ben (Beridjtsunteroogt
oertreten; biefer führte aisbann ben präfibialftab („Stabführer") unb
leitete bie (Befdjäfte. Bei Anwefenfjeit bes Sanboogts bagegen war
er nur erfter Affeffor, b. tj. gewöhnlicher (Beridjtsfäffe.

b) Die Hidjterwatjlen. ähnlich wie bie gufammenfetgung
war audj bie tDatjlart oon (Beridjtsunteroogt unb «Seridjtsfäffen auf
«Srunb oon alten Hedjten geregelt unb baher oon Amt 3U Amt, ja
fogar oon Tming 3U Tming oerfdjieben. prin3ipiell war jeber gut»
beleumbete Twingsangebörige wählbar.7

s Seue Seridjtsorbnung bes Kmtes Sen3burg oom 2l.De3ember 1764
(Befehle, S. 57 ff.).

4 Dgl. Segionbudj (Sq. 1, II unb III).
5 Dgl. oben, Kap. „Der Sanboogt als Derroalter ber nieberen Seridjte".
« Die Seridjtsprotofolle betätigen biefe Knnabme: im ©beramt Sen3burg ift

in ben SeridjtsprotofoUen bes (8. 3abrbunberts bet Same bes Sanboogts nie 3U

finben. 3n ben anbern Ämtern ift feine Kbroefenbeit bie Kusnabme.

' 3m Kmt Sen3burg ermahnte ber Sanb»ogt bie Sanbleute, fie foüten für bie

Befetjung ber Slmter nur Seute „barbieten", bie „barsu tugenlidj unb ber Ceren
wert" feien unb bie fidj „rool unb djriftenlidj halten" (Sq. I, S. 270 f.). Wit fönnen

fomit »on einer Cinfdjränfung bes aügemeinen pafftoen Wahlrechts burdj Be»

ftimmungen etbifdj-moralifcber Satur fpredjen. Weitere Sren3en roaren ber ^rei-

1,28

II. Das „Gericht" als richterliche Behörde

s) Zusammensetzung. Bei einer Untersuchung über das
„Gericht" in räumlicher Bedeutung haben wir demnach dessen zentrale
Körperschaft, das „Gericht" als Behörde, in den Mittelpunkt zu stellen. Dieses

„Gericht" war nicht nur die wichtigste Institution eines Gerichtsbezirkes,

sondern überhaupt dessen einzige Behörde. Gs wurde aus einem

Gerichtsuntervogt, auch Gerichtsvogt genannt, und den Gerichtssässen,
seinen „Mit-Richteren",« gebildet. Die Anzahl der Gerichtssässen war
nicht einheitlich geregelt. Sie beruhte auf altem Herkommen und

schwankte zwischen sechs und zwölf.* Präsident des Gerichtes war nominell

der Gerichtsherr, d.h. in herrschaftlichen Gerichten derHerrfchafts-
herr, in staatlichen Gerichten der Tandvogt als Repräsentant der Gbrigkeit.

Die Teilnahme des Landvogtes an den Sitzungen der niederen
Gerichte war freilich nicht obligatorisch.» Ts ist einleuchtend, daß der Landvogt

des großen Amtes Lenzburg unmöglich die Zeit fand, die

Gerichtssitzungen persönlich zu leiten, während die kandvögte kleinerer
Gberämter nur selten diese Gelegenheit, ihren Tinfluß und ihr
Ansehen zu unterstreichen, versäumten.« Nahm der Landvogt an einer
Gerichtssitzung nicht teil, so wurde er durch den Gerichisuntervogt
vertreten; dieser führte alsdann den Präsidialstab („Stabführer") und
leitete die Geschäfte. Bei Anwesenheit des Landvogts dagegen war
er nur erster Assessor, d. h. gewöhnlicher Gerichtssässe.

b) Die Richterwahlen. Ähnlich wie die Zusammensetzung
war auch die ZVahlart von Gerichisuntervogt und Gerichtssässen auf
Grund von alten Rechten geregelt und daher von Amt zu Amt, ja
fogar von Twing zu Twing verfchieden. prinzipiell war jeder
gutbeleumdete Twingsangehörige wählbar.?

» Neue Gerichtsordnung des Amtes kenzburg vom I.Dezember 1764 (Be-
fehle, S. S7ff.).

« vgl. Regionbuch (Rq. I. II und III).
« vgl. oben, Rax. „Der kandvogt als Verwalter der niederen Gerichte",
» Die Gerichtsprotokolle bestätigen diese Annahme: im Vberamt kenzburg ist

in den Gerichtsprotokollen des z 8. Jahrhunderts der Name des kandvogts nie zu

finden. In den andern Amtern ist seine Abwesenheit die Ausnahme,
Im Amt kenzburg ermahnte der kandvogt die kandleute, sie sollten fiir die

Besetzung der Ämter nur keute „darbieten", die „darzu tugenlich und der Geren
wert" seien und die sich „wol und christenlich halten" (Rq. I, S. 2?o f.). wir können

somit von einer Einschränkung des allgemeinen passiven Wahlrechts durch
Bestimmungen ethisch-moralischer Natur sprechen, weitere Grenzen waren der Frei-
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IDir haben — ähnlich wie bei ber Bebörbenbeftettung in ber

mobernen Demofratie — 3mei ÖJatjlafte 3U unterfdjeiben: einerfeits
bie Beftätigungswablen, bie in regelmäßigem Turnus ftattfanben unb
bie 3ugleidj Crneuerungsmahlen fein fönnten, aber nidjt unbebingt
3U fein brauchten; anberfeits bie eigentlichen Heumahlen, bie immer
bann ©orgenommen merben mufjten, wenn ber 3ntjaber eines Amtes
burdj Derjidjt, Kranîheit ober Tob ausfdjieb. Der erften tDatjlart hatte
ftdj jeroeilen bie gefamte Behörbe 3U unter3iehen. Bei ber 3meiten
hanbelte es fidj nur um bie IDieberbeferjung eines freigeworbenen
Sii3es.

Die orbentlidjen Beftätigungswablen für bie OTitglieber ber

nieberen (Beridjte fanben îurje geit nadj bem Amtsantritt bes neuen
Sanboogts, alfo alle fedjs 3atjre, ftatt.8 (Semeinfam mit ihnen würben
audj bie anbern unteren Beamten beftätigt; biefer IDablaft war bie

fogenannte Twingsbefatjung. An ber Twingsbefarjung war grunb»

fätjlidj ber Sanboogt, refpeîtioe ber Ejerrfdjaftsberr mäfjlenbe 3n*
ftan3.9 3n oerfdjiebenen (Seridjtsbe3irîen erfolgte jebodj bie Beftäti«
gungswaljl im gufammenmirîen ©on Sanboogt unb Untertanen, fo
oor allem in ben ©berämtern Sen3burg unb Aarburg. 3n biefen ge«

nannten Sanboogteien beftimmten bie Twtngsangetjörigen in einer
allgemeinen tDatjloerfammlung nadj genau ©orgefdjriebenem Derfah«
ren bie Dertreter in bas «Beridjt im Sinne einer Oatjlempfetjlung an
ben Sanboogt, „jebodj bas fy oudj einem amptman geoettig unb an»

gnem".10 Diefer nahm aisbann bie „Befetjung" bes Tmings im Hamen

3ügigfeit ber IDahl burdj einen geroiffen regionalen propor3, ber fidj in eisernen
Seridjtsbe3irfen tjerausgebilbet hatte, ge3ogen. Senau betailliert roaren in biefer
8e3iebung bie Dorfrhriften für bie Dertreter3ahl im Seridjt bes Croings Karburg
(ogl. Segionbudj).

» 3m Seridjtsbe3irf Karburg erfolgte bie Beftätigung jährlich. (Dgl. unten,
Knmerfung 10.)

» Cs gibt roenige <Cälle, in benen ber Sanboogt einen „Unteroogt" bem Klei«
nen Sat 3ur rDafjl »orfdjlug (Bib.OT.B. IV, S. 208 unb 742; Sdjenfenberger K.-8. K,
S. 551 f., 565 f. unb 627). Da fie fidj auf bie Segierungs3eit »on nur brei Sanboögten

»erteilen, barf roofjl angenommen roerben, bafj biefe bie ÜJaljlart eines Seridjts»
unteroogts — um bas hanbelte es fidj in allen fünf fällen — mit berjenigen eines

Kmtsunteroogts oerroedjfert hatten, bafj es fomit Kusnabmen maren, bie bie Segel
betätigen.

10 „Don befatjung ber throingen" (Sq. I, S. 270 f.). 3m Seridjtsbe3trf Kar»
bürg roaren bie rDabloorfdjriften berart fompli3iert, bafj fte faum mehr bem um»

ftänblidjen IDahloerfabren ber Qauptftabt nadjftanben. Das alte Seridjt, beftehenb

Vir haben — ähnlich wie bei der Behördenbestellung in der

modernen Demokratie — zwei Wahlakte zu unterscheiden: einerseits
die Bestätigungsmahlen, die in regelmäßigem Turnus stattfanden und
die zugleich Trneuerungswahlen fein konnten, aber nicht unbedingt
zu fein brauchten; anderseits die eigentlichen Neuwahlen, die immer
dann vorgenommen werden mußten, wenn der Inhaber eines Amtes
durch Verzicht, Krankheit oder Tod ausschied. Der ersten Wahlart hatte
sich jeweilen die gesamte Behörde zu unterziehen. Bei der zweiten
handelte es sich nur um die Wiederbesetzung eines freigewordenen
Sitzes.

Die ordentlichen Bestätigungswahlen für die Mitglieder der
niederen Gerichte fanden kurze Zeit nach dem Amtsantritt des neuen

Landvogts, alfo alle fechs Jahre, statt.» Gemeinsam mit ihnen wurden
auch die andern unteren Beamten bestätigt; dieser Wahlakt war die

sogenannte Twingsbesatzung. An der Twingsbefatzung war grund.
sätzlich der Landvogt, respektive der Herrschaftsherr wählende
Instanz.» In verschiedenen Gerichtsbezirken erfolgte jedoch die

Bestätigungswahl im Zusammenwirken von kandvogt und Untertanen, so

vor allem in den Bberämtern kenzburg und Aarburg. In diesen
genannten kandvogteien bestimmten die Twingsangehörigen in einer
allgemeinen Wahlversammlung nach genau vorgeschriebenem Verfahren

die Vertreter in das Gericht im Sinne einer Wahlempfehlung an
den kandvogt, „jedoch das sy ouch einem amptman gesellig und an»

gnem"." Dieser nahm alsdann die „Besetzung" des Twings im Namen

zügigkeit der Wahl durch einen gewissen regionalen Proporz, der sich in einzelnen
Gerichtsbezirken herausgebildet hatte, gezogen. Genau detailliert waren in dieser

Beziehung die Vorschriften für die vertreterzahl im Gericht des Twings Aarburg
(vgl. Regionbuch).

» Im Gerichtsbezirk Aarburg erfolgte die Bestätigung jährlich, (vgl. unten,
Anmerkung l«.)

» Ts gibt wenige Fälle, in denen der kandvogt einen „Untervogt" dem Aleinen

Rat zur Wahl vorschlug (Bib.M.B. IV, S. 20s und ?«2; Schenkenberger A.-B. A,
S. ss i f., ses f. und S27). Da sie sich auf die Regierungszeit von nur drei kandvögten

verteilen, darf wohl angenommen werden, daß diese die Wahlart eines

Gerichtsuntervogts — um das handelte es sich in allen fünf Fällen — mit derjenigen eines

Amtsuntervogts verwechselt hatten, daß es somit Ausnahmen waren, die die Regel
bestätigen.

>» „von besatzung der thwingen" (Rq. I, S. 270 f.). Im Gerichtsbezirk Aarburg

waren die Wahlvorschriften derart kompliziert, daß sie kaum mehr dem

umständlichen Vahlverfahren der Hauptstadt nachstanden. Das alte Gericht, bestehend
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ber (Bnäbigen Ejerren oor, b. h- bie Dorgefdjlagenen würben ein3eln
in ihr Amt eingefetjt unb ©ereibigt.

Cs ift fetjr fraglich, ob in ben anbern unteraargauifdjen Ämtern
bem Dolf ein ähnliches OTitfpradjeredjt eingeräumt worben war.
Diefe Fra9e ift aber für unfere Unterfudjung oöllig belanglos: 3m
18. 3ahrtjtmbert roaren bie tatfädjlidjert Derbältniffe fdjon längft über
ben IDortlaut bes Budjftabens hinweggefdjrittert. Die Beftätigungs»
wähl war in allen Sanboogteien 3m blofjen F°rmfadje geworben.
Praftifdj erfolgte bie Übernahme eines Amtes auf Sebensjeit ober

bis 3um Der3icht bes Amtsinhabers.11 Damit würbe bas Sdjwer-

aus 3wölf Seridjtsfäffen wählte cierjig OTänner aus ben Cwingsangeljörigcn,
nämlidj 3ebn OTänner aus ber Stabt Karburg unb je fedjs aus ben fünf übrigen
©emeinben. Kus ber gabl biefer Diesig wählten fie aisbann neun, nämlidj »ier
aus Karburg unb fünf aus ben übrigen Semeinben. Das roaren nun bie eigentlichen

rDablmänner. 21n einem folgenben Sonntag trat man wieberum 3ufammen,
unb nun wählte jeber biefer neun IDablmänncr einen bisherigen Seridjtsfäffen,
unb 3war bie UJablmänncr aus Karburg je einen Seridjtsfäffen aus ben übrigen
Semeinben, bie UJablmämter aus ben übrigen Semeinben je einen Seridjtsfäffen
aus bem Stäbtdjen Karburg. Diefe neun bisherigen Seridjtsfäffen waren bamit ber

Derfainmlung ber Diesig 3ur Beftätigung empfohlen. Die übrigen brei Seridjts»
fäffen „famen in bie tDafjl". Diefe erfolgte burdj ben Sanboogt gemeinfam mit ben

neun neuen Seridjtsfäffen. Die Diesig betätigten fdjliefjlidj wieberum bie

getroffene OTabl („Kurt-e ^ormb ber Kuffgäb unb UMberbefaÇung ber Sridjtsfäffen,
Unberoogts, IDeibels, ber Seun unb ber Diertjigen, fo jährlich umb St. Seörgen
Cag nadj befj £jerrn ©bernogts gefallen befdjietjt". Krburger <&yb Büdjli).

•• Kmtsentfetjung wegen pflidjtoernadjlaffigung fam tjöctjft feiten oor. Sie

erfolgte aisbann in ber Segel burdj ben Kleinen Sat. (Dgl. Befdjlug bes Kleinen
Sates »om 19. OTär3 1739, Bib.OT.B. IV, S. 208.)

Cine möglidjft grofje Sefchränfung bes Beamtenroedjfels lag einerfeits im

3ntereffe bes Sanboogts (fie erleichterte bie Derwaltung); anberfeits war fie in bei

paffioität ber Untertanen begrünbet, welche bie Übernahme eines öffentlichen
Kmtes fdjeuten. Derfdjiebene ïîufjerungen laffen uns 3U biefem Sdjlufj fommen:
nadj Sen3burger Sraffdjaftsredjt foüte ber Sanboogt bie Croingsangebörigen
ermahnen, feinen „ufj oientfdjaft" 3ur IDahl oor3ufdjIagen (Sq.I, S. 271)! Der

Sdjenfenberger Sanboogt fönnte in 3»ei »on ben oben erwähnten brei OTabloor-

fdjlägen nur eine Cinernomination einreichen, roeil fid; nur ein einiger Knroärter
gemelbet harte- 3n KöUifen gar lehnten 3t»ei bereits Seroählte bie OTafjl ab; bie

anbern, roeldje »on ben Croingsangebörigen in Dorfdjlag gebracht roorben roaren,
pafjten bem Sanboogt nidjt, unb roeitere ftellten fidj nidjt 3ur Derfügung, obwohl
er ihnen einen Kmtsroedjfel innerhalb 3weier 3abre 3ufidjerte. Sdjliefjlidj mufjte
er auf Befehl Berns einen Beliebigen wählen unb ihm bie Knnabme bes Kmtes

für 3roei 3abre als Dienftpflidjt auferlegen (Sen3burger K.-8. S, S. 909 ff.).

14«

der Gnädigen Herren vor, d.h. die vorgeschlagenen wurden einzeln
in ihr Amt eingesetzt und vereidigt.

Gs ist sehr fraglich, ob in den andern unteraargauischen Ämtern
dem Volk ein ähnliches Mitspracherecht eingeräumt worden war.
Diese Frage ist aber für unfere Unterfuchung völlig belanglos: Im
18. Jahrhundert waren die tatsächlichen Verhältnisse schon längst Uber

den Wortlaut des Buchstabens hinweggeschritten. Die Bestätigungswahl

war in allen kandvogteien zur bloßen Formsache geworden.
Oraktisch erfolgte die Übernahme eines Amtes auf Lebenszeit oder

bis zum Verzicht des Amtsinhabers." Damit wurde das Schwer¬

aus zwölf Gerichtsfäffen wählte vierzig Männer aus den Twingsangehörigcn,
nämlich zehn Männer aus der Stadt Aarburg und je sechs aus den fünf übrigen
Gemeinden. Aus der Zahl dieser vierzig wählten sie alsdann neun, nämlich vier
aus Aarburg und sünf aus den übrigen Gemeinden. Das waren nun die eigentlichen

Wahlmänner. An einem folgenden Sonntag trat man wiederum zusammen,
und nun wählte jeder dieser neun Wahlmänner einen bisherigen Gerichtssässen,
und zwar die Wahlmänner aus Aarburg je einen Gerichtssässen aus den übrigen
Gemeinden, die Wahlmänner aus den übrigen Gemeinden je einen Gerichtssässen

aus dem Städtchen Aarburg. Diese neun bisherigen Gerichtssässen waren damit der

Versammlung der vierzig zur Bestätigung empfohlen. Die übrigen drei Gerichtssässen

„kamen in die Wahl". Diese erfolgte durch den kandvogt gemeinsam mit den

neun neuen Gerichtssässen, Die vierzig bestätigten schließlich wiederum die

getroffene Wahl („Aurtze Formo der Auffgäb und Widerbesatzung der Grichtssässen,

Undervogts, Weibels, der Neun und der viertzigen, so jährlich umb St. Geörgen

Tag nach deß Herrn Bbervogts gefallen beschieht". Arburger Tyd Büchli).
>l Amtsentsetzung wegen Pflichtvernachlässigung kam höchst selten vor. Sie

erfolgte alsdann in der Regel durch den Rleinen Rat. (vgl. Beschluß des Rleinen
Rates vom 19. März I7ZY, Bib.M.B. IV, S. 208.)

Tine möglichst große Beschränkung des Beamtenwechsels lag einerseits im

Interesse des kandvogts (sie erleichterte die Verwaltung); anderseits war sie in de,

Passivität der Untertanen begründet, welche die Übernahme eines öffentlichen
Amtes scheuten, verschiedene Äußerungen lassen uns zu diesem Schluß kommen-

nach kenzburger Grafschaftsrecht sollte der kandvogt die Twingsangehörigen
ermahnen, keinen „uß vientschaft" zur Wahl vorzuschlagen (Rq.l, S. 271)! Der

Schenkenberger kandvogt konnte in zwei von den oben erwähnten drei Wahlvor-
fchlägen nur eine Tinernomination einreichen, weil sich nur ein einziger Anwärter
gemeldet hatte. In Rölliken gar lehnten zwei bereits Gewählte die Wahl ab; die

andern, welche von den Twingsangehörigen in Vorschlag gebracht worden waren,
paßten dem kandvogt nicht, und weitere stellten sich nicht zur Verfügung, obwohl
er ihnen einen Amtswechsel innerhalb zweier Jahre zusicherte. Schließlich mußte
er auf Befehl Berns einen Beliebigen wählen und ihm die Annahme des Amtes

für zwei Jahre als Dienstpflicht auferlegen (kenzburger A.»B. k, S. ?«9 ff.).
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gewidjt auf bie Heuwahlen oerfdjoben.12 Diefe aber würben ein3ig
unb allein burdj ben Sanboogt, im ©beramt Sen3burg burdj ben (Braf»

fdjaftsunteroogt, oorgenommen.13 Die Twingsangehörigen waren bei

foldjen OTaljlen ©on jeber OTitwirfung ausgefdjloffen. Wit erfennen
in biefer Cntwidlung wieber einmal bie altbewährte bernifdje Taf«
tif: bie alten Hedjte ber Untertanen bleiben ttjeoretifdj gewahrt. 3n
Tat unb HJatjrfjeit jebodj werben fie burdj neue Hedjtsformen unb

Derbältniffe ittuforifdj gemacht.

c) Befonbere (Berichtsbeamte. Heben ben Hieb»

tern gab es nodj befonbere (Beridjtsfunftionäre. So befafj jebes
«Seridjt einen (S e r i dj t s w e i b e l, ber bas (Beridjt unb bie

Parteien aufbot unb wäbrenb ber Sitjung ben „Abwart"=Dienft
übernahm. Fcrncr fatte cr in Pfänbungsfadjen bie Aufgaben
eines IDeibels 3U erfüllen. Diefes IDetbelamt würbe nur in ein3elnen
Fällen burdj einen fpejtellen Beamten oerfefjen.14 OTeiftens war ein
OTitglieb bes (Berichtes 3ugieidj Weibel, unb babei war es wieberum
in ber Hegel ber (Beridjtsunteroogt, ber bas Aufgebot übernahm,
mäbrenbbem bie „Abwart" bem jüngften (Seridjtsfäffen übertragen
würbe.15 Für feine Sonberaufgaben be3og ber UJeibel eine fpe3iette,
im emolumententarif genau feftgefetjte Cntfdjäbigung.

Die Arbeit bes (Beridjtsfdjreibers würbe, wie wir bereits

feftgeftettt haben, burdj ben Sanbfdjreiber ausgeführt, fofern es fidj
um bie Ausftettung oon amtlidj anerfannten Urîunben hanbelte. Die
übrigen fdjriftlidjen Arbeiten fönnten (bies gilt oor allem für bie

herrfdjaftlidjen (Beridjte) burdj irgenb einen offt3iett beglaubigten

« So befetjte ber Sanboogt oon Sdjenfenberg in einem geitraum oon nur
oier 3abren »on ftebenunbfieb3ig Seridjtsfäffenftellen beren neun3ebn neu (Beeibi«
gungsrobet bes Kmtes Sdjenfenberg 1792—98).

J» „OTann einer abgehet, »erorbnet ber Kmtsmann einen anbern »on gleichem

©rt, unb ift beffen Beeybigung am barauf folgenben Seridjtstag" (Sadjridjten,

S. 103).

3m ©beramt Sen3burg begaben fidj ber Sraffdjaftsunteroogt, ber Sanbfdjreiber

unb ber Sanbroeibel an ©rt unb SteUe, um eine Seuroabt »or3unebmen (Sen3-

burger emolumententarif 1773, Citel XII, Krt. 22; OT.8.25).
" Km Seridjt Karburg rourbe ber IDeibelbienft burdj ben Kmtsroeibel unb

ben „Stabtbott" beforgt (Segionbudj 5, S. 127).
» So in Brittnau (Sadjridjten, S. 25) unb in ben ©berämtern Sdjenfenberg,

Biberftein, Caftelen unb Königsfeiben (emolumententarif 1775, Citel XVI,
OT.8.25).

gewicht auf die Neuwahlen verschoben." Diefe aber wurden einzig
und allein durch den kandvogt, im Gberamt Lenzburg durch den

Graffchaftsuntervogt, vorgenommen." Die Twingsangehörigen waren bei

solchen Wahlen von jeder Mitwirkung ausgefchloffen. Wir erkennen

in dieser Entwicklung wieder einmal die altbewährte bernische Taktik:

die alten Rechte der Untertanen bleiben theoretisch gewahrt. In
Tat und Wahrheit jedoch werden sie durch neue Rechtsformen und

Verhältnisse illusorisch gemacht.

c) Besondere Gerichtsbeamte. Neben den Richtern

gab es noch besondere Gerichtsfunktionäre. So besaß jedes
Gericht einen G e r i ch ts we i b e l, der das Gericht und die

Parteien aufbot und während der Sitzung den „Abroart"-Dienst
übernahm. Ferner hatte er in Pfändungssachen die Aufgaben
eines Weibels zu erfüllen. Diefes Weibelamt wurde nur in einzelnen
Fällen durch einen speziellen Beamten versehen." Meistens war ein

Mitglied des Gerichtes zugleich Weibel, und dabei war es wiederum
in der Regel der Gerichisuntervogt, der das Aufgebot übernahm,
währenddem die „Abwart" dem jüngsten Gerichtsfäffen übertragen
wurde." Für feine Sonderaufgaben bezog der Weibel eine spezielle,
im Gmolumententarif genau festgefetzte Entschädigung.

Die Arbeit des Gerichtsfchreibers wurde, wie wir bereits
festgestellt haben, durch den Landfchreiber ausgeführt, fofern es sich

um die Ausstellung von amtlich anerkannten Urkunden handelte. Die
übrigen schriftlichen Arbeiten konnten (dies gilt vor allem für die

herrschaftlichen Gerichte) durch irgend einen offiziell beglaubigten

l« So besetzte der kandvogt von Schenkenberg in einem Zeitraum von nur
vier Iahren von siebenundsiebzig Gerichtssässenstellen deren neunzehn neu
(Beeidigungsrodel des Amtes Schenkenberg 1792—98).

» „wann einer abgehet, verordnet (I) der Amtsmann einen andern von gleichem

Wrt, und ist dessen Beendigung am darauf folgenden Gerichtstag" (Nachrichten,

S. WZ).

Im Vberamt kenzburg begaben sich der Graffchaftsuntervogt, der kandschreiber

und der kandmeibel an Vrt und Stelle, um eine Neuwahl vorzunehmen
(kenzburger Gmolumententarif l??S, Titel Xll, Art. 22; M.B.2S).

" Am Gericht Aarburg wurde der weibeldienst durch den Amtsweibel und
den „Stadtbott" besorgt (Regionbuch s, S. 127).

.» So in Brittnau (Nachrichten, S. 2S) und in den Bberämtern Schenkenberg,

Biberstein, Tastelen und ASnigsfelden (Gmolumententarif l?7S, Titel XVI,
M.B. 2S).
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Schreiber, im Fatt ber Ejerrfdjaften alfo burdj ben Ejerrfdjaftsfdjrei«
ber, erlebigt werben.16

d) Die (Beridjtsfitjung.
\. Tagungsort. 3e0er (Beridjtsbe3irî befafj alfo ein nieberes

(Beridjt. Der Tagungsort biefer Behörbe war burdj Trabition ge«

geben: es war bas widjtigfte Dorf innerhalb bes Be3irîs; er îonnte
nadj einem beftimmten Turnus wedjfeln ober in Ausnahmefällen oor
ber Sitjung feftgelegt werben.17 Hur in Aarburg unb Königsfeiben
ftanb bem (Beridjt ein öffentliches «Bebäube 3ur Derfügung (hier bas

Klöfter, bort bas Hattjaus). 3n allen anbern <Sericbtsbe3irîen würbe
in einem U?irtstjaus (Seridjt gehalten, ^etjlte audj ein foldjes, fo
mufjte bas (Bericht in einem „bequemen particular»Ejaus",18 im
äufjerften $aü auf freiem platj19 tagen.

2. Das orbentlidje (Beridjt. IDann unb wie oft trat bas

(Beridjt 3ufammen? Bei ber Beantmortung biefer Fra9c hüben wir
nadj bermfdjem Hedjt 3wei Arten oon (Berichten 3u unterfdjeiben :

bas „IDudjen"» ober „orbinari=(Bridjt" unb bas „(Baft«" ober „ertra«
(Sridjt". Saut emolumententarif 1773 hatten im 3^re an jeber «Se»

ridjtsftelle minbeftens 3wei orbentliche (Beridjtsfirjungen ftattjufinben,
bas Frühlings« unb bas Ejerbftgeridjt.20 3e nadj Bebarf îonnte jebodj
ber Sanboogt weitere orbentlidje Sirjungen einfdjalten.21 Bei ber rafdj

i« OTutadj fdjilbert bie Kufgaben eines foldjen Seridjtfdjreibers roie folgt:
Der Schreiber eines Seridjts hat bie eingereichten Sdjriftftüde »or3uIefen, er führt
bas protofoU unb notiert bas Urteil (Subftantjlidjer Unberridjt, S. 177; Sebr.
OT.B. 10, Sr. 6).

" KIs Beifpiel für einen Curnus fei bas Seridjt Suppersroil ermähnt. Cs

tagte abroedjflungsroeife in Staufen, £jun3enfdjroil, Suppersroil unb Sieberlens
(Befehlen, S. i. Sdjreiben »om 13.Sooember 1779). Das Seridjt Karburg »er-

fammelte fid; in ber Segel im Sathaus. Creine Sujungen würben aber audj im
oberamtlidjen Sdjlofj abgehalten. Km 23. 3uni 1795 tagte es in Dorbemwalb
(Karburger Seridjtsbudj).

¦s Befehlen, S. l; Sdjreiben oom 13.Sooember 1779.
19 3n feiner bereits erwähnten Sitjung »om 23.3uni 1795 »erfammelte fidj

bas Seridjt »on Karburg „unter freyem ïjimmel" »or bem fjaufe bes X. in Dor-
bemroalb (Karburger Seridjtsbudj).

îo Cmolumententarife 1773, Cit. XII, Krt. 1, Kbf. 1.

«1 emolumententarif Senjburg unb emolumententarif DJilbenftein, Biberftein,

Caftelen unb Königsfeiben 1773, Cit. XII, Krt. l, Kbf. 2. Bemerfensroert ift,
bafj bie Cmolumententarife ber übrigen bernifdjen ©berämter biefe OTöglidjfeit
nidjt erwähnen.

Schreiber, im Fall der Herrschaften also durch den Herrschaftsschreiber,

erledigt werden."
cl) Die Gerichtssitzung.
1. Tagungsort. Jeder Gerichtsbezirk besaß also ein niederes

Gericht. Der Tagungsort dieser Behörde war durch Tradition
gegeben: es war das wichtigste Dorf innerhalb des Bezirks; er konnte
nach einem bestimmten Turnus wechseln oder in Ausnahmefällen vor
der Sitzung festgelegt werden." Nur in Aarburg und Rönigsfelden
stand dem Gericht ein öffentliches Gebäude zur Verfügung (hier das

Kloster, dort das Rathaus). In allen andern Gerichtsbezirken wurde
in einem Wirtshaus Gericht gehalten. Fehlte auch ein folches, so

mußte das Gericht in einem „bequemen Particular-Haus"," im
äußersten Fall auf freiem Platz" tagen.

2. Das ordentliche Gericht. Wann und wie oft trat das

Gericht zusammen? Bei der Beantwortung dieser Frage haben wir
nach bernischem Recht zwei Arten von Gerichten zu unterscheiden:
das „Wuchen"- oder „ordinari-Gricht" und das „Gast-" oder „extra-
Gricht". Laut Gmolumententarif i?7Z hatten im Jahre an jeder Ge-

richtsstelle mindestens zwei ordentliche Gerichtssitzungen stattzufinden,
das Frühlings- und das Herbstgericht.?° Je nach Bedarf konnte jedoch
der kandvogt weitere ordentliche Sitzungen einschalten.?' Bei der rasch

>» Mutach schildert die Aufgaben eines solchen Gerichtschreibers wie folgt:
Der Schreiber eines Gerichts hat die eingereichten Schriftstücke vorzulesen, er führt
das Protokoll und notiert das Urteil (Substantzlicher Underricht, S. 177; Gedr,
M.B. ,o, Nr. e).

" Als Beispiel für einen Turnus sei das Gericht Rupxerswil erwähnt. Ts
tagte abwechslungsweise in Staufen, Hunzenschwil, Rupxerswil und Niederlenz
(Befehlen, S. i. Schreiben vom > Z.November i??9). Das Gericht Aarburg
versammelte sich in der Regel im Rathaus. Einzelne Sitzungen wurden aber auch im
oderamtlichen Schloß abgehalten. Am 2Z. Juni >7?S tagte es in Vordemwald
(Aarburger Gerichtsbuch).

>« Befehle!!, S. I; Schreiben vom I Z.November 177g.
>» In seiner bereits erwähnten Sitzung vom 2Z. Juni I7ys versammelte sich

das Gericht von Aarburg „unter freyem Himmel" vor dem Hause des X. in
Vordemwald (Aarburger Gerichtsbuch).

i° Tmolumententarife l??z, Tit. XII, Art. I, Abs. I.
« Gmolumententarif kenzburg und Gmolumententarif Wildenstein, Biberstein,

Tastelen und Aönigsfelden I77Z, Tit.XII, Art. l, Abs. 2. Bemerkenswert ist,

daß die Tmolumententarife der übrigen bernischen Vberämter diese Möglichkeit
nicht erwähnen.
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3unebmenben Cntmidlung oon Ejanbel unb Derfehr wäre eigentlich
als bireîte F°l<$e cin fteigenbes Bebürfnis nadj gerichtlichen Urteilen
3u erwarten, fobafj ber Sanboogt bas (Bericht in immer tüt$et wer«
benben seitlichen gwifdjenräumen hätte einberufen muffen. Dem ift
aber nidjt fo. 3m (Begenteil, bie interne Cntmidlung ber bernifdjen
Hedjtfpredjung bradjte es mit fidj, bafj bie nieberen (Seridjte im 18.

3abrbunbert immer mehr an Bebeutung oerloren: inbem bie Unter«
tanen felbft es ©otogen, im „Heîursoerfatjren" unter Umgehung bes

Twinggeridjtes unmittelbar an ben Sanboogt 3U gelangen, ent3ogen
fie bem nieberen (Beridjt bie materielle (Brunblage.22 An ï^anb ber

(Seridjtsprotoîolle îonnen mir fo feftfteUen, bafj bie Sanboögte am
Anfang bes 3abrbunberts oom Hedjt ber Cinfdjaltung oon jufätj»
liehen (Beridjtsfitjungen 3iemlidj häufig (Bebraudj mädjten, bafj ba*

gegen in ben letjten 3abr3ebnten megen OTangels an (Sefdjäften an
oielen (Berichten îaum mehr bie Beftimmung über bie 3meimalige
jährliche Tagung eingehalten würbe.23 Damit mar audj bie Forbe»

rung bes Sen3burger (Braffdjaftsredjtes, bafj alle ©ter3efjn Tage „orbi»
nari unb tDudjen«(Sridjt" gehalten merben muffe, hinfällig gewor«
ben.24

3. DasCjtra«(Beridjt. Oätjrenb fidj bie «Seridjtsfäffen 3um
orbentlidjen (Seridjt ohne befonbern Cntgelt »erfammelten unb nur
bie im emolumententarif für jebes (Befdjäft feftgelegten Cmolumente
be3ietjen burften, hatten bie Parteien für bie Cinberufung eines Cjtra«
(Berichtes eine fpesielle (Bebübr 3u entrichten; biefes würbe bestjalb
audj „Kauff»(Bridjt" genannt.25 Die Derteilung ber 3ufätjlidjen Koften
auf bie beteiligten Parteien erfolgte nadj genau feftgelegtem Hegie»
ment auf (Brunb bes Cmolumententarifs. Auch für biefe Crtrageridjte
gilt bie gleidje Feftftellung mie für bie orbentlidjen (Berichte: bie Ejäu«

figfeit ihrer Sitjungen nahm fdjnell ab; in fleineren, mirtfdjaftlidj
weniger regen (Beridjtsbejirîen fönnten im 18. 3abrbunbert oiele

3ahre oergehen, bis bas (Beridjt 3U einer Cjtratagung 3ufammentreten

»» Dgl. Kap. Der Sanboogt als Derroalter ber nieberen Seridjte.
" Dgl. ähnliche ^eftfteDungen bei Sennefahrt III, S. 344 unb QJerber, S. 145

unb 159.

" patent oom 20. <Jebruar 1645, Sq.I, S. 324. Cine gleidje Beftimmung
finbet fidj im (unbatierten) „Seridjts-Cariff im Kmt Cygen" (Königsfelber
OTaterial, S. 143 f.).

« „Seridjts-Cariff im Kmt Cygen" (Königsfelber OTaterial, S. 143 f.).
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zunehmenden Entwicklung von Handel und Verkehr wäre eigentlich
als direkte Folge ein steigendes Bedürfnis nach gerichtlichen Urteilen
zu erwarten, fodaß der kandvogt das Gericht in immer kürzer
werdenden zeitlichen Zwischenräumen hätte einberufen müffen. Dem ift
aber nicht fo. Im Gegenteil, die interne Entwicklung der bernifchen
Rechtsprechung brachte es mit sich, daß die niederen Gerichte im 1,8.

Jahrhundert immer mehr an Bedeutung verloren: indem die Untertanen

selbst es vorzogen, im „Rekursverfahren" unter Umgehung des

Twinggerichtes unmittelbar an den Landvogt zu gelangen, entzogen
sie dem niederen Gericht die materielle Grundlage.?? An Hand der

Gerichtsprotokolle können mir fo feststellen, daß die kandvögte am

Anfang des Jahrhunderts vom Recht der Einschaltung von zusätzlichen

Gerichtssitzungen ziemlich häufig Gebrauch machten, daß

dagegen in den letzten Jahrzehnten wegen Mangels an Gefchäften an
vielen Gerichten kaum mehr die Bestimmung über die zweimalige
jährliche Tagung eingehalten wurde.?« Damit war auch die Forderung

des Lenzburger Graffchaftsrechtes, daß alle vierzehn Tage «ordinari

und Wuchen-Gricht" gehalten werden müsse, hinfällig geworden.?«

s. DasGxtra-Gericht. Während fich die Gerichtsfäffen zum
ordentlichen Gericht ohne befondern Gntgelt versammelten und nur
die im Gmolumententarif für jedes Geschäft festgelegten Emoluments
beziehen durften, hatten die Parteien für die Einberufung eines
ExtraGerichtes eine spezielle Gebühr zu entrichten; dieses wurde deshalb
auch „Rauff-Gricht" genannt.?« Die Verteilung der zusätzlichen Rosten
auf die beteiligten Parteien erfolgte nach genau festgelegtem Reglement

auf Grund des Gmolumententarifs. Auch für diefe Extragerichte
gilt die gleiche Feststellung wie für die ordentlichen Gerichte: die
Häufigkeit ihrer Sitzungen nahm schnell ab; in kleineren, wirtschaftlich
weniger regen Gerichtsbezirken konnten im 18. Jahrhundert viele
Jahre vergehen, bis das Gericht zu einer Extratagung zusammentreten

vgl. Aap. Der landvogt als Verwalter der niederen Gerichte.
« vgl. ähnliche Feststellungen bei Rennefahrt III, S. 244 und Werder, S. l4S

und isy.
« Patent vom 2«. Februar 1,64», Rq.l, S. 224. Gine gleiche Bestimmung

findet sich im (undatierten) „Gerichts-Tariff im Amt T-ygen" (Aönigsfelder
Material, S. 142 f.).

« „Gerichts-Tariff im Amt Tygen' (Aönigsfelder Material, S. 142 f.).
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mufjte; felbft in einem Amt mit lebhafterem £janbels©erfetjr, mie im
Amt Senjburg, blieb es bei einem, atterhödjftens 3wei Crtrageridjten
pro 3abr.

4. Die (Beridjtsoerhanblung. Trat bas (Seridjt 3U einer

orbentlidjen Sitjung 3ufammen, fo würbe bas minbeftens adjt Tage
oortjer „oon Kabeln", b. b. in ber Kirdje, oerîunbet.26 gum aufjer«

orbentlidjen (Beridjt würben fowotjl bie Parteien als audj bie (Se*

ridjtsfäffen burdj ben IDeibel perfönlidj aufgeboten.27 Das Crfdjeinen
war für bie (Beridjtsfäffen obligatorifdj ; bei unentfdjulbigtem IDeg«

bleiben würben fie gebüfjt.28 Sänge geit erhielt bas (Bericht auf Koften
ber Parteien eine OTatjl3eit. Hiebt feiten artete biefe 3U eigentlichen
(Belagen aus. 3m 18.3atjrtjunbert würbe gegen biefen OTifjftanb oon

obrigîeitlidjer Seite fdjarf ©orgegangen.29 3n biefem gufammenhang
fann 3ugleidj feftgeftellt merben, bafj eine überforberung ber redjt»

fudjenben Parteien burdj bie (Seridjtsfäffen im \8. 3abrljunbert gan3

ausgefdjloffen war. 3n ben Cmolumententarifen würben bie Cntfdjä«
bigungen für jebe (Beridjtsdjarge, fei es ©beroogt, Unteroogt, Sdjrei»
ber, IDeibel ober (Seridjtsfäffe für jebe Art oon Hedjtsfätten bis ins
Cinjelne feftgelegt. An jeber «Seridjtsftelle war ein Cjemplar ber

Tarife auf3ubewatjren, unb jeber (Berichtsweibel hatte ein foldjes 3U

befirjen, um es auf Derlangen bem Hedjtfudjenben ©orweifen 3U fön»
nen.30

Auf bas eigentliche Derfahren ©or (Seridjt braucht nidjt einge»

gangen 3U werben. Cs fei nur fur3 erwähnt, bafj ber Dorfitjenbe, ber

eigentliche „Hidjter", bie Dertjanblungen führte unb bie (Berichts»

fäffen, feine „Bei»Hidjter", nadj Abfdjlufj ber Cinoematjmen um ihr

2« Cmolumententarife 1773, Citel XII, Krt. 21, Kbfatj 1.

" Cmolumententarife 1773, Citel XII, Krt. 21, Kbfatj 2.
28 Sen3burger Cbwing Sobel.
23 Seue Bufjen- unb Cmolumentenorbnung 17U (OT.8. H, S. 466 f.).
3m 3ahre (741 lief in Bern bie OTelbung ein, bafj „bie Seridjtsfeffen in

Crlinspadj bie ihnen anfatjlenbe Cmolumcnte fametljafft oe^ebren unb oerpraf-
fen". Dies fdjien bem Kleinen Sat „un3imlidj". Der ©beroogt erhielt bie UJeifung,

iu »eranlaffen, bafj bie Seridjtsemolumente orbentlidj oerteilt würben unb bafj bie

Seridjtsfäffen „bas unanftenbig 3edjen unterlaffen" (Befehl »om 6. OTär3 l"41,
Bib.OT.B. IV, S.241f.).

so Kusführungsbeftimmungen bes Cmolumententarifes 1773, Citel XIX,
Krt. 2 unb 3 (OT.B. 25).
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mußte; selbst in einem Amt mit lebhafterem Handelsverkehr, wie im
Amt kenzburg, blieb es bei einem, allerhSchstens zwei Ertragerichien
pro Jahr.

4. Die Gerichtsverhandlung. Trat das Gericht zu einer

ordentlichen Sitzung zusammen, so wurde das mindestens acht Tage
vorher „von Kanzeln", d. h. in der Airche, verkündet.?» Zum
außerordentlichen Gericht wurden sowohl die Parteien als auch die

Gerichtssässen durch den Weibel persönlich aufgeboten.?? Das Erscheinen
war für die Gerichtssässen obligatorisch; bei unentschuldigtem
Wegbleiben wurden sie gebüßt.?» kange Seit erhielt das Gericht auf Aosten
der Parteien eine Mahlzeit. Nicht selten artete diese zu eigentlichen
Gelagen aus. Im 1,8. Jahrhundert wurde gegen diesen Mißstand von
obrigkeitlicher Seite scharf vorgegangen.?» In diesem Zusammenhang
kann zugleich festgestellt werden, daß eine Überforderung der

rechtsuchenden Parteien durch die Gerichtsfäffen im 18. Jahrhundert ganz
ausgefchlossen war. In den Gmolumententarifen wurden die
Entschädigungen für jede Gerichischarge, sei es Bbervogt, Untervogt, Schreiber,

Weibel oder Gerichtssässe für jede Art von Rechtsfällen bis ins
Einzelne festgelegt. An jeder Gerichtsstelle war ein Exemplar der

Tarife aufzubewahren, und jeder Gerichtsweibel hatte ein solches zu

besitzen, um es auf verlangen dem Rechtsuchenden vorweisen zu
können.»»

Auf das eigentliche Verfahren vor Gericht braucht nicht
eingegangen zu werden. Es fei nur kurz erwähnt, daß der Vorsitzende, der

eigentliche „Richter", die Verhandlungen führte und die Gerichts-
sässen, seine „Bei-Richter", nach Abschluß der Einvernahmen um ihr

2° tmolumententarife 177?, Titel XII, Art. 21, Absatz I.

" Tmolumententarife I77Z, TitelXII, Art, 21, Absatz 2.

2s kenzburger Thwing Rodel,
2» Neue Buszen» und Tmolumentenordnung >7I> (M.B.Ii, S. 4SS f.).
Im Jahre i?qi lief in Bern die Meldung ein, dafz „die Gerichtssessen in

Trlinspach die ihnen anfahlende Emoluments samethafft verzehren und verxras-
sen". Dies schien dem Aleinen Rat „unzimlich". Der Bbervogt erhielt die Weisung,

zu veranlassen, dafz die Gerichtsemolumente ordentlich verteilt würden und daß die

Gerichtssässen „das unanstendig zechen unterlassen" (Befehl vom e. März nqi,
Bib.M.B. IV, S.24I f.).

«a Ausführungsbestimmungen des Tmolumententarifes 177Z, Titel XIX,
Art. 2 und Z (M.B. 2S).
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Urteil fragte, worauf er als Stabführer bann bie Senten3 fällte.31 Die

äufjeren Formen waren babei gan3 burdj Trabition beftimmt. Cs mar
ein geidjen ber geit, bafj in ber 3weiten Ejälfte bes 1,8. 3abrtjunberts
3wei unteraargauifdje Sanboögte oerfuchten, gerabe biefe äufjeren For»
men in ihrem Amt einheitlich 3U regeln.32 Beibe Crlaffe legten überein»

ftimmenb bas Ejauptgewidjt auf punftlidjîeit unb anftänbiges Be»

nehmen aller Beteiligten. 2n Sen3burg unb in Sdjenfenberg erhielt
bie Sanbfdjreiberei bie Kompeten3, mit ben Parteien eine beftimmte
Stunbe für ihr Crfdjeinen oor (Beridjt oortjer feft3ulegen. 3n Sdjenîen»
berg fottten bie Aîten oier3ehn Tage oor ber Sitjung ber Sanbfdjreibe»
rei eingereicht werben, bamit biefe bie Urfunben ©orbereiten îonnte.
Bis anhin war ©iel geit mit foldjen Schreibarbeiten oerloren gegan»

gen, mätjrenb welcher fich bie Parteien im IDirtstjaus gütlich taten
unb bann nur att^u oft berart betranfen, bafj fie 3U ben Sdjlufjoer»
banblungen unfähig waren.

Hoch betaillierter unb einbringlidjer finb bie Senjburger Dor«

fdjriften: bie Parteien hatten fidj in anftänbiger Kleibung unb pünft«
lidj oor (Bericht einjufinben „unb annebens fich in aller (Bebütjr gegen

basfelbe 3U 3eigen". Die Hidjter mufjten fidj aber audj ibrerfeits guter
Aufführung „in Cntbaltung aller Unanftänbigfeit" befleifjen. Sie
fottten mit OTantel unb Degen erfdjeinen unb fidj aisbann ber ©rb«

nung nadj im (Beridjtsloîal um einen Cifdj ferjen. Diefes (Seridjts«
loîal mufjte „eine abgefönberte Stube" bes IDirtstjaufes fein. Stellte
ber IDirt îeine foldje 3ur Derfügung, fo murbe bie Sitjung in einem

Prioattjaus abgehalten. Darauf würbe bas (Beridjt burdj ben IDeibel

„oerbannet"; biefer nahm nachher feinen platj an ber Türe ein unb

liefj îeinen herein, ber nidjt eine Angelegenheit oor (Beridjt bringen
mottle. tDäbrenb ber gan3en Sitjung blieben bie Hidjter an ihrem
platj unb fottten „fidj in ber gmifdjenjeit alles Cffens unb Trinfens
müfjigen". Cs war ftreng barauf 3U achten, bafj nadj Sdjlufj ber Sit»

3ung feine (Befdjäfte mehr angenommen würben.
OTeldje „ibyttifdjen" (Beridjtsfttjungen îann man fidj nidjt beim

Sefen biefer Crlaffe ausmalen! Das ftraffere Hegiment fdjien übri»

3» OTutadj, Subft. Unberridjt, S. 174 (Sebr.OT.B. io, Sr. 6).
»« Crlafj bes Sanb»ogtes »on Senjburg oom 2l.De3ember 1764 (Befehle I,

S. 57 ff.).
Crlafj bes Sanboogtes oon Sdjenfenberg oom 7. OTär3 1775 (Derbot» unb

Seglement«8udj I ber Ämter Sdjenfenberg unb Caftelen, S. 22 ff.).
10

N5

Urteil fragte, worauf er als Stabführer dann die Sentenz fällte.«' Die

äußeren Formen waren dabei ganz durch Tradition bestimmt. Ts war
ein Zeichen der Zeit, daß in der zweiten Hälfte des 1,8. Jahrhunderts
zwei unteraargauifche kandvögte verfuchten, gerade diefe äußeren Formen

in ihrem Amt einheitlich zu regeln.«? Beide Triasse legten
übereinstimmend das Hauptgewicht auf Pünktlichkeit und anständiges
Benehmen aller Beteiligten. In kenzburg und in Schenkenberg erhielt
die kandschreiberei die Kompetenz, mit den Parteien eine bestimmte
Stunde für ihr Erscheinen vor Gericht vorher festzulegen. In Schenkenberg

sollten die Akten vierzehn Tage vor der Sitzung der kandfchreiberei

eingereicht werden, damit diefe die Urkunden vorbereiten konnte.

Bis anhin war viel Zeit mit folchen Schreibarbeiten verloren gegangen,

während welcher fich die Parteien im Wirtshaus gütlich taten
und dann nur allzu oft derart betranken, daß sie zu den

Schlußverhandlungen unfähig waren.
Noch detaillierter und eindringlicher find die kenzburger

Vorschriften: die Parteien hatten sich in anständiger Kleidung und pünktlich

vor Gericht einzufinden „und annebens fich in aller Gebühr gegen

dasselbe zu zeigen". Die Richter mußten sich aber auch ihrerseits guter
Aufführung „in Enthaltung aller Unanständigkeit" befleißen. Sie

follten mit Mantel und Degen erscheinen und sich alsdann der Vrd-
nung nach im Gerichtslokal um einen Tisch setzen. Dieses Gerichtslokal

mußte „eine abgefönderte Stube" des Wirtshaufes fein. Stellte
der Wirt keine solche zur Verfügung, fo wurde die Sitzung in einem

Privathaus abgehalten. Darauf wurde das Gericht durch den weibel
„verbannet"; dieser nahm nachher seinen Platz an der Türe ein und

ließ keinen herein, der nicht eine Angelegenheit vor Gericht bringen
wollte, während der ganzen Sitzung blieben die Richter an ihrem
Platz und sollten „fich in der Zwischenzeit alles Gssens und Trinkens
müßigen". Ts war streng darauf zu achten, daß nach Schluß der

Sitzung keine Geschäfte mehr angenommen wurden.
Welche „idyllischen" Gerichtssitzungen kann man sich nicht beim

kesen dieser Grlasse ausmalen! Das straffere Regiment fchien Ubri-

S' Mutach, Subst. Underricht, s. 1,74 (Gedr.M.B. 1,0, Nr. e).
« Erlaß des kandvogtes von kenzburg vom 2l.Dezember l?eq (Befehlet,

S.s?ff.).
Erlaß des kandvogtes von Schenkenberg vom 7. März l?7S (verbot» und

Reglement-Buch l der Amter Schenkenberg und Gastelen, S. 22 ff.).
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gens ben Untertanen nidjt befonbers 3ugefagt 3U haben. Der Sanboogt
oon Sdjenfenberg mufjte bie Derorbnung im Saufe feiner Amtsjeit
nidjt weniger als breimal in Crinnerung rufen, ein erftes OTai wegen
„faft allgemeiner Hidjtbefolgung",33 ein 3meites OTai, meil ber Crlafj
„oon oielen ober ben meiften Amtsangehörigen nidjt mehr befolget
wirbt"34 unb ein letjtes OTai wegen „nidjtbeadjtung", woran bann

3u befferem Hadjbrud eine Bufjanbrotjung oon 1,0 fj gefnüpft würbe.33

e) Die nieberen (Berichte im bernifdjen Hedjts»
oerfahren.

I. Die Ausfdjaltung ber nieberen (Beridjte bei allen
Streitfadjen. Don ber Cinjelunterfudjung 3um Cefamtergebnis
oorbringenb, fottten wir nun einige allgemeine Betrachtungen über
bas bernifdje (Seridjtswefen, bie Hedjtsquellen, ben Hedjtsgang unb
bie Aufgaben unb Kompeten3en ber ein3elnen 3nftan3en folgen laffen.
3n feinen „(Brunb3ügen ber bernifdjen Hedjtsgefchichte" hat Henne»

fahrt jebodj biefen gau3en Fragenfompler in einer berart erfdjöpfen»
ben ÜJeife betjanbelt, bafj eine Spejialarbeit oon ihrem engeren (Se*

ftdjtsîreis aus nidjts wefentlicb Heues mehr beifteuern îann. 3dj laffe
es baher bei einem nochmaligen ausbrüdlidjen Ejinweis auf bie ein«

fdjlägigen Kapitel im genannten IDerf Hennefahrts bewenben. 3m
Ejinblid auf unfere befonbere problemftellung feien aber bodj einige
punfte fpejiett heroorgehoben.

\. Durdj °en Ausbau bes Appellationsmeges mürben bie niebe«

ren (Berichte in ben ftaatlidjen (Berichtsapparat eingegliebert.
Die eigentlichen F^rberer, menn nidjt fogar Urheber, biefer
Cntwidlung waren bie Untertanen.36

3» Befehl oom 12. Sooember 1777 (Derbot- unb Seglement-Budj I ber am-
ter Sdjenfenberg unb Caftelen, S. 91).

34 Befehl »om 14- Sooember 1780 (Derbot- unb Seglement-Budj I ber Untrer

Sdjenfenberg unb Caftelen, S. 168 f.).
35 Befehl »om 9. OTär3 (781 (Derbot- unb Seglement-Budj I ber iìmter

Sdjenfenberg unb Caftelen, S. 172 ff.).
38 3«*i erinnere an bie Derfudje 3ur Unterbinbung ber „Crölfudjt" burdj <$eft-

legung »on OTinimalftreitwerten für bie KppeUation. Cr betrug für eine KppeUa-
tion »om nieberen Seridjt an ben Sanboogt — be3eidjnenberroeife feit feiner
Cinfübrung unneränbert — lo S; »om Sanb»ogt an bie Ceutfebe KppeUationsfammer
3unädjft 10, bann 50 unb feit 17U ioo S ; »on ber Ceutfdjen KppeUationsfammer
an bie Säte feit 1764 looo Q. Kn feine fDertgrensen roaren bie KppeUationen in

1,46

gens den Untertanen nicht besonders zugesagt zu haben. Der Landvogt
von Schenkenberg mußte die Verordnung im Taufe seiner Amtszeit
nicht weniger als dreimal in Erinnerung rufen, ein erstes Mal wegen
„fast allgemeiner Nichtbefolgung",«« ein zweites Mal, weil der Erlaß
„von vielen oder den meisten Amtsangehörigen nicht mehr befolget
wirbt"»* und ein letztes Mal wegen „Nichtbeachtung", woran dann

zu befferem Nachdruck eine Bußandrohung von 1,0 T geknüpft wurdet
e) Die niederen Gerichte im bernifchen Rechts-

verfahren.
1. Die Ausschaltung der niederen Gerichte bei allen

Streitsachen, von der Einzeluntersuchung zum Gesamtergebnis
vordringend, sollten wir nun einige allgemeine Betrachtungen über
das bernische Gerichtswesen, die Rechtsquellen, den Rechtsgang und
die Aufgaben und Kompetenzen der einzelnen Instanzen folgen lassen.

In seinen „Grundzügen der bernischen Rechtsgeschichte" hat Renne-

fahrt jedoch diefen ganzen Fragenkomplex in einer derart erschöpfenden

Weise behandelt, daß eine Spezialarbeit von ihrem engeren
Gesichtskreis aus nichts wesentlich Neues mehr beisteuern kann. Ich lasse

es daher bei einem nochmaligen ausdrücklichen Hinweis auf die

einschlägigen Kapitel im genannten Werk Rennefahrts bewenden. Im
Hinblick auf unfere besondere Problemstellung seien aber doch einige
Punkte speziell hervorgehoben.

l,. Durch den Ausbau des Appellationsweges wurden die niederen

Gerichte in den staatlichen Gerichtsapparat eingegliedert.
Die eigentlichen Förderer, wenn nicht sogar Urheber, dieser

Entwicklung waren die Untertanen.««

«» Befehl vom 12. November I??7 (verbot- und Reglement-Buch I der Amter

Schenkenberg und Tasteten, S. gl).
« Besehl vom 14- November 1.730 (verbot» und Reglement-Buch I der Ämter

Schenkenberg und Tasteten, S. 168 f.).
»s Befehl vom 9. März >78i (verbot» und Reglement-Buch I der Ämter

Schenkenberg und Tastelen, S. 172 ff.).
>» Ich erinnere an die versuche zur Unterbindung der „Trölsucht" durch

Festlegung von Minimalstreitwerten für die Appellation. Tr betrug für eine Appellation

vom niederen Gericht an den kandvogt — bezeichnenderweise seit seiner Tin»
führung unverändert — lo S; vom kandvogt an die Ternsche Appellationskammer
zunächst l«, dann so und seit 1711 10« A; von der Teutschen Axpellationskammer
an die Räte seit 1764 loov S. An keine wertgrenzen waren die Appellationen in
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Durch bie Anwenbung bes Heîursoerfaijrens würben ben nie«

beren (Berichten fämtlidje ftreitigen Hedjtsfadjen entjogen.37

3bre Ausfdjaltung mar einjig unb allein ber Ejaltung ber

Untertanen 3U3ufdjreiben.
Somit befdjranîte fidj bie Tatigîeit ber nieberen (Berichte in
ber 3weiten Ejälfte bes 1.8.3at?rtjrutberts auf bie Cntfdjeibung
oon Fragen ©ermögensredjtltdjer Hatur unb hierbei in erfter
Sinie auf bie amtliche Ausfertigung oon Urfunben.38
Die Untertanen hatten, mit anbern IDorten, jeben Cinflufj auf
bie Hedjtfpredjung oerloren. Die Derbrängung bes Unter«
tanenelementes fann jebodj nur 3um geringften Teil auf
obrigîeitlidje 3nitiati©e 3urüdgefütjrt werben; es waren oiel«

mehr bie Untertanen felbft, welche aus praftifdjen Crwägun»
gen unb nidjt 3uletjt audj aus reinen Bequemlidjfeitsgrünben
biefen letjten Heft ihres einfügen OTttfpradjeredjts berart
unterhöhlt hatten, bafj ein foldjes fdjliefjlidj nur mehr tbeore»

tifdj weiterbeftanb.

Streitigfeiten über fjerrfdjafts» unb Sebensredjte, 8oben3infe unb gebntgeredjtig-
feiten gebunben.

gur Kbfdjredung ber Cröler würbe ber leichtfertige KppeUant, ben ber Sat
in einem oor ihn ge3ogenen Urteil „am Ungrunb unb Unrechten" fanb, mit 24ftünbi-
ger Sefangenfdjaft beftraft (Bufjen- unb Cmolumentenorbnung 17H, OT.8. U,
S.481).

»' Das Sefursoerfabren rourbe burdj OTanbat »om 17. Februar 1736 genau
geregelt (OT.8.15, S. 136 ff.).

Sehen bem Sefurs gab es nodj ein 3roeites abgefü^tes Derfahren, bas armen-
redjtlidje Derfahren. Saut ber Bufjen» unb Cmolumentenorbnung »on I7H mufjte
bas Krmenredjt einem jeben gemährt roerben, ber aus OTangel an 3eitlidjem Sut
bie normalen pro3efcfoften nidjt 3u tragen »ermodjte. Diefer hatte 3unädjft eine ent»

fpredjenbe BeroiUigung feines Sanboogts einholen. KIsbann foUte fein Sedjts»
faU in möglidjft abgefür3tem („fummarifdjem") Derfahren unb „ohne Umfdjroeife"
erlebigt roerben. KppeUation roar nur bei Sachen über ioo pfunb an bie C. Kppel»
lationsfammer möglich. Das gan3e armenredjtliche Derfahren roar für ben

Unbemittelten ooUftänbig foftenlos (Bufjen- unb Cmolumentenorbnung 17U, OT.B. U,
S. 480 f.; Cmolumententarife 1773, Citel XVIII, refp. XVI unb XV; Seridjtsfatjung

1762, 3. Cbeil, Citel XXVI). Durdj obrigfertliches OTanbat oom 20. Februar
1645 roar biefes Krmenredjt ausbrüdlidj im ©beramt Sensburg eingeführt roorben

(Sq.I, S.322f.).
s« Selbft 3i»ilrechtlicbe Streitigfeiten »erfdjroanben aus ben Seridjtsmanualen

(»gl. DJerber, S. 155 unb 165). Der Derfaffer ber „Sadjridjten" umfdjreibt bie

Kompetensen bes nieberen Seridjts mit folgenben IDorten: „KUe Kauf», Caufdj»,

1,47

Durch die Anwendung des Rekursverfalzrens wurden den nie»

deren Gerichten sämtliche streitigen Rechtsfachen entzogen.«?

Ihre Ausschaltung war einzig und allein der Haltung der

Untertanen zuzuschreiben.
Somit beschränkte fich die Tätigkeit der niederen Gerichte in
der zweiten Hälfte des lg. Jahrhunderts auf die Entscheidung
von Fragen vermögensrechtlicher Natur und hierbei in erster
Linie auf die amtliche Ausfertigung von Urkunden.«»

Die Untertanen hatten, mit andern Worten, jeden Ginfluß auf
die Rechtsprechung verloren. Die Verdrängung des Unter«
tanenelementes kann jedoch nur zum geringsten Teil auf
obrigkeitliche Initiative zurückgeführt werden; es waren viel»

mehr die Untertanen felbst, welche aus praktischen Trroägun»
gen und nicht zuletzt auch aus reinen Bequemlichkeitsgründen
diesen letzten Rest ihres einstigen Mitspracherechts derart
unterhöhlt hatten, daß ein solches fchließlich nur mehr theoretisch

weiterbestand.

Streitigkeiten über Herrschafts- und kehensrechte, Bodenzinse und Zehntgerechtigkeiten

gebunden.
Zur Abschreckung der Tröler wurde der leichtfertige Appellant, den der Rat

in einem vor ihn gezogenen Urteil »am Ungrund und Unrechten" fand, mit 24stündi»

ger Gefangenschaft bestraft (Bußen- und Tmolumentenordnung l?ll, M.B. ll,
S. qsi).

« Das Rekursverfahren wurde durch Mandat vom l?. Februar i?2e genau
geregelt (M.B. is, S. ise ff.).

Neben dem Rekurs gab es noch ein zweites abgekürztes Verfahren, das
armenrechtliche Verfahren, laut der Bußen» und Tmolumentenordnung von l?ll mußte
das Armenrecht einem jeden gewährt werden, der aus Mangel an zeitlichem Gut
die normalen Prozeßkosten nicht zu tragen vermochte. Dieser hatte zunächst eine ent»

sprechende Bewilligung seines kandvogts einzuholen. Alsdann sollte sein Rechtsfall

in möglichst abgekürztem („summarischem") Verfahren und „ohne Umschweife"
erledigt werden. Appellation war nur bei Sachen über l«0 Psund an die T. Appel»
lationskammer möglich. Das ganze armenrechtliche Verfahren war für den Un»

bemittelten vollständig kostenlos (Bußen» und Tmolumentenordnung l?N> M.B. ll,
S. qsof.; Tmolumententarife ,77Z, Titel XVIIl, resx. XVI und XV; Gerichts»

satzung l?62, s. Theil, Titel XXVI). Durch obrigkeitliches Mandat vom 20. Februar
leqs war dieses Armenrecht ausdrücklich im Bberamt kenzburg eingeführt worden

(Rq.I. S.222f.).
»« Selbst zivilrechtliche Streitigkeiten verschwanden aus den Gerichtsmanualen

(vgl. Werder, S. I5S und ies). Der Verfasser der „Nachrichten" umschreibt die

Aomxetenzen des niederen Gerichts mit folgenden Worten: „Alle Aauf», Tausch»,
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2. Die Sdjulòbctretbung im Untern Aargau. gwet
Afpeîte bes bernifdjen (BericbtsDerfabrens finb nodj befonbers ju er«

wähnen, beshalb nämlidj, weil fidj hier bis 3um Untergang bes alten
Berns noch eine gewiffe regionale Cigenftänbigfeit behaupten fönnte.

Hennefahrt fteltt (III, S. 4O6 f.) feft, bafj fidj im ©bern unb Un«

tern Aargau für bie Sdjulbbetreibung ein befonberes Derfahren !jer=

ausgebilbet hatte, beffen wefentlidjes OTerfmal es war, bafj eine 8e=

treibung burdj fttllfdjweigenbe Anerfennung burdj ben Sdjulbner ohne

Dorberigen gerichtlichen gufprudj burch fogenannte „Botte" (galj»
lungsbefehl) erfolgen fönnte.39 Darauf grünbete fidj nun ein fpejielles
Derfahren, bas felbft innerhalb ber unteraargauifdjen Smter nidjt
einheitlich geregelt war.40

Bei Sdjulben unter 1.0 pfunb würbe in ber Hegel ein fogenann»
tes „pfanbbott" erlaffen. Die Bewilligung tjieju erteilte in ben 2im=

tern Biberftein, Caftelen, Königsfeiben unb Sdjenfenberg ber Sanb«

©ogt,41 im Amt Senjburg ber «Seridjtsunteroogt ober bei beffen Tib*

wefentjeit ber erfte Dorgefetjte bes Dorfes.42 Bei Schulben über
IO Pfunb würben im Untern Aargau im Abftanb oon je einer Wodie43

Sdjablos- unb ©ültbriefe muffen »or ben beiben Seridjten gefergget werben"; b. b.

„bas Concept ober bas 3nftrument werben abgelefcn unb bie beiben Kontrabenten
(bei Sdjablosbriefen audj bie Bürgen) geloben bem präfibenten bes Seridjtes an
Stab" (XIII. 128, Kap. „Bergungen"). Die „Befdjreibung ber redjts-übungen, ufro."
fagt aus: Die Suit-, Sdjablos- unb anberen Briefe mit Unterpfanbern werben

„gridjtlidj erfennt" (Sq.I, S.358). Unb ber emolumententarif 17T3 fdjliefjlidj
jäblt folgenbe Urfunben auf, bie oor ben nieberen Seridjten gefertigt werben mußten:

Kauf», Caufdj-, Steigerungs«, gatjlungs- unb aüe fogenannten ^ertigbriefc
(Citel XI, Krt. 9; OT.8. 25).

3» 3™ Bufeen- unb emolumententarif oon KU wirb im Kap. „Botte unb

Sdjulben" biefe Sonberregelung für „©rte, roo Botte bisher bräudjlicb waren"
ausbrüdlidj beftätigt:

^ür ben ©bern Kargau würbe eine Bufje fcjtgelcgt für ben ^aU, baf; „bas
»ierwodjige Bort »erfloffen unb »or Seridjt wirflidj gcflagt wirb", ^ür ben Untern
Kargau für bie erften brei, bei Sidjtbeadjtung audj für bas 4. Bott (OT.8. 11,

S. 472).
40 Cs fei »orausgefdjidt, baf; im Kmt Karburg bei Sdjulbbetretbungen nadj

bem „budjftäblidjen 3nbalt ber neuen Seridjtsfatjung" — nämlidj ber Stabt
Bern — »orgegangen würbe (Sadjridjten, S. 63).

4i emolumententarif 1773, Cit. I, Krt. (3 (OT.8. 25).
42 emolumententarif 1773, Cit. I, Krt. (3 unb Cit. XIV, Krt. 3 (OT.8. 25).
43 Durch OTanbat oom 20. ^ebruar 1645 würbe für bie Sraffdjaft Sen3burg

2. Die Schuldbetreibung im Untern Aargau. Zwei
Aspekte des bernischen Gerichtsverfahrens sind noch besonders zu
erwähnen, deshalb nämlich, weil sich hier bis zum Untergang des alten
Berns noch eine gewisse regionale Eigenständigkeit behaupten konnte.

Rennefahrt stellt (III, S. qoe f.) fest, daß sich im Bbern und
Untern Aargau für die Schuldbetreibung ein besonderes Verfahren
herausgebildet hatte, dessen wesentliches Merkmal es war, daß eine
Betreibung durch stillschweigende Anerkennung durch den Schuldner ohne

vorherigen gerichtlichen Zuspruch durch sogenannte „Botte"
(Zahlungsbefehl) erfolgen konnte.«» Darauf gründete sich nun ein spezielles

Verfahren, das selbst innerhalb der unteraargauischen Ämter nicht
einheitlich geregelt war.*»

Bei Schulden unter l,c> Pfund wurde in der Regel ein sogenanntes

„pfandbott" erlassen. Die Bewilligung hiezu erteilte in den Ämtern

Biberstein, Gastelen, Rönigsfelden und Schenkenberg der

kandvogt,*' im Amt kenzburg der Gerichtsuntervogt oder bei deffen
Abwesenheit der erste vorgefetzte des Dorfes.*? Bei Schulden über

I« Pfund wurden im Untern Aargau im Abstand von je einer N?oche*^

Schadlos» und Gültbriefe müssen vor den beiden Gerichten gefergget werden"; d. >>,

„das Concept oder das Instrument werden abgelesen und die beiden Kontrahenten
loci Schadlosbriefen auch die Lütgen) geloben dem Presidenten des Gerichtes an
Stab" (XIII, 128, Kap. „Fergungen"), Die „Beschreibung der rechts-übungen, usw."
sagt aus: Die Gült», Schadlos» und anderen Briefe mit Unterpfändern werden

„grichtlich erkennt" (Rq.l, S, 228), Und der Gmolumententarif 1775 schließlich

zählt folgende Urkunden auf, die vor den niederen Gerichten gefertigt werden mußten:

Kauf-, Tausch-, Steigerungs», Zahlung?- und alle sogenannten Fertigbriefe
(Titel XI, Art. 9! M.B. 25).

Im Bußen» und Gmolumententarif von I?I> wird im Aap. „Botte und
Schulden" diese Sonderregelung für „Vrte, wo Botte bisher bräuchlich waren"
ausdrücklich bestätigt:

Für den Cbern Aargau wurde eine Buße festgelegt für den Fall, daß „das
vierwöchige Bott verflossen und vor Gericht wirklich geklagt wird". Für den Untern
Aargau für die ersten drei, bei Nichtbeachtung auch für das q. Bott (M.B. Ii,
s. 472).

«° Ts sei vorausgeschickt, das; ini Amt Aarburg bei Schuldbetreibungen nach
dem „buchstäblichen Inhalt der neuen Gerichtssatzung" — nämlich der Stadt
Bern — vorgegangen wurde (Nachrichten, S. 6Z),

" Gmolumententarif ,772, Tit. I, Art, ,5 (M.B. 25).
" Tmolumententarif 1775, Tit. I, Art. ,5 und Tit. XIV, Art. 2 (M.B. 25),
« Durch Mandat vom 20. Februar 1645 wurde für die Grafschaft kenzburg
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„nadj bisher üblichen Formalitäten" oier tDodjenbotte erlaffen.44 Die

Bewilligung für bie beiben erften biefer IDodjenbotte erteilten im
Amt Sen3burg wieberum bie (Seridjtsunteroögte unb in ihrer Der»

tretung bie erften Dorgefetjten ber Dörfer,45 in ben Ämtern Biberftein,
Caftelen unb Sdjenfenberg (nidjt aber in Königsfeiben!) „nadj altem
Ejerîommen" bie (Beridjtsunteroögte.46 Die 3. unb 4. IDodjenbotte
würben in allen genannten Ämtern burdj ben Sanboogt bemittigt.47

3n biefem gufammentjang mufj nodjmals bas Senjburger OTonats»

gericht genannt werben, bas freilich nur für bie (Sraffdjaft Senjburg
Amtsbefugniffe befafj: mit ber Cinfübrung biefer 3nftitution würbe

für bas betreffenbe (Sebiet eine fpejiette ©rbnung 3ur guerîennung
©on Pfänbern ©on (Sültbriefen in Übergehung ber Hieberen (Seridjte
gefdjaffen.48 Audj biefe ©rbnung würbe obrigîeitlidj anerîannt unb

bas befonbere Derfahren anerfannt mit ber einigen Kbänberung, bafj bie Jrift
3wifdjen 3wei „Botten" auf eine IDocbe »erlängert rourbe (Sq. I, S. 323).

44 3n ber „Befdjreibung ber redjts-übungen, ufro." roirb bas Derfahren für
bas Kmt Sen3burg roie folgt gefdjilbert: Der Släubiger liefj mit BeroiUigung bes

Seridjtsunter»ogts, in beffen Seridjtsbejirf ber Sdjulbner roobnbaft roar, burdj
einen DJeibel 3unädjft bas erfte unb, roenn biefem feine Jolge geleiftet rourbe,

nadj adjt Cagen bas 2.8ott „anlegen". Unterlief} ber Sdjulbner bie Knfedjtung ber

Sdjulb, fo reidjte ber Släubiger ein geugnis bes OTeibels über bas bisherige Dor-
gehen mit ber Bitte um Jortfetjung bes Derfahrens bem Sanboogt ein. Diefer
erliefe nun „auf gebrudten gebeln" bas 3. unb adjt Cage fpäter bas 4- Bott. Jür bie

Sidjtbeadjtung eines jeben Bottes rourbe ber Sdjulbner mit einer ftdj fteigernben

Bufje belegt, bie »orberfjanb ber Släubiger 3U entrichten hatte. Den 4. Bottjettel
tonnte biefer nun — gegen Crlegung oon 1 Sulben — ohne weiteres bem

Sanbweibel übergeben, ber ben Sdjulbner in £jaft fetjte. Die Sefangenfdjaft, beren Koften
ber Släubiger 3U »erbürgen hatte, bauerte fünfunb»ier3ig Cage. 3trnerbalb biefer

Jrift mufjte ber Sdjulbner bejahten ober einen Seitstag »erlangen, fonft rourbe er

bis 3ur Be3ablung ber Sdjulb ausgeroiefen (Sq.I, S. 358 f.). 3m 3ahre 1769

rourbe biefes Derfahren burdj obrigfeitlidjes OTanbat nodjmals ausbrüdlidj
genehmigt (OTanbat »om 24. Kpril 1769, Sq.I, S. 355).

45 emolumententarif 1773, Cit. I, Krt. 13 unb Cit. XIV, Krt. 3 (OT.8.25).
« emolumententarif 1773, Cit. I, Krt. 14 unb Cit. XIV, Krt. 3.
4' emolumententarif 1773, Cit. XIV, Krt. 3.

48 ein3elfjeiten über bas Derfahren fiehe in „Befdjreibung ber redjts-übungen
ufw." (Sq. I, S. 358). Beim Seltstags»erfabren würbe im übrigen audj im Kmt
Sen3burg nadj ben „Sefatjen OTr. gn. £}rn." »erfahren. Cinjig rourben in Sen3burg
mit ber Cinfdjä^ung bes Steigerungsgutes feine fpe3ieUen Beamten („Sdjätjer"),
roie bies im übrigen Staatsgebiet ber JaU war, betraut. Diefe Kufgabe lag oiel»
mebr ben gewöhnlichen pfänbungsbeamten (Santmeifter ober Seltsoerorbnete
genannt) ob („Befdjreibung ber redjts-übungen ufro.", Sq. I, S. 360).

149

„nach bisher üblichen Formalitäten" vier lvochenbotte erlassen." Die

Bewilligung für die beiden ersten dieser lvochenbotte erteilten im
Amt Lenzburg wiederum die Gerichtsuntervögte und in ihrer
Vertretung die ersten vorgefetzten der Dörfer/« in den Ämtern Biberstein,
Eastelen und Schenkenberg (nicht aber in Rönigsfelden!) „nach altem
Herkommen" die Gerichtsuntervögte." Die z. und 4. lvochenbotte
wurden in allen genannten Ämtern durch den Landvogt bewilligt.*'
In diefem Zusammenhang mutz nochmals das Lenzburger Monatsgericht

genannt werden, das freilich nur für die Grafschaft Lenzburg
Amtsbefugnisse besaß: mit der Ginführung diefer Institution wurde

für das betreffende Gebiet eine spezielle Vrdnung zur Anerkennung
von Pfändern von Gültbriefen in Übergehung der Niederen Gerichte
geschaffen." Auch diefe Grdnung wurde obrigkeitlich anerkannt und

das besondere Verfahren anerkannt mit der einzigen Abänderung, daß die Frist
zwischen zwei „Lotten" auf eine Woche verlängert wurde (Rq. I, S. 525).

« In der „Beschreibung der rechts-übungen, usw." wird das Verfahren für
das Amt kenzburg wie folgt-geschildert: Der Gläubiger ließ mit Bewilligung des

Gerichtsuntervogts, in dessen Gerichtsbezirk der Schuldner wohnhaft war, durch

einen weibel zunächst das erste und, wenn diesem keine Folge geleistet wurde,
nach acht Tagen das 2. Bott „anlegen". Unterließ der Schuldner die Anfechtung der

Schuld, so reichte der Gläubiger ein Zeugnis des Weibels Uber das bisherige
vorgehen mit der Bitte um Fortsetzung des Verfahrens dem kandvogt ein. Dieser er»

ließ nun „auf gedruckten Jedeln" das z. und acht Tage später das 4. Bott. Für die

Nichtbeachtung eines jeden Bottes wurde der Schuldner mit einer sich steigernden

Buße belegt, die vorderhand der Gläubiger zu entrichten hatte. Den 4. Bottzettel
konnte dieser nun — gegen Trlegung von I Gulden — ohne weiteres dem kand»

weibel übergeben, der den Schuldner in Haft setzte. Die Gefangenschaft, deren Aosten
der Gläubiger zu verbürgen hatte, dauerte fllnfundvierzig Tage. Innerhalb dieser

Frist mußte der Schuldner bezahlen oder einen Geltstag verlangen, sonst wurde er

bis zur Bezahlung der Schuld ausgewiesen (Rq.l, S. ssg f.). Im Jahre l?e?
wurde dieses Verfahren durch obrigkeitliches Mandat nochmals ausdrücklich ge»

nehmigt (Mandat vom 2?. April I7Sg, Rq.l, S. ZS5).
« Tmolumententarif ,775, Tit. I, Art. 15 und Tit. XIV, Art. 5 (M.B. 25).
« Tmolumententarif 1,775, Tit. I, Art. 14 und Tit. XIV, Art. 5.

" Tmolumententarif 1775, Tit. XIV, Art. 5.

<« Einzelheiten Uber das Verfahren siehe in „Beschreibung der rechts»übungen
usw." (Rq.l, S. 553). Beim Geltstagsverfahren wurde im übrigen auch im Amt
Lenzburg nach den „Gesatzen Mr. gn. Hrn." verfahren. Tinzig wurden in kenzburg
mit der Einschätzung des Steigerungsgutes keine speziellen Beamten („Schätzer"),
wie dies im übrigen Staatsgebiet der Fall war, betraut. Diese Aufgabe lag viel»

mehr den gewöhnlichen Pfändungsbeamten (Gantmeister oder Geltsverordnete ge»

nannt) ob („Beschreibung der rechts»Ubungen usw.", Rq. I, S. 5S0).
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blieb bis 3ur Auflöfung bes bernifdjen Staatswefens in Kraft. Dafj
fogar einjelne (Seridjte gerabe auf biefem (Sebiete befonbere Derfahren
heraushüben îonnten, 3eigt bas Beifpiel ©on Heitnau, wo oor ben oier
in Sensburg üblichen IDodjenbotten nodj brei „Sdjänisbotte" auf
einen Tag angelegt würben.49

3. Die (Sexidjtsf often.Der 3weite punît, in welchem ein3elne
ämter bes Untern Aargaus — an ihrer Spitje natürlich wieberum
Sen3burg — bis 3um Cube ber bernifdjen Ejerrfdjaft eigene H?ege

gingen, betrifft bie (Seridjtsîoften, feien es nun Cntfdjäbigungen an
bie Hidjter ober (Bebütjren für beftimmte Urfunben. 3n ben amtlidjen
Cmolumententarifen würben biefe wohl einheitlich feftgelegt. Für bie

Sanb©ogteien bes Untern Aargaus würbe jebodj eine Sonberregelung
getroffen. Cs waren brei (Bruppen (i.. Sen3burg, 2. Aarburg unb 3.

Biberftein, Caftelen, Sdjenîenberg unb Königsfeiben), innerhalb wel«

djer einheitliche Anfärje gefdjaffen würben.50 Cin näheres eingehen
auf bie einjelnen gatjlen würbe ben Hatjmen biefer Arbeit aber über»

fdjreiten. 3d) mufj midj baher mit ber blofjen FeftfteHung biefer Tat»
fadje begnügen.

III. Der (Seridjtsunteroogt

Wenn feftgeftellt würbe, bafj bie „(Berichte" (in territorialem
Sinn) nur innerhalb ber (Seridjtsoerwaltung auch als oerwaltungs«
tedjnifdje Begriffe Bebeutung hatten, fo mufj biefe Behauptung nadj
einer Seite hin ergäbt werben. Cinem ein3elnen Beamten bes (Se*

ridjts (als Behörbe) waren nämlidj im Saufe bes 1.8. 3afjrbunberts
weitere Aufgaben übertragen worben, bie ihn füglich als Fnnîtionar
ber gefamten Derwaltung gelten laffen îonnten. Cs war ber Seiter
bes «Berichtes, ber (Beridjtsunteroogt.

über ben eigentlichen Aufgabenfreis bes (Beridjtsunteroogts als
Stettoertreter bes (Seridjtstjerrn würbe bereits gefprodjen.51 Cs fei

4» Kus einem Sdjreiben bes Sanb»ogts »on Sen3burg an bie ©brigfeit oom

12. Kuguft 1765 (Sen3»urger K.-8. S, S.928f.).
so 3rtnerljalb ber Sanboogtei Sen3burg hatten audj bie eh^elnen £jerrfdjafts-

geridjte ibre fpe3ieUen, obrigfeitlidj anerfannten Carife (»gl. Sen3burger
emolumententarif 1773, Citel XII, Krt. 14 unb 16; m.B. 25).

st Der Seridjtsunter»ogt würbe oft für3er Seridjts»ogt genannt. U?eitere

8e3eidjnungen waren „Seridjtsoerwalter" (Sdjenfenberger Cybbudj 1737) unb

„Stabführer" (Sen3burger emolumententarif 1773, Citel XIV, Krt. 1, OT.8. 25).
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blieb bis zur Auflösung des bernifchen Staatswesens in Kraft. Daß
fogar einzelne Gerichte gerade auf diefem Gebiete befondere verfatzren
herausbilden konnten, zeigt das Beispiel von Reitnau, wo vor den vier
in Lenzburg üblichen Wochenbotten noch drei „Schänisboite" auf
einen Tag angelegt wurden."

5. Die Gerichts ko sten. Der zweite Punkt, in welchem einzelne
Ämter des Untern Aargaus — an ihrer Spitze natürlich wiederum
kenzburg — bis zum Tnde der bernischen Herrschaft eigene U?ege

gingen, betrifft die Gerichtskoften, seien es nun Tntschädigungen an
die Richter oder Gebühren für bestimmte Urkunden. In den amtlichen
Tmolumententarifen wurden diese wohl einheitlich festgelegt. Für die

kandvogteien des Untern Aargaus wurde jedoch eine Sonderregelung
getroffen. Ts waren drei Gruppen (i. Lenzburg, 2. Aarburg und 5.

Biberftein, Tastelen, Schenkenberg und Rönigsfelden), innerhalb welcher

einheitliche Anfätze geschaffen wurden.«" Tin näheres Tingehen
auf die einzelnen Zahlen würde den Rahmen dieser Arbeit aber

Uberschreiten. Ich muß mich daher mit der bloßen Feststellung dieser
Tatsache begnUgen.

III. Der Gerichisuntervogt

Wenn festgestellt wurde, daß die „Gerichte" (in territorialem
Sinn) nur innerhalb der Gerichtsverwaltung auch als verwaltungs-
technifche Begriffe Bedeutung hatten, so muß diese Behauptung nach

einer Seite hin ergänzt werden. Tinem einzelnen Beamten des

Gerichts (als Behörde) waren nämlich im Laufe des zg. Jahrhunderts
weitere Aufgaben Ubertragen worden, die ihn fUglich als Funktionär
der gesamten Verwaltung gelten lassen konnten. Ts war der Leiter
des Gerichtes, der Gerichisuntervogt.

über den eigentlichen Aufgabenkreis des Gerichtsuntervogts als
Stellvertreter des Gerichtsherrn wurde bereits gesprochen.«' Gs sei

«» Aus einem Schreiben des kandvogts von kenzburg an die Bbrigkeit vom

,2, August ,7öS (kenzburger A.-B. N, S.Y28f,).
s« Innerhalb der kandvogtei kenzburg hatten auch die einzelnen Herrschafts-

gerichte ihre speziellen, obrigkeitlich anerkannten Tarife (vgl. kenzburger
Tmolumententarif >77Z, Titel XII, Art. 14 und >e; M.B.25).

si Der Gerichisuntervogt wurde oft kürzer Gerichtsvogt genannt, weitere
Bezeichnungen waren „Gerichtsverwalter" (Schenkenberger Tydbuch 1757) und

„Stabführer" (kenzburger Tmolumententarif 1775, Titel XIV, Art. I, M.B. 25),
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nodjmals beroorgetjoben, bafj bei Anroefenbeit bes (Beridjtsberrn bie

Sonberfiettung bes Unteroogts bahinfiel unb er als gewöhnlicher
„Affeffor" an ben Dertjanblungen teilnahm.52

3n gefdjtdter Derbinbung ©on Hüdfidjtnatjme auf alte 3nftitu«
tionen mit ben praîtifdjen Bebürfniffen bes immer ftarîer belafteten
Derwaltungsapparates würben nun bem (Beridjtsunteroogt in gewif«
fen Sanboogteien weitere Befugniffe übertragen. So würben ihm be«

fonbere Aufgaben im Hatjmen ber Hedjtfpredjung 3ur Crlebigung 3U«

gemiefen: in ben Ämtern Sen3burg, Biberftein, Sdjenfenberg, Cafte«
len unb Königsfeiben53 bemilligte ber Unteroogt in Sdjulbbetreibun«
gen über to (Bulben bas erfte unb 3weite „tDodjenbott".54 3m 2lnvt

Sen3burg erteilte er aufjerbem bie Bemilligung für bas „pfanbbott"
in Sdjulbbetreibungen unter 10 (Bulben. Beibes waren Aufgaben, bie

in anbern ilmtern ber Sanboogt ausübte. 3>n Untern Aargau fufjte
biefe Sonberregelung auf alten ©rtsredjten.55

Stauben biefe Fnnftionen eines (Beridjtsunteroogts nodj in ge»

wiffem engerem gufammenbang mit feiner Stellung als Seiter bes

(Berichts, fo gingen jebodj roeitere Aufgaben, bie ihm oor allem in ber

Sanboogtei Senjburg überbunben rourben, über biefen Hatjmen hin»
aus.56 Die grofje Ausbetjnung bes Amtes Senjburg machte es bem bor»

s« 1728 behauptete ber Unteroogt oon Crlinsbadj, er fei berechtigt, audj in
Knroefenheit bes Sanboogts ben Stab 3u führen. Cs brauchte bas eingreifen bes

Kleinen Sates, um biefe Sedjtsanmafjung in ihre Sdjranfen 3U roeifen (OTanbat
oom 15. Sooember 1728, Bib.OT.B. Ill, S. 516).

m Die Sültigfeit biefer Beftimmung für bas Kmt Königsfeiben ift nidjt ein»

beutig ab3uflären. Die betreffenben Krtifel bes Cmolumententarifs 1773 für bie

Stmter IDilbenftein, Biberftein, Caftelen unb Königsfeiben roiberfpredjen fich. 3"
Cit. I, Krt. 14 ift Königsfeiben nidjt ausgenommen; in Cit. XIV, Krt. 3 roirb hin«

gegen bie Sültigfeit ausbrüdlidj nur für Sdjenfenberg, Caftelen unb Biberftein
feftgefteUt.

s« Sen3burger emolumententarif 1773, Cit. II, Krt. 13; Cit. XIV, Krt. 3.

„Carif ber Cmolumenten für bie Srnter IDilbenftein, Biberftein, Caftelen unb

Königsfeiben", 1773 Cit. II, Krt. J4; Cit. XIV, Krt. 3 (beibe in OT.8.25).
ss Catfädjlidj finbet ftdj in feinem anbern emolumententarif eine äbnlidje

Beftimmung.
s» Die Cätigfeit ber Seridjtsunteroögte ber anbern Smter befdjränfte fidj

bödjft roabrfdjeinlidj auf bie richterlichen Kufgaben. Cine OTelbung bes Sanboogts
oon Sdjenfenberg nadj Bern befagt 3roar, bafj, roenn amtlidje publifationen ber

Semeinbeoerfammlung oerlefen werben foUten, biefe burdj bie Unteroögte, in
weitläufigen Seridjtsbejirfen audj burdj bie Sefdjroorenen aufgeboten roerbe

(Sdjreiben »om 16. September 1784, 3nneres, Stat. III/9.). Da es fidj aber um eine

IS,

nochmals hervorgehoben, daß bei Anwesenheit des Gerichtsherrn die

Sonderstellung des Untervogts dahinfiel und er als gewöhnlicher
„Assessor" an den Verhandlungen teilnahm.«?

In geschickter Verbindung von Rücksichtnahme auf alte Institutionen

mit den praktifchen Bedürfnissen des immer stärker belasteten

Verwaltungsapparates wurden nun dem Gerichisuntervogt in gewissen

kandvogteien weitere Befugnisse übertragen. So wurden ihm
besondere Aufgaben im Rahmen der Rechtsprechung zur Grledigung
zugewiesen: in den Ämtern kenzburg, Biberstein, Schenkenberg, Gafte-
len und Rönigsfelden«« bewilligte der Untervogt in Schuldbetreibungen

über l.0 Gulden das erste und zweite „wochenbott".«* Im Amt
kenzburg erteilte er außerdem die Bewilligung für das „Ofandbott"
in Schuldbetreibungen unter l.0 Gulden. Beides waren Aufgaben, die

in andern Ämtern der Landvogt ausübte. Im Untern Aargau fußte
diese Sonderregelung auf alten Grtsrechten.««

Standen diefe Funktionen eines Gerichtsuntervogts noch in
gewissem engerem Zusammenhang mit seiner Stellung als Leiter des

Gerichts, fo gingen jedoch weitere Aufgaben, die ihm vor allem in der

Landvogtei kenzburg Überbunden wurden, über diefen Rahmen
hinaus.«« Die große Ausdehnung des Amtes Lenzburg machte es dem dor¬

si 1728 behauptete der Untervogt von Trlinsbach, er sei berechtigt, auch in
Anwesenheit des kandvogts den Stab zu führen. «Ls brauchte das Eingreifen des

Aleinen Rates, um diese Rechtsanmafzung in ihre Schranken zu weisen (Mandat
vom lS.November l?28, Bib.M.B. Ill, S. sie).

« Die Gültigkeit dieser Bestimmung für das Amt Aönigsfelden ist nicht
eindeutig abzuklären. Die betreffenden Artikel des Gmolumententarifs l?7Z für die

Ämter Wildenstein, Biberstein, Eastelen und Aönigsfelden widersprechen sich. In
Tit. I, Art. i.q ist Aönigsfelden nicht ausgenommen; in Tit. XIV, Art. s wird
hingegen die Gültigkeit ausdrücklich nur für Schenkenberg, Tastelen und Biberstein
festgestellt.

«kenzburger Tmolumententarif >?7Z, Tit. II, Art. ls; Tit. XIV, Art. Z.

„Tarif der Gmolumenten für die Amter Wildenstein, Biberstein, Tastelen und

Aönigsfelden", l??S Tit. II, Art. 14; Tit. XIV, Art. z (beide in M.B. 2S).
5« Tatsächlich findet sich in keinem andern Emolumententarif eine ähnliche

Bestimmung.
«« Die Tätigkeit der Gerichtsuntervögte der andern Ämter beschränkte sich

höchst wahrscheinlich auf die richterlichen Aufgaben. Tine Meldung des kandvogts
von Schenkenberg nach Bern besagt zwar, daß, wenn amtliche Publikationen der

Gemeindeversammlung verlesen werden sollten, diese durch die Untervögte, in
weitläufigen Gerichtsbezirken auch durch die Geschworenen aufgeboten werde
(Schreiben vom le. September 1784, Inneres, Stat. III/?.). Da es sich aber um eine



152

tigen Sanboogt unmöglich, bie gefamte Saft ber Derwaltung bis in
alle Cin3elbeiten perfönlidj 3U tragen. Audj bie Ausnatjmeftellung,
bie ber (Sraffdjaftsunteroogt 3U feiner Unterftü^ung einnahm, genügte

nidjt: er brauchte weitere Derbinbungsorgane 3wifdjen Sanboogteifit}
unb «Semeinben. Da war cs nun gegeben, bafj man ju biefem gwede
auf bie (BeridjtsunterDÖgte griff.

So hatten benn im Amt Senjburg bie (BeridjtsunterDÖgte — es

waren breijetjn obrigîeitlidje unb neun tjerrfdjaftlidje — neben ihren
eigentlichen Aufgaben als Dorfirjenbe ber «Berichte noch befonbere

Derroaltungsfunftionen 3U erfüllen. IDir finb über biefe Tatigîeit ein«

getjenb orientiert banf bem Umftanb, bafj oon i76o bis 3um Unter»

gang bes alten Berns fämtlidje Befehle, bie an bie len3burgifdjen
«Seridjtsunteroögte gingen, fdjriftlidj feftgetjalten würben.57

Beim Stubium biefer Sammlung ift feft3uftellen, bafj ein (Brofj»
teil ber Befehle 3ur IDeiterleitung beftimmt waren. Der offÌ3ieIIe
Dienftweg ©om Sanboogt 3U ben unterften Beamten unb umgefetjrt
ging über ben (Beridjtsunteroogt; er war OTittelsmann innerhalb ber

Sanboogteioerwaltung.58 Die (BeridjtsunterDÖgte hatten bie Befehle
jebodj nidjt nur ju übermitteln, fonbern audj beren Ausführung burdj
bie untern Derwaltungsorgane 3U überwachen.59 Ci^elne Befehle

Derfammlung ber Semeinbe banbelt, waren wohl troÇ bes fjinroctfes auf ben Se-
ridjtsbc3irf bie Unteroögte ber Semeinben gemeint.

57 „3nbalt »on fjodjoberfeitlidjen unb ©bcramtlidjcn Befehlen, UJeldje an
Die Sridjtsunbernögt ber Sraafffdjafft Sentjburg abgegangen finb" (2 Bbe.

St.K.K.). KUein bie Catfadje, bafj biefe Befehle aufge3eidjnet roorben finb, fpridjt
für bie Bebeutung ber Seridjtsunteroögte in ber Ien3burgifdjen Kmtsocrwaltung.

58 Beifpiele:
Befehl an fämtlidje Dorgefetjten ber Semeinben »om 31. ©ftober ("59,

S. 1 f.), Befehl an bie ^örfter unb Witte »om 7. 3<muar 1761 (mit bem ausbriir?=

Iidjen Dermerf, bafj bie Kntroorten wieber über bie Seridjtsunteroögte ein3ugebcn

feien, S. 9). Befehl an bie ^lurläufer »om 8. 3uni 1759 (S. 16 f.). Küe 3ur Der=

lefung »on ber Kan3el beftimmten publifationen, Befehle an bie Dorgefetjten über

OTelbung ber tjaushaltungen, OTardj»eränberungen, ufw. gingen über bie Seridjts»
»ögte; biefe hatten audj bie betreffenben Sapporte entgegenjunebmen unb weiter»

3uleiten.
s» Beifpiele:
KontroUe über bie Sedjnungsablage ber Dögte, b. h. ber Dormünber (u.3"ni

1761, S. 13 f.). Cinreidjung ber Semeinberedjnungen auf ben feftgefetjten Cermin
(26. September 1761, S. 15 f.). Cinberufung fämtlidjer Beeibigter aufs Sdjlofj
jur Cibesabnabme (4. Sooember 1761, S. 22).
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tigen Landvogt unmöglich, die gesamte Last der Verwaltung bis in
alle Einzelheiten persönlich zu tragen. Auch die Ausnahmestellung,
die der Graffchaftsuntervogt zu feiner Unterstützung einnahm, genügte
nicht: er brauchte weitere verbindungsorgane zwischen Landvogteisitz
und Gemeinden. Da war es nun gegeben, daß man zu diesem Zwecke

auf die Gerichtsuntervögte griff.
So hatten denn im Amt Lenzburg die Gerichtsuntervögte — es

waren dreizehn obrigkeitliche und neun herrschaftliche — neben ihren
eigentlichen Aufgaben als Vorsitzende der Gerichte noch besondere

Verwaltungsfunktionen zu erfüllen. Wir find über diese Tätigkeit
eingehend orientiert dank dem Umstand, daß von 1.760 bis zum Untergang

des alten Berns sämtliche Befehle, die an die lenzburgischen
Gerichtsuntervögte gingen, schriftlich festgehalten wurden.«?

Beim Studium diefer Sammlung ist festzustellen, daß ein Großteil

der Befehle zur Weiterleitung bestimmt waren. Der offizielle
Dienstweg vom Landvogt zu den untersten Beamten und umgekehrt
ging über den Gerichisuntervogt; er war Mittelsmann innerhalb der

Landvogteiverwaltung.«« Die Gerichtsuniervögie hatten die Befehle
jedoch nicht nur zu übermitteln, sondern auch deren Ausführung durch
die untern Verwaltungsorgane zu Uberwachen.«« Einzelne Befehle

Versammlung der Gemeinde bändelt, waren wohl trotz des Hinweises auf den Ge»

richtsbczirk die Untervögte der Gemeinden gemeint,
s' „Inhalt von Hochoberkeitlichen und Vberamtlichen Befehlen, Welche an

Die Grichtsundervögt der Graaffschafft kentzburg abgegangen sind" (2 Bde,

St.A.A,). Allein die Tatsache, das; diese Befehle aufgezeichnet morden sind, spricht
sür die Bedeutung der Gerichtsuntervögte in der lenzburgischen Amtsverwaltuna,

ss Beispiele:
Befehl an sämtliche vorgesetzten der Gemeinden vom Z>. Vktober >75y,

S, I f.), Befehl an die Förster und Wirte vom 7. Januar 1761 (mit dem ausdrücklichen

Oermerk, das; die Antworten wieder über die Gerichtsuntervögte einzugeben

seien. S.Y). Befehl an die Flurläufer vom 8. Juni I7SY (S. 16 f.). Alle zur
Verlesung von der Ranzel bestimmten Publikationen, Befehle an die vorgesetzten über

Meldung der Haushaltungen, Marchveränderungen, usw. gingen über die Gerichtsvögte;

diese hatten auch die betrefsenden Rapporte entgegenzunehmen und
weiterzuleiten.

«» Beispiele:
Rontrolle über die Rechnungsablage der Vögte, d.h. der Vormünder (n.Iuni

>?6I, S. lZ f.). Tinreichung der Gemeinderechnungen auf den festgesetzten Termin
(26. September 1761, S, lös.). Tinberufung sämtlicher Beeidigter aufs Schloß

zur Tidesabnahme (q. November 1761, S, 22),
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mufjten fie felber burdjfütjren ober beren richtige Befolgung burdj bie

Untertanen îontrottieren.60 Die roidjtige Stellung ber «Seridjtsunter»
oögte als (Blieber ber lenjburgxfdjen Amtsoerroaltung ift alfo unoer»
fennbar. Sie roaren bie eigentlichen Dertrauensleute bes Sanboogts
im Sanbe braufjen.

3n biefer Dertrauensftellung, bie bie Unteroögte innerhalb ber

Sanboogtei einnahmen, muffen roir rootjl ben Ejauptgrunb für bie

faum glaubliche 5imterfumuIation fucben, beren Träger gerabe bie

Unteroögte roaren. 3flr Anfetjen präbeftinierte fie gerabeju 3ur Be»

fleibung oon roeiteren Ämtern in ber oberamtlidjen ober ber «Be»

meinbeoerroaltung. Cin fernerer (Brunb für bie Übernahme oon fol»
eben Chargen burdj bie (Seridjtsunteroögte ift im OTangel an geeigneten

Perfönlidjfeiten 3ur Ausübung ber 3ablreicben 5Imter unb 5lmtdjen
ber lofalen Derroaltung 3U fudjen.61 gubem beftanb — roas roir be»

reits betont haben — in ber Beoolîerung eine ausgefprodjene Abnei»

gung gegen bie Übernahme oon öffentlichen Stellen, bie fich ganj
natürlich aus bem Umftanb erîlaren läfjt, bafj ein foldjer IDürben»

träger nur aÜ3u oft ge3roungen roar, feinem lieben Hadjbarn oon
Amtes roegen, roottte er nidjt felbft OTifjhelligîeiten ausgeliefert fein,
3U3ufetjen. 3ft es ba nidjt naheliegend bafj aus allen biefen angefübr»
ten «Srünben ber Harne bes «Bertdjtsunteroogts auch immer roieber in
ben Siften ber unterften Beamten, fei es nun ber Sanboogtei ober ber

so Beifpiele:
Die Seridjtsunteroögte hatten ben Strafjen»erfebr ju überwachen. Dor aUem

unterftanb ber Sal3hanbel ihrer KontroUe (8. OTai 1761, S. io).
Sie foUten ein Der3eidjnis über bie Kramlaben 3ubanben bes Kommerçien-

rates aufnehmen (26. September 1761, S. 14 f.). Sie mufjten bie Sölbner
überwachen unb ein Der3eidjnis ber £jinterfäffen führen (24. De3ember 1759, S. 17 f.).
Sie hatten einer Derorbnung über bie patrouiUeure „bas Sehen 3U geben" (9. OTär3

176t, S. 19 f.). Die KontroUe unb Kufficht, bafj an ben OTufterungen nidjt an SteUe

ber befohlenen „OTunition Sroebren" „3aagt Sofjren" mitgebracht mürben, lag in
ihren Ijänben (15. Kpril 1761, S. 2j.). Sie nahmen ein betaiUiertes Der3eidjnis
über bie Ejeimatlofen 3ubanben ber Kimofen» unb poliseifammer auf (21. September

1762, S. 24). Sie mufjten in jeber Semeinbe beeibigte Beamte befteUen, bie an

Sonn- unb Feiertagen roährenb bes Sottesbienftes bie OTirtsbäufer 3u »ifitieren
hatten (28. 3«ni 1763), uff.

»< 1767 wünfdjte ber Dorgefe^te Steiner oon OToosleerau, bafj in biefer
Semeinbe nadj längcrem Unterbrudj wieber ein OTeibel eingeferjt werbe, ba bie 3roei

anberen, neugeroählten Dorgefetjten roeber lefen nodj fdjreiben fönnten! (Sen3burger

K.-B.©, S.499.)
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mußten sie selber durchführen oder deren richtige Befolgung durch die

Untertanen kontrollieren.«« Die wichtige Stellung der Gerichtsuntervögte

als Glieder der lenzburgischen Amtsverwaltung ist also
unverkennbar. Sie waren die eigentlichen Vertrauensleute des Tandvogts
im Tande draußen.

In dieser Vertrauensstellung, die die Untervögte innerhalb der

Tandvogtei einnahmen, müssen wir wohl den Hauptgrund für die

kaum glaubliche Ämterkumulation fuchen, deren Träger gerade die

Untervögte waren. Ihr Ansehen prädestinierte sie geradezu zur
Bekleidung von weiteren Ämtern in der oberamtlichen oder der

Gemeindeverwaltung. Tin fernerer Grund für die Übernahme von
solchen Thargen durch die Gerichtsuntervögte ist im Mangel an geeigneten

Persönlichkeiten zur Ausübung der zahlreichen Ämier und Amtchen
der lokalen Verwaltung zu suchen.«' Zudem bestand — was wir
bereits betont haben — in der Bevölkerung eine ausgesprochene Abneigung

gegen die Übernahme von öffentlichen Stellen, die sich ganz

natürlich aus dem Umstand erklären läßt, daß ein solcher Würdenträger

nur allzu oft gezwungen war, feinem lieben Nachbarn von
Amtes wegen, wollte er nicht felbft Mitzhelligkeiten ausgeliefert fein,
zuzusetzen. Ist es da nicht naheliegend, daß aus allen diesen angeführten

Gründen der Name des Gerichtsuntervogts auch immer wieder in
den Tiften der untersten Beamten, fei es nun der Tandvogtei oder der

so Beispiele:
Die Gerichtsuntervögte hatten den Straßenverkehr zu überwachen, vor allem

unterstand der Salzhandel ihrer Kontrolle (g. Mai l?6i, S. lo).
Sie sollten ein Verzeichnis über die Kramladen zuhanden des Kommerzien»

rates aufnehmen (26. September >76I, S. I4f.). Sie mußten die Söldner
überwachen und ein Verzeichnis der Hintersassen führen (24. Dezember I7SY, S. >7f.).
Sie hatten einer Verordnung über die patrouilleurs „das keben zu geben" (g. März

nei, S. >9 f.). Die Kontrolle und Aufsicht, daß an den Musterungen nicht an Stelle
der befohlenen „Munition Gwehren" „Iaagt Rohren" mitgebracht würden, lag in
ihren Händen (>s. April >76l, S. 21,.). Sie nahmen ein detailliertes Verzeichnis
über die Heimatlosen zuhanden der Almosen- und Polizeikammer auf (21. September

1762, S. 24). Sie mußten in jeder Gemeinde beeidigte Beamte bestellen, die an
Sonn» und Feiertagen während des Gottesdienstes die Wirtshäuser zu visitieren
hatten (28. Juni 1762), usf.

°> 176? wünschte der vorgesetzte Steiner von Moosleerau, daß in dieser Ge»

meinde nach längerem Unterbruch wieder ein weibel eingesetzt werde, da die zwei
anderen, neugewählten vorgesetzten weder lesen noch schreiben könnten! (kenzburger
A..B.O, S.4??.)
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(Semeinbe, auftaucht? So treffen roir ihn als Dorfunteroogt, als
Ctjorridjter, als Crüllmeifter, als Steuermeier, als Ambeiler, als
Strafjenauffeber, Îur3 in allen ben iïmtern roieber, bie 3uoerläffige,
intelligente Seute erforberten.62

OTit ebenfoldjer groangslaufigîeit, roie bie Unteroögte mit $unt*
tionen in ber (Bemeinbe betraut rourben, 30g man fie audj 3ur Bilbung
oon «Seridjten höherer Stufe (Sanb», OTonats», Aubien3», Amtsgericht)
heran. 3m Sanbgeridjt, bem Forum, bas über bie tobeswürbigen Der»

bredjen urteilte, hatten fie in cin3elnen Ämtern ex officio Sit} unb
Stimme.83 3m Senjburger Amtsgericht waren oon 3wölf (Seridjts»
fäffen neun «BeridjtsunterDÖgte,04 unb bas Sen3burger OTonatsgeridjt
beftanb ebenfalls aus „unterfdjiblidjen <Sridjts»Dögten".65

Wix muffen fomit 3um Sdjlufj fommen: Das (Beridjt als foldjes
fann îaum als Cinbeit ber gefamten bernifdjen Derwaltungsorgani»
fation angefprodjen werben. Cinbeit war es nur innerhalb ber (Be»

ridjtsoerwaltung. Dagegen würbe ber (Seridjtsunteroogt als Dertre»
ter bes «Berichtes unb obrigîeitlidjer Dertrauensmann in gröfjeren
Sanboogteien — oor allem in Senjburg — oom Sanboogt 3ur Crlebi»

gung weiterer Derwaltungsaufgaben tjerange3ogen. Daburdj erhielt
in biefen (Sebieten natürlich audj bas «Beridjt als Derwaltungsbegriff
erhöhte Bebeutung.

es Dgl. Beeibigungsrobel bes Kmtes Sdjenfenberg 1792—98.
«a 3m Kmt Sdjenfenberg foüten es „oier unb 3went)ig erbern unb un-

parthygen manen" fein (Sq. III, S. 63). fDaren bas aber nidjt in erfter Sinie bie

Unteroögte? 3tn Kmt Königsfeiben war ber (einige!) Unteroogt im Sanbgeridjts-
»erfahren öffentlicher Kläger (IDerber, S. 136 f.). 3m Kmt Karburg würbe bas

Sanbgeridjt aus fämtlidjen nierunb3wan3ig Seridjtsfäffen ber beiben Seridjte
gebilbet (Sadjridjten, S. 93). 3n ber Sanboogtei Sen3burg waren »on ben »ier»

unbswanjig Seridjtsfäffen bes Sanbgcridjts beren neun Seridjtsunteroögte;
genauer: aUe neun oberamtlidjen Seridjtsbe3irfe, beren Siebter im Sen3burger
Sanbgeridjt fajjen, waren in erfter Sinie burdj ibre Seridjtsunteroögte »ertreten,
bie bann — je nadj Dertreter3abl — nodj einen ober 3wei „gefpanen" ober „mit-
gfeUen" mit fidj nahmen. Die »ier herrfdjaftlidjen Seridjtsbe3irfe bagegen, bie im
Sanbgeridjt Sitj unb Stimme hatten, fdjidten nidjt etwa ben Seridjtsunter»ogt —

biefer war ja herrfcbaftlidjer, nidjt aber obrigfeitlidjer Dertrauensmann — fonbern
ben Steuermeier (Sq. I, S. 273).

« Sq.I, S. 271.
es „Befdjreibung ber redjts-übungen, ufw." (Sq. I, S. 358).
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Gemeinde, auftaucht? So treffen wir ihn als Dorfuntervogt, als
Ehorrichter, als Trüllmeifter, als Steuermeier, als Ambeiler, als
Straßenaufseher, kurz in allen den Ämtern wieder, die zuverlässige,
intelligente Leute erforderten.«?

Mit ebensolcher Zwangsläufigkeit, wie die Untervögte mit
Funktionen in der Gemeinde betraut wurden, zog man sie auch zur Bildung
von Gerichten höherer Stufe (Land-, Monats-, Audienz-, Amtsgericht)
heran. Im Landgericht, dem Forum, das über die todeswürdigen
verbrechen urteilte, hatten sie in einzelnen Ämtern ex officio Sitz und
Stimme.«« Im Lenzburger Amtsgericht waren von zwölf Gerichtsfäffen

neun Gerichtsuntervögte,«* und das Lenzburger Monatsgericht
bestand ebenfalls aus „unterschidlichen Grichts-Vögten".««

Wir müssen somit zum Schluß kommen: Das Gericht als solches
kann kaum als Einheit der gesamten bernischen Verwaltungsorganisation

angesprochen werden. Einheit war es nur innerhalb der

Gerichtsverwaltung. Dagegen wurde der Gerichtsuntervogt als Vertreter

des Gerichtes und obrigkeitlicher Vertrauensmann in größeren
Landvogteien — vor allem in Lenzburg — vom Landvogt zur Erledigung

weiterer Verwaltungsaufgaben herangezogen. Dadurch erhielt
in diesen Gebieten natürlich auch das Gericht als Verwaltungsbegriff
erhöhte Bedeutung.

«2 vgl. Beeidigungsrodel des Amtes Schenkenberg 1792—98,
°« Im Amt Schenkenberg sollten es „vier und zwentzig erbern und un»

xarthygen manen" sein (Rq. III, S. 62). Waren das aber nicht in erster kinie die

Untcrvögte? Im Amt Königsfelden mar der (einzige!) Untervogt im kandgerichts»
verfahren öffentlicher Kläger (Werder, L, 126 f.). Im Amt Aarburg wurde das

Landgericht aus sämtlichen vierundzwanzig Gerichtssässen der beiden Gerichte
gebildet (Nachrichten, S, 92), In der Landvogtei kenzburg waren von den vier»

undzwanzig Gerichtssassen des kandgerichts deren neun Gerichtsuntervögte; ge»

nauer: alle neun oberamtlichen Gerichtsbezirke, deren Richter im kenzburger
Landgericht saßen, waren in erster kinie durch ihre Gerichtsuntervögte vertreten,
die dann — je nach vertreterzahl — noch einen oder zwei „gesparten" oder „mit»
gsellen" mit sich nahmen. Die vier herrschaftlichen Gerichtsbezirke dagegen, die im
kandgericht Sitz und Stimme hatten, schickten nicht etwa den Gerichtsuntervogt —
dieser war ja herrschastlicher, nicht aber obrigkeitlicher Vertrauensmann — sondern
den Steuermeier (Nq. I, S. 272).

°< Rq. I, S. 27,.
«« „Beschreibung der rechts»iibungen, usw." (Rq. I, S. 228).
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4. Abfchnitt:

Pas Kirdjfpiel

I. Das Kirdjfpiel als Cinbeii ber Kirdjen-
oerroaltung

Auf unfere Frage: (Sab es innerhalb ber Sanboogtei nodj mei»

tere, Heinere Derwattungseintjetten haben wir oorläufig einen ein»

beutig negatioen Cntfdjeib erhalten. Das „(Bericht", welches — nach
ben Bemerîungen im Berner Hegionbuch 3U urteilen — am etjeften
eine foldje Cintjeit hätte bilben îonnen, roar in feiner ©erroaltungs»
tedjnifdjen Bebeutung gan3 auf bie (Beridjtsoerroaltung befdjranît.1
Die neue Cinteilung bes bernifdjen Staates, eine typifdje Schöpfung
bes rationalen 1.8. 3abrbunberts, hatte fidj in ber prajis nodj nidjt
burdjgefetjt. Wie ©erhielt es fidj aber mit ber oiel älteren, tjiftorifdj
geworbenen (Blieberung, beren (ßrunbelement bas Kirdjfpiel war?
Die Cinteilung nadj Ktrdjfpielen war feit jeher in erfter Sinie eine

îirdjlidje OTafjnatjme geroefen. Der Staat hatte fidj ihrer benn audj cor
allem in firdjlidjen Belangen bebient. Das mar im 18.3abrbmtbert,
bem 3abrtjiinbert bes Hegionbudjes, in nodj ftärferem OTafje ber $aü.
3m alten Bern, roo bie Kirdje Staatsîirdje in ausgeprägtefter Form
mar, umfafjten biefe firdjlidjen Belange freilich, ein fefjr mettes (Be»

biet: Kirdje, Sittenpolijei, Sdjule, Fürforge» unb gioilftanbsroefen
maren alle auf ber firdjlidjen ©rganifation aufgebaut. Diefe mar folg»
lidj bebeutenb oielfeitiger als biejenige bes 3ufti3roefens, beren Cin»
tjeit bas „(Beridjt" roar. Das Kirdjfpiel (audj Kirdjböri genannt) roar
3ubem nidjt ein entlehnter Ejilfsbegriff roie bas „(Beridjt", bas praf»
tifdj nur burdj eine Behörbe oerförpert würbe ober tjödjftens alle fedjs
3atjre bei ber Troingsbefarjung einbrüdlidje (Beftalt annahm, fonbern
eine organifdje, für jeben Angehörigen immer wieber lebenbige Form

« Die Knfätje 3ur Bilbung »on Derroaltungseinbetten auf ber Bafis ber

„Seridjte", roeldje roir in ber Sanboogtei Sen3burg feftfteUen fönnten, rourben nie

obrigfeitlidj ausgewertet. Sie blieben eine intern»Ien3burgifdje Kngelegenbeit, bie
bie Sanboögte aus rein praftifdjen Bebürfniffen »on S&U 31 Sa^ fur °'e Verwaltung

ihrer grofjen Sanboogtei h«an3ogen. Sie laffen immerhin bie Sichtung
erfennen, roeldje bie Cntroicflung in ihrem fpäteren Derlauf febr roabrfdjeinlidj
genommen hätte, wenn fie nidjt burdj bie Creignifje oon 1798 jäh abgebrodjen roäre.
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4. Abschnitt:

Das Rirchspiel

I. Das Rirchspiel als Einheit der Airchen-
Verwaltung

Auf unsere Frage: Gab es innerhalb der kandvogtei noch weitere,

kleinere verwalwngseinheiten? haben wir vorläufig einen
eindeutig negativen Entscheid erhalten. Das „Gericht", welches — nach
den Bemerkungen im Berner Regionbuch zu urteilen — am ehesten
eine solche Einheit hätte bilden können, war in seiner verwaltungstechnischen

Bedeutung ganz auf die Gerichtsverwaltung beschränkt.-
Die neue Ginteilung des bernischen Staates, eine typische Schöpfung
des rationalen l 8. Jahrhunderts, hatte sich in der Praxis noch nicht
durchgefetzt. Wie verhielt es sich aber mit der viel älteren, historisch
gewordenen Gliederung, deren Grundelement das Kirchspiel war?
Die Einteilung nach Kirchspielen war seit jeher in erster Linie eine

kirchliche Maßnahme gewesen. Der Staat hatte sich ihrer denn auch vor
allem in kirchlichen Belangen bedient. Das mar im 18. Jahrhundert,
dem Jahrhundert des Regionbuches, in noch stärkerem Maße der Fall.
Im alten Bern, wo die Kirche Staatskirche in ausgeprägtester Form
war, umfaßten diefe kirchlichen Belange freilich ein fehr weites
Gebiet: Kirche, Sittenpolizei, Schule, Fürsorge- und Iivilstandswesen
waren alle auf der kirchlichen Grganifation aufgebaut. Diefe war folglich

bedeutend vielfeitiger als diejenige des Iustizwefens, deren Einheit

das „Gericht" war. Das Kirchfpiel (auch Kirchhöri genannt) war
zudem nicht ein entlehnter Hilfsbegriff wie das „Gericht", das praktisch

nur durch eine Behörde verkörpert wurde oder höchstens alle sechs

Jahre bei der Twingsbesatzung eindrückliche Gestalt annahm, sondern
eine organische, für jeden Angehörigen immer wieder lebendige Form

l Die Ansätze zur Bildung von Verwaltungseinheiten auf der Basis der

„Gerichte", welche wir in der kandvogtei kenzburg feststellen konnten, wurden nie
obrigkeitlich ausgewertet. Sie blieben eine intern-lenzburgische Angelegenheit, die
die kandvögte aus rein praktischen Bedürfnissen von Fall zu Fall für die Verwaltung

ihrer großen kandvogtei heranzogen. Sie laffen immerhin die Richtung
erkennen, welche die Entwicklung in ihrem späteren Verlauf sehr wahrscheinlich
genommen hätte, wenn sie nicht durch die Ereignisse von l??8 jäh abgebrochen wäre.
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ber (Semeinfdjaft. 3flm muffen wir füglidj nodj unfere befonbere

Aufmerffamfeit fdjenfen.

II. Das Chorgeridjt — bie repräfentatioe

Behörbe bes Ktrdjfpiels

a) Die ©rganifation ber Chorgeridjte. Die Behörbe, btc

im Kirdjfpiel in rein organifatorifdjer Ejinfidjt bem «Seridjt im «Se=

ridjtsbejirf entfpradj, roar bas Chorgeridjt.2 3e0es Kirdjfpiel hatte
in ber Hegel fein eigenes Chorgeridjt.3 So 3äfjlte ber Untere Aargau
im 18. 3abrtjunbert ohne bie oier Chorgeridjte oon Aarau, Brugg,
Sen^burg unb gofingen neununbbreifjig Chorgerichte.4

Präfibent bes Ctjorgeridjtes war ber Sanboogt ober ber Ejerr=

fdjaftstjerr. Wix unterfdjeiben bementfpredjenb oberamtlidje (brei-
unbbreifjig) unb tjerrfdjaftlidje (fedjs) Chorgerichte. Über bie Hechte

unb pflidjten bes Sanboogts in Cborgericbtsfadjen würbe in anberem

gufammenljang bereits ausführlich gefprochen.5 Seine Tätigfeit als

präfibent befdjränfte fidj in ber Hegel auf bie Kontrolle. Die Seitung
ber Sitzungen übernahm „de iure" als fein Stelloertreter ber Amts=

unteroogt, ein «Seridjtsunteroogt ober einfach ein erfter Cborridjter."
Ferner war ber Pfarrer oon Amtes wegen OTitglieb bes Cborgerich=

tes; in ben meiften Fällen führte er bas Aftuariat.7 Cr foli oom prä»

ä Dgl. pfifter, IDilly: Das Cborgendjt bes bernifdjen Kargaus im 17. 3abr«
hunbert. gürdjer Diff. 1939.

3 Kusnahmen: im ©beramt Karburg bilbeten bie Semeinben ©ftringen,
Strengelbadj unb Walb, firdjlidj aUe brei nadj gofingen gebörenb, einen fpejiellen
Chorgeridjtsfprengel (Segionbudj 5, S. 133).

3nt ©beramt Sdjenfenberg roaren bie Chorgeridjte ber Kirdjfpieie Sein unJ
OTöntbal in bem Sinn »ereinigt, als bei SeridjtsfäUen aus ber Semeinbe OTöntbal

5um Chorgeridjt Sein jroei Cborridjtcr aus OTöntbal 3uge3ogen würben (Segionbudj

6).
« Dgl. bie Kngaben aus ben Segionbüdjern im Kap. „Die unteraargauifdjen

©berämter im Segionbudj".
5 Kap. „Der Sanboogt als junftionär ber Kirdjenoerwaltung".
» Der Kmtsmann erfdjien an ben SiÇungen bes Chorgeridjtes „feiten ober

niemalen felbften" (Sadjridjten, S. 28).

' Cin3ig im Chorgeridjt ©ftringen würbe bas Kftuariat burdj bie Sanb-

frijreiberei beforgt (Segionbudj 5, S. 135).
Der pfarrer erhielt für jebes Schreiben ein genau feftgefetjtes emolument

(prebifantenorbnung 1748, S. 61).
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der Gemeinschaft. Ihm müssen wir füglich noch unsere besondere

Aufmerksamkeit fchenken.

II. Das Thorgericht — die repräsentative

Behörde des Kirchspiels

a) Die Brganisaiion der Thorgerichie. Die Behörde, die

im Rirchspiel in rein organisatorischer Hinsicht dem Gericht im
Gerichtsbezirk entsprach, war das Thorgerichi.? Jedes Rirchspiel hatte
in der Regel sein eigenes Thorgericht.« So zählte der Untere Aargau
im 18. Jahrhundert ohne die vier Thorgerichte von Aarau, Brugg,
Lenzburg und Jofingen neununddreißig Thorgerichte.*

Präsident des Thorgerichtes war der Landvogt oder der

Herrschaftsherr. N)ir unterscheiden dementsprechend oberamtliche
(dreiunddreißig) und herrschaftliche (fechs) Thorgerichte. Über die Rechte
und Pflichten des Landvogts in Thorgerichtsfachen wurde in anderem

Zusammenhang bereits ausführlich gesprochen.« Seine Tätigkeit als
Präsident beschränkte sich in der Regel auf die Rontrolle. Die Leitung
der Sitzungen übernahm „<ie iure" als fein Stellvertreter der

Amtsuntervogt, ein Gerichisuntervogt oder einfach ein erster Thorrichter."
Lerner war der Pfarrer von Amtes wegen Mitglied des Thorgerichtes;

in den meisten Lällen führte er das Aktuariat.? Tr soll vom prä-

s Vgl. psisrer, Willy: Das Thorgericht des bernischen Aargaus im 17, Iabr.
hundert. Zürcher Diss. lyZY.

« Ausnahmen: im Gberamt Aarburg bildeten die Gemeinden Bftringen,
Strengelbach und Wald, kirchlich alle drei nach Jofingen gehörend, einen speziellen

Thorgerichtssprengel (Regionbuch 5, S, I5Z),

In, Bberamt Schenkenberg waren die Thorgerichte der Kirchspiele Rein un5

Illönthal in dem Sinn vereinigt, als bei Gerichtsfallen aus der Gemeinde Mönthal
zum Thorgericht Rein zwei Thorrichtcr aus Mönthal zugezogen wurden (Regionbuch

6).
< vgl, die Angaben aus den Regionbüchern im Kap, „Die unteraargauischci,

Gberämter im Regionbuch",
s Kap. „Der kandvogt als Funktionär der Kirchenverwaltung".
« Der Amtsmann erschien an den Sitzungen des Thorgerichtes „selten oder

niemalen selbsten" (Nachrichten, S.28),
Einzig im Thorgericht Bftringen wurde das Akruariar durch die kand-

schreiberei besorgt (Regionbuch s, S. IZ5),
Der Ofarrer erhielt für jedes Schreiben ein genau festgesetztes Emolument

(predikantenordnung 1748, S, ei).
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fibenten „ber erfte um feine OTeinung gefragt werben".8 Das Hegion»
budj wirb ben tatfädjlidjen Dertjältniffen wohl am etjeften gerecht,

wenn es melbet, bafj ber Pfarrer „de facto" bie (Befdjäfte leitete, inbem
er es war, ber „fragt unb entfdjeibet".9

Die galjl ber Cborricbter fdjwanfte je nadj Kirdjfpiel 3wifdjen
fedjs unb 3etjn. OTeiftens waren bie einseinen Dörfer unb U?eiler mit
einer beftimmten Sirjjabt im Chorgericht oertreten. Bei ber Heubefet»

3ung einer Cljorridjterftelle fdjlug ber Pfarrer bem (Seridjtstjerrn
3wei ober brei „fromme, ehrbare unb taugliche" OTänner 3ur IDahl
oor.10 Cs fottten roenn immer möglich Familienoäter fein. Die Amts»
bauer roar unbegren3t. Cntlaffung erfolgte auf begrünbetes (Sefudj
burdj ben Sanboogt, bei unroürbiger Amtsführung burdj ben Kleinen
Hat.11 nidjtannaljme bes Amtes würbe beftraft. Der (Bewählte würbe
burdj ben Sanboogt, refp. ben Ejerrfdjaftsberm oereibigt.12

Das Chorgeridjt follie fidj laut Satjung alle ©ierjefjn Tage nadj
bem (Sottesbienft ©erfammein. 3n bringenben Fällen fönnte gegen

Cntridjtung ©on erhöhten Cmolumenten ein (Baftgeridjt oerlangt
werben.13 Für jebe Derfammlung war bie Crlaubnis bes Sanboogts
einjubolen.14 Tagungsort war meiftens bie Kirdje.15 Die Cborridjter
waren burdj Cib 3ur Crfüllung ihrer Aufgaben oerpflidjtet. Diefer

e Seue Chegeridjts.Satjungen 1787, Citel IV, Krt. 4, (Bib. OT.8. VI, S. 224).
» §. B. Chorgeridjt Deltheim ober Chorgeridjt Umifen (Segionbudj 6). Die

prebifantenorbnung »on 1748 fdjrieb ben Pfarrern »or, fie foUten „infonberbeit
bie »or Chorgeridjt Befdjeibenen helfen ejaminieren, fo es »onnötben ift ermahnen,
beftrafen, oeretnbabren, unb in aUe weg ernftlidj befpredjen" (S. 41 f.).

10 3m prin3ip foUte bie OTabl unb Dereibigung burdj ben Sanboogt, welcher

präfibent bes Cborgeridjtes war, erfolgen; alfo nidjt burdj benjenigen, in beffen

Seridjtsbe3irf bie betreffenbe Semeinbe lag. hingegen würben bie Cborricbter
aus oberamtlidjen Semeinben ber Sanboogtei Sensburg, bie in herrfdjaftlidjen
Cborgertcbten fafjen, burdj ben Sanboogt »on Senjburg gewählt (©brigfeitlidjer
Cntfdjeib oom 9. OTär3 1764, Sen3burger K.»8.©, S. 365 ff; ähnlich bereits am

5. 3uni 1751, S.OT.210).
" 3n ber prajis fdjeint es freilich ber Sanboogt gewefen 3U fein, ber bie

Kmtsentbebung »erfügte (fo in Brunegg am 15. Februar 1764, Sen3burger K.8.©,
S. 347 ff.).

12 Seue Chegeridjts-Satjungen 1787, Citel IV (8ib. OT.8. VI, S. 187 ff.).
" Seue Cbegericbts-Safjungen 1787, Citel V Krt. 4.
» Sadjridjten, S. 29.
ts 3rt ©ftringen, wo feine Kirdje oorfjanben war, »erfammelte fidj bas

Chorgeridjt im IDirtsbaus (Sadjridjten, S. 29).

1,57

sidenten „der erste um seine Meinung gefragt werden".« Das Regionbuch

wird den tatsächlichen Verhältnissen wohl am ehesten gerecht,

wenn es meldet, daß der Ofarrer „cle sacro" die Geschäfte leitete, indem
er es war, der „frägt und entscheidet".«

Die Zahl der Ghorrichter schwankte je nach Rirchspiel zwischen
sechs und zehn. Meistens waren die einzelnen Dörfer und Weiler mit
einer bestimmten Sitzzahl im Thorgericht vertreten. Bei der Neubesetzung

einer Thorrichterstelle schlug der Ofarrer dem Gerichtsherrn
zwei oder drei „fromme, ehrbare und taugliche" Männer zur Wahl
vor." Gs sollten wenn immer möglich Familienväter sein. Die Amtsdauer

war unbegrenzt. Entlassung erfolgte auf begründetes Gesuch

durch den Tandvogt, bei unwürdiger Amtsführung durch den Rleinen
Rat." Nichtannahme des Amtes wurde bestraft. Der Gewählte wurde
durch den kandvogt, resp. den Herrfchaftsherrn vereidigt."

Das Ghorgericht sollte sich laut Satzung alle vierzehn Tage nach

dem Gottesdienst versammeln. In dringenden Fällen konnte gegen

Entrichtung von erhöhten Gmolumenten ein Gastgericht verlangt
werden." Für jede Versammlung war die Erlaubnis des kandvogts
einzuholen." Tagungsort war meistens die Rirche." Die Thorrichter
waren durch Tid zur Erfüllung ihrer Aufgaben verpflichtet. Diefer

« Neue Ehegerichts-Satzungen ,787, Titel IV, Art. 4, (Bib. M.B. VI, S. 224).
» F. B. Thorgericht Veltheim oder Thorgericht Umiken (Regionbuch S). Vie

Predikantenordnung von 1.748 schrieb den Pfarrern vor, sie sollten »insonderheit
die vor Thorgericht Bescheidenen helfen examinieren, so es vonnöthen ist ermahnen,
bestrafen, vereinbahren, und in alle meg ernstlich besprechen" (S. 41 f.).

"> Im Prinzip sollte die Wahl und Vereidigung durch den kandvogt, welcher

Präsident des Thorgerichtes war, erfolgen; also nicht durch denjenigen, in dessen

Gerichtsbezirk die betreffende Gemeinde lag. Hingegen wurden die Thorrichter
aus oberamtlichen Gemeinden der kandvogtei kenzburg, die in herrschaftlichen
Thorgerichten saßen, durch den kandvogt von kenzburg gewählt ((Obrigkeitlicher
Tntscheid vom ?.März 1,764, kenzburger A.-B.V, S. Z6S ff; ähnlich bereits am

s. Juni >7S l, R.M.21.0).
" In der Praxis scheint es freilich der kandvogt gewesen zu sein, der die

Amtsenthebung verfügte (so in Brunegg am is. Februar l?64, kenzburger A.B.V,
s. Z47 ff.).

ls Neue Thegerichts-Saizungen 1787, Titel IV (Bib. M.B. VI, S. 18? ff.).
» Neue Ehegerichts-Satzungen 1787, Titel V Art. 4.

" Nachrichten, S. 2?.
>s In Bftringen, wo keine Airche vorhanden war, versammelte sich das

Thorgericht im Wirtshaus (Nachrichten, S. 2?).
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Cib war jährlich ©or ©erfammelter (Bemeinbe (biefe follie genau über
bie Pflidjten eines Cborrichters orientiert fein) in «Segenroart bes

Pfarrers bem Sanboogt ab3ulegen.16 Unentfdjulbigtes Fehlen an ben

Sitjungen rourbe beftraft.17
b) Die ridjterlidje Tätigfeit. IDas nun bie Tätigfeit ber

Chorgeridjte anbelangt, fo möchte idj bafür auf bie Arbeit oon ID.
pfifter18 binroeifen. 3n erfter Sinie follie ben Delinquenten 3ugefprochen
roerben. OTan hoffte, allein fdjon burdj Citation ©or bas (Seridjt bie

geroünfdjte HHrîung 3U erreichen. 3m IDiebertjolungsfall ober bei

roirîlidj ftrafbaren Dergehen mufjten jebodj tatfädjlidje Strafen aus»

gefprodjen roerben.19 Bei ber Bemeffung berfelben war bas Ctjorge»
rieht an bie Ctjorgerichtsfatjungen unb bie einfdjlägigen OTanbate ge»

bunben.20 Seine Strafîompeten3 war begren3t; bas Chorgeridjt fönnte
HHrtstjausoerbot, 3wei= bis breitägige (Befangenfdjaft unter OTittei»

lung an ben Sanboogt unb Bufjen bis 3U to pfunb ausfpredjen;21 mit
anbern U?orten: es ftanb ihm lebiglic^ bie „iurisdictio consistorialis

inferior" 3U.22 Hüdfättige mufjte man bem Sanboogt unb 3uletjt ber

oberften 3nftan3, bem (Oberen Cbegeridjt in Bern 3U ftrengerer Be»

ftrafung melben.23 Sdjroerere Fälle, bie eoentuell „malefi3ifdj"24 roaren

1« Chorgeridjts-Satjung 1667, S. 47.
Die Cibformel würbe i780 einheitlich feftgelegt (OTanbat »om 15. September

1780, OT.8. 27, S. 510 ff.).
>' Dafj audj bei ben Cborgeridjten Dorfdjriften unb Catfadjen nidjt überein-

ftimmen fönnten, 3eigt folgenber DorfaU: bie beiben Cborridjter ber Semeinbe
Sifen im Chorgeridjt Karburg erfdjienen bis 1765 nur 3U ben Sitjungen, wenn „es
um Sachen 3u thun gewefen, bie ihre Semeinb betroffen", ©ffenbar war bas „eine

Sadjläffigfeit ber ehemaligen Chorridjteren"(l). Sun erft griff ber Sanboogt ein

(Sadjridjten, S. 28).
ts a. a. ©.
1» Darüber fefjr gut bei Pfifter, S. 28 ff.
20 emolumententarif 17U (OT.8. U, S. 469).
21 Seue ebegeridjts-Satjungen 1787, Citel VII Krt. 7 (Bib.OT.B. VI, S. 232).
22 Der Kusbrud wirb in einem Sdjreiben ber Ejerrfdjaftsherren bes Kmtes

Sen3burg an bie ©brigfeit aus bem 3abre j752 »erwenbet (Sen3burger 21.-B., K,
S. 198). Die Kusfübrung ber burdj bas Chorgeridjt gefäUten Strafen lag bem

Sanboogt ob. Bufjen rourben burdj ben IDeibel bes Cborgeridjts eingetrieben (Seue
Chegeridjts.Sa^ungen 1787, Citel V Krt. 7; Bib.OT.B. VI, S. 228).

23 Seue ebegericbts.Sarjungen 1787, Citel VII Krt. 7 (Bib.OT.B. VI, S. 232).
Das ©bere Cbegericbt roar nur in ben <JäUen oberfte 3rtftan3, für roeldje in ben

Sa^ungen Strafen »orgefeben roaren. Unflare ober febr fdjroere v$äUe, bie ein
eingreifen ber roeltlidjen Betjörben nötig mädjten, roaren bem Kleinen Sat 3u über-

lSg

(Lid war jährlich vor versammelter Gemeinde (diese sollte genau über
die Pflichten eines Thorrichiers orientiert sein) in Gegenwart des

Pfarrers dem kandvogt abzulegen." Unentschuldigtes Fehlen an den

Sitzungen wurde bestraft."
b) Die richterliche Tätigkeit, Was nun die Tätigkeit der

Thorgerichte anbelangt, so möchte ich dafür auf die Arbeit von W.
pfister" hinweifen. In erster Linie follte den Delinquenten zugesprochen
werden. Man hoffte, allein fchon durch Titaiion vor das Gericht die

gewünschte Wirkung zu erreichen. Im Wiederholungsfall oder bei

wirklich strafbaren vergehen mußten jedoch tatsächliche Strafen
ausgesprochen werden." Bei der Bemessung derselben war das Thorgericht

an die Thorgerichtssatzungen und die einschlägigen Mandate
gebunden.?" Seine Strafkompetenz war begrenzt; das Thorgericht konnte

Wirtshausverbot, zwei- bis dreitägige Gefangenschaft unter Mitteilung

an den Landvogt und Bußen bis zu 1,0 Pfund aussprechen;?» mit
andern Worten: es stand ihm lediglich die „iurisäictio consi5rorialis

interior" zu.?? Rückfällige mutzte man dem Landvogt und zuletzt der

obersten Instanz, dem Vberen Thegericht in Bern zu strengerer
Bestrafung melden.?» Schwerere Fälle, die eventuell „malefizifch"?* waren

>» Thorgerichts»Satzung les?, S. 47.
Die Eidformel wurde i780 einheitlich festgelegt (Mandat vom is. September

,780, M.B. 27, s. 210 ff.).
" Dafz auch bei den Thorgerichten Vorschriften und Tatsachen nicht überein.

stimmen konnten, zeigt folgender Vorfall: die beiden Thorrichter der Gemeinde
Riken im Thorgericht Aarburg erschienen bis 1762 nur zu den Sitzungen, menn „es
um Sachen zu thun gewesen, die ihre Gemeind betroffen". Vffenbar war das „eine
Nachlässigkeit der ehemaligen Thorrichteren" Nun erst grisf der kandvogt ein

(Nachrichten, S. 23).
is a. a. B.
>» Darüber sehr gut bei Pfister, S. 23 ff.
!» Tmolumententarif I,7i,l (M.B. il, S. 46?).
« Neue Ehegerichts-Satzungen 1737, Titel VII Art. 7 (Bib.M.B. VI, S. 222),
« Der Ausdruck wird in einem Schreiben der Herrfchaftsherren des Amtes

kenzburg an die Vbrigkeit aus dem Jahre 1,722 verwendet (kenzburger A.-B., A,
S. 198). Die Ausführung der durch das Thorgericht gefällten Strafen lag dem

kandvogt ob. Bußen wurden durch den Weibel des Thorgerichts eingetrieben (Neue
Ehegerichts-Satzungen 1787, Titel V Art. 7; Bib.M.B. VI, S. 228).

Neue Ehegerichts-Satzungen 1787, Titel VII Art. 7 (Bib.M.B. VI, S. 222).
Das Wbere Ehegericht war nur in den Lällen oberste Instanz, für welche in den

Satzungen Strafen vorgesehen waren. Unklare oder sehr schwere Lälle, die ein
Eingreifen der weltlichen Behörden nötig machten, waren dem Aleinen Rat zu über»
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(3- B. Ctjebrudj), ober Fälle, in benen ber Angeîlagte ben Tatbeftanb
leugnete, waren bem Sanboogt unb oon biefem „je nadj Bewanbtnifj
unb (Bröfje bes Dorgetjens" bem ©beren Cbegeridjt ober bem Kleinen
Hat 3u übergeben.25 IDir ftetten feft: roofjl gab es audj in ber Sitten»

geridjtsbarîeit eine beftimmte 3nftan3enorbnung. Cinen eigentlichen
3nftan3enroeg mit allen OTöglidjfeiten bes Hedjts3uges, mie bies bei

ber meltlidjen (Beridjtsbarîeit ber £aü wax, fannte fie aber nidjt. Die
Hedjtsfätte würben einfach nadj einem Katalog entfpredjenb ber

Schwere bes Dergefjens ber einen ober anberen Behörbe 3ur Aburtei»
lung überwiefen. gentralifationsbeftrebungen führten nur 3U einer

gewiffen Dereinbeitlidjung ber Hedjtsfpredjung. Die Bebeutung bes

Cljorgeridjts würbe jebodj baburdj nidjt berührt; es würben im (Segen»

teil immer wieber OTafjnabmen ergriffen, um fein Anfetjen 3u

erhöhen.26

c) Die „Achtung auf djriftlidje ©rbnung, gudjt unb
Ctjrbarîeit". Die Amtspflicht ber Chorridjter befdjranîte fidj aber

nidjt nur auf bie Hidjtertatigîeit allein. OTinbeftens ebenfo widjtig war
ihre Fnnîtion als Aufftdjtsorgane. 2^ erfter Sinie hatten fie ben in
ihre Kompeten3 fallenben obrigfeitlidjen OTanbaten Hadjadjtung 3u

oerfdjaffen.27 Sie hatten barüber hinaus aber audj bie Derantwortung
für ben fittlidjen Sebenswanbel ihrer (Semeinbegenoffen überhaupt 3u

tragen.28 Was für eine bornenoolle Aufgabe! gur Crleidjterung ber

Überwachung fottte jebes Kirdjfpiel in Dorffdjaften, IDeiler unb Dier«
tel aufgeteilt unb jebem ein3elnen Chorridjter ein beftimmtes „Heoier"
3ur Auffidjt 3ugewiefen werben.29 Durdj einen Cib war ber Cborridj»

roeifen (pfifter, a.a.(D., 5. 83). ferner Seue ebegerichts-Satjungen 1787, Citel V
Krt. 2 (8ib.OT.8.VI, S.225).

2< Cborgerirhts-Sarjung 1667, Citel III (S. 49).
2« CborgeridjtS'Safjung 1667, Citel III (S. 49) unb Seue Chegeridjts-Sa^un»

gen 1787, Citel V Krt.2 (Bib.OT.B.VI, S.225).
2» Dergl. bie Cmfübrungsfätje beim Crlafj ber Seuen Cbegericbts-Saijungen

1787 (8ib.OT.8.VI, S. 187).
27 €s roaren bie Sittenmanbate im roeiteften Sinne bes Wortes, roie OTanbate

über Kirdjen- unb Sdjulbefudj, Sonntagsheiligung, Kleiber-, Cabaf-, Wucher-
manbote u. a. (etn3elbeiten fiehe bei Pfifter, S. 57 ff.).

28 Die neuen Chegeridjts-Satjungen 1787 nennen als roidjtigfte pflidjt ber

Chorridjter „bie Kcbtung auf djriftlidje ©rbnung, gudjt unb Cbrbarfeit". (Citel V
Krt. 2, Bib.OT.B. VI, S. 225).

2» Seue Cbegericbts-Satyingen 1787, CitelV Krt.5 (Bib.OT.B.VI, S.225).

(z. B. Ehebruch), oder Fälle, in denen der Angeklagte den Tatbestand
leugnete, waren dem Landvogt und von diesem „je nach Bewandtniß
und Größe des Vorgehens" dem Vberen Ghegericht oder dem Rleinen
Rat zu übergeben.?« Wir stellen fest: wohl gab es auch in der Sitten-
gerichtsbarkeit eine bestimmte Instanzenordnung. Ginen eigentlichen
Instanzenweg mit allen Möglichkeiten des Rechtszuges, wie dies bei

der weltlichen Gerichtsbarkeit der Fall war, kannte sie aber nicht. Die
Rechtsfälle wurden einfach nach einem Ratalog entsprechend der

Schwere des Vergehens der einen oder anderen Behörde zur Aburteilung

Uberwiesen. Zentralisationsbestrebungen führten nur zu einer

gewissen Vereinheitlichung der Rechtssprechung. Die Bedeutung des

Thorgerichts wurde jedoch dadurch nicht berUhrt; es wurden im Gegenteil

immer wieder Matznahmen ergriffen, um fein Ansehen zu

erhöhen.?«

c) Die „Achtung auf christliche Brdnung, Jucht und
Ehrbarkeit". Die Amtspflicht der Thorrichter beschränkte sich aber

nicht nur auf die Richtertätigkeit allein. Mindestens ebenso wichtig war
ihre Funktion als Aufsichtsorgane. In erster Linie hatten sie den in
ihre Rompetenz fallenden obrigkeitlichen Mandaten Nachachtung zu
verschaffen.?? Sie hatten darUber hinaus aber auch die Verantwortung
für den sittlichen Lebenswandel ihrer Gemeindegenossen überhaupt zu

tragen.?« Was für eine dornenvolle Aufgabe! Zur Erleichterung der

Überwachung follte jedes Rirchfpiel in Dorffchaften, Weiler und viertel

aufgeteilt und jedem einzelnen Thorrichter ein bestimmtes „Revier"
zur Aufficht zugewiefen werden.?« Durch einen Eid war der Thorrich-

roeisen (Pfister, a. a. B., S. ss). Ferner Neue Thegerichts-Satzungen 1787, Titel V
Art. 2 (Bib.M.B.VI, S.22S).

« Thorgerichts-Satzung 1,667, Titel III (S. qy).
« Thorgerichts-Satzung 1667, Titel III (S. ?9) und Neue Thegerichts-Satzun»

gen Z787, Titel V Art. 2 (Bib.M.B.VI, S. 22S).
» vergl. die Tinführungssätze beim Trlasz der Neuen Thegerichts-Satzungen

,787 (Bib.M.B. Vl, S. 187).
« Ts waren die Sittenmandate im weitesten Sinne des Wortes, wie Mandate

über Airchen» und Schulbesuch, Sonntagsheiligung, Aleider-, Tabak»,
Wuchermandate u. a. (Einzelheiten siehe bei Pfister, S. s? ff.).

« Die neuen Ehegerichts-Satzungen 1787 nennen als wichtigste Pflicht der

Thorrichter „die Achtung auf christliche Ordnung, Zucht und Ehrbarkeit". (Titel V
Art. 2, Bib.M.B. VI. S. 22s).

» Neue Ehegerichts-Satzungen l?37, Titel V Art. s (Bib.M.B.VI, S. 22S).
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ter oerpflidjtet, jeben Frijlbaren ber „Ctjrbarfeit", b. Ij. bent Chor»
geridjt, 3U oer3eigen.

d) IDeitere pflidjten ber Chorridjter. 3n ben erwei»
terten pflidjtenfreis ber Chorridjter gehörten fdjliefjlidj alle Auf»
gaben, bie Pfifter als „bie aufbauenbe unb fürforgenbe Arbeit ber Chor»
ridjter" bejeidjnet.30 Heben ber Auffidjt im Sdjulwefen nennt er
unter biefem Begriff oor allem bie ^ürforgetätigfeit (Derwaltung
bes Kirchengutes, bie Crtjebung oon Siebesfteuern, bie Betreuung ber

Armen, Kranfen unb IDaifen ufw.). 3m 18.3ahrr!unbert würben
biefe Aufgaben aber meiftens burdj bie Dorgeferjten einer (Bemeinbe
übernommen. Dorgeferjte waren jebodj in erfter Sinie bie «Seridjts»
fäffen unb erft in 3weiter Sinie bie Chorridjter.31 IDenn bie Cborridj»
ter bemnadj in biefen Fragen auch nidjt mehr allein ausfdjlaggebenb
waren, fo hatten fie bodj beftimmt ein gewichtiges IDort mit3ufpredjen.

e) Chorgeridjt unb Selbftoerwaltungsredjt ber Un»
tertanen. IDenn wir uns bie Bebeutung, bieUMtfdjidjtigîeit unb bie

Sdjwierigfeiten ber Tätigfeit eines Cljorridjters, bie fidj gerabe aufjer»
halb bes eigentlichen «Berichtes abwidelte, ©ergegenwärtigen, bann
oerftetjen wir, weshalb feine Autorität im 3ntereffe bes Staates nidjt
burdj einen überfteigerten Ausbau ber übergeorbneten 3nftan3en ge»

fätjrbet werben bürfte. Cine Sittenpoiißei, bie, wie bie bernifdje, ber»

art bas gefamte Sehen ber Untertanen 3U fontroUieren unb 3U beein»

fluffen fudjte, mufjte ihr Schwergewicht auf bie unterften ©rgane
legen. Dor biefer Hotwenbigfeit hatten alle Derfudje 3ur Stärfung
ber gentralgewalt 3urüd3utreten. So behielt benn bas Chorgericht bis

3um Cnbe bes 1.8. 3abrbunberts eine beträchtliche Selbftänbigfeit. 3n
üjm — unb nidjt in ben meltlidjen „(Berichten" — îonnte fich bas

Selbftoerwaltungsredjt ber Untertanen, wenn auch unter ber geifti»

gen Führung bes pfarrers, bis 3um Untergang bes bernifdjen Staats»

wefens nidjt nur formell, fonbern audj tatfädjlidj in weitgebenbem
îïïafje behaupten.

HI. Der prebifani — ber repräfentatioe
Funftionär bes Kirdjfptels

a) Der prebifant als ©rgan ber Kirdjenoerwal»
tung. Wix haben oom Chorgeridjt als ber unterften ©rganifations»

so pfifter, S. 78.
31 Sadjridjten, S. 143 f.

lev
ter verpflichtet, jeden Fehlbaren der „Ehrbarkeit", d. h. dem

Thorgericht, zu verzeigen.
6) Weitere Pflichten der Chorrichter. In den erweiterten

Pflichtenkreis der Thorrichter gehörten fchließlich alle
Aufgaben, die Pfister als „die aufbauende und fürforgende Arbeit der
Thorrichter" bezeichnet.«« Neben der Aufficht im Schulwesen nennt er
unter diesem Begriff vor allem die Fürforgetätigkeii (Verwaltung
des Airchengutes, die Erhebung von Tiebessteuern, die Betreuung der

Armen, Aranken und Waisen usw.). Im lg. Jahrhundert wurden
diese Aufgaben aber meistens durch die vorgesetzten einer Gemeinde
übernommen, vorgesetzte waren jedoch in erster Linie die Gerichtssässen

und erst in zweiter Linie die Thorrichter.«! Wenn die Thorrichter

demnach in diesen Fragen auch nicht mehr allein ausschlaggebend

waren, so hatten sie doch bestimmt ein gewichtiges Wort mitzusprechen.
e) Thorgericht und Selbstverwaltungsrecht der

Untertanen. Wenn wir uns die Bedeutung, die Weitschichtigkeit und die

Schwierigkeiten der Tätigkeit eines Thorrichters, die sich gerade außerhalb

des eigentlichen Gerichtes abwickelte, vergegenwärtigen, dann
verstehen wir, weshalb seine Autorität im Interesse des Staates nicht
durch einen übersteigerten Ausbau der übergeordneten Instanzen
gefährdet werden durfte. Eine Sittenpolizei, die, wie die bernische, derart

das gesamte Leben der Untertanen zu kontrollieren und zu
beeinflussen fuchte, mußte ihr Schwergewicht auf die untersten Brgane
legen, vor diefer Notwendigkeit hatten alle versuche zur Stärkung
der Sentralgewalt zurückzutreten. So behielt denn das Thorgericht bis

zum Ende des lg. Jahrhunderts eine beträchtliche Selbständigkeit. In
ihm — und nicht in den weltlichen „Gerichten" — konnte sich das

Selbstverwaltungsrecht der Untertanen, wenn auch unter der geistigen

Führung des Pfarrers, bis zum Untergang des bernischen Staatswesens

nicht nur formell, fondern auch tatfächlich in weitgehendem
Maße behaupten.

III. Der Predikant — der repräsentative
Funktionär des Airchsxiels

a) Der predikant als Grgan der Airchenverwaltung.
Wir haben vom Thorgericht als der untersten Brganisations-

«« Pfister, S. 78,

«l Nachrichten, S. ,42 f.
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form ber ftaatlidjen Kirdjenoerroaltung unb repräfentatioen Behörbe
bes Kirdjfpiels gefprodjen. OTinbeftens ebenfo wichtig wie biefes als
Körperfdjaft war jebodj ber pfarrer, ber bernifdje „prebifant", als
eiu3elner Funîtionar biefes befonberen Derwaltungs3weiges. Hidjt
nur bie Seelforge war ihm anoertraut, fonbern fämtlidje Fäben ber

roeitoer3weigten ©rganifation liefen irgenbwie burdj feine fjanb. So

war er es eigentlich, ber im OTittelpunft ber firdjlidjen Derwaltung
ftanb, roährenb ber Sanboogt als oberftes Auffidjtsorgan mehr im
Ejintergrunb blieb, ©ft mag es einem fdjeinen, als ob fein geiftlidjes
Ejirtenamt hätte 3urüdtreten muffen oor all ben Anforberungen, bie

ber Staat an ihn richtete.32 Beim (Sottesbienft begannen bereits bie

ftaatlidjen Dorfdjriften: bie ©brigîeit unb ber Sanboogt waren mit
genau feftgelegten Woxten ins (Bebet eiu3ufdjliefjen. Die OTanbate

mufjten oon ber Kanjei oerîunbet unb anbere obrigfeitltdje OTafj»

nahmen beîanntgegeben roerben.33 Der Pfarrer roar geiftiger pro»
motor ber Chorgeridjte; er mar aber audj rein praîtifdj ihr Aftuar.
3m Sdjulmefen lag bie eigentlich mafjgebenbe Auffidjt bei ihm. Cr
lenfte unb überwachte bie Fürforgemafjnabmen (bie Hechnungen über
bas Armen» unb Kirdjengut mufjten in feiner (Segenwart abgelegt
werben). Cs war fdjliefjlidj audj ber bernifdje pfarrer, ber bie Hobel
über bie waffenfähige OTannfdjaft, über bie Ejausbaltungen, über bie

im Auslanb IDeilenben, u. a. 3U führen hatte.34 Die Kompeten3en unb

32 8e3eidjnenb für bie Bebeutung, bie bem prebifanten als ftaatlidjem <Junf«

tionär beigemeffen rourbe, ift ber Cib, ben er laut prebifanten-©rbnung oon 1667

nadj feiner IDahl im Kapitel ablegen mufjte: „<5emetne prebicanten fdjweeren
Unfern Snäbigen £}erren Creue unb OTarfjeit 3uleiften, 3br Snaben Sut} 3ufürbe-
ren unb Schaben 3uroenben, 3hren Sebotten unb Derbotten 3ugeborfammen unb
ohne 3&r Snaben Dormiffen nidjts, bafj berfelben 3uroiber feyn möchte, 3urabt»

fdjlagen ober fürsunebmmen: Das heilig Coangelium unb bas OTort Sottes
fürsutragen". (Sebr.OT.B. U, Sr. 10, S. 592).

33 Durdj OTanbat »om 25. Kuguft 1732 rourbe ben Pfarrern befohlen, bie

Derlefung ber OTanbate foroie bie Cbeetnfegnungen unmittelbar »or ober nadj ber

Prebigt »or3unebmen, ba bies gefdjeben muffe, roenn bie Semeinbe »oU^äblig »er»

fammeli fei (OT.8.14, S. 356 f.).
34 Sadj ber prebiîanten»©rbnung »on 1748 hatten bie pfarrer folgenbe

Söbel 3u führen:
1. KUe Derebelicbten.
2. KUe Sebigen, bie communiciert haben.

3. KUe Sdjulfinber.
4. KUe OTannsperfonen über fünf3ebn 3abren.

H

IS!

form der staatlichen Kirchenverwaltung und repräsentativen Behörde
des Kirchspiels gesprochen. Mindestens ebenso wichtig wie dieses als
Körperschaft war jedoch der Ofarrer, der bernifche „predikant", als
einzelner Funktionär diefes befonderen Verwaltungszweiges. Nicht
nur die Seelsorge war ihm anvertraut, sondern sämtliche Fäden der

weitverzweigten Organisation liefen irgendwie durch feine Hand. So

war er es eigentlich, der im Mittelpunkt der kirchlichen Verwaltung
stand, während der Tandvogt als oberstes Auffichtsorgan mehr im
Hintergrund blieb. Gft mag es einem scheinen, als ob sein geistliches
Hirtenamt hätte zurücktreten müssen vor all den Anforderungen, die

der Staat an ihn richtete.«? Beim Gottesdienst begannen bereits die

staatlichen Vorschriften: die Gbrigkeit und der Tandvogt waren mit
genau festgelegten Morten ins Gebet einzuschließen. Die Mandate
mußten von der Kanzel verkündet und andere obrigkeitliche
Maßnahmen bekanntgegeben werden.«« Der Pfarrer war geistiger
Promotor der Chorgerichte; er war aber auch rein praktisch ihr Aktuar.
Zm Schulwesen lag die eigentlich maßgebende Aufsicht bei ihm. Gr
lenkte und überwachte die Fürforgemaßnahmen (die Rechnungen über
das Armen- und Kirchengut mußten in feiner Gegenwart abgelegt
werden). Gs war fchließlich auch der bernische Pfarrer, der die Rödel
über die waffenfähige Mannschaft, über die Haushaltungen, über die

im Ausland Meilenden, u. a. zu führen hatte.«* Die Kompetenzen und

« Bezeichnend für die Bedeutung, die dem predikanten als staatlichem
Funktionär beigemessen wurde, ist der Lid, den er laut Predikanten-Vrdnung von I6<57

nach seiner Wahl im Aapitel ablegen mußte: „«Semeine predicanten schweeren

Unsern Gnädigen Herren Treue und Warheit zuleisten, Ihr Gnaden Nutz zufllrde»
ren und Schaden zuwenden, Ihren Gebotten und verdorren zugehorsammen und
ohne Ihr Gnaden vorwissen nichts, daß derselben zuwider seyn möchte, zuraht»
schlagen oder frirzunehmmen: Das heilig Tvangelium und das Wort Gottes
fürzutragen". (Gedr.M.B. l I, Nr. 10, S. 292).

«s Durch Mandat vom 22. August I,?Z2 wurde den Pfarrern befohlen, die

Verlesung der Mandate sowie die Theeinsegnungen unmittelbar vor oder nach der

Predigt vorzunehmen, da dies geschehen müsse, wenn die Gemeinde vollzählig
versammelt sei (M.B. 14, S. 2sef.).

«< Nach der Predikanten-Wrdnung von 174« hatten die Pfarrer folgende
Rödel zu führen:
1. Alle verehelichten.
2. Alle kedigen, die communiciert haben.

2. Alle Schulkinder.
4. Alle Mannspersonen Uber fünfzehn Iahren.

II
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bie Derantroortung ber prebiîanten roaren berart grofj, bafj ein eige»

nes Kontrollfyftem, neben ber fonft üblichen Auffidjt burdj ben Sanb»

Dogt, entroidelt roerben mufjte. Durdj eigens geroäblte „3uraten"
rourbe bie Amtsführung ber Pfarrherren überprüft.35 3n ben jähr»

Iidjen Kapiteln legten biefe ihre Hedjenfdjaftsberidjte oor.36 ^n biefer
gefamten ©rganifation ging ber Untere Aargau îeine eigenen IDege.
Die Derbältniffe waren benjenigen im übrigen bernifdjen Staats*
gebiet abfolut gleich. Cin näheres eingehen erübrigt fidj besljalb.37

b) Die Collatur. Cine Cinridjtung bes bernifdjen Kirdjen»
wefens, bie aus ben firdjlidjen Dertjältniffen bes OTittelalters herrührte
unb bie oor allem im Untern Aargau 3U redjt merfwürbigen Dertjältniffen
führte, ift immerhin 3U ermähnen. Cs finb bies bie Collaturen. 3ebc

Pfarrei hatte ihren Collator. Diefer hatte einerfeits bie Pflidjt, ben

pfarrer 3U befolben, anberfeits bas Hedjt, ben pfarrer 3U mahlen. OTit
ber £äfularifation roaren ©iele foldje Collaturredjte an Bern übergegan»

gen. IDo fie aber im Befitj oon ausmärtigen Körperfdjaften ober fjer»
ren ober im Befitj oon bernifdjen OTuni3ipalftäbten ober Ejerrfdjafts*
herren roaren, roaren bem gugriff bes bernifdjen Staates (Sxen$en

geferjt. So gehörten benn audj im 18. 3abrtjunbert febr oiele unter»

aargauifdje pfrünben nidjtftaatlidjen Collatoren; ja roir haben fogar
bie parabore Crfdjeinung, bafj fattjolifdje Stifte unb Klöfter bernifdje

5. KUe im Kuslanb weilenben OTannsperfonen (S. 47 ff.).
Da3u famen (laut OTanbat »om 26. So»ember 1751) bie fogenannten Schlaf«

büdjer, nämlidj:
1. Der Cfjeeinfegnungsrobel.
2. Der Caufrobel.
3. Der Communicantenrobel.
4. Der Cotenrobel.

(Bib.OT.B. IV, S. 510 ff.).
35 Dgl. 3uraten-©rbnung »om 15./26. Februar 1732 (OT.8. 14) unb prebi-

fanten-©rbnung 1748 (S. 79 ff.).
3» Km „Kapitel" hatten aUe prebifanten unb 3uraten eines beftimmten

Sebietes (ber „Clafj") 3U erfdjeinen, ebenfo bie Sanboögte. Dorfitjenber war ber

Defan, ber aus einem Dreier»orfdjlag bes Kapitels burdj ben Kleinen Sat gewählt
rourbe. Bei ihm lag bie eigentliche ©berauffidjt über bie gan3e ©rganifation. Sei-
nerfeits roar er bem Concent (bie brei oberften pfarrer unb bie brei oberften
profefforen ber £)auptftabt) »erantroortlidj. 3m Untern Kargau gab es bie Kapitel
Karau unb Sen3burg/8rugg. Die Pfarreien bes ©beramtes Karburg unb ber Stabt
gofingen roaren bem Kapitel Sangenthai 3ugeteilt (prebifanten-©rbnung 1748).

3' Dgl. IDemle, paul: Der fdjroei3erifdje proteftantismus im XVIII. 3afjr-
bunbert, Bb. I.
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die Verantwortung der predikanten waren derart groß, daß ein eigenes

Rontrollsystem, neben der sonst üblichen Aufsicht durch den Landvogt,

entwickelt werden mußte. Durch eigens gewählte „Zuraten"
wurde die Amtsführung der Pfarrherren überprüft.«« In den

jährlichen Rapiteln legten diese ihre Rechenschaftsberichte vor.«« In dieser

gesamten Organisation ging der Untere Aargau keine eigenen Wege.
Die Verhältnisse waren denjenigen im übrigen bernischen Staatsgebiet

absolut gleich. Ein näheres Eingehen erübrigt sich deshalb.«?

b) Die Eollatur. Eine Einrichtung des bernischen Rirchen-
wesens, die aus den kirchlichen Verhältnissen des Mittelalters herrührte
und die vor allem im UnternAargau zu recht merkwürdigen Verhältnissen
führte, ift immerhin zu erwähnen. Es find dies die Gollaturen. Jede

Pfarrei hatte ihren Collator. Dieser hatte einerseits die Pflicht, den

Pfarrer zu besolden, anderseits das Recht, den Pfarrer zu wählen. Nit
der Säkularisation waren viele solche Eollaturrechte an Bern Ubergegangen.

Wo sie aber im Besitz von auswärtigen Rörperschaften oder Herren

oder im Besitz von bernischen Munizipalstädten oder Herrschaftsherren

waren, waren dem Zugriff des bernifchen Staates Grenzen
gefetzt. So gehörten denn auch im l 8. Jahrhundert fehr viele
unteraargauische Pfründen nichtstaatlichen Eollatoren; ja wir haben sogar
die paradoxe Erscheinung, daß katholische Stifte und Rlöster bernifche

s. Alle im Ausland weilenden Mannspersonen (S. 47ff.).
Dazu kamen (laut Mandat vom 2S, November I7SI) die sogenannten Schlafbücher,

nämlich:
1. Der Theeinsegnungsrodel.
2. Der Taufrodel.
Z. Der Tommunicantenrodel,
4. Der Totenrodel.

(Bib.M.B. IV. S.sio ff.).
°° vgl. Iuraten-Wrdnung vom I5./26. Februar >7Z2 (M.B. 1,4) und predi-

kanten-Crdnung 1,74,8 (S. 79 ff.).
°° Am „Rapitel" hatten alle Predikanten und Zuraten eines bestimmten

Gebietes (der „Tlafz") zu erscheinen, ebenso die kandvögte. Vorsitzender mar der

Dekan, der aus einem Dreiervorschlag des Rapitels durch den Rleinen Rat gewählt
wurde. Bei ihm lag die eigentliche Cberaufsicht Uber die ganze Brganisation.
Seinerseits war er dem Tonvent (die drei obersten Pfarrer und die drei obersten
Professoren der kzauptstadt) verantwortlich. Im Untern Aargau gab es die Rapitel
Aarau und kenzburg/Brugg. Die Pfarreien des Vberamtes Aarburg und der Stadt
Zofingen waren dem Rapitel kangenthal zugeteilt (Predikanten-Brdnung l.748).

« vgl. wernle, Paul: Der schweizerische Protestantismus im XVIII.
Jahrhundert, Bd. I.
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pfarrer befolbeten unb roätjlten.38 Bei ber Bebeutung, bie ber Pfarrer
innerhalb ber bernifdjen Derroaltung befafj, îonnte Bern freilich, bas

DJafjlredjt nidjt anberen überlaffen. 2n &er Hegel machte ber Collator
einen groeier» ober Dreieroorfdjlag; bie eigentliche IDahl aber rourbe

38 über bie CoUatoren ber ein3elnen Pfarreien erteilt bas Segionbudj Kus-
funft (»gl. Sq.I—III). einige Beifpiele für „auslcnbifdje" CoUatoren:

Das Iu3ernifdje (fatholifdje!) Stift Beromünfter roar CoUator ber pfrunb
Kirdjberg (Sq. II, S. 59 unb 74), ber pfrunb Sontenfdjroil (Sq.I, S. 147) unb
ber pfrunb Subr (Sq. I, S. 147). Das Jrauenftift Sdjänis befafj bie CoUatur ber

pfrunb Seitnau (Sq.I, S. 152). Die 3°banmterfomturei Seuggern mar CoUator

ber pfrunb Umifen (Sq. III, S. 6) unb ber eibgenöffifdje Stanb güridj fdjliefjlidj
roar feinerfeits burdj Säfularifation bes 3<>banniterhaufes Küsnacbt CoUator ber

pfrunb Seengen geroorben (Sq.I, S. 615 f.). Die CoUaturen ber ehemaligen Stifte
unb Klöfter im eigenen Staatsgebiet hatte Bern ben betreffenben Sanboögten, im

Untern Kargau alfo bem ïjofmeifter »on Königsfeiben unb bem Stiftsfdjaffner »on

gofingen, übertragen unb ihnen fogar nodj neue hmjugefügt. So roaren in »ielen

Säuen biefe beiben Kmtleute CoUatoren »on pfrünben, bie in anbern

Sanboogteien tagen.

Kuf Srunb ber Kngaben im Segionbudj ergibt fidj folgenbes Bilb:
3m ©beramt Karburg mar ber Stiftsfdjaffner oon gofingen CoUator beiber

pfrünben.
3m ©beramt Sen3burg gehörten fünf CoUaturen bem Stiftsfdjaffner oon

gofingen, brei bem Sanboogt oon Sensburg, 3roei bem Stift OTünfter unb 3roei

roeitere ber ïjerrfdjaft Sueb unb fdjliefjlidj je eine bem Ijofmeifter oon Königsfeiben,

bem Sanb»ogt »on Biberftein, ben fjerrfdjaften fDilbegg, Siebegg, Scfjöftlanb

unb JjaUroil, bem ^rauenftift Sdjänis unb bem Stanb güridj total 3roan-

31g pfrünben).
3m ©beramt Königsfeiben ftanben beibe CoUaturen bem bortigen ïjofmeifter

3u.

3m ©beramt Biberftein roaren ber Sanboogt unb bas Stift OTünfter CoUa»

toren ber beiben Kirdjfpieie.
3m ©beramt Caftelen roaren es ber Sanboogt »on Caftelen unb ber Ejof«

meifter oon Kcnigsfelben.
3m ©beramt Sdjenfenberg fdjliefjlidj gehörten brei CoUaturen bem bortigen

Sanboogt, 3t»ei bem ïjofmeifter oon Königsfeiben unb je eine ber Komturei Seuggern
unb ber Stabt Brugg. Bei einer weiteren CoUatur teilten fidj bie Sanboögte »on
Sdjenfenberg unb Caftelen in bie Sedjte im Derbältnis i : 2 unb eine letjte gehörte
3U % bem Sanboogt oon Sdjenfenberg unb % bet Stabt Brugg.

Umgefebrt waren folgenbe CoUaturen, bie nidjt auf bernifdjem Staatsgebiet
roaren, im Befitj bes Königsfelber ïjofmetfters : Cegerfelben, Sebenftorf, gurjadj,
Baben, ÜJohlenfdjrotl (fatbolifdj) unb Birmenftorf (ebenfalls fatbolifdj). Königsfelber

OTaterial, S. 331.

les

Pfarrer besoldeten und wählten.«» Bei der Bedeutung, die der Pfarrer
innerhalb der bernifchen Verwaltung befaß, konnte Bern freilich das

Wahlrecht nicht anderen überlassen. In der Regel machte der Collator
einen Zweier- oder Dreiervorschlag; die eigentliche Wahl aber wurde

s« Über die Collatoren der einzelnen Pfarreien erteilt das Regionbuch
Auskunft (vgl. Rq.l—III). Einige Beispiele fiir „ausländische" Collatoren:

Das luzernische (katholische!) Stift Beromünster war Collator der pfrund
Airchberg (Rq. II, S. S? und 74), der pfrund Gontenschwil (Rq.l, S. 14?) und
der pfrund Suhr (Rq. I, S. 147). Das Frauenstift Schänis besaß die Tollatur der

pfrund Reitnau (Rq.l, S. 152). Die Iohanniterkomturei keuggern war Collator
der pfrund Umiken (Rq. III, S. e) und der eidgenössische Stand Zürich schließlich

mar seinerseits durch Säkularisation des Iohanniterhauses Rüsnacht Collator der

Pfrund Seengen geworden (Rq.l, S. eis f.). Die Collaturen der ehemaligen Stifte
und Rlöster im eigenen Staatsgebiet hatte Bern den betreffenden kandvögten, im

Untern Aargau also dem Hofmeister von Rönigsfelden und dem Stiftsschaffner von

Fofingen, übertragen und ihnen sogar noch neue hinzugefügt. So waren in vielen

Fällen diese beiden Amtleute Collatoren von Pfründen, die in andern

kandvogteien lagen.

Auf Grund der Angaben im Regionbuch ergibt sich folgendes Bild:
Im Bberamt Aarburg war der Stiftsschafsner von Jofingen Collator beider

Pfründen.
Im Gberamt kenzburg gehörten fünf Collaturen dem Stiftsschaffner von

Jofingen, drei dem kandvogt von kenzburg, zmei dem Stift Münster und zwei
weitere der Herrschaft Rued und schließlich je eine dem Hofmeister von Rönigsfelden,

dem kandvogt von Biberstein, den Herrschaften Wildegg, kiebegg, Schöftland

und Hallwil, dem Frauenstift Schänis und dem Stand Zürich (^ total zwanzig

Pfründen).
Im Bberamt Rönigsfelden standen beide Collaturen dem dortigen Hofmeister

zu.

Im Bberamt Biberstein waren der kandvogt und das Stift Münster Collar
toren der beiden Rirchspiele.

Im Bberamt Castelen waren es der kandvogt von Tastelen und der
Hofmeister von Aönigsfelden.

Im Bberamt Schenkenberg schließlich gehörten drei Collaturen dem dortigen
kandvogt, zwei dem Hofmeister von Aönigsfelden und je eine der Aomwrei keuggern
und der Stadt Brugg. Bei einer weiteren Collatur teilten sich die kandvögte von
Schenkenberg und Castelen in die Rechte im Verhältnis 1 :2 und eine letzte gehörte

zu >Z dem kandvogt von Schenkenberg und )6 der Stadt Brugg.
Umgekehrt waren folgende Collaturen, die nicht auf bernischem Staatsgebiet

waren, im Besitz des Aönigsfelder Hofmeisters: Tegerfelden, Gebenstorf, Jurzach,
Baden, wohlenschmil (katholisch) und Birmenftorf (ebenfalls katholisch). Aönigsfelder

Material, S. 5Zl.
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burdj ben Kleinen Hat oorgenommen.39 Hoch roeniger liefj es bie ber»

nifdje Staatsauffaffung 3U, bafj bie feierliche Cinfetjung bes Pfarrers
in feiner (Bemeinbe, bie fogenannte Cinpräfentation, burdj perfonen,
bie nidjt bernifdje Bürger ober Untertanen roaren, oorgenommen
würbe. Ejier roar grunbfätjlicb ber Sanboogt 3uftänbig, in beffen ©ber»

amt bie betreffenbe Pfrunb lag. Hur einbetmifdje Collatoren îonnten
ben pfarrer perfönlidj „einpräfentieren".40

so OTegen ber pfarrerroaljlen im Untern Margau war cs 3weimal 3u Kus=

einanberfet5ungen 3wifdjen Bern unb einjelnen CoUatoren gefommen:
1705 mädjte bas Stift OTünfter für bie pfrunb Kirdjberg nur einen Ciner-

»orfdjlag. (Kus ben Kften geht beroor, baf,- bies bisher fo gebanbfjabt würbe. Dgl.
Sensburger K.-B. B, S. 165 f.). Bern beharrte 3unädjft auf einem gweierüorfdjlag,
liefj fidj bann aber nadj pcrfönlidjer Dorfpradje »on 3wei Chorherren 3U folgenber
Söfung fjerbei : Das Stift OTünfter tjat für feine brei bernifdjen CoUaturen nur
einen Ciner»orfdjlag einreichen. Der Dorgefdjlagene mufj jebodj bernifdjer Burger

ober Untertan fein, ferner behält fidj Bern gegenüber untauglichen Kanbibaten

bas ius reiectionis »or (Befdjlufj »om 27. ^ebruar 1706. OTiff.B. 38, S. 135 ff.).
Sadj langem £jin unb Ejer roilltgtc Bern „»on guther ^rünbtfdjafft wegen"

ein, baf, audj güridj für bie pfrunb Seengen nur einen Ciner»orfdjlag, unb jwar
aus feinen eigenen Bürgern, machte (Befdjlufj »om 3. September 1669, OTiff.B. 23,

S. 272; bie Kften ber gefamten Disfuffion, bie fidj »on 1667—1669 hin3°g, be-

finben fidj im Sen3burger K.-B. B, S. 243 ff.).
Süt pfrünben, beren CoUator ein bernifdjer Sanboogt war, bie alfo betn

Staat gehörten, galt bas fompIi3Ìertc IDahlocrfabren, wie es in mehreren Derorbnungen

für bas gefamte bernifdje Sebiet geregelt worben war (»or allem: „pfrunb-
Befatjungs-Seglement" 1732, Sebr.OT.B. 3, Sr. 38, S. 1 ff.; „Seglement anfetjenb
bie Befatjung ber pfrünben in 3hr Snaben Ceutfdjen Sanben", 1766, OT.B. 22.

S. 67 ff.).
« Kudj bei pfrünben, bie bem bernifdjen Staat geborten, erfolgte bie

Cinpräfentation nidjt burdj ben Sanboogt, bem fie 3ur Derroaltung jugeteilt waren,
fonbern burdj benjenigen, in beffen ©beramt fie lagen.

Durch Befdjlufj bes Kleinen Sates »om 6. Desember 1774 würbe feftgefteUt,

bafj ber Cwingsoerwalter »on Seuggern — als einiger auswärtiger CoUator —
bas Sedjt hatte, ben pfarrer »on Umifen ein3upräfentieren (Sdjenfenberaer
21.-B. S)-

gur Cinpräfentation »on Pfarrern in pfrünben, bie „äufjeren" CoUatoren

gehörten, fdjidten biefe meiftens einen Delegierten. Diefer „rebel nidjts unb lieft
nidjts unb bringt auch nidjt ein Schreiben »on feinem principalen, fonbern geht
nadj Belieben in bie Kirdjen unb aUemabl 3um Cffen". (Beridjt »on Sanb»ogt
Stürler auf Se^burg oom U.3uni 1707; Sensburger 21.-B. B, S. 235 f.).

durch den Rleinen Rat vorgenommen.«» Noch weniger ließ es die
bernische Staatsauffassung zu, daß die feierliche Einsetzung des Pfarrers
in seiner Gemeinde, die sogenannte Einvräsentation, durch Personen,
die nicht bernische Bürger oder Untertanen waren, vorgenommen
wurde. Hier war grundsätzlich der Landvogt zuständig, in dessen Vberamt

die betreffende pfrund lag. Nur einheimische Collatoren konnten
den Pfarrer persönlich „einpräsentieren

so Wegen der Pfarrerwahlen im Untern Aargau war es zweimal zu
Auseinandersetzungen zwischen Lern und einzelnen Collatoren gekommen:

Nos machte das Stift Munster für die pfrund Airchberg nur einen Einer-
Vorschlag. (Aus den Akten geht hervor, das; dies bisher so gehandhabt wurde, vgl,
Lenzburger A.-B, B, S. >es f.). Bern beharrte zunächst auf einem Zweiervorschlag,
ließ sich dann aber nach persönlicher Vorsprache von zwei Ehorherren zu folgender
Lösung herbei: Das Stift Münster hat für seine drei bernischen Collaturen nur
einen Einervorschlag einzureichen. Der vorgeschlagene muß jedoch bernischer Burger

oder Untertan sein. Serner behält sich Bern gegenüber untauglichen Aandida»
ten das ius reiecrionis vor (Beschluß vom 27. Februar 1706, Miss.V. 58, S, 1,55 ff.).

Nach langem Hin und Her willigte Bern „von guther Fründtschafft wegen"
ein, daß auch Zürich für die pfrund Seengen nur einen Eineroorschlag, und zwar
aus seinen eigenen Bürgern, machte (Beschluß vom Z.September issy, Miss.B, 2Z,

S. 272; die Akten der gesamten Diskussion, die sich von I.6S7—iseg hinzog, be-

finden sich im kenzburger A.-B, B, S. 245 ff.).
Für Pfründen, deren Collator ein bernischer kandvogt war, die also dem

Staat gehörten, galt das komplizierte Wahlverfahren, wie es in mehreren Verordnungen

für das gesamte bernische Gebiet geregelt worden war (vor allem: „pfrund-
Besatzungs-Reglement" I?Z2, Gedr.M,B. z, Nr. Z3, S. I ff.; „Reglement ansebeno

die Besatzung der Pfründen in Ihr Gnaden Teutschen Landen", I7SS, M.B. 22,

S.S7ff.),
Auch bei Pfründen, die dem bernischen Staat gekörten, erfolgte die

Einvräsentation nicht durch den kandvogt, dem sie zur Verwaltung zugeteilt waren,
sondern durch denjenigen, in dessen Vberamt sie lagen.

Durch Beschluß des Aleinen Rates vom 6, Dezember i??4 wurde festgestellt,

daß der Twingsverwalter von keuggern — als einziger auswärtiger Tollator —
das Recht hatte, den Pfarrer von Umiken einzupräsentieren (Schenkenberaer
A.-B. F).

Zur EinPräsentation von Pfarrern in Pfründen, die „äußeren" Collatoren
gehörten, schickten diese meistens einen Delegierten, Dieser „redet nichts und liest

nichts und bringt auch nicht ein Schreiben von seinem principalen, sondern geht
nach Belieben in die Airchen und allemahl zum Essen". (Bericht von L^ndvogt
Stürler auf Lenzburg vom II. Juni 170?; Lenzburger A.-B. B, S. 255 f.).
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5. Abfdjnitt:

Die (Bemeinoe

I. Die (Bemeinbe — ftaaili^e Derwaltungs-
einbeit?

Bisher haben roir 3roei OToglidjîeiten ber Unterteilung einer
Sanboogtei in îleinere Cinheiten unterfudjt: einerfeits bas „(Bericht"
— als Cinbeit erft roieber im IDerben begriffen, mit feiner repräfen»
tatioen Körperfdjaft, bem nieberen (Seridjt, bas jebodj mehr unb mehr
an Bebeutung einbüfjt; anberfeits bas Kirdjfpiel — als Cinbeit ber

Dergangentjeit, befdjranît auf bie freilich febr umfangreiiije Kirchen»
©erwaltung, aber bennodj lebensfähig, mit bem Chorgeridjt unb bem

Pfarrer als Derîorperung unb 3nbalt. 3etjt muffen wir uns nodj
einer letjten Form ber (Bemeinfdjaftsbilbung 3uroenben, ebenfalls erft
im 18.3abrt)unbert geroadjfen unb bodj îein abftraîter Begriff: ber

(Semeinbe.

Die (Semeinbe mar urfprünglidj ein Derbanb mit rein prioat»
redjtlidjem Cfjaraîter. Cs mar bie „(Bütergemeinbe" als Befitjerin ber

Allmenbe. OJottte fich bex Staat ihrer als neuer ©rganifationsmöglidj»
feit bebienen, bann mufjte fie in eine 3nftitution öffentlidjredjtlicher
Prägung umgeroanbelt roerben.

n. Die Bilbung ber Bflrgergemeinbe

a) Der Bürger, prafttfdj fah fidj Bern 3unädjft oor bie Aufgabe
geftellt, alle Untertanen in biefe «Bemeinfdjaft etrçugliebern.1 Crftbann
îonnte es ihr ftaatlidje Aufgaben übertragen, gu biefem Cube rourbe

audj auf bem Sanbe — ähnlich roie es in ben Stäbten bereits ber F<*tt

war — ein «Bemeinbebürgerredjt gefdjaffen. Die (Bemeinbe rourbe 3ur
Bürgergemeinbe. Hur mer bas Bürgerredjt erroorben hatte, roar coli»

berechtigter (Bemeinbeangetjöriger. Alle anberen Dorfgenoffen roaren
minberen Hechtes, fie roaren blofje Ejinterfäffen.

i Knlafj 3U biefem Dorgetjen gaben bie Crlaffe ber Klmofenfammer in ben

3abren 1676—79, burdj roeldje bie oom Staat mit ber Säfularifation übernommene

Derpflidjtung ber Krmenpflege ben Semeinben überbunben rourbe (ogl. Sennefafjrt

I, S. 173 ff. unb II, S. 144 ff.).
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5. Abschnitt:

Die Gemeinde

I. Die Gemeinde — staatliche verwaltungs-
einheit?

Bisher haben wir zwei Möglichkeiten der Unterteilung einer

Landvogtei in kleinere Einheiten untersucht: einerseits das „Gericht"
— als Einheit erst wieder im Merden begriffen, mit feiner repräsentativen

Körperschaft, dem niederen Gericht, das jedoch mehr und mehr
an Bedeutung einbüßt; anderseits das Kirchfpiel — als Einheit der

Vergangenheit, befchränkt auf die freilich fehr umfangreiche
Kirchenverwaltung, aber dennoch lebensfähig, mit dem Ghorgericht und dem

Pfarrer als Verkörperung und Inhalt. Jetzt muffen wir uns noch

einer letzten Form der Gemeinfchaftsbildung zuwenden, ebenfalls erft
im ig. Jahrhundert gewachsen und doch kein abstrakter Begriff: der

Gemeinde.
Die Gemeinde war urfprünglich ein verband mit rein privat-

rechtlichem Eharakter. Es war die „Gütergemeinde" als Besitzerin der

Allmende. Mollte fich der Staat ihrer als neuer Grganifationsmöglich-
keit bedienen, dann mußte sie in eine Institution öffentlichrechtlicher
Prägung umgewandelt werden.

II. Die Bildung der BSrgergemeinde

a) Der Bürger, praktisch sah sich Bern zunächst vor die Aufgabe
gestellt, alle Untertanen in diefe Gemeinschaft einzugliedern.- Grstdann
konnte es ihr staatliche Aufgaben übertragen. Zu diefem Ende wurde
auch auf dem Lande — ähnlich wie es in den Städten bereits der Fall
war — ein Gemeindebürgerrecht gefchaffen. Die Gemeinde wurde zur
Bürgergemeinde. Nur wer das Bürgerrecht erworben hatte, war
vollberechtigter Gemeindeangehöriger. Alle anderen Dorfgenoffen waren
minderen Rechtes, sie waren bloße Hintersäfsen.

i Anlaß zu diesem vorgehen gaben die Erlasse der Almosenkammer in den

Jahren i e?e—79, durch welche die vom Staat mit der Säkularisation übernommene

Verpflichtung der Armenpflege den Gemeinden Überbunden wurde (vgl. Rennefahrt

I. S. ,72 ff. und II. S. 144 ff.).
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Der Dorteil bes Befitjes eines Bürgerrechtes beftanb 3unädjft oor
allem barin, bafj fidj bie (Bemeinbe oerpflidjtete, ihre Bürger im Falle
ber Armengenofftgîeit 3u unterftütjen. gur Cntfdjäbigung würbe ihr
bie Crtjebung eines Cinjugsgelbes geftattet. Cs fottte fidj jebodj balb

erweifen, bafj ©iele ber neuen (Bemeinben nun wahllos Bürger auf»
nahmen, ohne oortjer beren finanjiette Sage 3U prüfen unb bas allein
nur, um bas Ciu3ugsgelb be3ieljen 3U îonnen. Hur aÜ3u oft würben
bie neu aufgenommenen Bürger nadj Îur3erer ober längerer geit
armengenöffig. Die Armenlaften ber (Bemeinben fliegen fprungtjaft
unb würben balb untragbar. Daburdj war aber ber urfprünglidje
^>wed ber neuen ©rganifation, nämlidj bie De3entralifation unb Ab»

roäl3ung ber Armenfürforge ©om Staat auf bie (Bemeinben, in Frage
geftellt, mufjte nun bodj bie ©brigîeit immer roieber ben in Hot ge»

ratenen (Bemeinben mit Unterftürjungen beifpringen. So fatj fidj ber

Staat gejroungen, 3um Wotfl unb Hutjen ber (Bemeinben, lerjtenblidj
aber audj um feiner felbft mitten ein3ugreifen. Hadj jahrelangem
gögern unb oerfdjiebenen ergebnislofen Derfudjen fdjrieb er ben (Se*

meinben für bie Aufnahme oon Heubürgern folgenbes Derfahren oor:
Cin Auslänber, ber ein (Bemeinbebürgerredjt erlangen mottle,

hatte 3unädjft beim Kleinen Hat um bie „Haturalifation" (b. tj. bie

Derleibung bes ftaatlidjen „Bürgerrechts") nadj3ufudjen. Auf (Srunb
biefes (Befudjes rourben feine finan3iellen mittel überprüft. Dann
îonnte ihm bie Crlaubnis gegeben roerben, fidj bei einer (Semeinbe

um bie Crteilung bes Bürgerrechts 3U beroerben.2 Wax ihm audj bas

gelungen, fo hatte er ben neuerroorbenen Bürgerbrief, ber oom Sanb»

oogt geflegelt werben mufjte, wieberum ber ©brigîeit einjureidjen.
Crft roenn erwiefen war, bafj bie betreffenbe (Bemeinbe ihren neuen

Bürger unb beffen Hadjfommen im $aüe ber Derarmung audj wirf»
lidj erhalten fönnte, würbe biefem ber Haturalifationsbrief ausgeftellt
unb bamit ber Crroerb bes Bürgerrechts recfjtsfräftig.3 Umgeîetjrt
hatte bie Cnt3ietjung bes bernifdjen OTann» unb Sanbredjts, eine be»

* Die Kufnahme erfolgte burdj bas OTefjr ber Semeinbeoerfammlung, bie mit
BeroiUigung bes Sanboogts 3ufammengerufen würbe. 3m ©beramt Karburg mufjte
ber Sefudjfteüer 50 Sulben in ben Kmtsfedel unb einen beftimmten, »on ber
Semeinbe feft3ufetjenben Beitrag an bas Semeinbegut als „Knnehmungsgelb"
entrichten (Sadjridjten, S. 26).

s OTanbat »om 3. 3uli (737 (Bib.OT.B. IV, S. 156).
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Der vorteil des Besitzes eines Bürgerrechtes bestand zunächst vor
allem darin, daß sich die Gemeinde verpflichtete, ihre Bürger im Falle
der Armengenöfsigkeit zu unterstützen. Sur Entschädigung wurde ihr
die Erhebung eines Einzugsgeldes gestattet. Es sollte fich jedoch bald
erweisen, daß viele der neuen Gemeinden nun wahllos Bürger
aufnahmen, ohne vorher deren finanzielle Tage zu prüfen und das allein
nur, um das Ginzugsgeld beziehen zu können. Nur allzu oft wurden
die neu aufgenommenen Bürger nach kürzerer oder längerer Zeii
armengenössig. Die Armenlasten der Gemeinden stiegen sprunghaft
und wurden bald untragbar. Dadurch war aber der ursprüngliche
Zweck der neuen Organisation, nämlich die Dezentralisation und
Abwälzung der Armenfürforge vom Staat auf die Gemeinden, in Frage
gestellt, mußte nun doch die Gbrigkeit immer wieder den in Not
geratenen Gemeinden mit Unterstützungen beispringen. So sah sich der

Staat gezwungen, zum Wohl und Nutzen der Gemeinden, letztendlich
aber auch um seiner selbst willen einzugreifen. Nach jahrelangem
Zögern und verschiedenen ergebnislosen versuchen fchrieb er den
Gemeinden für die Aufnahme von Neubürgern folgendes Verfahren vor:

Ein Ausländer, der ein Gemeindebürgerrecht erlangen wollte,
hatte zunächst beim Kleinen Rat um die „Naturalisation" (d. h. die

Verleihung des staatlichen „Bürgerrechts") nachzusuchen. Auf Grund
dieses Gesuches wurden seine finanziellen Mittel überprüft. Dann
konnte ihm die Erlaubnis gegeben werden, sich bei einer Gemeinde

um die Erteilung des Bürgerrechts zu bewerben.? War ihm auch das

gelungen, so hatte er den neuerworbenen Bürgerbrief, der vom Landvogt

gesiegelt werden mußte, wiederum der Gbrigkeii einzureichen.

Erft wenn erwiesen war, daß die betreffende Gemeinde ihren neuen

Bürger und deffen Nachkommen im Falle der Verarmung auch wirklich

erhalten konnte, wurde diesem der Naturalisationsbrief ausgestellt
und damit der Grwerb des Bürgerrechts rechtskräftig.« Umgekehrt
hatte die Entziehung des bernifchen Mann- und kandrechts, eine be-

î Die Aufnahme erfolgte durch das Mehr der Gemeindeversammlung, die mit
Bewilligung des kandvogts zusammengerufen wurde. Im Vberamt Aarburg mußte
der Gesuchsteller so Gulden in den Amtsseckel und einen bestimmten, von der
Gemeinde festzusetzenden Beitrag an das Gemeindegut als „Annehmungsgeld"
entrichten (Nachrichten, S. 2S).

' Mandat vom 5. Juli ,727 (Bib.M.B. IV, S. 126).
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liebte Strafmafjnatjme bes bernifdjen Staates, audj ben Derluft bes

©rtsbürgerredjts 3ur F°*Se'4
Den Untertanen, bie ihre Ejeimatgemeinbe ©erliefjen, murbe ein

Ejeimatfdjein, ©om pfarrer unb „etroeldjen Dorgefetjten" bes Ejeimat»
orts unter3eicb.net unb oom Sanboogt, refp. bem Ejerrfdjaftsberrn ge«

flegelt, ausgeftellt.5
b) Der Ejinterfäffe.
I,. Der Ejinterfäffe als (Bemeinbeangetjöriger. Die neu»

gefdjaffene ©rganifation modjte für bie Hegelung ber Armenfürforge
ooll unb gan3 genügen: Die Ejeimatgemeinbe war nun für ihre armen»

genöffigen Bürger ©erantroortlidj. Derfolgte Bern jebodj tatfädjlidj
weiter geftedte giele, wollte es eine ©rganifation aufbauen, bie es

audj in anberen Derwaltungs3weigen einfetjen îonnte, bann mufjte
es banadj tradjten, audj jene Untertanen 3U erfaffen, bie aus irgenb»
einem (Srünbe ihre Ejeimatgemeinbe oerlaffen harten unb in einer

fremben (Semeinbe anfäffig geworben waren. Die Binbungen foldjer
„Auswanberer" an ihre Ejeimatgemeinbe waren oiel 3U lofe, als bafj

fidj ber Staat ihrer 3U feinen gweden hätte bebienen îonnen. So

fudjte er biefe „Anfäffigen" ber Bürgergemeinbe ihres neuen tDotjn»

fitjes an3ugliebern, inbem er fie in ein beftimmtes Hedjtsoerhältnis
3U biefer brachte: in Anlehnung an bie guftänbe in ber alten (Büter»

gemeinbe würben fte Ejinterfäffen.6 Als foldje waren fie nun oer»

pflidjtet, atte Fr°nbienfte unb Ejerrfdjaftsbefdjwerben, bie ber (Be»

meinbe auferlegt rourben, ebenfalls 3U tragen. (3m 18.3<d!rfjunbert
rourben bie (Bemeinben oor allem für ben Bau ber neuen Staats»

ftrafjen berange3ogen). Dafür hotten fie — gleich mie bie anbern

* Das Bürgerredjt »erlor »or aUem ein jeber, ber ohne obrigfeitlidje Crlaub»
nis bas Sanb oerliefj (»gl. OTanbat »om 18. OTär3 1715, Sebr.OT.B. 7 Sr. 21,
S. Iff. unb »om 26. Kpril 1742, Bib.OT.B. IV, S. 284 ff.).

5 OTanbat oom 14- Kuguft 1770 (OT.8.23, S. 520 ff.).
« €s ift flar, bafj biefe Cntroidlung in bem Kugenblid, roo ber Semeinbe

»ermehrte Kufgaben übertragen rourben, nidjt nur im 3ntereffe bes Staates,
fonbern ebenfo febr audj in bemjenigen ber SemeinbebUrger lag, hätten biefe bodj

fonft aUe Saften aUein übernehmen muffen.
7 Diefe „3atjrgaab" beftanb im ©beramt Karburg aus i Klafter Cannenbol3,

geliefert aus ben obrigfeitlidjen DMbungen (XIII. 128. Krt. „fjinterfäffen"). Dgl.
bes ferneren Sq. I, S. 105 f.

Bei einem Streit über Beoogtungsfragen rourbe 1778 obrigfettlidj folgenbe
Definition bes Begriffes „Kmts- unb Seridjtsangehörige" gegeben: „Unter Kmts»

le?

liebte Strafmaßnahme des bernifchen Staates, auch den Verlust des

Ortsbürgerrechts zur Folge.*
Den Untertanen, die ihre Heimatgemeinde verließen, wurde ein

Heimatschein, vom Ofarrer und „etwelchen vorgefetzten" des Heimatorts

unterzeichnet und vom kandvogt, refv. dem Herrfchaftsherrn
gesiegelt, ausgestellt.«

b) Der Hintersasse.
I. Der Hintersässe als Gemeindeangehöriger. Die

neugeschaffene Grganifation mochte für die Regelung der Armenfürforge
voll und ganz genügen: Die Heimatgemeinde war nun für ihre armen-
genöffigen Bürger verantwortlich, verfolgte Bern jedoch tatsächlich
weiter gesteckte Ziele, wollte es eine Organisation aufbauen, die es

auch in anderen Verwaltungszweigen einsetzen konnte, dann mußte
es danach trachten, auch jene Untertanen zu erfassen, die aus irgendeinem

Grunde ihre Heimatgemeinde verlassen hatten und in einer

fremden Gemeinde anfäfsig geworden waren. Die Bindungen solcher

„Auswanderer" an ihre Heimatgemeinde waren viel zu lose, als daß

sich der Staat ihrer zu seinen Zwecken hätte bedienen können. So

suchte er diese „Ansässigen" der Bürgergemeinde ihres neuen Wohnsitzes

anzugliedern, indem er sie in ein bestimmtes Rechtsverhältnis
zu diefer brachte: in Anlehnung an die Zustände in der alten
Gütergemeinde wurden sie Hinterfäffen.» Als solche waren sie nun
verpflichtet, alle Frondienste und Herrfchaftsbefchwerden, die der
Gemeinde auferlegt wurden, ebenfalls zu tragen. (Im 18. Jahrhundert
wurden die Gemeinden vor allem für den Bau der neuen Staatsstraßen

herangezogen). Dafür hatten sie — gleich wie die andern

« Das Bürgerrecht verlor vor allem ein jeder, der ohne obrigkeitliche Erlaubnis

das kand verließ (vgl. Mandat vom 18. März i?is, Gedr.M.B.? Nr.21,
S. Iff. und vom 2«. April l??2, Bib.M.B. IV, S. 28q ff.).

° Mandat vom zq. August 17?« (M.B. 2Z, S. S2o ff.).
» Gs ist klar, daß diese Entwicklung in dem Augenblick, mo der Gemeinde

oermehrte Aufgaben übertragen wurden, nicht nur im Interesse des Staates,
sondern ebenso sehr auch in demjenigen der Gemeindebürger lag, hätten diefe doch

sonst alle kästen allein Ubernehmen müssen.

Diese „Iahrgaab" bestand im Gberamt Aarburg aus > Alafter Tannenholz,
geliefert aus den obrigkeitlichen Waldungen (XIII. 128. Art. »Hintersässen"). vgl.
des ferneren Rq. I, S. los f.

Bei einem Streit über Bevogtungsfragen wurde l??s obrigkeitlich folgende
Definition des Begriffes »Amts» und Gerichtsangehörige" gegeben: „Unter Amts»
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„Amtsangehörigen" — Anfprudj auf bie „3abrgaab".7 Sie blieben
aber (Bemeinbeangehörige 3roeiten «Srabes.

2. Der Ab3ug. Der U)echfel bes IDohnfitjes rourbe jebodj nidjt
nur mit einem Derluft an Hedjten — eben baburdj, bafj ber Betref»
fenbe am neuen tDobnort Ejinterfäfj rourbe — erîauft, fonbern es

roaren bamit audj Abgaben an ben Staat unb an bie (Bemeinbe ©er»

bunben. Beim IDegjug rourbe 3ubanben ber ©brigîeit ber Ab3ug er»

hoben.8 Bis 1776 beftanb biefe Abgabe für jeben tDobnortswedjfel,
felbft innerhalb bes bernifdjen Staatsgebietes. Ci^elne Stäbte unb
Sanbfdjaften hatten fidj freilich burdj bilaterale Derträge Ab3ugs=
frettjeit 3ugefidjert.9 ähnliche Derträge fdjlofj Bern — oft audj im
Hamen feiner Untertanenlanbe — mit befreunbeten Stäbten unb He»

gierungen ab. Dabei ©ermieb es aber um jeben preis, beftefjenbe ©rts»
redjte 3U oerlerjen.10

3. Cin3ugs= unb Ejinterfäffengelb. Der Ab3ug war eine

Abgabe, bie berjenige, ber ben Oofjntjort wedjfelte, an ben Staat ent»

ridjten mufjte. Beoor er fidj jebodj am neuen IDobnfiÇ nieberlaffen
îonnte, mufjte er audj biefem gegenüber beftimmte finanjielle Der»

pflidjtungen erfüllen, gunädjft hatte er ein (einmaliges) ,,Cin3ugs»

unb Seridjts-Kngebörtgen »erftetjen IDir nidjts anbers, als foldje perfonen, bie
in ber Kmts OTardj unb ihrer eigenen Semeinb fitjen ober fidj aus bem Kmt be=

geben unb anbersroo ftdj als Ejtnterfäfj niebergelaffcn haben" (Sdjreiben bes Kleinen

Sates an Branbis, Cradjfelroalb, Burgborf unb Sumiswalb »om 18. OTai

1778, 19. September 1778 unb 2S. OTär3 j 779, OT. B. 27, S. 86, 108 unb 156 f.).
s Der Kb3ug belief fidj im aügemeinen auf 10 % bes Dermögens. Cr mufjte

audj entrichtet werben, wenn ein Dermögen burdj Übergang an einen anberen
Befitjer »on einer Semeinbe in bie anbere „gejogen" würbe (»gl. aUgcmein: Ejäufer,
Kafpar, Über ben Kb3ug in ber Sdjroei3).

» So beftanb 3. B. im Untern Kargau 3wifdjen gofingen unb Brittnau ein

Dertrag über gegenfeitige Kb3ugsfreibeit, ber »on Bern refpeftiert würbe (Dertrag
»om 8.3uni 1581 ; Sammlung Sdjwei3. SedjtsqueUen, Kargau, Stabtredjte V,
S.252).

Der Befdjlufj über bie Cinfübrung ber 2lb3ugsfreibeit innerhalb ber Sanbes»

grcn3cn würbe in ben Sats»erfammlungen »om 22. Kpril unb 9. OTai 1774 unb
»om 31. OTai 1776 gefafjt (OT.8. 26, S. 649 ff.).

10 Beim Kbfdjlufj »on Derträgen über Kbsugsfreibeit, bie bas ganse Staatsgebiet

umfafjten, begrüfjte Bern bie Sanb- unb OTuni3ipaIftäbte ftets fpe3teU. Kls
Karau, Sen3burg unb gofingen erflärten, ben Befdjlufj über bie Cinfübrung ber

aUgemein bernifdjen Kb3ugsfreibeit angefidjts ihrer gefpannten <"jinan3lage nicht
annehmen 3U fönnen, war es felbft»er}tänblidj, bafj für fie aUes beim KIten blieb

(OT.8. 26, S. 78 ff.).

1,68

„Amtsangehörigen" — Anspruch auf die „Iahrgaab".? Sie blieben
aber Gemeindeangehörige zweiten Grades.

2. Der Abzug. Der Wechsel des Wohnsitzes wurde jedoch nicht
nur mit einem Verlust an Rechten — eben dadurch, daß der Betreffende

am neuen Wohnort Lzinterfäß wurde — erkauft, sondern es

waren damit auch Abgaben an den Staat und an die Gemeinde
verbunden. Beim Wegzug wurde zuhanden der Vbrigkeii der Abzug
erhoben.» Bis 1776 bestand diese Abgabe für jeden Wohnortswechfel,
selbst innerhalb des bernischen Staatsgebietes. Ginzelne Städte und
Landschaften hatten sich freilich durch bilaterale Verträge Abzugsfreiheit

zugesichert.« Ähnliche Verträge schloß Bern — oft auch im
Namen feiner Untertanenlande — mit befreundeten Städten und
Regierungen ab. Dabei vermied es aber um jeden preis, bestehende Brtsrechte

zu verletzen."
5. Ginzugs- und Hintersässengeld. Der Abzug war eine

Abgabe, die derjenige, der den Wohnhort wechselte, an den Staat
entrichten mußte. Bevor er sich jedoch am neuen Wohnsitz niederlassen
konnte, mußte er auch diesem gegenüber bestimmte finanzielle
Verpflichtungen erfüllen. Zunächst hatte er ein (einmaliges) „Linzugs-

und Gerichts-Angehörigen verstehen Wir nichts anders, als solche Personen, die
in der Amts March und ihrer eigenen Gemeind sitzen oder sich aus dem Amt
begeben und anderswo sich als Hintersäß niedergelassen haben" (Schreiben des Aleinen

Rates an Brandis, Trachselwald, Burgdorf und Sumisrvaid vom >g. Mai
1778, >y. September 1778 und 2S, März i?7y, M. B. 27, S. 86, 108 und 156 f.).

« Der Abzug belief sich im allgemeinen auf io?ê des Vermögens. Er mußte
auch entrichtet werden, wenn ein vermögen durch Ubergang an einen anderen
Besitzer von einer Gemeinde in die andere „gezogen" wurde (vgl, allgemein: Hauser,
Aaspar, Uber den Abzug in der Schweiz),

» So bestand z.B. im Untern Aargau zwischen Jofingen und Brittnau ein

Vertrag über gegenseitige Abzugssreiheit, der von Bern respektiert wurde (Vertrag
vom 8. Juni 1581 ; Sammlung Schweiz. Rechtsquellen, Aargau, Stadtrechte V,
S.252).

Der Beschluß über die Einführung der Abzugsfreiheit innerhalb der kandes-

grcnzen wurde in den Ratsversammlungen vom 22. April und y. Mai 1774 und
vom 51. Mai 1776 gefaßt (M.B. 26, S. 64?ff,).

>« Beim Abschluß von Verträgen über Abzugssreiheit, die das ganze Staatsgebiet

umfaßten, begrüßte Bern die kand- und Munizipalstädte stets speziell. Als
Aarau, kenzburg und Jofingen erklärten, den Beschluß über die Einführung der

allgemein bernischen Abzugsfreiheit angesichts ihrer gespannten Finanzlage nicht
annehmen zu können, war es selbstverständlich, daß für sie alles beim Alten blieb

(M.B. 26, S. 78 st.).
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gelb" unb fpäter ein jährliches Ejinterfäffengelb 3U entrichten.11 Cine
prädjtige (Selegenbett für bie (Bemeinben, ihre Dermögenslage 3U oer»

beffern! Cine (Belegenheit, oon ber fie in ber F°Ï9C offenbar audj aus»

giebigen (Bebrauch machten. IDar bie ©brigîeit am Cin3ugsgelb nidjt
beteiligt, fo mufjte ber gugewanberte beim Sanboogt einen Aufent»
tjatts3ettel oerlangen.12 Audj hier fatj fidj ber Staat ge3wungen, ein»

3ugreifen, biesmal freilich nidjt 3um Sdjutj ber (Bemeinbefinanjen,
fonbern im 3ntereffe ber Ejinterfäffen. (777 rourbe eine Crfjöbung
bes Ejinterfäffengelbes nur noch mit Crlaubnis bes Kleinen Hates
geftattet.13

q.. Das Feuer ft attredjt. 3nbattltdj oerroanbt mit biefen Tib*

gaben unb ben bamit oerbunbenen ftaatlidjen eingriffen mar bie Cr»

forbernis einer „ Feuerftattenîon3effion" beim Bau ober bei ber Cr»

meiterung eines Ejaufes. Urfprünglidj mufjte bie BeroiUigung 3um
Ejausbau an ber (Semeinbeoerfammlung eingeholt unb bann burdj ben

Kleinen Hat genehmigt roerben.14 1,770 îam es bann 3um Crlafj einer

eigentlidjen Feuerftättenorbnung.15 Saut biefer Derorbnung mufjte
bas (Befudj um bie Crteilung eines Feuerftattredjts bem Sanboogt ein»

gereicht roerben. Diefer ftettte feft, ob in ber (Bemeinbe reine ©ppofi»
tion gegen ben Bauplan erhoben roerbe, ob ber getjnt» ober Sehensherr

nidjt 3u Schaben îomme unb ob ber oorgefdjriebene Abftanb ©on ben

obrigîeitlidjen IDälbern gemährt fei. Dann erft rourbe bie Beroittigung

» Saut Citel V Krt. 14 ber oerfdjiebenen Cmolumententarife 1773/74 würben

bie €in3ugs- unb Ejinterfäffengelber nadj ben in jebem Kmt unb Seridjt
befonbers Dorbanbenen Übungen be3ogen (OT.8. 24—26). (Dgl. bie betreffenben 8e-
ftimmungen in ben en^elnen Dorfredjten unb Seglementen; Sq. I—III.)

is Die Cmolumententarife 1773/74 begrünbeten biefe OTafjnahme bamit, bafj

baburdj bie ffiberauffidjt in poli3eifadjen erleichtert roerbe (Citel V, Krt. 15, OT.B.

24—26).
13 OTanbat »om 2i.3anuar (777 (OT.8. 27, S. 2). Diefes OTanbat mufjte am

10. OTai 1785 »erfdjärft roerben; es fomme fogar »or, bafj Ijinterfäffenfamtlien,
bie »on ber obrigfeitlidjen Klmofenfammer einen gufdjufj erhielten, biefe gan3e

Unterftürjung als Ejinterfäffengelb an bie Semeinbe abliefern mufjten (OT.8. 28,
S. 304 ff.).

» Kbfdjrift einer foldjen Konjeffion »om 22. September 1757 im Sdjenfenberger

Dofumentenbudj I, S. 608.
15 OTanbat »om 5. OTai 1770 (OT.8.23, S. 388 ff.). Die OTafjnahme rourbe

mit ber Sotroenbigfeit begrünbet, in aUen Ceutfdjen Sanben Sedjtsgletdjbeit her-

3ufteUen.
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geld" und später ein jährliches Hintersössengeld zu entrichten." «Line

prächtige Gelegenheit für die Gemeinden, ihre Vermögenslage zu
verbessern! Gine Gelegenheit, von der sie in der Folge offenbar auch

ausgiebigen Gebrauch machten. War die Gbrigkeit am Ginzugsgeld nicht
beteiligt, fo mußte der Zugewanderte beim Tandvogt einen
Aufenthaltszettel verlangen." Auch hier fah fich der Staat gezwungen,
einzugreifen, diesmal freilich nicht zum Schutz der Gemeindefinanzen,
fondern im Interesse der Hintersässen. l.77? wurde eine Erhöhung
des Hinterfässengeldes nur noch mit Grlaubnis des Aleinen Rates

gestattet."

q. Das Feuer ft attrecht. Inhaltlich verwandt mit diefen
Abgaben und den damit verbundenen staatlichen Eingriffen war die

Erfordernis einer „Feuerftättenkonzeffion" beim Bau oder bei der

Erweiterung eines Haufes. Ursprünglich mußte die Bewilligung zum
Hausbau an der Gemeindeversammlung eingeholt und dann durch den

Aleinen Rat genehmigt werden." j>7?o kam es dann zum Erlaß einer
eigentlichen Feuerstättenordnung." Laut dieser Verordnung mußte
das Gesuch um die Erteilung eines Feuerstattrechts dem Tandvogt
eingereicht werden. Dieser stellte fest, ob in der Gemeinde keine «Opposition

gegen den Bauplan erhoben werde, ob der Zehnt- oder Lehensherr
nicht zu Schaden komme und ob der vorgeschriebene Abstand von den

obrigkeitlichen Wäldern gewahrt sei. Dann erft wurde die Bewilligung

>» kaut Titel V Art. 14 der verschiedenen Tmolumententarife 1775/74 rour>
den die Einzugs» und Hintersässengelder nach den in jedem Amt und Gericht
besonders vorhandenen Übungen bezogen (M.B. 24—26). (vgl. die betreffenden Be»

stimmungen in den einzelnen Dorfrechten und Reglementen; Rq.l—III.)
l« Die Emolumententarife l775/74 begründeten diese Maßnahme damit, daß

dadurch die Bberaufsicht in Polizeisachen erleichtert werde (Titel V, Art. 15, M.B.
24.-26).

>« Mandat vom 2>. Januar 1777 (M.B. 27, s. 2). Dieses Mandat mußte am

1«. Mai 1785 verschärft werden; es komme sogar vor, daß tzintersässenfamilien,
die von der obrigkeitlichen Almosenkammer einen Zuschuß erhielten, diese ganze

Unterstützung als Hintersässengeld an die Gemeinde abliefern müßten (M.B. 28,
S. 504 ff.).

" Abschrift einer solchen Aonzession vom 22. September i?5? im Schenken»

berger Dokumentenduch I, S. 608.

ü Mandat vom 5. Mai I7?o (M.B. 25, S. 588 ff.). Die Maßnahme wurde
mit der Notwendigkeit begründet, in allen Teutschen kanden Rechtsgleichheit her»

zustellen.
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unter Auflage ber jährlich 3U entridjtenben, örtlich oerfdjiebenen
Feuerftatt»Abgaben erteilt.16

c) Der Staat unb bie (Semeinbe. Wix halten feft: ber
Staat h^tte fidj feit jeher bas Auffidjtsredjt über bie (Bemeinben

(3um minbeften über bie ihm bireft unterteilten (Bemeinben) oor»

behalten. Audj bei ber (Srünbung ber Bürgergemeinben, in benen

3roar bie OTöglidjfeit 3ur Cntroidlung oon neuen, felbftänbigen Der»

roaltungseinheiten ruhte, îonnte bie ftaatlidje Kontrolle bennodj nidjt
etroa 3U (Bunften ber (Bemeinbeautonomie gelodert roerben, fonbern
ber Staat mufjte fie im (Begenteil im 3ntereffe ber (Bemeinben unb
ber Untertanen oerfchärfen.

d) Die Cinglieberung ber Stedböfe 175 t. Cs
fottte nidjt einmal bei biefen, trotj allem äufjerlidjen, Senîungs»
mafjnatjmen bes Staates bleiben. Die Überführung ber (Bütergemein»
ben in Bürgergemeinben hatte nodj Süden btnterlaffen. Cs gab einer»

feits «Segenben, bie ber ganjen Cntroidlung ferngeblieben roaren;
anberfeits 3ogen nodj oiele OTenfdjen oljne Ejeimatberedjtigung bet»

telnb burdj bas Sanb. Diefe guftänbe mädjten es ber ©brigîeit oöllig
unmöglich, bie «Bemeinben als ©rganifationsform in ber Staatsoer»

roaltung einferjen 3U îonnen, bie nun tatfädjlidj alle Untertanen um»

faffen roürbe. 2n ber 3roeiten Ejälfte bes 1.8. 3abrhunberts griff fie

enblidj energifdj burdj.
3m Untern Aargau gab es ein3elne IDeiler unb Ejöfe, bie „3iem=

lidj altem Ejerîommen nadj, roieroofjl nur aus Überfehen unb OTifj»
brauch" r>on îeiner (Bemeinbe abhängig roaren; es roaren bie foge»
nannten Stedböfe. Auf biefen Ejöfen îonnte fich nodj immer jeber»

mann ohne Ejeimatfdjein unb ohne Ejinterfäffengelb nieberlaffen. Um»

gefebrt rourben ben Beroobnem ber Stedböfe audj feine Ejeimatfdjeine
ausgefteilt. 3n ber Armut blieben fie gan3 auf fidj felber angewiefen,
ober fie fielen bem Staat 3U Saften. Audj in poli3eifadjen bilbete bie

Ausnatjmeftellung biefer Ejöfe einen unhaltbar geroorbenen guftanb.

m Diefe Segelung war im weitläufigen ©beramt Sensburg ein Ding ber

Unmoglicbîeit. Der Sanboogt erliefj bestjalb — aus eigener 3"itiati»e — am
4. Kpril 1778 folgenbe Sonberbeftimmungen: Die bem Sanboogt »orgefdjriebene
Unterfudjung rourbe ber Semeinbe»erfammlung übertragen. Diefe prüfte bas Bau»
gefudj unb nahm Cinfpradjen entgegen. Über bie Derfammlung rourbe genau
protofoü geführt, welches bem Sanboogt eingereicht würbe. Kuf Srunb biefes proto»
foUs erteilte er bann bie BauberoiUigung ober »erroeigerte fie (Befehle, S. 128 ff.).
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unter Auflage der jährlich zu entrichtenden, örtlich verfchiedenen
Feuerftatt-Abgaben erteilt."

c) Der Staat und die Gemeinde. Mir halten fest: der
Staat hatte fich feit jeher das Aufsichtsrecht über die Gemeinden
(zum mindesten über die ihm direkt unterstellten Gemeinden)
vorbehalten. Auch bei der Gründung der Bürgergemeinden, in denen

zwar die Möglichkeit zur Entwicklung von neuen, selbständigen
Verwaltungseinheiten ruhte, konnte die staatliche Rontrolle dennoch nicht
etwa zu Gunsten der Gemeindeautonomie gelockert werden, sondern
der Staat mußte sie im Gegenteil im Interesse der Gemeinden und
der Untertanen verschärfen.

ä) Die Gingliederung der Steckhöfe 1,751,. Es
sollte nicht einmal bei diesen, trotz allem äußerlichen, Lenkungs-
maßnahmen des Staates bleiben. Die Überführung der Gütergemeinden

in Bürgergemeinden hatte noch Lücken hinterlassen. Es gab einerseits

Gegenden, die der ganzen Entwicklung ferngeblieben waren;
anderseits zogen noch viele Menschen ohne Heimatberechtigung
bettelnd durch das Land. Diese Zustände machten es der Vbrigkeit völlig
unmöglich, die Gemeinden als Vrganisationsform in der Staatsverwaltung

einsetzen zu können, die nun tatsächlich alle Untertanen
umfassen würde. In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts griff sie

endlich energisch durch.

Im Untern Aargau gab es einzelne Meiler und Höfe, die „ziemlich

altem Herkommen nach, wiewohl nur aus Übersehen und
Mißbrauch" von keiner Gemeinde abhängig waren; es waren die
sogenannten Steckhöfe. Auf diesen Höfen konnte fich noch immer jedermann

ohne Heimatschein und ohne Hintersässengeld niederlassen.
Umgekehrt wurden den Bewohnern der Steckhöfe auch keine Heimatfcheine
ausgeftelli. In der Armut blieben sie ganz auf sich selber angewiesen,
oder sie fielen dem Staat zu Lasten. Auch in Polizeisachen bildete die

Ausnahmestellung dieser Höfe einen unhaltbar gewordenen Zustand.

>» Diese Regelung war im weitläufigen Vberamt kenzburg ein Ding der

Unmöglichkeit. Der kandvogt erließ deshalb — aus eigener Initiative — am
4. April 1778 folgende Sonderbestimmungen: Die dem kandvogt vorgeschriebene
Untersuchung wurde der Gemeindeversammlung übertragen. Diese prüfte das
Baugesuch und nahm Ginsprachen entgegen. Über die Versammlung wurde genau
Protokoll geführt, welches dem kandvogt eingereicht wurde. Auf Grund dieses Protokolls

erteilte er dann die Baubewilligung oder verweigerte sie (Befehle, S. 128 ff.).



Kraft einer obrigfeitlidjen Derorbnung oom 2.3nni 1751 wur»
ben nun biefe Stedböfe aufgehoben.17 Sieben berfelben würben einfach
Hadjbargemeinben angegliebert:18 roer fdjon einen Ejeimatfdjein be»

fafj, blieb Bürger ber betreffenben (Bemeinbe. Den anbern Stedtjof»
bewotjnern fottte ermöglicht roerben, eoentuett burdj Dermittlung bes

Sanboogts, um ein (Setinges bas Bürgerrecht irgenb einer (Bemeinbe

3U erroerben. Die Stedtjöfe IDeil, Burg unb Seimbadj rourben 3U

felbftänbigen (Bemeinben erflärt; IDeil unb Burg roeil fie ben Umfang
einer (Bemeinbe hatten, Seimbadj meil es ber (Beridjtsbarîeit ber Ejerr»

fdjaft 3u Ejallroil unterftanb unb besljalb ben umliegenben (Bemein»
ben nidjt angefdjloffen roerben fönnte. OTit biefer letjten, eher ber

Dollftänbigfeit als ber UMdjtigfeit halber angeführten OTafjnahme
maren nun enbgültig alle bernifdjen Untertanen, bie auf bernifdjem
Boben Ejaus unb (Srunb hatten, irgenb einer (Bemeinbe als Bürger
3ugeroiefen.19

e) Die (Srünbung ber Sanbfaffencorporation 1785.
Cs blieb jebodj bie grofje galjl ber Ejeimatlofen, bie, ohne einen

feften U?otjnfit} 3U haben, oon ©rt 3U ©rt 3ogen unb bas Ejauptfontin»
gent ber Armen unb Bettler ftettten. Das „Bettelgefinb" mar feit bem

30jährigen Krieg 3U einer mähren Sanbplage geroorben. Die eintjeimi»
fdjen Bettler oerfudjte man burdj bie Schaffung bes Ejeimatredjts
fefjhaft 3u madjen. Hodj mimmelte bas Sanb aber förmlich oon aus»

wärtigen Korbmachern, Kefjlern unb Spenglern ohne patente, Bür»
ftenbinbern, Spielleuten unb oor allem „gyginern".20 Don geit 3U

geit, lange fogar jährlich, würben auf biefe Ausgeflogenen, oft in

" Sen3burger KftenbudjS, S. 27 iff. (Sq.I, S. 343 ff.),
in i. Der Stedtjof Bettenthal ber Semeinbe Schaftsbeim

2. „ „ ginfentbal „ „ Unterfulm
3. „ „ Kabishof „ „ „
4. „ „ rDannenbof „ „ „
5. „ „ ^lügelberg „ „ Seinadj
6. „ „ Seifjbof
7. „ „ Settersroil „ „ Seon

1» 1781 gelangten bie Kngebörigen bes Stedtjofs ÏDiliberg (Kirdjfpiel Seitnau)

mit bem Sefudj um guteilung an eine Sadjbargemeinbe an ben Sat. Der Ijof
fei 1751 übergangen roorben. Da bie Semeinben fidj roeigerten, ÏDiliberg auf3U»

nehmen, würbe biefem am 16.3anuar 1781 ein eigenes „gemeinbredjt" erteilt
(Segeft Sq. I, S. 530 f.).

«> Dgl. 3.8. bie „3nftruction für bie patrouiUeurs" oom 28. September 1741

(Sebr.OT.B. 5 Sr. 8).

l?l
Rraft einer obrigkeitlichen Verordnung vom 2. Zum l?Sl wurden

nun diese Steckhöfe aufgehoben." Sieben derselben wurden einfach
Nachbargemeinden angegliedert:" wer fchon einen Heimatfchein
befaß, blieb Bürger der betreffenden Gemeinde. Den andern
Steckhofbewohnern follte ermöglicht werden, eventuell durch Vermittlung des

kandvogts, um ein Geringes das Bürgerrecht irgend einer Gemeinde

zu erwerben. Die Steckhöfe Weil, Burg und keimbach wurden zu
selbständigen Gemeinden erklärt; Weil und Burg weil sie den Umfang
einer Gemeinde hatten, keimbach weil es der Gerichtsbarkeit der

Herrfchaft zu Hallwil unterstand und deshalb den umliegenden Gemeinden

nicht angefchloffen werden konnte. Mit dieser letzten, eher der

Vollständigkeit als der Wichtigkeit halber angeführten Maßnahme
waren nun endgültig alle bernifchen Untertanen, die auf bernifchem
Boden Haus und Grund hatten, irgend einer Gemeinde als Bürger
zugewiesen."

e) Die Gründung der kandsassencorporation »78S.
Gs blieb jedoch die große Zahl der Heimatlofen, die, ohne einen
festen Wohnfitz zu haben, von Brt zu Ort zogen und das Hauptkontingent

der Armen und Bettler stellten. Das „Bettelgefind" war feit dem

Zvjährigen Rrieg zu einer wahren Landplage geworden. Die einheimi-
fchen Bettler verfuchte man durch die Schaffung des Heimatrechts
feßhaft zu machen. Noch wimmelte das Land aber förmlich von
auswärtigen Rorbmachern, Retzlern und Spenglern ohne Patente,
Bürstenbindern, Spielleuten und vor allem „Zyginern".?« von Zeit zu

Zeit, lange sogar jährlich, wurden auf diefe Ausgestotzenen, oft in

" kenzburger Artenbuch k, S. 2?l ff. (Rq.l, S. Z4Z ff.).
>» 1. Der Steckhof Bettenthal der Gemeinde Schafisheim

2, „ „ Zinsenthal „ „ Unterkulm
2. « Aabishof „ „ „
4. » „ Wannenhof „ „ »

s. „ „ Flügelberg „ „ Reinach
e. „ Geifzhof
7. „ „ Retterswil „ „ Seon

i» 1781 gelangten die Angehörigen des Steckhofs Wiliberg (Airchsxiel Reitnau)

mit dem Gesuch um Zuteilung an eine Nachbargemeinde an den Rat. Der Hof
sei I7S1 übergangen worden. Da die Gemeinden sich weigerten, wiliberg
aufzunehmen, wurde diesem am 16. Januar I73l ein eigenes „gemeindrecht" erteilt
(Regest Rq. I, S. SZO f.).

«> vgl. z.B. die „Instruction für die patrouilleurs" vom 28. September 1741

(Gedr.M.B. s Nr. 8).
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engfter gufammenarbeit mit ben benachbarten eibgenöffifdjen ©rten,
OTenfdjenjagben oeranftaltet. Wet erwifdjt würbe, würbe über bie

(Stenge abgefdjoben, b. fj. bem lieben Hadjbarn auf ben Ejais gefdjidt.
Auf biefe Art fam man natürlich nie 3U einer befriebigenben Söfung
bes problems.

3m Saufe ber 3afyre brang bie Cinfidjt burdj, bafj nur burdj eine

gan3 rabifale OTafjnahme biefer plage abgeholfen werben fönnte, bie

3ugleidj ben Sdjlufjftridj unter ben Ausbau bes bernifdjen «Semeinbe»

wefens 30g: alle biefe herumfdjweifenben Ejeimatlofen füllten ein
Bürgerrecht erhalten. Aber feiner ber oielen Bürgergemeinben îonnte
3ugemutet roerben, foldje Bettler, bie mit grofjer IDabrfdjeinlidjfeit
unterftütjt werben mufjten, in ihr «Semeinbebürgerredjt aufzunehmen.

Da würbe 1785 oon obrigfeitswegen eine eigene Corporation ge»

grünbet, in bie alle Ejeimatlofen aufgenommen werben fottten.21 Der

3ncorporierte erhielt einen Corporationsfdjein, ber bem Ejeimatfdjein
ber Untertanen gleidj3ufet}en mar. Die ©brigîeit oerfidjerte ben Unter=

tanen, alle ihre Hedjte unb Freiheiten unangetaftet 3U laffen, erwar»
tele aber ©on ihnen, bafj fie bie 3ncorporierten als Ejinterfäffen auf»

nehmen würben (Cingang unb Art. IV). Das gau3e Sanb würbe in
3wölf Be3irîe eingeteilt, ©on benen jeber eine Corporation bilbete

(6. Be3irî: Unteraargau inîl. OTuni3ipalftäbte) (Art. 2). Diefe Cor»

porationen unterftanben ber Sanbfaffenfammer (Art. 2) ; fie hatten
gegenüber ben 3ncorporierten bie Hedjte unb Pflidjten einer Bürger»
gemeinbe (Art. 3). Um einen Fonbs für oerarmte OTitglieber 3U äuf=

nen, würbe oon ben 3ncorporierten eine Steuer erhoben, bie 3ar!r
für 3<ri(r je nadj ben Auslagen neu feftgeferjt werben follie (Art. 5).
Ferner floffen bie üblichen Unterftütjungsgelber, bie bie ©brigfeit
bisher an Ejeimatlofe unb Finbelfinber ausfdjütten liefj, oon nun an

in biefen Fonbs ber Sanbfaffenfammer (Art. 6). Die Sanbfaffenîam»
mer war prinjipiett nur in Armenfadjen 3uftänbig. 3m übrigen unter»

ftanben bie Corporationsgenoffen weiterhin ihrem natürlichen, geferj»

lidj beftimmten Hidjter (Art. 7). Die Dertreter ber Sanbfaffenfammer
in ben Bejirîen arbeiteten ehrenamtlich (Art. 8). 3&nen untergeorb»
net roaren bie Cin3ietjer (3roei ober mehr pro Be3irî), bie bas Amt ber

Dorftetjer in ber Bürgergemeinbe ausübten (Art. 9). Die Sanbfäffen»

21 „Derorbnung bie incorporierten Sanbfaffen betreffenb" »om 10. OTai K85
(OT.8. 27, S. 350 ff.).
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engster Zusammenarbeit mit den benachbarten eidgenössischen Vrten,
Menschenjagden veranstaltet. Wer erwischt wurde, wurde über die

Grenze abgeschoben, d. h. dem lieben Nachbarn auf den Hals geschickt.

Auf diefe Art kam man natürlich nie zu einer befriedigenden Lösung
des Problems.

Im Laufe der Jahre drang die Einsicht durch, daß nur durch eine

ganz radikale Maßnahme dieser Plage abgeholfen werden konnte, die

zugleich den Schlußstrich unter den Ausbau des bernischen Gemeindewesens

zog: alle diese herumfchweifenden Heimatlosen sollten ein
Bürgerrecht erhalten. Aber keiner der vielen Bürgergemeinden konnte

zugemutet werden, solche Bettler, die mit großer Wahrscheinlichkeit
unterstützi werden mußten, in ihr Gemeindebürgerrecht aufzunehmen.

Da wurde ,785 von obrigkeitswegen eine eigene Corporation
gegründet, in die alle Heimatlosen aufgenommen werden sollten.-!
Incorporierte erhielt einen Corporationsschein, der dem Heimatschein
der Untertanen gleichzusetzen war. Die Bbrigkeit versicherte den Untertanen,

alle ihre Rechte und Freiheiten unangetastet zu lassen, erwartete

aber von ihnen, daß sie die Incorporierten als Hintersassen
ausnehmen würden (Eingang und Art. IV). Das ganze Land wurde in
zwölf Bezirke eingeteilt, von denen jeder eine Corporation bildete

(6. Bezirk: Unteraargau inkl. Munizipalftädte) (Art. 2). Diese Cor-
porationen unterstanden der Landsassenkammer (Art. 2); sie hatten
gegenüber den Incorporierten die Rechte und Pflichten einer
Bürgergemeinde (Art. 2). Um einen Fonds für verarmte Mitglieder zu äuf-
nen, wurde von den Incorporierten eine Sieuer erhoben, die Jahr
für Jahr je nach den Auslagen neu festgesetzt werden sollte (Art. 5).
Ferner floffen die üblichen Unterftützungsgelder, die die Vbrigkeit
bisher an Heimatlose und Findelkinder ausschütten ließ, von nun an

in diesen Fonds der Landsassenkammer (Art. 6). Die Landsassenkammer

war prinzipiell nur in Armensachen zuständig. Im übrigen
unterstanden die Corporationsgenossen weiterhin ihrem natürlichen, gesetzlich

bestimmten Richter (Art. 7). Die Vertreter der Landsassenkammer
in den Bezirken arbeiteten ehrenamtlich (Art. 8). Ihnen untergeordnet

waren die Einzieher (zwei oder mehr pro Bezirk), die das Amt der

Vorsteher in der Bürgergemeinde ausübten (Art. y). Die Landsassen-

2> „Verordnung die incorporierten kandsassen betreffend" vom I«. Mai 1782

(M.B. 27, S. 220 ff.).
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îammer hatte neben ber Armenunterftütjung audj bie Auffidjt über bie

Beoogtung ber IDitroen unb IDaifen unb bie Derroaltung ihrer Der»

mögen fowie über bie Crfüllung ber Ejeiratsbebingungen genau wie
bie orbentlidjen 3nftan3en burdj3uführen (Art. to, u, \2 unb 1.3).

Den 3ncorporierten war ber IDohnfitjwedjfel geftattet, fie mufjten ihn
aber ber Kontrolle roegen oorber bem Cinjietjer melben (Art. h).

gugleidj mit ber Derorbnung über bie Sanbfaffen rourbe ber

Befehl erlaffen, bafj audj ben Frauen unb Kinbern ber Ejinterfäffen Ejei»

matfdjeine aus3uftellen feien. Dies war bas letjte (Blieb in ber Heitje
ber Derwaltungsmafjnaljmen 3ur Beîampfung ber Armut. Don bie»

fem Datum an roar jebe perfon im Staate Bern mit Ausroeispapie»
ren oerfetjen unb in Armenfadjen einer (Bemeinbe 3ugeroiefen.

III. Das (Bemeinbe- unb Armengui

a) 2iufnung. Der eigentliche groed, ben Bern mit ber Bilbung
ber Bürgergemeinben oorerft oerfolgte, mar eine Heuorbnung feines
Armenroefens. Bisher roar biefes auf ber Kirdjböri als ber tragenben
Cinbeit aufgebaut geroefen. Hun fottte an beren Stelle bie (Bemeinbe tre»

ten.22 Dorbebingung für bie Übernahme biefer Aufgabe mar bie 5tuf=

nung eines (Bemeinbe» ober Armengutes. Anfätje ba3u waren an ein»

3elnen ©rten bereits aus ber geit ber (Bütergemeinbe oorbanben.23

Die einnahmen aus ben îleinen Bufjen (EJ0I3» unb Flnrfreoel, Feuer»

poli3ei ufro.), b. tj. bie fogenannten Cinungen, unb bie Cin3ugsgelber
oon gu3ügern roaren 3ur Dedung ber (Bemeinbeausgaben herange3o»

gen roorben. Die meiften (Semeinben erhielten bes roeitern bie Ejälfte
bes obrigîeitlidjen Ungelbes.24 (Das Un» ober ©fjmgelb mar eine Um»

fatjfteuer auf IDein.) Diefes Cinfommen genügte rooljl für bie orbent»

Iidjen (Bemeinbeausgaben (in erfter Sinie für bie Cntfdjäbigung ber

(Bemeinbebeamten). OTit ber Übernahme ber Armenfürforge mufjte
man jebodj neue (Belbquellen eröffnen, fottten bie (Bemeinben nidjt
finanjiett ruiniert roerben. OTan mufjte 3ur bireîten Steuer übergehen.

» Bettel-©rbnung (690 (Sebr.OT.B. 7, Sr. 5, S. l ff.).
«s Dgl. bie »erfdjiebenen Dorfredjte in Sq. I—III, 3. 8. Dorfbudj oon Son»

tenfdjwil »om 6./16. 3anuar 1665 (Sq.I, S. 416ff.), Cin3ugs»Kon3effion an bie

Semeinbe Schaf isbeim com 30.3uni unb 10. 3"li 1617 (Sq. I,S. 637 ff.).
24 Dgl. für bie Sraffdjaft Sen3burg Übereinfommen 3wifdjen Bern unb ben

Sraffdjaftsleuten über bie Cinführung eines Ungelbes oom 20./30. Sooember 1617

(Sq.I, S.315).
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kammer hatte neben der Armenunterstützung auch die Aufsicht über die

Bevogtung der Witwen und Waisen und die Verwaltung ihrer
vermögen sowie über die Erfüllung der Heiratsbedingungen genau wie
die ordentlichen Instanzen durchzuführen (Art. 10, 11, 12 und 1,2).

Den Incorporierten war der Wohnfitzwechfel gestattet, sie mußten ihn
aber der Kontrolle wegen vorher dem Einzieher melden (Art. iq).

Zugleich mit der Verordnung Uber die Landsassen wurde der

Befehl erlassen, daß auch den Frauen und Kindern der Hintersassen
Heimatscheine auszustellen seien. Dies war das letzte Glied in der Reihe
der Verwaltungsmaßnahmen zur Bekämpfung der Armut, von
diefem Datum an war jede Person im Staate Bern mit Ausweispapieren

versehen und in Armensachen einer Gemeinde zugewiesen.

HI. Das Gemeinde» und Armengut

â) Aufnung. Der eigentliche Zweck, den Bern mit der Bildung
der Bürgergemeinden vorerst verfolgte, war eine Neuordnung feines
Armenwefens. Bisher war diefes auf der Rirchhöri als der tragenden
Einheit aufgebaut gewesen. Nun sollte an deren Stelle die Gemeinde
treten.?? Vorbedingung für die Übernahme dieser Aufgabe war die

Aufnung eines Gemeinde- oder Armengutes. Anfätze dazu waren an
einzelnen Grten bereits aus der Zeit der Gütergemeinde vorhanden.?«
Die Einnahmen aus den kleinen Bußen (Holz- und Flurfrevel,
Feuerpolizei ufw.), d. h. die sogenannten Einungen, und die Einzugsgelder
von Iuzügern waren zur Deckung der Gemeindeausgaben herangezogen

worden. Die meisten Gemeinden erhielten des weitern die Hälfte
des obrigkeitlichen Ungeldes.?* (Das Un- oder Ghmgeld war eine

Umsatzsteuer auf Wein.) Diefes Einkommen genügte wohl für die ordentlichen

Gemeindeausgaben (in erster Linie für die Entschädigung der

Gemeindebeamien). Mit der Übernahme der Armenfürsorge mutzte

man jedoch neue Geldquellen eröffnen, follten die Gemeinden nicht
finanziell ruiniert werden. Man mußte zur direkten Steuer Ubergehen.

« Bettel-Vrdnung ,e?« (Gedr.M.B. 7, Nr. S, S. > ff.).
« vgl. die verschiedenen Dorfrechte in Rq.l—III, z.B. Dorfbuch von

Gontenschwil vom S./ie. Januar less (Rq.l, S. 416 ff.), Einzugs-Konzession an die

Gemeinde Schafisheim vom so. Juni und lo. Juli lei? (Rq. I,S. es? ff.).
« vgl. für die Grafschaft kenzburg Übereinkommen zwischen Bern und den

Grafschaftsleuten über die Einführung eines Ungeldes vom 20./Z0. November lei?
(Rq.l. S. sis).



So erlaubte Bern ein3elnen (Bemeinben, auf „liegenben (Bütern unb
oon Dermögen oon particularen billige unb mäfjige Cellen" 3U er»

heben.25

b) Ej ötje. Dieiiufnung bes (Semeinbegutes ging freilidj fefjr lang»
fam unb mütjfelig oor fidj. Hoch 1785 mufjte ber Senjburger Sanboogt
nadj Bern melben: „Die (Bemeinbs «Süttjer finb an ben meiften ©rten hie»

figen Amts gering unb îaum tjinreidjenb, bie gewöhnlichen Aufjgaben
3U Crhaltung ber Armen unb anberen 3U beftreiten, fo bafj bie ge=

meinen Auslaben26 meiftens burdj Anlagen erhoben werben müf»
fen."27 So war man froh, neben ben (Semeinbegütern nodj bie efjemali=

gen F°nbs 3ur Armenunterftütjung, alfo fämtlidje Kirdjen» unb Ar=
mengüter 3U befitjen, um im Hotfall auf biefe 3urüdgreifen 3U îon=
nen.28

25 Cs fei in Crinnerung gerufen, bafj ber bernifdje Staat felbft im gan3en
18. 3<ibrf)unbert feine bireften Steuern erhob. Das gitat ftammt aus ber
Bettelorbnung »on 1753 (Bib.OT.B. IV, S. 518). Kls Beifpiel:

„Conceffion 3U gunften ber Semeinben ©berfladjs unb Kuwenftein" »om
24. ^ebruar 1759 (Sq. II, S. 256; ähnlich Chalheim, 21. Kuguft 1758, S.pr.SS,
S. 21 ff.) ober „Seglement ber Semeinbe Seon" »om 5. OTär3 1757 (Sq. I, S. 604 f.).
3m Ietjtgenannten Seglement würbe »orgefeben, bafj bie Steuern erhoben werben

foüten, bis man fämtlidje Semeinbeausgaben aus ben ginfen be; Kapitals
beftreiten fönne.

2« Sic!
27 OTelbung bes Sanboogts 3ubanben bes Sanitätsrats betreffenb bie Kusbil-

bung »on ïjebammen auf Koften ber Semeinben. Die gleidje OTelbung enthielt bei

ein3elnen Semeinben Kngaben über ihr Semeinbegut. Solche Kngaben erhalten
roir für adjtunb3roan3ig »on total »ierunbfünf3ig Semeinben. Don biefen acht-

unb3roan3ig roaren »ier überhaupt ohne Semeinbegut. „Seringes" ober „etroas"
Semeinbegut befafjen »ier Semeinben; 3wei weitere hatten eines unter ioo Sulben,

3wei anbere »on 400 Sulben; es folgen fedjs Semeinben »on 800—looo Sulben

unb »ier swifdjen looo unb 2000 Sulben. Dier Semeinben hatten ein Semeinbegut,

bas 3wifdjen 2000 unb 3000 Sulben lag. Bottenfdjwil befafj 3100 unb Son-
tenfdjwil als reidjfte Semeinbe 5600 Sulben (22. September 1785, San., Kften 127,

S. 245 ff.). Ums 3abr 1760 erreichten bie Semeinbegüter im ©beramt Karburg
folgenbe Ejöbe: Karburg 10 000 Sulben, Siden 3500 Sulben, OTalb 400 Sulben,
Strengelbadj 1900 Sulben, ©ftringen 2500 Sulben, Sieberrnyl 3500 Sulben unb

Brittnau 1400 Sulben (Sadjridjten, S. 63 f.).
28 Die begriffliche (Trennung bes ehemaligen Krmengutes ber Kirdjgemeinbe

oom neuen Krmengut ber Bürgergemeinbe ift in ben Kften nidjt immer flar ooU-

3ogen. Cinbeutig ift fie bei Be3eidjnungen wie „Kirdjen- unb Krmengut" ober

„Semeinbe» unb Krmengut" (Bettelorbnung 1753, Bib.OT.B. IV, 5. 517 ff.).
Kudj bie Dermögen oon anberen Körperfdjaften würben natürlich nidjt auf-

1,74

So erlaubte Bern einzelnen Gemeinden, auf „liegenden Gütern und

von vermögen von Oarticularen billige und mäßige Teilen" zu
erheben.?«

b) Höhe. DieÄufnung des Gemeindegutes ging freilich fehr langsam

und mühselig vor sich. Noch 1,785 mußte der Lenzburger Landvogt
nach Bern melden: „Die Gemeinds Güiher sind an den meisten Vrten
hiesigen Amis gering und kaum hinreichend, die gewohnlichen Außgaben
zu Grhaliung der Armen und anderen zu bestreiten, fo daß die
gemeinen Auslaben?« meistens durch Anlagen erhoben werden
müssen."?? So war man froh, neben den Gemeindegütern noch die ehemaligen

Fonds zur Armenunterftützung, also sämtliche Rirchen- und
Armengüter zu besitzen, um im Notfall auf diefe zurückgreifen zu
können.?«

SS Es sei in Erinnerung gerufen, das,' der bernische Staat selbst im ganzen
18. Jahrhundert keine direkten Steuern erhob. Das Zitat stammt aus der Bettel-
ordnung von I7SZ (Bib.M.B. IV, S. SI8). Als Beispiel:

„Eoncession zu gunsten der Gemeinden Vberslachs und Aurvenstein" vom
24. Februar ,759 (Rq. II, S. 2S6; ähnlich Thalheim, 21. August 1753, S.Or.RR,
S. 21 sf.) oder „Reglement der Gemeinde Seon" vom S. März 17S7 (Rq. I, S. 604 f.).
)m letztgenannten Reglement wurde vorgesehen, das; die Steuern erhoben werden

sollten, bis man sämtliche Gemeindeausgaben aus den Zinsen des Kapitals bc>

streiten könne.
ü° Sic!

Meldung des kandvogts zuhanden des Sanitätsrats betrefsend die Ausbildung

von Hebammen auf Rosten der Gemeinden. Die gleiche Meldung enthielt bei

einzelnen Gemeinden Angaben über ihr Gemeindegut. Solche Angaben erhalten
wir für achtundzwanzig von total vierundfünfzig Gemeinden. Von diesen

achtundzwanzig waren vier überhaupt ohne Gemeindegut. „Geringes" oder „etwas"
Gemeindegut besaßen vier Gemeinden; zwei weitere hatten eines unter 100 Gulden,

zwei andere von 400 Gulden; es folgen sechs Gemeinden von 800—1000 Gulden

und vier zwischen 1000 und 2000 Gulden, vier Gemeinden hatten ein Gemeindegut,

das zwischen 2000 und Zooo Gulden lag. Bottenschwil besaß ZI00 und
Gontenschwil als reichste Gemeinde zeoo Gulden (22. September l?8s, San., Akten 127,

S. 24s ff.). Ums Jahr I7S0 erreichten die Gemeindegüter im Vberamt Aarburg
folgende Höhe: Aarburg 10 «00 Gulden, Ricken zsoo Gulden, Wald 400 Gulden,
Strengelbach l?oo Gulden, Vftringen 2soo Gulden, Niederrod Zsoo Gulden und

Brittnau 1400 Gulden (Rachrichten, S. sz f.).
ks Die begriffliche Trennung des ehemaligen Armengutes der Rirchgemeinde

vom neuen Armengut der Bürgergemeinde ist in den Akten nicht immer klar
vollzogen. Tindeutig ist sie bei Bezeichnungen wie „Rirchen» und Armengut" oder

„Gemeinde- und Armengut" (Bettelordnung i?SZ, Bib.M.B. IV, S. s 1,7 ff.).
Auch die vermögen von anderen Rörperschaften wurden natürlich nicht auf»
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IV. Die (Bemeinbe im Staat

a) Die urfprün g Iidjen Aufgaben ber (Bemeinbe.
Der Staat oerroenbete jebodj bie (Bemeinbeorganifation nidjt nur
3ur Beforgung bes Armenroefens, obroohl bas ber Ausgangspunît
ber Cntroidlung roar. Ejier hatte er ja enblidj eine organifatorifdje
Cinheit, ber er bie Crlebigung oon Aufgaben ber unterften Derroal»

tung übertragen îonnte. Durdj bie guroeifung oon neuen Aufgaben
aber beîamen bie (Bemeinbe unb ihre Funzionare eine gan3 neue

Stellung unb Bebeutung innerhalb ber Staatsoerroaltung.
Bisher roar bie (Bemeinbe als (Bütergemeinbe eine (Benoffen»

fdjaft 3ur Crlebigung oon rein roirtfdjaftlidjen Belangen geroefen.
Cs hatte fidj oor allem barum getjanbelt, bie Bebauung ber Felber 3U

regulieren, ben «Semeinberoalb 3U oerroalten, Brunnen unb Bädje
fauber 3U halten, bie Ejaltung bes (Semeinbeftiers unb bes Cbers 3U

orbnen ufro.
b) Die (Bemeinbefunîtionare. Die ©rganifation war

bementfpredjenb einfach, nadj rein praîtifdjen (Befidjtspunîten orien»

tiert unb folglich audj ©on (Bemeinbe 3U (Bemeinbe ©erfdjieben. Oberfte
3nftan3 war bie Derfammlung aller (Bemeinbeangetjörigen. 3hr rour»
ben bie Dorfreglemente 3ur Abftimmung ©orgelegt. Sie mahlte in ber

Hegel bie (Semeinbebeamten, unb fie nahm bie Abrechnung über bas

(Semeinbegut entgegen. Die Beamten roaren grunbfätjlidj in 3roei

Kategorien eünuteilen: Beamte, bie oon ber (Bemeinbe oorgefdjlagen,
jebodj burdj ben Sanboogt geroätjlt unb oereibigt rourben, unb Be»

amte, für beren Watil bie (Bemeinbe allein 3uftänbig mar.
©berfter ©erantœortlidjer «Bemeinbefunîtionar roar ber (Dorf»)

Unteroogt. Atte übrigen Beamten maren ihm oerantroortlidj.29 ©bne
feine Cinroittigung burften fie îeine roidjtige Amtsbanblung oor»
nehmen.30 OTelbungen an ben Sanboogt (An3eigen über FIur* uni>

gehoben. Sowohl ber Karburger Kmtsferfel (bas Dermögen ber Semeinben bes

Seridjts Karburg), roie ber Sen3burger ^ürberling ejiftierten roeiter. Süx bas

Kmtsgut ber Semeinben bes Kmtes Königsfeiben rourbe fogar 1785 auf obrigfeitlidjen

Befehl ein Derroaltungsreglement erlaffen (OTanbat oom 22. De3ember 1785,

Sq. II, S. 52 ff.).
*» Dgl. Cibe ber oerfdjiebenen Semeinbebeamten (Sq. I, S. 696 f.).
»0 Saut Dorfreglement oon ©tfjmarfingen burften bie Dorgeferjten nur mit

Crlaubnis bes Unteroogts Semeinbe»erfammlungen einberufen ober ein „Semein»
roerf" (<$ronbienfte für bie Semeinbe) befehlen (Sq. I, S. 574).

IV. Die Gemeinde im Staat

s) Die ursprünglichen Aufgaben der Gemeinde.
Der Staat verwendete jedoch die Gemeindeorganifation nicht nur
zur Beforgung des Armenwefens, obwohl das der Ausgangspunkt
der Entwicklung war. Hier hatte er ja endlich eine organifatorifche
Einheit, der er die Erledigung von Aufgaben der untersten Verwaltung

übertragen konnte. Durch die Zuweisung von neuen Aufgaben
aber bekamen die Gemeinde und ihre Funktionäre eine ganz neue

Stellung und Bedeutung innerhalb der Staatsverwaltung.
Bisher war die Gemeinde als Gütergemeinde eine Genossenschaft

zur Erledigung von rein wirtschaftlichen Belangen gewesen.
Es hatte sich vor allem darum gehandelt, die Bebauung der Felder zu

regulieren, den Gemeindewald zu verwalten, Brunnen und Bäche

sauber zu halten, die Haltung des Gemeindestiers und des Gbers zu
ordnen usw.

b) Die Gemeindefunktionäre. Die Grganifation war
dementsprechend einfach, nach rein praktischen Gesichtspunkten orientiert

und folglich auch von Gemeinde zu Gemeinde verfchieden. Bberste

Instanz war die Versammlung aller Gemeindeangehörigen. Ihr wurden

die Dorfreglemente zur Abstimmung vorgelegt. Sie wählte in der

Regel die Gemeindebeamten, und sie nahm die Abrechnung über das

Gemeindegut entgegen. Die Beamten waren grundsätzlich in zwei
Kategorien einzuteilen: Beamte, die von der Gemeinde vorgeschlagen,
jedoch durch den Landvogt gewählt und vereidigt wurden, und
Beamte, für deren Wahl die Gemeinde allein zuständig war.

Oberster verantwortlicher Gemeindefunktionär war der (Dorf-)
Untervogt. Alle übrigen Beamten waren ihm verantwortlich.?» Ohne
seine Einwilligung durften sie keine wichtige Amtshandlung
vornehmen.»« Meldungen an den Landvogt (Anzeigen über Flur- und

gehoben. Sowohl der Aarburger Amtsseckel (das vermögen der Gemeinden des

Gerichts Aarburg), wie der kenzburger Fürderling existierten weiter. Für das

Amtsgut der Gemeinden des Amtes Aönigsfelden wurde sogar l?gs auf obrigkeitlichen

Befehl ein Verwaltungsreglement erlassen (Mandat vom 22. Dezember z?8S,

Rq.Il. S.S2ff.).
» vgl. Gide der verschiedenen Gemeindebeamten (Rq. I, S. e?s f.).
« kaut Dorfreglement von Vthmarsingen durften die vorgesetzten nur mit

Erlaubnis des Unteroogts Gemeindeversammlungen einberufen oder ein „Gemeinmerk"

(Frondienste für die Gemeinde) befehlen (Rq. I, S. s?q).



176

IDalbfdjaben) mufjten ihm eingereicht werben.31 Sein Steiloertreter
war ber Statthalter.32 An Hang unb Anfetjen folgten ihm bie (Se*

ridjtsfäffen unb Chorridjter; es ift aber 3U betonen, bafj bie 3nhaber
biefer Ürrtter feine eigentlichen «Semeinbebeamten waren. Die Chor»
ridjter unterftanben alfo nidjt etwa bem Dorfunteroogt. Die (Seridjts»
fäffen taten es nur, wenn biefer felbft Angehöriger bes (Berichtes
war.33 Dorfunteroogt, (Seridjtsfäffen unb Chorridjter roaren jebodj
naturgemäfj bie angefetjenften OTänner im Dorfe unb bie eigentlichen
Führer ber «Semeinbe.34

3nnerljalb ber (Semeinbeoerwaltung folgten bem Unteroogt bie

Diertleute ober Dierer. 3frnen war bie Hegelung aller genoffenfdjaft»
liehen Angelegenheiten übertragen.35 Sie Ijatten bie Flnrorbnung 3U

beftimmen, bie (Semeinbewalbungen 3U überwachen unb bie gäune,
(Sräben, $elbex unb Strafjen 3U „befdjauen". Sie legten ben geit»
punît ber Crnte feft. Freoler mufjten fie 3ur Hedjenfdjaft 3iefjen, oon
ihnen bie „Cinungen" 3uhanben bes (Bemeinbegutes erheben unb fie
eoentuell audj bem Sanboogt oer3eigen. Die Dierer befahlen unb orga»
nifierten bas „«Semeinwerî".36 Audj bei Ausführung oon obrigfeitlidjen

Dienftleiftungen waren fie bie oerantwortlidjen Seiter.37

si Sq. I, S. 607.
32 Die SteUung bes Statthalters ift nidjt einbeuttg 3U beftimmen. Kn einsel-

nen ©rten würbe ber Unteroogt audj als Statthalter beseidjnet, ober ber Statt-
balter war ber SteUcertretcr bes Seridjtsunter»ogts.

33 Der Dorfunteroogt war praftifdj, nidjt aber »on Kmtes wegen, meiftens
Seridjtsfäffe. Klsbann bot er bie anbern „Siebter" 5U Seridjt (»gl. Cibe, Sq. I,
S. 696).

31 3m ©beramt Karburg bilbeten fie als „Dorgefetjte" einen feften, »erwal»

tungstedjnifdjen Begriff (bie Chorridjter waren jebodj nidjt in aUen Semeinben,

fonbern nur bei Bebarf Dorgefetjte). Der Dorfunteroogt würbe bort erfter Dorgefetj.
ter genannt (Sadjridjten, S. 143 f.). Die Bezeichnung „Dorgefetjte" würbe in ben

anbern Sanboogteien nicht einljeitlidj »erwenbet. KIs Dorgefetjte fönnten audj
weitere Semeinbefunftionäre beseidjnet werben (»gl. Befehle).

35 3n »erfdjiebenen Semeinben würben fie audj Dorfmeifter ober „Sfdjroo-
rene" genannt (Sq.I, S. 424, S. 649; III, S. 203 f.). 3" anbern Dörfern ftanben
bie „Sefdjroorenen", ber Dorfunteroogt unb beffen Steüoertreter, gerabe im Segenfatj

3u ben übrigen „Dorgefetjten" (Sq. I, S. 425, S. 640). KUe biefe 8e3eidjnun-
gen tonnten felbft in ein- unb bemfelben Dorf roedjfeln. Kus biefer üatfacbe barf
wohl ber Sdjluf; ge3ogen werben, bafj fie nidjt bem täglidjen Spradjgebraucb ent-
fpradjen, fonbern bei ber KuffteUung »on Semeinbereglementen unb anbern
Urfunben willfürlidj gewählt würben.

3« Semeinbeangehörige, bie beim Semeinroerf fehlten, hatten ben Dierern
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Ivaldschaden) mußten ihm eingereicht werden.»^ Sein Stellvertreter
war der Statthalter.»? An Rang und Ansehen folgten ihm die
Gerichtssässen und Ghorrichter; es ist aber zu betonen, daß die Inhaber
dieser Ämter keine eigentlichen Gemeindebeamten waren. Die Ghor-
richter unterstanden also nicht etwa dem Dorfuntervogt. Die Gerichtssässen

taten es nur, wenn dieser selbst Angehöriger des Gerichtes
war.»» Dorfuntervogt, Gerichtsfäffen und Ghorrichter waren jedoch

naturgemäß die angesehensten Männer im Dorfe und die eigentlichen
Führer der Gemeinde.»*

Innerhalb der Gemeindeverwaltung folgten dem Untervogt die

Viertleute oder Vierer. Ihnen war die Regelung aller genosfenfchaft-
lichen Angelegenheiten übertragen.»^ Sie hatten die Flurordnung zu
bestimmen, die Gemeindewaldungen zu überwachen und die Zäune,
Gräben, Felder und Straßen zu „beschauen". Sie legten den

Zeitpunkt der Ernte fest. Frevler mußten sie zur Rechenschaft ziehen, von
ihnen die „Einungen" zuhanden des Gemeindegutes erheben und sie

eventuell auch dem Landvogt verzeigen. Die Vierer befahlen und
organisierten das „Gemeinwerk".»« Auch bei Ausführung von obrigkeitlichen

Dienstleistungen waren fie die verantwortlichen Leiter.»?

" Rq.l, S. 6U7.

ss Die Stellung des Statthalters ist nicht eindeutig zu bestimmen. An einzelnen

Grten wurde der Untervogt auch als Statthalter bezeichnet, oder der Statthalter

war der Stellvertreter des Gerichtsuntervogts,
ss Der Dorfuntervogt war praktisch, nicht aber von Amtes wegen, meistens

Gerichtssässe, Alsdann bot er die andern „Richter" zu Gericht (vgl. Eide, Rq.l,
S. 6«,6).

l" Im Gberamt Aarburg bildeten sie als „vorgesetzte" einen festen,
verwaltungstechnischen Begriff (die Thorrichter waren jedoch nicht in allen Gemeinden,

sondern nur bei Bedarf vorgesetzte). Der Dorsuntervogt wurde dort erster vorgesetzter

genannt (Nachrichten, S. >4Zf.). Die Bezeichnung „vorgesetzte" wurde in den

andern Landvogteien nicht einheitlich verwendet. Als vorgesetzte konnten auch

weitere Gemeindefunktionäre bezeichnet werden (vgl. Befehle),
's In verschiedenen Gemeinden wurden sie auch Dorsmeister oder „Gschivo-

rene" genannt (Rq.l, S. «24, S. 64?; III, S, 205 f.). In andern Dörfern standen
die „Geschworenen", der Dorsuntervogt und dessen Stellvertreter, gerade im Gegensatz

zu den übrigen „vorgesetzten" (Rq. I, S. 425, S. 640). Alle diese Bezeichnungen

konnten selbst in ein» und demselben Dorf wechseln. Aus dieser Tatsache dars

wohl der Schluß gezogen werden, das; sie nicht dem täglichen Sprachgebrauch ent»

sprachen, sondern bei der Aufstellung von Gemeindereglementen und andern Ur»

künden willkürlich gewählt wurden,
s» Gemeindeangehörige, die beim Gemeinwerk fehlten, hatten den Vierern
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gum Sctjutj ber (Bemeinbewalbungen würbe bereits im 17.3<d<r»

tjunbert neben ben Dierern ein befonberer Beamter befteüt: ber ((Be»

meinbe») Bannroart. 3n ben meiften Fällen war er ibentifdj mit bem

(Semeinbeweibel.38 Der Weibel ober Bannwart (audj Forfter ober

Ejol3weibel genannt) hatte bie IDälber 3U oifitieren. Cr mufjte ferner
bie geigen begehen unb bie gäune îontrottieren.39 Als eigentlicher
IDeibel bot er bie (Bemeinbeangefjörigen 3ur Derfammlung unb oer»

îunbete ben Cag ber Hechnungsablage.40
Cine weitere Aufgabe ber Dorgefetjten beftanb in ber Auffidjt

über bie Feuecftätten. Als „Feuergfdjauer" hatten fie 3u beftimmten
geiten bie ©fen, Badöfen unb Kamine 3u îontrottieren unb bie Aus»

befferung oon Sdjäben 3U oeranlaffen. Audj hier erfolgte mit ber geit
eine Differen3ierung. 1754 rourbe für ©tbmarfingen feftgelegt, bafj ein
„gefctjrootjrner, ein jeroeiligen feürhaubtmann unb ein maurer" 3roei=

mal im 3artre bie „oifitation ber Feürftätten" burdjführen folle.41

Dorfunteroogt, Dierer, HJeibel, Bannwart unb ^Feuerfdjauer
waren in ber Heget (ßemeinbebeamte, bie con ber (Bemeinbeoerfamm»
lung gewählt unb geferjt, jebodj burdj ben Sanboogt in Cib aufge»

nommen würben.42

eine Bufje 3U entrichten. Diefe befteüten mit bem Selb einen „Sölbner", ber bie

unterlaffene Krbeit ausführte (Sq.I, S.424 unb 607).
3' Die Kufgaben ber Dierer rourben aus aüen Dorfrechten 3ufammengefteUt.

Sie burften in fämtlidjen Semeinben ähnlich geroefen fein, rourben aber nirgenbs
in ihrer Sefamtbeit angeführt (»gl. Sq. I—III). Über bie Dierer als Seiter ber

obrigfeitlidjen ^ronbienfte unb Rührungen fiehe Sadjridjten, S. 138.
»s Die Differen3ierung in ber Semeinbe»erroaltung fam erft im 18.3abrbun-

bert 3ur Durchführung.
»• 3n Deltheim rourbe ihm »orgefdjrieben, bafj er im «lag 3roeimal „3U ben

geigen fdjauroen" unb einmal „3u ben ïjolijeren, ber Semeinb 3ugebörig, lugen"
muffe (Sq. Ill, S. 202).

«0 3n Sdjafisbeim rourbe »erlangt, bafj ber „roeibeU einem jeben orbentlidj
3um hus anmeUben foü" (Sq. I, S. 646).

« Sq. I, S. 577.

« x>ie Cibablegung erfolgte an ber üroingsbefatjüng ober ber Croingsergän»

3ung. Sehen ben genannten Semeinbebeamten führen bie Croingröbel nodj
folgenbe Seute auf, bie ben Cib 3u leiften hatten: DJirte, ÜJeinfchätjer (für ben Bejug
bes Ungelbs), ^euerläufer (roaren »erpflidjtet bei Branbausbrudj in anbere
Semeinben 3u „laufen"), ^euermeifter (bie Chefs ber <<feuerroebr), OTeiger, gebnt»
fnedjte (bie Cin3üger ber obrigfeitlidjen gehnten), Crottmeifter, Steuermeier (bie
Cin3Üger ber obrigfeitlidjen Steuern) u. a. Die Beamtungen roaren »on Sanboogtei

3u Sanboogtei unb »on Croing 3U Croing oerfdjieben.
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Sum Schutz der Gemeindewaldungen wurde bereits im l7.
Jahrhundert neben den Vierern ein besonderer Beamter bestellt: der

(Gemeinde-) Bannwart. In den meisten Fällen war er identisch mit dem

Gemeindeweibel.»» Der Weibel oder Bannwart (auch Forster oder

Lzolzweibel genannt) hatte die Wälder zu visitieren. Gr mutzte ferner
die Zeigen begehen und die Zäune kontrollieren.»» Als eigentlicher
Weibel bot er die Gemeindeangehörigen zur Versammlung und
verkündete den Tag der Rechnungsablage."

Gine weitere Aufgabe der vorgefetzten bestand in der Aufsicht
über die Feuerstätten. Als „Feuergschauer" hatten sie zu bestimmten
Zeiten die Gfen, Backöfen und Ramine zu kontrollieren und die
Ausbesserung von Schäden zu veranlassen. Auch hier erfolgte mit der Zeit
eine Differenzierung, l.754 wurde für Vthmarsingen festgelegt, datz ein

„gefchwohrner, ein jeweiligen fellrhaubtmann und ein maurer" zweimal

im Jahre die „Visitation der Feürftätten" durchführen folle."
Dorfuntervogt, Vierer, Weibel, Bannwart und Feuerschauer

waren in der Regel Gemeindebeamte, die von der Gemeindeversammlung

gewählt und gesetzt, jedoch durch den Landvogt in Tid
aufgenommen wurden."

eine Buße zu entrichten. Diese bestellten mit dem Geld einen „Söldner", der die

unterlassene Arbeit ausführte (Rq.l, S.424 und so?).
« Die Aufgaben der Vierer wurden aus allen Dorfrechten zusammengestellt.

Sie dürften in sämtlichen Gemeinden ähnlich gewesen fein, wurden aber nirgends
in ihrer Gesamtheit angeführt (vgl. Rq.l—III). Über die Vierer als Leiter der

obrigkeitlichen Frondienste und Fuhrungen siehe Nachrichten, S. 128.
»« Die Differenzierung in der Gemeindeverwaltung kam erst im 13. Jahrhundert

zur Durchführung.
'» In Veltheim wurde ihm vorgeschrieben, daß er im Tag zweimal „zu den

Felgen schäumen" und einmal „zu den Höltzeren, der Gemeind zugehörig, lugen"
müsse (Rq. III, S. 202).

<» In Schafisheim wurde verlangt, daß der „weibell einem jeden ordentlich

zum hus anmellden soll" (Rq. I, S. 64s).
" Rq. I, S. S77.

« Die Eidablegung erfolgte an der Twingsbesatzüng oder der Twingsergän»
zung. Neben den genannten Gemeindebeamten führen die Twingrödel noch
folgende Leute auf, die den Tid zu leisten hatten: Wirte, Weinschätzer (für den Bezug
des Ungelds), Feuerläufer (waren verpflichtet bei Brandausbruch in andere
Gemeinden zu „laufen"), Feuermeister (die Thefs der Feuerwehr), Metzger,
Zehntknechte (die Tinzüger der obrigkeitlichen Zehnten), Trottmeister, Steuermeier (die
Tinzüger der obrigkeitlichen Steuern) u. a. Die Beamtungen waren von Landvogtei
zu kandvogtei und von Twing zu Twing verschieden.

12
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Das fo entworfene Bilb ber (Bemeinbeorganifation mufj freilich
fogleidj eine fräftige Korreftur erfahren. Ejödjft feiten waren bie Be»

amtungen berart fauber ausgefdjieben. Cine unglaubliche ümter»
îumulation war allgemein üblidj. Der Dorfunteroogt, ber Bannroart,
ber UJeibel, ber Feuermeifter, fie roaren alle 3ugleidj audj Dierer.43
Die gau3e Derroaltung roar eben nicht nadj fdjematifdjen, fonbern
rein praîtifdjen (Befidjtspunîten aufgebaut. Die IDirîlidjfeit roar aber

bie, bafj für alle bie oerfdjiebenen iïmter nidjt genügenb fähige, oer»

antroortungsfreubige OTänner oertjanben roaren.44

Heben ben obrigfeitlidj oereibigten gab es bann nodj ganj roenige
„gewöhnliche" (Semeinbebeamte. Da war in erfter Sinie ber Dorf»
fedelmeifter. Cr würbe meiftens burdj bie (Semeinbe, hie unb ba

auch burdj bie Dorgefetjten gewählt.45 Seine einige Aufgabe be»

ftanb in ber Führung ber (Bemeinberedjnung. Alle einnahmen unb
Ausgaben hatte er 3u buchen unb nadj beftimmter ^rift — meiftens
nach einem 3a^r — &er Semeinbe Hedjenfdjaft ab3ulegen. Kontroll»
organ roar ber Sanboogt.

gudjtftier» unb (Bemeinbeebertjalter, Schweinehirt ufw. waren
weitere «ßemeinbebeamtungen, für beren Befleibung es feines Cibes

beburfte.
c) Heue Aufgaben ber (Bemeinbe in ber ftaatlidjen

Derwaltung. 3m 18. 3ahrbunbert trat ber Staat nun mit neuen

Aufgaben an bie (Bemeinbe heran, ober bie bereits beftehenben würben
oereinfjeitlicht unb reglementarifdj oeranîert. 3nt OTilitärwefen würbe
bie (Semeinbe ftärfer ljerange3ogen.46 Die poli3ei würbe unter OTit»

43 Die Cmingröbcl geben ba flare Kusfunft. Cs fei aber nodj bie Klage eines

fjofmeifters »on Königsfeiben erwähnt, ber in jeber Semeinbe einen beeibigten
OTann finben foUte, um ber Beoölferung Sefunbbeitsfdjeine aus3ufteUen; biefer
bürfte jebodj mit bem Sefudjfteller in feiner »erwanbtfdjaftlidjen Be3tebung fteben.
Der fjofmeijter erflärte, bie Kusfübrung biefes Befehls fei unmöglich. 3n ben

meiften Semeinben gebe es nur einen Beeibigten, ber Seridjtsfäffe, Chorridjter,
Dorgefetjter unb Dtebinfpeftor in einer perfon fei. gugleidj fei er aber audj mit bem

größten Ceil bes Dorfes »erwanbt (Schreiben »om 4. ^ebruar 1784, San., Kften
108).

« 1767 münfdjte ber Dorgefe^te »on OToosleerau, bafj biefer Semeinbe wieber

ein Weibel gefegt werbe. Seine beiben OTit-Dorgefetjten feien weber bes Sefens

nodj bes Schreibens funbig (Beridjt »om 14- Februar 1767, Senjburger 21.-B.Q),
S. 499).

« So 3.8. in Brittnau (XIII. 128, Krt. „Brittnau").
« Die Semeinbe hatte folgenbes OTaterial an3ufdjaffen: „Srenabierer-Kappen,
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Das so entworfene Bild der Gemeindeorganisation muß freilich
sogleich eine kräftige Korrektur erfahren. Höchst felten waren die
Beamtungen derart sauber ausgeschieden. Gine unglaubliche
Ämterkumulation war allgemein üblich. Der Dorsuntervogt, der Bannwart,
der Weibel, der Feuermeister, sie waren alle zugleich auch Vierer.*»
Die ganze Verwaltung war eben nicht nach schematischen, sondern
rein praktischen Gesichtspunkten aufgebaut. Die Wirklichkeit war aber

die, daß für alle die verfchiedenen Ämter nicht genügend fähige,
verantwortungsfreudige Männer verhanden waren.**

Neben den obrigkeitlich vereidigten gab es dann noch ganz wenige
„gewöhnliche" Gemeindebeamte. Da war in erster Linie der Dorf-
seckelmeister. Gr wurde meistens durch die Gemeinde, hie und da

auch durch die vorgesetzten gewählt." Seine einzige Aufgabe
bestand in der Führung der Gemeinderechnung. Alle Ginnahmen und
Ausgaben hatte er zu buchen und nach bestimmter Frist — meistens
nach einem Jahr — der Gemeinde Rechenschaft abzulegen. Kontrollorgan

war der Landvogt.
Juchtstier- und Gemeindeeberhalter, Schweinehirt usw. waren

weitere Gcmeindebeamtungen, für deren Bekleidung es keines Gides

bedurfte.
c) Neue Aufgaben der Gemeinde in der staatlichen

Verwaltung. Im 18. Jahrhundert trat der Staat nun mit neuen

Aufgaben an die Gemeinde heran, oder die bereits bestehenden wurden
vereinheitlicht und reglementarifch verankert. Im Militärwesen wurde
die Gemeinde stärker herangezogen.*« Die Polizei wurde unter Mii-

«s Die Twingrödci geben da klare Auskunft. Es sei aber noch die Klage eines

Hofmeisters von Aönigsfelden ermähnt, der in jeder Gemeinde einen beeidigten
Mann finden sollte, um der Bevölkerung Gesundheitsscheine auszustellen; dieser

durfte jedoch mit dem Gesuchsteller in keiner verwandtschaftlichen Beziehung stehen.

Der Hofmeister erklärte, die Ausführung dieses Befehls sei unmöglich. In den

meisten Gemeinden gebe es nur einen Beeidigten, der Gerichtssässe, Ehorrichter,
vorgesetzter und Viehinspektor in einer Person sei. Zugleich sei er aber auch mit dem

größten Teil des Dorfes verwandt (Schreiben vom 4. Februar 1784, San., Akten

I«8).
« 1767 wünschte der vorgesetzte von Moosleerau, daß dieser Gemeinde wieder

ein Weibel gesetzt werde. Seine beiden Mit-Vorgesetzten seien weder des Lesens

noch des Schreibens kundig (Bericht vom 14. Februar 1767, kenzburger A.-B. V,
S. 4?S).

« So z.B. in Brittnau (XIII. 128, Art. „Brittnau").
" Die Gemeinde hatte folgendes Material anzuschaffen: „Grenadierer-Aappen,
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wirfung ber (Bemeinben organifiert.47 Beim Strafjenbau hatte bie (Se»

meinbe als (Sandes mit3uwirfen,48 bie ©rganifation bes Feuerlöfdj»
wefens würbe ihr übertragen uff.49

d) OTifj wirt fdjaft. So flieg bie Bebeutung ber (Bemeinbe inner»

halb ber Derwaltungsorganifation. Cs flieg aber audj bie Derantwor»

tung ihrer Beamten. Da 3eigte es fidj, bafj biefe in oielen Fällen ben

neuen Aufgaben nidjt gewadjfen waren. 3mmer wieber fam es 3U

Kompeten3überfdjreitungen. Die F°Ï9e nw eine erfdjredenbe OTifj»

wirtfdjaft innerhalb ber (Bemeinbeoerwaltungen. DieDorgefetjtenjedj»
ten unb prafjten auf Koften ber (Bemeinbe. Sangroierige pro3effe rour»
ben aus bem (Bemeinbegut beftritten. Anftatt bafj biefes geäufnet
würbe, nahm es ab; bie (Bemeinben oerfdjulbeten.50 Cs mufjte energifdj
burdjgegriffen werben, fottten nidjt gefährliche F°lgen entfteben. Die

Sicherungen, bie gegen eigenmächtige Ejanblungen ©on «Bemeinbebeam»

ten bereits beftanben, waren bebcutenb 3U ©erftärfen. gwei Wege tonn*

Cafcben, Cartoufdjen unb Beil, wie audj Dragoner-Sattel, Kleiber unb gugebörb,
ben prooiant-DJagen, Defenen, Ejauen, Sdjaufel, Bifel unb anberen gugebörb"
(„Kusgebehnte 3nftruction für bie Ejerren Sanb-OTajoren" »om l. Februar 1770,

Krt. 126, Bib.OT.B. V). Sie hatte bie CrüUmeifter 3U befolben („Kusgebehnte 3"»
ftruction ufw." Krt. 123). Bebürftige Semeinbeangebörige waren bei ber Knfdjaf-
fung ber Krmatur 3U unterftütjen (OTanbat »om 2. Kpril 1767, Bib.OT.B. IV,
S. 752 f.). Dor aUem war bie Kusrüftung ber Dragoner Kngelegenbett ber
Semeinben (OTanbat »om 8. Februar 1776, Bib.OT.B. V, S. 443 ff.). Die ©rganifation

bes Sdjiefjroefens fdjliefjlidj rourbe burdj bie Semeinben mit Staatsunter-
ftürjung burdjgefübrt (Befehl bes Kriegsrates »om 17. Sooember mo, Krburger
Urbar unb Sobel I, S. 3).

« Die Sefdjidjte ber „Dorfpro»ofen" roar eine roabre Setbensgefdjidjte. Die
Semeinben hatten feit ber 3abrbunbertroenbe foldje pro»ofen 3U unterhalten. Cs

fdjeint aber nie ridjtig gefloppt 3U haben. Sod? 1792 mufjte ber Sanboogt »on

Sdjenfenberg einen Befehl an bie Dorgefetjten erlaffen, es burften nidjt „blinbe,
lahme unb taube ober gebörlofe ober fonft aÜ3u fdjroadje OTänner" mit biefem Kmt
betraut roerben (Befehl oom 24. OTai 1792, Derhot» unb Seglement»Budj III ber

ämter Sdjenfenberg unb Caftelen, S. 14 ff.). Die Dorfberoadjungen in gefährlichen

geiten rourben burdj bie Semeinben freiroiUig organifiert (OTanbat »om 3l.De3em-
ber 1742, Bib.OT.B. IV, S. 364).

«o Dgl. Strafjenreglement »om 29. Kpril 1744 (Karburger 3nftruftionenbudj,
S- 52 ff.).

« OTit anbern DJorten, bie bereits oben gefdjilberte ©rganifation rourbe

obrigfettlidj fanftioniert.
so Dgl. Sränidjen (Sq.I, S. 423ff.), Seitnau (Sq.I, S. 7i4ff.) unb bie

Semeinben bes ©beramtes Sdjenfenberg (Sq. III, S. 105 ff.), ferner ber Sfanbal
bei ben Dorgeferjten oon Kulm (Senjburger K.»8. S, S. 891 ff.).
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Wirkung der Gemeinden organisiert." Beim Straßenbau hatte die
Gemeinde als Ganzes mitzuwirken/» die Grganifation des Leuerlöschwesens

wurde ihr übertragen usf."
cl) Mißwirtschaft. So stieg die Bedeutung der Gemeinde innerhalb

der verwaltungsorganifation. Gs stieg aber auch die Verantwortung

ihrer Beamten. Da zeigte es fich, daß diefe in vielen Fällen den

neuen Aufgaben nicht gewachfen waren. Immer wieder kam es zu

Aompetenzüberfchreitungen. Die Folge war eine erfchreckende

Mißwirtschaft innerhalb der Gemeindevermaltungen. Die vorgesetzten zechten

und praßten auf Aosten der Gemeinde. Langwierige Prozesse wurden

aus dem Gemeindegut bestritten. Anstatt daß dieses geäufnet
wurde, nahm es ab; die Gemeinden verschuldeten.«« Gs mußte energisch

durchgegriffen werden, follten nicht gefährliche Folgen entstehen. Die

Sicherungen, die gegen eigenmächtige Handlungen von Gemeindebeamten

bereits bestanden, waren bedeutend zu verstärken. Zwei Wege konn-

Taschen, Gartouschen und Beil, mie auch Dragoner-Sattel, Kleider und Zugehörd,
den Proviant-Wagen, Dekenen, Hauen, Schaufel, Bikel und anderen Zugehörd"
(„Ausgedehnte Instruction für die Herren kand-Majoren" vom l. Februar Z77«,

Art. 1,26, Bib.M.B. V). Sie hatte die Trüllmeister zu besolden („Ausgedehnte In-
struction usw." Art. 122). Bedürftige Gemeindeangehörige waren bei der Anschaffung

der Armatur zu unterstützen (Mandat vom 2. April 1767, Bib.M.B. IV,
S. ?S2f.). vor allem war die Ausrüstung der Dragoner Angelegenheit der
Gemeinden (Mandat vom 8. Februar 1776, Bib.M.B. V, S. 445 ff.). Die Organisation

des Schießwesens schließlich wurde durch die Gemeinden mit Staatsunterstützung

durchgeführt (Befehl des Ariegsrates vom l,?. November 171«, Arburger
Urbar und Rodel I, S. 5).

" Die Geschichte der „Dorfprovosen" mar eine wahre Leidensgeschichte. Die
Gemeinden hatten feit der Jahrhundertwende solche provosen zu unterhalten. Gs

scheint aber nie richtig geklappt zu haben. Noch I7Y2 mußte der kandvogt von
Schenkenberg einen Befehl an die vorgesetzten erlassen, es dürften nicht „blinde,
lahme und taube oder gehörlose oder sonst allzu schwache Männer" mit diesem Amt
betraut werden (Befehl vom 24. Mai 1792, verbot- und Reglement-Buch III der

Ämter Schenkenberg und Gastelen, S. 14 ff.). Die Dorfbewachungen in gefährlichen
Zeiten wurden durch die Gemeinden freiwillig organisiert (Mandat vom Zl. Dezember

1742, Bib.M.B. IV, S. 264).
« vgl. Straßenreglement vom 29. April I?44 (Aarburger Instruktionenbuch,

S.22ff.).
« Mit andern Worten, die bereits oben geschilderte Brganifation wurde

obrigkeitlich sanktioniert.
°° vgl. Gränichen (Rq.l, S. 422ff.), Reitnau (Rq.l, S. 714ff.) und die

Gemeinden des Bberamtes Schenkenberg (Rq. III, S. WS ff.). Ferner der Skandal
bei den vorgesetzten von Aulm (kenzburger A.-B. k, S. 891 ff.).
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ten 3ur Crreidjung biefes giels befdjritten werben: einerfeits war bas

Kontrollrecht ber (Semeinbeoerfammlung aus3ubauen, anberfeits mufjte
bie obrigîeitlidje Auffidjt intenfioiert roerben, alfo„Demoîratifierung"
ber (Semeinbe unb 3ugleidj engere Binbung an ben Staat.

e) Abhilfe.
t. Demoîratifierung ber (Semeinbe. Als (Brunblage für

bie Sicherung bes OTitfpradjeredjtes aller «Semeinbeangetjörigen rour»
ben auf beren IDunfdj bie (Semeinbereglemente neu gefafjt.51 Die

Kompetenjen ber Beamten rourben barin gan3 genau umfdjrieben. Dor
allem burften biefe nidjt mehr nadj Belieben bie (Semeinberedjnung für
perfönlidje Unîoften belaften. Für jebe ihrer Derridjtungen rourbe ein

Carif aufgeftellt. Cs war ihnen ftrcngftens oerboten, otjne Befragung
ber (Semeinbe (Semeinbegut 3U oeräufjern ober gar Schulben 3U

machen. Das pro3effieren mar ihnen nur mit ausbrüdlidjer Crlaubnis
ber (Bemeinbeoerfammlung geftattet. Über alle einnahmen unb Aus»

gaben hatte ber Sedelmeifter fdjriftlidj ber gan3en (Semeinbe (nicht
nur ben Dorgefetjten, roie es teilroeife üblich geworben war) jebes

3atjr 3u einem feftgeferjten Cermin Hedjnung abjulegen. Durdj foldje
OTafjnaljmen hoffte man, ben übelftänben abhelfen 3U îonnen.

2. Staatliche Kontrolle. Freilid) erwies fidj audj bie <Se»

meinbe nidjt immer als ausreidjenbe KontroIlinftan3. 3n mehreren

Fällen fatj fidj ber Sanboogt oeranlafjt, bie «Semeinbeangehörigen

burdj Bufjen 3U 3wingen, an ben (Semeinbeoerfammlungen teil3u»
nehmen, „bamit über bas an ber «Semeinbe Dorfommenbe bas (Se*

meffene befdjloffen werben îonne".52 ©ber was ift oon ber (Semeinbe

als Auffidjtsorgan 3U halten, wenn bie (Sontenfdjwiler ben Sanboogt

erfudjen, ihnen einen anberen IDeibel 3U fetjen; ber gegenwärtige fei
ihnen wegen feines Cifers unb ^Çleifjes, befonbers was bie Bufjen
anbelange, oerhafjt?53

51 Dgl. Sq. I—III.
Die OTafjnabmen würben jebodj nidjt genereU im q,an$en Staatsgebiet, fonbern

nur »on <JaU 3U ^aU burdjgefübrt. Daraus ergaben fidj ftarfe örtliche Kbroeidjun-

gen. 3$ »erfudje, lebiglidj bie allgemeinen Sinien aufjuseigen, ohne auf Cin3el«
beiten ein3ugehcn.

52 „©beramtlidjer Befehl wegen fleißigerer Befudjung ber Semeinbs-Der-
fammlungen 3U Supersroeil" »om 8. De3ember 1785 (Befehle II, S. 4 f.).

53 Sapport bes Sanboogts »on Sensburg »om 2. Februar 1643, Sen3burger

K.-B.Ej, S.5lff.
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ten zur Erreichung dieses Ziels beschritten werden: einerseits war das

Rontrollrecht der Gemeindeversammlung auszubauen, anderseits mutzte
die obrigkeitliche Aufsicht intensiviert werden, also „Demokratisierung"
der Gemeinde und zugleich engere Bindung an den Staat,

e) Abhilfe.
z. Demokratisierung der Gemeinde. Als Grundlage für

die Sicherung des Mitspracherechtes aller Gemeindeangehörigen wurden

auf deren Wunsch die Gemeindereglemente neu gefaßt.«^ Die

Rompetenzen der Beamten wurden darin ganz genau umschrieben, vor
allem durften diese nicht mehr nach Belieben die Gemeinderechnung für
persönliche Unkosten belasten. Für jede ihrer Verrichtungen wurde ein

Tarif aufgestellt. Ts war ihnen strengstens verboten, ohne Befragung
der Gemeinde Gemeindegut zu veräußern oder gar Schulden zu

machen. Das prozessieren war ihnen nur mit ausdrücklicher Erlaubnis
der Gemeindeversammlung gestattet. Uber alle Einnahmen und
Ausgaben hatte der Seckelmeister schriftlich der ganzen Gemeinde (nicht
nur den vorgesetzten, wie es teilweise üblich geworden war) jedes

Jahr zu einem festgesetzten Termin Rechnung abzulegen. Durch solche

Maßnahmen hoffte man, den Übelftänden abhelfen zu können.

2. Staatliche Rontrolle. Freilich erwies fich auch die
Gemeinde nicht immer als ausreichende Rontrollinftanz. In mehreren

Fällen sah sich der Landvogt veranlaßt, die Gemeindeangehörigen
durch Bußen zu zwingen, an den Gemeindeversammlungen
teilzunehmen, „damit Uber das an der Gemeinde vorkommende das

Gemessene beschlossen werden könne".«? Cder was ist von der Gemeinde

als Aufsichtsorgan zu halten, wenn die Gontenschwiler den Landvogt
ersuchen, ihnen einen anderen Weibel zu setzen; der gegenwärtige sei

ihnen wegen seines Eifers und Fleißes, befonders was die Bußen
anbelange, verhaßt?««

s» vgl. Rq. I—III.
Die Maßnahmen wurden jedoch nicht generell im ganzen Staatsgebiet, sondern

nur von Fall zu Fall durchgeführt. Daraus ergaben sich starke örtliche Abweichungen.

Ich versuche, lediglich die allgemeinen Linien aufzuzeigen, ohne auf Einzelheiten

einzugehen,
« „Wberamtlicher Befehl wegen fleißigerer Besuchung der Gemeinds-Ver-

sammlungen zu Ruxersweil" vom 8. Dezember N85 (Befehle II, S. 4f.).
s» Rapport des Landvogts von Lenzburg vom 2. Februar lSHZ, Lenzburger

A.-B.h, S. S, ff.
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Unter biefen Umftänben war es beffer, wenn ber Staat felbft
bireft in bie (Semeinbeoerwaltungen eingriff.

Die «Bemeinbereglemente würben burdj ben Sanboogt gemeinfam
mit ben Dorgeferjten oorbefprodjen. Der Crlafj erfolgte nun burdj ben

Kleinen Hat. 3n gau3 îraffen Fällen (Amt Sdjenîenberg) rourben bie

Heglemente fogar ohne Befragung ber «Semeinbeoerfammlung ein»

geführt.54
IDeiter roaren nun bie Hedjnungen jährlich bem Sanboogt oor»

3ulegen. Crft nadjbem er fie „paffieri" hatte, mürben fie ber (Bemeinbe»

oerfammlung beîanntgegeben. 3n «Sränidjen mufjten ihm bie Dorge»

fetjten jährlich über bie Durchführung bes neuen Dorfregiements
Beridjt erftatten.55 Derîauf oon (Semeinbegut, Sdjuiboerfdjreibungen
unb ähnliche finanjiette OTafjnahmen roaren nur mit feiner Crlaubnis
geftattet.

f) gufammenfaffung. Wix fteilen abfdjliefjenb feft: Dem
Staat mar es gelungen, fidj in ber (Bemeinbe eine unterfte Dermal»
tungseinfjeit 3U fdjaffen. Die (Bemeinbe hatte baburdj an Bebeutung
unb innerer Kraft geroonnen. Durch bie Crroeiterung ber Kompeten»
3en ber (Bemeinbe über ben urfprünglicb rein roirtfdjaftlidjen Auf»
gabenîreis hinaus unb burdj bie Steigerung ber Hedjte ber (Bemeinbe»

oerfammlung mar biefe 3U einem eigentlichen bemofratifdjen Selbft»
oerroaltungsîorper geroorben. gugleidj aber roar fie in eine ftarfe Ab»

bängigfeit oom Staat geraten. Diefer mifdjte fidj — freilich ge3rounge»
nermafjen — mehr unb mehr audj in bie internen «Bemeinbeangelegen»
heilen ein.56

54 „Seglement 3U ïjinterbaltung ber lieberlidjen Derroaltung bes gemeinen
Suts ber Semeinben bes Kmts" »om 2. unb 30.3uni 1761 (Sq. Ili, S. 105 ff.).

55 Sq. I, S. 425.
50 Der Staat roar freilich ftets bemüht, bie Semeinberedjte 3U fdjonen. Die

3roangsmäfjige Durchführung ber Sanierung ber Sdjenfenberger Semeinbe»erroal-
tungen blieb ein KusnabmefaU. HJenige 3ahre fpäter brohte ein Befdjlufj bes

Sanboogts »on Sdjenfenberg über Kufhebung ber Semeinberoeibe im aan$en ©beramt

am OTiberfprudj ber Semeinbe Chalheim 3U fdjeitern. Die Dennerfammer
erflärte, „ohne ben freyroiUigen Consensus {amtlicher Semeinben" fönne er nidjt
Sedjtsgültigfeit erlangen. Sadj langen Dertjanblungen ftimmte fdjliefjlidj audj
Chalheim 3U (Kften aus bem 3abr 1769, StK.K. UO6, Sr. 16, S.2iff.).

!,»!

Unter diefen Umständen war es bester, wenn der Staat selbst
direkt in die Gemeindeverwaltungen eingriff.

Die Gemeindereglemente wurden durch den Landvogt gemeinsam
mit den vorgesetzten vorbesprochen. Der Grlaß erfolgte nun durch den

Rleinen Rat. In ganz kraffen Fällen (Amt Schenkenberg) wurden die

Reglements fogar ohne Befragung der Gemeindeverfammlung
eingeführt.«*

Weiter waren nun die Rechnungen jährlich dem Landvogt
vorzulegen. Grst nachdem er sie „passiert" hatte, wurden sie der
Gemeindeversammlung bekanntgegeben. In Gränichen mutzten ihm die vorgesetzten

jährlich über die Durchführung des neuen Dorfreglements
Bericht erstatten.«« verkauf von Gemeindegut, Schuldverschreibungen
und ähnliche finanzielle Matznahmen waren nur mit feiner Erlaubnis
gestattet.

f) Zusammenfassung. Vir stellen abschließend fest: Dem
Staat war es gelungen, fich in der Gemeinde eine unterste
Verwaltungseinheit zu fchaffen. Die Gemeinde hatte dadurch an Bedeutung
und innerer Rraft gewonnen. Durch die Erweiterung der Rompeten-
zen der Gemeinde über den ursprünglich rein wirtschaftlichen
Aufgabenkreis hinaus und durch die Steigerung der Rechte der
Gemeindeverfammlung war diese zu einem eigentlichen demokratischen
Selbstverwaltungskörper geworden. Zugleich aber war sie in eine starke
Abhängigkeit vom Staat geraten. Dieser mischte sich — freilich gezwungenermaßen

— mehr und mehr auch in die internen Gemeindeangelegenheiten

ein.««

« „Reglement zu Hinterhaltung der liederlichen Verwaltung des gemeinen
Guts der Gemeinden des Amts" vom 2. und so. Juni nei, (Rq. III, S. los ff.).

« Rq. I, S. q2S.
°° Der Staat war freilich stets bemüht, die Gemeinderechte zu schonen. Die

zwangsmäßige Durchführung der Sanierung der Schenkenberger Gemeindeverwaltungen

blieb ein Ausnahmefall, wenige Jahre später drohte ein Beschluß des

kandvogts von Schenkenberg über Aufhebung der Gemeindeweide im ganzen Vberamt

am Widerspruch der Gemeinde Thalheim zu scheitern. Die vennerkammer
erklärte, „ohne den freiwilligen Konsensus samtlicher Gemeinden" könne er nicht
Rechtsgültigkeit erlangen. Nach langen Verhandlungen stimmte schließlich auch

Thalheim zu (Akten aus dem Jahr NS«, St.A.A. lioe, Nr. ze, S. 2l ff.).
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6. Abfcbnitt:

Die obrigfettlicfyen Beamten auf ber Canbfcfyaft

Die OTöglidjfeit ber Ejeran3iefjung ber (Semeinben als ©rganifa=
tionsform ber ftaatlidjen Derwaltung würbe jebodj nidjt mehr ool!

ausgenutzt. Die Derwenbung iljrer Funftionäre für ftaatlidje OTafj»

nahmen blieb auf einige wenige Cätigfeitsgebiete befdjränft. Seidjt
wäre fie auf weitere Derwaltungsjweige ausbehnbar gewefen, wenn
fidj bie (Semeinbeorganifation einmal eingelebt unb gefeftigt hatte.
Cine grünbliche politifdje unb oerwaltungstedjnifdje Schulung ber

Untertanen gan3 allgemein unb ihrer Bebörbemitglieber im befonberu
wäre freilich bie Dorausfetjung gewefen.1 Dafj Bern felbft biefen Weg
einfdjlagen wollte, jeigen feine Bemühungen um bie Ejebung bes An=

fehens ber (Bemeinbeoerfammlung unb ber (Bemeinbebeamten. Doch

bie «Xage bes bernifchen Hegiments waren gejafjit. Bereits in ihren
Anfängen würbe biefe Cntroidlung jäh abgebrochen.

Bern hatte fomit bis 3um <£nbe bes \8. 3abrbunberts feine all»

gemeine ©erroaltungstedjmfdje Aufteilung ber Sanboogtei in niebere

Cinheiten burdjgefübrt. (Bericht, Kirdjfpiel unb (Bemeinbe roaren
roofjl uieloerfpredjenbe Anfätje; es fam jebodj nidjt mehr 3u einem

enbgültigen Ausbau biefer OTöglidjfeiten. Die Sanboogtei blieb folg»

lidj bie letjte Cinbeit ber bernifdjen Derroaltungsorganifation. Alle
obrigfeitlidjen Beamten roaren unb blieben bireft bem Sanboogt
unterteilt,2 ausgenommen eben jene roenigen $äüe, in benen bereits
eine neue groifdjeninftan3 in F°rm bes (Seridjts, bes Kirdjfpiels ober

ber «Semeinbe gefunben roorben roar. Diefe obrigfeitlidjen Funftio»
näre mahlte ber Sanboogt nadj freiem Crmeffen aus ber OTaffe feiner
Amtsangehörigen, übertrug ihnen ihre Amtspflicht, nahm fie in Cib
auf unb überwachte ihre Catigîeit. Alle waren fie reine Crefutio»

i IDie bitter nötig eine foldje Schulung felbft in ber Segenerationsseit noch

war, 3eigt bie paffbität bes Berner Dolfes bei unb unmittelbar nadj ber Cinfübrung

ber Derfaffung »on 1851. Sur ein geringer Ceil ber Bürgerfdjaft nahm am

öffentlichen Seben teil, bis bann Stämpfli feine Sanbslcute aufrüttelte unb 3um

politifdjen Denfen ersog (»gl. ^eUer, Sidjarb: Das Berner Dolf in feiner gefcbidjt»

Iidjen Cntroidlung).
* Cs roaren bie unterften Beamten aus fo3ufagen {amtlichen Derwaltungs-

gebieten: aus bem poÜ3ei», bem Sanitäts-, bem Strafjenbau- unb bem Sdjulwefen,
aus ber gol!-, ber Serreibe-, ber ^orft»erwaltung ufw.
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6. Abschnitt:

Die obrigkeitlichen Beamten auf der Landschaft

Die Möglichkeit der Heranziehung der Gemeinden als Organisa-
tionsform der staatlichen Verwaltung wurde jedoch nicht mehr voll
ausgenutzt. Die Verwendung ihrer Funktionäre für staatliche
Maßnahmen blieb auf einige wenige Tätigkeitsgebiete beschränkt. Leicht
wäre sie auf weitere Verwaltungszweige ausdehnbar gewesen, wenn
sich die Gemeindeorganisation einmal eingelebt und gefestigt hatte.
Gine gründliche politische und verwaltungstechnische Schulung der

Untertanen ganz allgemein und ihrer Behördemitglieder im besondern
wäre freilich die Voraussetzung gewesen.^ Daß Bern selbst diesen Weg
einschlagen wollte, zeigen seine Bemühungen um die Hebung des

Ansehens der Gemeindeversammlung und der Gemeindebeamten. Doch
die Tage des bernischen Regiments waren gezählt. Bereits in ihren
Anfängen wurde diefe Entwicklung jäh abgebrochen.

Bern hatte fomit bis zum Tnde des l 8. Jahrhunderts keine

allgemeine verwaltungstechnische Aufteilung der Landvogtei in niedere

Ginheiten durchgeführt. Gericht, Kirchspiel und Gemeinde waren
wohl vielversprechende Ansätze; es kam jedoch nicht mehr zu einem

endgültigen Ausbau dieser Möglichkeiten. Die Landvogtei blieb folglich

die letzte Einheit der bernifchen verwaliungsorganifation. Alle
obrigkeitlichen Beamten waren und blieben direkt dem Landvogt
unterstellt,? ausgenommen eben jene wenigen Fälle, in denen bereits
eine neue Iwischeninstanz in Form des Gerichts, des Kirchspiels oder

der Gemeinde gefunden worden war. Diese obrigkeitlichen Funktionäre

wählte der Landvogt nach freiem Ermessen aus der Masse seiner

Amtsangehörigen, übertrug ihnen ihre Amtspflicht, nahm sie in Eid
auf und überwachte ihre Tätigkeit. Alle waren sie reine Exekutiv-

> wie bitter nötig eine solche Schulung selbst in der Regenerationszeit noch

mar, zeigt die Passivität des Berner Volkes bei und unmittelbar nach der Einführung

der Verfassung von >8öl. Nur ein geringer Teil der Bürgerschaft nahm am

öffentlichen keben teil, bis dann Stämpfli seine kandslcute aufrüttelte und zum

politischen Denken erzog (vgl. Feller, Richard: Das Berner Volk in seiner geschichtlichen

Entwicklung).
î Es waren die untersten Beamten aus sozusagen sämtlichen Verwaltungsgebieten:

aus dem Polizei», dem Sanitäts», dem Straßenbau» und dem Schulwesen,

aus der Zoll», der Getreide», der Forstverwaltung usw.
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organe. 3&r Amt rourbe ftets burdj ein obrigfeitlidjes OTanbat ge»

fdjaffen, in roeldjem ihre Kompeten3en gan3 genau umfdjrieben
roaren. Diefe ihre Amtsbefugniffe blieben auf einen gau3 beftimmten
Derroaltungs3roeig befdjränft. OTit bem Crlöfdjen ber HJirîungsîraft
bes betreffenben OTanbates löfte fidj audj bas Beamtenoerbättnis.

Aus biefen (Srünben geht es îaum an, foldje Funîtionare in bas

fefte (Befüge ber bernifdjen Derroaltungsorganifation ein3ureihen,
obrootjl fie gerabe ben Ejauptharft aller obrigfeitlidjen Beamten bilbe»

ten. 3hr Dertjältnis 3um Staat blieb eben ftets ein gelegentliches, auf
gan3 beftimmten Dorausfetjungen beruhenbes. Für unfere Unter»

fudjung finb fie bestjalb nur ©on fefunbärem 3ntereffe. Sie finben hier
Iebiglidj ber Dollftanbigîeit halber Crroähnung. Don fefunbärem 3n»
tereffe finb fie für uns ©or allem audj barum, roeil fie nadj ber ganjen
Form ihrer IDahl, ihrer Amtsoerpflidjtung unb ihrer Amtsbefugnts
rein obrigfeitlidje Beamte unb blofje Cjeîutioorgane roaren. 3CÖC

eigene 3nitiatioe, ja jebe Selbftänbigfeit bes Ejanbelns unb bes Ur»

teils fehlte ihnen. Cs roäre ©öttig irrig, in ihnen Dertreter ©on Unter»

tanenintereffen fudjen 3U rootten. Damit fdjeiben fte aber für unfere
befonbere Frageftettung aus. Ejödjftens ber (Srab ihrer gu©erläfftgfeit
îonnte uns intereffieren. Diefe hing aber nur oon ber mehr ober meni»

ger ftraffen Auffidjtstatigîeit bes Sanboogts ab. Cr blieb fdjliefjlidj
allein für bas richtige Funftionieren bes Derwaltungsapparates bis
in feine äufjerften gweige oerantwortlidj.

7. Abfdjnitt:

Scfylufcbetracfyhingen

Als allgemeines Crgebnis unferer Unterfudjungen ift bie Feft*
ftettung eines ftarfen Ausbaus ber 3entralen Staatsgewalt auf Koften
ber ein3elnen ©rtsredjte 3U budjen. Wix haben bie îluge unb gefdjidte
politif Berns fennengelernt, weldje bie Cigenredjte ber Untertanen
theoretifdj fdjonte, praîtifdj jebodj entweber abfolut fontrottierte ober

bann untergrub. IDir mufjten audj bemerfen, bafj bie Untertanen bie»

fer Cntroidlung nur feiten Ejinberniffe in ben Weg legten, bafj fie fte

fogar, roas ©or allem bie Hedjtfpredjung anbelangt, felbft förberten.

I8Z

organe. Ihr Amt wurde stets durch ein obrigkeitliches Mandat
geschaffen, in welchem ihre Kompetenzen ganz genau umschrieben
waren. Diese ihre Amtsbefugnifse blieben auf einen ganz bestimmten
Verwaltungszweig beschränkt. Mit dem Erlöschen der Wirkungskraft
des betreffenden Mandates löste fich auch das Beamtenverhältnis.

Aus diefen Gründen geht es kaum an, folche Funktionäre in das

feste Gefüge der bernifchen verwaltungsorganifation einzureihen,
obwohl sie gerade den Hauptharft aller obrigkeitlichen Beamten bildeten.

Ihr Verhältnis zum Staat blieb eben stets ein gelegentliches, auf
ganz bestimmten Voraussetzungen beruhendes. Für unfere
Unterfuchung find sie deshalb nur von sekundärem Interesse. Sie finden hier
lediglich der Vollständigkeit halber Erwähnung, von sekundärem
Interesse sind sie für uns vor allem auch darum, weil sie nach der ganzen
Form ihrer Wahl, ihrer Amtsverpflichtung und ihrer Amtsbefugnis
rein obrigkeitliche Beamte und bloße Exekutivorgane waren. Jede
eigene Initiative, ja jede Selbständigkeit des Handelns und des
Urteils fehlte ihnen. Es wäre völlig irrig, in ihnen Vertreter von Unter-
tanenintereffen fuchen zu wollen. Damit scheiden sie aber für unfere
befonders Fragestellung aus. Höchstens der Grad ihrer Zuverläfsigkeit
könnte uns interefsieren. Diese hing aber nur von der mehr oder weniger

straffen Auffichtstätigkeit des Landvogts ab. Gr blieb schließlich
allein für das richtige Funktionieren des Verwaltungsapparates bis
in feine äußersten Zweige verantwortlich.

7. Abschnitt:

Schlußbetrachtungen

Als allgemeines Ergebnis unserer Untersuchungen ist die
Feststellung eines starken Ausbaus der zentralen Staatsgewalt auf Rosten
der einzelnen Brtsrechte zu buchen. Wir haben die kluge und geschickte

Politik Berns kennengelernt, welche die Eigenrechte der Untertanen
theoretisch schonte, praktisch jedoch entweder absolut kontrollierte oder
dann untergrub. Wir mußten auch bemerken, daß die Untertanen dieser

Entwicklung nur selten Hindernisse in den Weg legten, daß sie sie

sogar, was vor allem die Rechtsprechung anbelangt, selbst förderten.
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IDir faben fdjliefjlidj, roie ber Staat aus organifatorifdjen (Srünben
oerfudjte, neue (Bemeinfdjaftsformen ber Untertanen 3U bilben, bafj
er biefe aber in ftrengfter Abtjangigîeit oon ber Staatsoerroaltung
hielt — teils aus ftänbig roadjem OTifjtrauen, teils burdj bie politi»
fdje Unmunbigîeit ber Untertanen unb ihrer Bebörben gejroungen.

Die paffioität ber Untertanen gegenüber ben meiften obrigîeit»
lichen eingriffen, biefes Derfagen in Fragen ber Selbftoerroaltung
rechtfertigte offenbar bie Ejaltung ber ©brigîeit gegenüber ihren
Staatsangehörigen. Die Untertanen roollten unb mufjten tatfädjlidj
„oätterltdj" Übermacht unb geführt werben.1

> Bern »ertrat biefe Knfdjauung immer unb immer wieber. 3ntereffant ift, wie
bie Formulierung mit bem fortroährenben Kusbau bes Staatsrcdjtes cnberte.

KIs nodjmaliges Beifpiel ber ftreng reformatorifdj-abfolutiftifdjen Kuffaffung
fei ein Kapitel aus bem OTeyen-OTanbat »on 1716, bas jährlich »on ber Kan3el
»erlefen werben mufjte, angeführt. Sott hat — nadj biefem OTanbat — brei Stänbe,
ben Wefyt-, ben Sehr» unb ben Sätjrftanb eingefe^t. Den „^ürgefetjten" ift nadj
Sottes rDiUen „alle Chr / gebübrenber Sefpect / Sehorfam unb Dandbarfeit 3U er-
weifen / unber ber angebendten Derljeifjung langen Sebens / 3eitltdjen Segens unb
Slüdfeligfeit; Dahero wollen D'ir alle unb jebe bie Unferen 3u Statt unb Sanb
aUes Crnfts angemahnt haben / fo lieb einem jeben ift / Sottes Segen 3U erlangen /
fidj 3u befleifjen / fomobl aües fdjulbigen Sehorfams / «Treu unb Chrerbietung gegen
ihrer »on Sott cor- unb cingefetjten ©brigfeit / bie Cag unb Tiadjt für bie U?oI-

fatjrt unb Crhaltung befj Datterlanbs wachet / unb basfelbe befcbüCtet / als gegen
ben ^ürgefetjten im geiftlidjen Stanb / bie Uns ben U)eg 3ur Scligfeit weifen:
Wie audj ben .JürgefcCten im fjaufj-Stanb wegen ihrer grofjen Sorg unb tragenben
Fleißes." (OTanbat »om 4. 3uni 1716, Sebr. Vfl.B. II Sr. 15, 5. 673 ff.).

1769 wirb Fre'burg »on Bern „gan3 frünb brüberlidj unb beft mögenb" barauf
aufinerffam gemacht, bafj es beffer fei, Klagen ber Untertanen „»or ben Siebter"
3U weifen als fie bireft entgegenjunebmen (Schreiben »om 1. Kpril 1769, OTiff.B.
82, S.471 f.).

3m 3abre 1790, als bas iDaabtlanb unruhig würbe, foUten bie bortigen
Sanboögte bem Dolf 3ufpredjen unb ihm bie Dorteile unb bas Slüd, bie fie im
bernifdjen Staat genoffen, ausmalen. «Nulle part il est moins difficile de resister
aux abus de l'autorité et le plus aisé d'obtenir la protection des loix Le
Gouvernement de la République est un Gouvernement paternel qui ne lève pas

d'impôts... et qui s'occupe avec une tendre sollicitude de tout ce qui peut
intéresser le bien général; lié au respect de la liberté personelle, à la garantie de

toutes les propriétés, à l'égalité de tous les hommes en présence de la Justice, et
à l'uniformité de loix pour toutes les classes de citoyens Le meilleur de tous
les Gouvernements est sans doute celui qui contribue le plus à la félicité générale»
(OTanbat »om 3. September 1790, OT.8. 30, S. 336 f f.).

Sin 3abr fpäter fdjliefjlidj würbe — wir ftaunen — an ber offijieUen 3<Jbr-

hunbertfeier 3ur Srünbung Berns im Feff3ug, ber »on ben jungen Berner

lvir salzen schließlich, wie der Staat aus organisatorischen Gründen
versuchte, neue Gemeinschaftsformen der Untertanen zu bilden, daß
er diefe aber in strengster Abhängigkeit von der Staatsverwaltung
hielt — teils aus ständig wachem Mißtrauen, teils durch die politifche

Unmündigkeit der Untertanen und ihrer Behörden gezwungen.
Die Passivität der Untertanen gegenüber den meisten obrigkeitlichen

Gingriffen, dieses versagen in Fragen der Selbstverwaltung
rechtfertigte offenbar die Haltung der Gbrigkeit gegenüber ihren
Staatsangehörigen. Die Untertanen wollten und mußten tatsächlich
„vätterlich" überwacht und geführt werden.'

> Bern vertrat diese Anschauung immer und immer wieder. Interessant ist, wie
die Formulierung mit dem fortwährenden Ausbau des Staatsrechtes änderte.

Als nochmaliges Beispiel der streng reformatorisch-absolutistischen Auffassung
sei ein Kapitel aus dem Meyen-Mandat von ,7,6, das jährlich von der Kanzel
verlesen werden mußte, angeführt. Gott hat — nach diesem Mandat — drei Stände,
den Mehr», den Lehr» und den Nahrstand eingesetzt. Den „Fürgesetzten" ist nach
Gottes willen „alle Ehr / gebührender Respect / Gehorsam und Danckbarkeit zu
erweisen / under der angehenckten Verheißung langen Lebens / zeitlichen Segens und
Glückseligkeit; Dahero wollen Wir alle und jede die Unseren zu Statt und Land
alles Ernsts angemahnt haben / so lieb einem jeden ist / Gottes Segen zu erlangen /
sich zu befleißen / sowohl alles schuldigen Gehorsams / Treu und Ehrerbietung gegen
ihrer von Gott vor- und eingesetzten Vbrigkeit / die Tag und Nacht für die Wol»

sahrt und Erhaltung deß vatterlands wachet / und dasselbe beschütztet / als gegen
den Fllrgesetzten im geistlichen Stand / die Uns den Weg zur Seligkeit weisen:
Wie auch den Fürgesetzten im kzauß-Stand wegen ihrer großen Sorg und tragenden
Fleißes." (Mandat vom 4. Juni ,7,6, Gedr. M.B. II Nr. ,5, S, 672 sf.).

I76g wird Freiburg von Lern „ganz fründ brüderlich und best mögend" darauf
aufmerksam gemacht, daß es besser sei, Klagen der Untertanen „vor den Richter"
zu weisen als sie direkt entgegenzunehmen (Schreiben vom 1. April ,769, Miss.B.
»2, S.47I f.).

Im Jahre ,790, als das waadtland unruhig wurde, sollten die dortigen
Landvögte dem Volk zusprechen und ihm die vorteile und das Glück, die sie im
dernischen Staat genossen, ausmalen. «Giulie parr il esr moins ciitticile cle resisrer

aux sous cle l'aurorirê er le plus sise ci'obrenir la prorecrion cies loix I.e
Oouvernernenr cle la République esr un Louvernernenr parernel qui ne lève pas

cl'impôrs... er qui s'occupe avec une renclre sollicirucle cle rour ce qui peur
intéresser le bien gênerai; lié au respecr cle la liberrê personelle, à ls garantie cie

coures les propriétés, à I'egalire cle rous les Kornrnes en presence cie la ^usrice, er
à l'unirorinirê cie loix pour roures les classes cle cirovens I^e meilleur cie rous
les Oouvernernenrs esr sans cioure celui qui contribue le plus à la kêlicirê générale»
(Mandat vom Z.September ,790, M.B. so, S. Z26ff.).

Ein Jahr später schließlich wurde — wir staunen — an der offiziellen Jahr»
Hundertfeier zur Gründung Berns im Festzug, der von den jungen Berner
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Cine nadjträglidje Hedjtfertigung feiner politi? fdjien Bern
audj im materiellen IDoblftanb feiner Untertanenlanbe 3U finben.
„Bern ift eine ber oottîommenften, oielleidjt bie oollîommenfte Arifto»
fratte, bie fidj je in ber roirflidjen IDelt gefunben hat, bey allen fei»

nen mangeln, bie idj nidjt oerîenne", fdjrieb ber beutfdje Heifefdjrift»
fletter OTeiners im 3aIlrc 1?88.2 Über bie Sage im Untern Aargau er»

tjalten roir folgenbes Bilb: Die Bauernfdjaft 3erfiel — roirtfdjaftlidj
gefehen — in 3roei Ceile, in bie Angehörigen ber am linîen Aareufer
liegenben Sanboogteien Biberftein, Sdjenfenberg unb Caftelen einer»

feits unb bie Angehörigen ber am redjten Aareufer liegenben Smter
Aarburg, gofingen, Sen3burg unb Königsfeiben anberfeits. tDäbrenb

jene auf ben fargen ädern ber 3urabänge trotj mübfamer Arbeit
îaum ben eigenen Bebarf an F^^früdjten 3U beden ©ermodjten unb

beshalb ben ausgiebigeren IDeinbau ©or3ogen, 3ählten biefe, ©or allem
bie im Amt Sen3burg anfäffigen, im 17.3al?rt}mibert 3U ben Ejaupt»

getreibeprobu3enten bes gan3en Staates. Bei ber uberftarîen Beoolîe»

rungsoermehrung genügte ber aus bem Boben ftammenbe Heidjtum
freilich balb nidjt mehr; roeitgetjenbe Derarmung brotjte.3 Durch bas

Aufblühen ber 3nbuftrie (Seinenroeberei, Baumrootttudjerfabriîation)
rourbe biefe beforgniserregenbe Cntroidlung jebodj aufgehalten unb
bie (Brunblage 3U neuer HJoblbabentjeit gefdjaffen. Der roirtfdjaftlidje
(Segenfatj 3U ben oöttig tnbuftrielofen (Segenben am Horbufer ber

Aare rourbe baburdj freilich nodj grofjer.
Über bie einjelnen Sanboogteien roeifj ein geitgenoffe OTeiners'

folgenbes 3U beridjten: Aarburg hat „blütjenben £elbbau; audj finb
bie Dörfer mit F<mriîanten beoolîert."4 gofingen: „(Srofje unb fdjöne

patrisiem (bem fog. Sufjeren Stanb) organifiert würbe, eine weibliche F'«jur nadj
römifdjem Sdjnitt in weifje Seibe gefleibet mitgeführt, „bas Sinnbilb ber Freybeit"
(Programm bes Umjugs, aufgefteUt am 21. OTai 1790, Sebr.OT.B. loa, Sr. 20,
S. 25).

ä OTeiners, Briefe über bie Sdjroei3, I, S. 162.
3 Diefer guftanb roar in Bern befannt; in »erfdjiebenen Sapporten beridjteten

bie Kmtleute über bie 3unebmenbe Derarmung ber Kmtsangehörigen. Kls Beifpiel :

1702 erflärte ber Sanboogt oon Sen3burg, es fei ihm „bei bem fläglidjen guftanb"
ber Kmtsangehörigen unmöglich, bie 8oben3infe gemäfj ginsrobel ein3utreiben
(S.pr.K. S. 258 ff., protofoU com 20. OTär3 1702). (Saut Befdjlufj ber groei»
bunbert oom 9. OTai I70I rourben fdjon im Frühjahr 1701 oerfdjiebene Bobenjinfe
geftunbet, ba bie Sdjulbner einfach nicht mehr 3ablungsfäbig roaren. S.OT. 18. OTär3

1701, S.47f.).
« tjaUer unb Ejeinsmann. II, S. 373.
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«Line nachträgliche Rechtfertigung feiner Ooliti? schien Bern
auch im materiellen Wohlstand feiner Untertanenlande zu finden.
„Bern ift eine der vollkommensten, vielleicht die vollkommenste Aristokratie,

die fich je in der wirklichen Welt gefunden hat, bey allen
feinen Mängeln, die ich nicht verkenne", fchrieb der deutsche Reiseschrift-
steller Meiners im Jahre i?88.? Über die Tage im UnternAargau
erhalten wir folgendes Bild: Die Bauernschaft zerfiel — wirtschaftlich
gesehen — in zwei Teile, in die Angehörigen der am linken Aareufer
liegenden Landvogteien Biberstein, Schenkenberg und Taftelen einerseits

und die Angehörigen der am rechten Aareufer liegenden Amter
Aarburg, Jofingen, kenzburg und Rönigsfelden anderseits. Während
jene auf den kargen Äckern der Iurahänge trotz mllhfamer Arbeit
kaum den eigenen Bedarf an Feldfrüchten zu decken vermochten und

deshalb den ausgiebigeren Weinbau vorzogen, zählten diefe, vor allem
die im Amt kenzburg anfäfsigen, im i?. Jahrhundert zu den

Hauptgetreideproduzenten des ganzen Staates. Bei der überstarken
Bevölkerungsvermehrung genügte der aus dem Boden stammende Reichtum
freilich bald nicht mehr; weitgehende Verarmung drohte.» Durch das

Aufblühen der Industrie (keinenweberei, Baumwolltücherfabrikation)
wurde diefe beforgniserregende Tntwicklung jedoch aufgehalten und
die Grundlage zu neuer Wohlhabenheit geschaffen. Der wirtschaftliche
Gegensatz zu den völlig industrielosen Gegenden am Nordufer der

Aare wurde dadurch freilich noch größer.
Über die einzelnen kandvogteien weiß ein Jeitgenoffe Meiners'

folgendes zu berichten: Aarburg hat „blühenden Feldbau; auch find
die Dörfer mit Fabrikanten bevölkert."* Jofingen: „Große und fchöne

Patriziern (dem sog. Äußeren Stand) organisiert wurde, eine weibliche Figur nach

römischem Schnitt in weiße Seide gekleidet mitgeführt, „das Sinnbild der Freiheit"
(Programm des Umzugs, aufgestellt am 21,. Mai 1,790, Gedr.M.B. loa, Nr. 20,
S. 25).

s Meiners, Briefe über die Schweiz, I, S. lS2.
« Dieser Zustand war in Bern bekannt; in verschiedenen Rapporten berichteten

die Amtleute über die zunehmende Verarmung der AmtsangehSrigen. Als Beispiel:
l?«2 erklärte der kandvogt von kenzburg, es sei ihm „bei dem kläglichen Zustand"
der Amtsangehörigen unmöglich, die Bodenzinfe gemäß Zinsrodel einzutreiben
(S.pr.A. S. 258 ff., Protokoll vom 20. März l?02). (kaut Beschluß der
Zweihundert vom 9. Mai I70l wurden fchon im Frühjahr l?0l verschiedene Bodenzinfe
gestundet, da die Schuldner einfach nicht mehr zahlungsfähig waren. R.M. l«. März
,7«I, S.4?f.).

« Haller und Heinzmann. II, S. 575.
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Felber jeidjnen biefen Sanbftridj aus. Dor3üglidj ift bas OTüllithal
berühmt roegen feiner Frudjtbarîeit unb bem guten fleifjigen Felb»
bau."5 „Die Sanboogtey Seu3burg ift bas roeitläufigfte Amt im beut»

fdjen «Sebiet. OTiefen unb Aderfelber roedjfeln 3um Dergnügen mit
einanber ab. Der Bauer in biefer (Begenb liebt ben Felbbau, baher er

audj nodj in anbere Cbetle bes Kantons fein Korn oerîaufen fann,
benn er arbeitet nidjt blofj für feinen Ejausgebraudj bas Felb."6 Das
Ejofmeifteramt Königsfeiben getjörte bereits nicht mehr in bie Heifje
biefer reichen Sanboogteien; oon fo brüdenber Armut, mie fie in ben

3uragegenben tjerrfdjte, war es aber bennodj weit entfernt: „Sehr
fruchtbar ift ber bafige Boben nidjt, meift fiefigt unb fanbigt unb

fdjwer frudjtbar 3U madjen."7 Unb nun Biberftein unb Sdjenîenberg:
„OTittelmäfjiger Wein ift ber gan3e Heicbttjum biefer (Begenb." (Dom
gleidjen Wein berichtete ber Commanbant oon Aarburg, 3U beffen

feftem Amtseinfommen \2 Saum „Unterberger" gehörten: „guwei»
len ift biefer penfionwein noch trinîbar, 3U geiten aber nidjt"!)8
Ejein3mann fährt weiter: „Kein Boben ift fo rauh, fo fteinigt... wie
biefer hier — OTangel ift überall; audj bas Dieb ift bürr, hager unb
bie Fütterung fdjledjt".9 «Serabe in biefen (Segenben hatte bie ©brig»

5 Kuf bie gu»erläffigfeit ber Kngaben wirft es ein eigentümliches Siebt, wenn
einige 3<>hre früher ber Sanboogt »on Karburg (bem bie Semeinbe politifdj unterteilt

war) melben mufjte: OTüblithal, „eine fleine blutarme unb gan3 abgefönberte
Semeinb", bie aus 30 Ejausbaltungen beftebt, „welches mebrentheils febr arme
Seute" finb (Sadjridjten, S. 99 f.). Soweit bie Seifefdjifberungen Cin3elbeiten
geben, finb fie febr »orfidjtig ju gebrauchen. Den allgemeinen Cinbrud — ber über-
bies mit ben Kften »öllig übereinftimmt — fönnen fie gleidjwohl ben Catfadjen
entfpredjenb wiebergeben.

« Ejaller unb £jein3mann, II, S. 575. ~~

• Kudj obrigfcitlidje Kften wiefen auf bie Krmut hin: So melbete ein Ejof-
meifter an ben Sanitätsrat, bie Semeinben fönnten wegen „ber Krmutb unb bem

Un»ermögen" nidjt mehr als bie bereits »ortjanbenen Ejebammen unterjtü^en. Dies
ftimme wirflidj, ba bie Semeinben „überhaupt febr arm unb bürftig" feien unb

„gar feine EjülfsqueUen" hätten. (Sdjreiben »om 1. Kuguft 1785, in ben Kften bes

Sanitätsrates, OTappe 127, S. 176).
s Sadjridjten, S. HO f.
» 3n ben 3uragegenben fdjeint bie Sage wirflidj febr fcblimm gewefen 3U

fein: Über bie Situation im Kmt Sdjenfenberg, bie auf jeben Fall 'm 2Jmt Caftelen
genau gleich geroefen fein bürfte, ftetjen uns 3wei amtliche Sutadjten 3ur Derfügung;
bas eine, ausgefteUt »on ber Dennerfammer, enthält Dorfdjläge 3ur grunbfätjlieben
Behebung ber wirtfdjaftlidjen Sot; es ftammt aus bem Cnbe bes 17. 3<tbrhunberts
unb ift betitelt: „Sutadjten, wie benen Kmbtfeffen binber Sdjenfenberg »on bem

tse

Felder zeichnen diesen Tandstrich aus. vorzüglich ist das Müllithal
berühmt wegen seiner Fruchtbarkeit und dem guten fleißigen
Feldbau."« „Die Tandvogtey Tenzburg ift das weitläufigste Amt im deutschen

Gebiet. Wiesen und Ackerfelder wechseln zum Vergnügen mit
einander ab. Der Bauer in dieser Gegend liebt den Feldbau, daher er

auch noch in andere Theile des Aantons sein Aorn verkaufen kann,
denn er arbeitet nicht bloß für seinen Hausgebrauch das Feld."« Das

Hofmeisteramt Aönigsfelden gehörte bereits nicht mehr in die Reihe
dieser reichen Tandvogteien; von fo drückender Armut, wie sie in den

Iuragegenden herrschte, war es aber dennoch weit entfernt: „Sehr
fruchtbar ist der dasige Boden nicht, meist kiesigi und sandigi und

schwer fruchtbar zu machen."? Und nun Biberstein und Schenkenberg:

„Mittelmäßiger Wein ist der ganze Reichihum dieser Gegend." (vom
gleichen Wein berichtete der Commandant von Aarburg, zu dessen

festem Amtseinkommen 12 Saum „Unterderger" gehörten: „Zuweilen

ift diefer venfionwein noch trinkbar, zu Seiten aber nicht"!)«
Heinzmann fährt weiter: „Aein Boden ift fo rauh, so steinigt... wie
dieser hier — Mangel ist überall; auch das Vieh ist dürr, hager und
die Fütterung schlecht".« Gerade in diesen Gegenden hatte die Vbrig-

5 Auf die Zuverlässigkeit der Angaben wirft es ein eigentümliches kicht, wenn
einige Jahre früher der kandvogt von Aarburg (dem die Gemeinde politisch unterstellt

war) melden muszte: Mühlithal, „eine kleine blutarme und ganz abgesönderte
Gemeind", die aus 20 Haushaltungen besteht, „welches mehrentheils sehr arme
keute" sind (Nachrichten, S. 99 f.). Soweit die Reiseschilderungen Einzelheiten
geben, sind sie sehr vorsichtig zu gebrauchen. Den allgemeinen Eindruck — der überdies

mit den Akten völlig übereinstimmt — können sie gleichwohl den Tatsachen

entsprechend wiedergeben,
« Haller und Heinzmann, II, S. 272.

Auch obrigkeitliche Akten wiesen auf die Armut hin: So meldete ein
Hofmeister an den Sanitätsrat, die Gemeinden könnten wegen „der Armuth und dem

Unvermögen" nicht mehr als die bereits vorhandenen Hebammen unterstützen. Dies
stimme wirklich, da die Gemeinden „überhaupt sehr arm und dürftig" seien und

„gar keine Hülfsquellen" hätten. (Schreiben vom 1. August I7«s, in den Akten des

Sanitätsrates, Mappe 127, S. 176),
« Nachrichten, S. 110 f,
» In den Iuragegenden scheint die Lage wirklich sehr schlimm gewesen zu

sein: Uber die Situation im Amt Schenkenberg, die auf jeden Fall im Amt Tastelen

genau gleich gewesen sein dürfte, stehen uns zwei amtliche Gutachten zur Verfügung;
das eine, ausgestellt von der vennerkammer, enthält Vorschläge zur grundsätzlichen
Behebung der wirtschaftlichen Not; es stammt aus dem Ende des 17. Jahrhunderts
und ist betitelt: „Gutachten, wie denen Ambtsessen hinder Schenkenberg von dem
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feit (Beiegenfjeit, ihre „oätterlidjen (Befühle" gegenüber ben Unter»
tanen 3um Ausbrud 3U bringen. Sie tat es audj immer wieber, unter»

ftütjt ©on ihren bebeutenbften Köpfen, wie bem oben 3itierten Sanb»

oogt ©on Cfdjarner auf Sdjenîenberg. Die gefamte Ejanbelspolitiî
(Betreibebanbel, HMntjanbel, Diehhanbel) würbe nadj ben Bebürf»

niffen biefer Beoolîerung ausgerichtet; mit guftimmung ber (Bemein»

ben würbe bas Allmenbgut aufgeteilt; bie Armen rourben tatîraftigft
unterftütjt; bei Cpibemien rourben bie Ar3t« unb Apottjeîerîoften oon
ber ©brigîeit übernommen. Freilich îonnte bie Armut mit all biefen
Ejilfsmafjnatjmen nur gelinbert, nidjt aber getilgt roerben. Sie roar
eben nidjt auf eine fehlerhafte Derroaltung, fonbern auf bie Kargheit
bes Bobens 3urüd3ufütjren. Die ©brigfeit unb oor allem initiatioe
Sanboögte unternahmen roieberholt Derfudje, um biefem (Brunbübel

3U fteuern. Heue lanbroirtfdjaftlidje OTettjoben rourben ausprobiert

Unbergang auffjubelffen." Cinleitenb roirb bie Sanboogtei befdjrieben als „ein burdj
aUerley unfäbl gefranfetes, faft aufjgefogenes unb 3ur »öUiger Suin peribitierenbes
Kmbt". Unb abfdjliefjenb heifjt es: So glauben roir, bafj „bemme gänijltdjen Unbergang

3ufinenben, armütljigen Kmbt Sdjenfenberg" bodj nodj geholfen roerben fann

(S.pr.3„ S. 318 ff. Sutadjten oom 27.De3ember 1698).
Die obrigfeitlidjen eingriffe fdjeinen aber feine Befferung beroorgebradjt 3U

haben. Sieb3ig 3<>bre fpäter finben roir roieber ein Sutadjten mit neuen Dorfdjlägen
jur Kbbüfe. 3" biefem gufammenbang intereffiert uns ebenfaUs nur bie Cinlei-
tung: Sdjenfenberg ift „eines ber ärmften CbeiUen j)ero Sanben. Die Krmuth
unb bas Clenb ift barinn fo grofj, bafj im DJinter 1768 halbe Dorfffdjafften brey
OTonath lang fein Brobt gegeffen, unb albin mit rohen unb oft gefrorenen Süben
unb Crbapflen fidj ernährt; bafj bie Kinber ber Krmen bie Sdjulen nidjt befudjen,
roeil fie nidjt gefleibet finb unb bafj in ber herbften Witterung gan3e Familie unb
Kinbbetterinnen in faft offenen Stauen fidj aufhalten muffen Der Krme finbet

um fo ba weniger £jilf unb Darreichung, ba felbft ber gröfjere Cheti ber Bauren

roegen ber Befdjaffenbeit ihrer Sütter, bie ungeheure Krbeit erforberen, mit
unenblidjen Befdjroerben belaben unb bennodj gröften Cbeils oon geringem Kbtrag
finb, in ben aUerengften Umftänben leben" (S.pr., KKK, S. 179 ff., Sutadjten
»om i.So»ember 1770). Diefes Sutadjten ftütjt fidj auf einen Beridjt bes Sanboogts

Siflaus Cmanuel oon Cfdjarner, ber fidj als präfibent ber (Bfonomifdjen
Sefellfdjaft um bie fjebung ber Sanbroirtfdjaft, aber audj um bie Förberung bes

Sdjulmefens grofje Derbienfte erwarb unb bem peftalo33i in „Sienfjarb unb Ser-
trub" als „Krner" ein bleibenbes Knbenfen fdjuf. Zn einem Beridjt »om 16. OTä»3

1770 melbete er: Die Seben roerben »on ben Bauern mit Sedjt als ihr foftbarftes
Sanb angefeben; es ift bas einsige, bas ihnen etroas Selb einbringt. Der Kornbau
ift faum für bie Beroobner 3ureidjenb; ber Knbau ift teuer unb mübfam (Sdjenfenberger

Dof.-B. C, S. 49)-
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keit Gelegenheit, ihre „vätterlichen Gefühle" gegenüber den Untertanen

zum Ausdruck zu bringen. Sie tat es auch immer wieder, unterstützt

von ihren bedeutendsten Köpfen, wie dem oben zitierten Landvogt

von Tfcharner auf Schenkenderg. Die gefamte Handelspolitik
(Getreidehandel, Weinhandel, Viehhandel) wurde nach den Bedürf-
ilifsen diefer Bevölkerung ausgerichtet; mit Zustimmung der Gemeinden

wurde das Allmendgut aufgeteilt; die Armen wurden tatkräftigst
unterstützt; bei Epidemien wurden die Arzt- und Apothekerkoften von
der Vbrigkeit übernommen. Freilich konnte die Armut mit all diesen

Hilfsmaßnahmen nur gelindert, nicht aber getilgt werden. Sie war
eben nicht auf eine fehlerhafte Verwaltung, sondern auf die Kargheit
des Bodens zurückzuführen. Die Bbrigkeit und vor allem initiative
Landvögte unternahmen wiederholt versuche, um diesem Grundübel
zu steuern. Neue landwirtschaftliche Methoden wurden ausprobiert

Undergang auffzuhelffen." Einleitend wird die kandvogtei beschrieben als „ein durch

allerley unfähl gekränktes, fast aufzgesogenes und zur völliger Ruin xeriditierendes
Ambt". Und abschließend heißt es: So glauben wir, daß „demme gäntzlichen Undergang

zusinenden, armiithigen Ambt Schenkenberg" doch noch geHolsen werden kann

(S.Pr.I., S. Zl,g ff. Gutachten vom 27. Dezember 1698).
Die obrigkeitlichen Eingriffe scheinen aber keine Besserung hervorgebracht zu

haben. Siebzig Jahre später finden wir wieder ein Gutachten mit neuen Vorschlägen

zur Abhilfe. In diesem Zusammenhang interessiert uns ebenfalls nur die Einleitung:

Schenkenberg ist „eines der ärmsten Theillen Dero Landen. Die Armuth
und das Elend ist darinn so groß, daß im Winter I7S3 halbe Dorffschafften drey
Nonath lang kein Brodt gegessen, und alhin mit rohen und oft gefrorenen Rüben
und Erdapflen sich ernährt; daß die Ainder der Armen die Schulen nicht besuchen,

weil sie nicht gekleidet sind und daß in der herbsten Witterung ganze Famille und
Aindbetterinnen in fast offenen Ställen sich aufhalten müssen Der Arme findet

um so da weniger Hilf und Darreichung, da selbst der größere Theil der Bauren

wegen der Beschaffenheit ihrer Gütter, die ungeheure Arbeit erforderen, mit
unendlichen Beschwerden beladen und dennoch grösten Theils von geringem Abtrag
sind, in den allerengsten Umständen leben" (S.Pr., AAA, S. 179 ff., Gutachten
vom z. November i??o). Dieses Gutachten stützt sich auf einen Bericht des kandvogts

Niklaus Emanuel von Tscharner, der sich als Präsident der Ökonomischen
Gesellschaft um die Hebung der kandwirtschaft, aber auch um die Förderung des

Schulwesens große Verdienste erwarb und dem Pestalozzi in „kienhard und
Gertrud" als „Arner" ein bleibendes Andenken schuf. In einem Bericht vom le. würz
1770 meldete er: Die Reben werden von den Bauern mit Recht als ihr kostbarstes
kand angesehen; es ist das einzige, das ihnen etwas Geld einbringt. Der Aornbau
ist kaum für die Bewohner zureichend; der Anbau ist teuer und mühsam (Schenkenberger

Dok.»B. E, S. 49).
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unb propagiert. Die Sanbwirtfdjaft würbe berart mit allen OTitteln
geforbert, bafj OTeiners feftftellte, bafj in ben OTuni3ipalftäbten bas

Dorurteil berrfdje, „bafj bie Hegierung fie bemüttjigen, ober wenig»
ftens ben Sanbmann auf ihre Koften emporbringen wolle".10 Cin
anberer Curopareifenber, ber Cnglänber tDilliam Core, machte eben»

falls feine Beobachtungen Über "the comfortable state, and even wealth,
which so peculiarly distinguishes the peasantry in the whole canton of
Berne".11 Cr fam 3ur Über3eugung, bafj ber «Srunb für biefen IDotjl»
ftanb oor allem in ber Unbefangenheit 3U fudjen fei, mit ber bie Berner

patri3ier an alle tDirtfdjaftsfragen herantraten, inbem es in ihren
Heitjen ©erpönt fei, fidj irgenbwie mit Ejanbel ober (Bewerbe 3U be»

faffen.12
Bereits OTeiners hat in ber 3itierten Stelle auf bie unterfdjieb»

lidje Cinftettung ©on Stabt unb Sanb gegenüber ber Berner Hegie»

rungspolitif tjingewiefen. Die Angehörigen ber bernifdjen Sanbftäbte
fühlten fidj gegenüber ben Bauern 3urüdgefetjt. Sie waren wirtfdjaft-
lidj eingeengt unb in ihrem Unternebmungsbrang gehemmt. Die oer»

fdjiebene Heaftion oon Stabtbürger unb Sanbmann auf bie berni»

fdjen Derwaltungsmetfjoben beruhte jebodj nidjt nur auf bem Unter*
fdjieb ber wirtfdjaftlidjen 3ntereffen. Die Kluft war tiefer. Cs ging
letjten Cnbes um bie geiftige Cinftettung. IDotjl fudjte Bern bie wirt»
fdjaftlidjen 3ntereffen feiner Untertanen 3U wahren. H)obl tjatte fidj
ber bernifdje Staat nadj unb nadj auf bem (Sebiete ber Hedjtfpredjung
unb ber Derwaltung 3um Hedjtsftaat hin entwidelt. 3n einer Be»

3ietjung fannten bie (Snäbigen Ejerren aber îein Cntgegenîommen,
auf bem «Sebiete ber gebanîlidjen Freiheit. Audj hier fpielten fie bie

Holle bes oerantwortlidjen Daters gegenüber ben unmünbigen Kin»
bern. Strenge genfuroorfdjriften unterbanben jebe freie OTeinungs»

äufjerung burdj bas gebrudte IDort.13 Die Sdjriften ber neuen proptje»

10 OTeiners, Briefe über bie Sdjwei3, I, S. 279.
11 Core, IDiUiam: Travels in Switzerland, II, S. 305.
's Coje nannte biefe Haltung ber Berner patri3ier ben «anti-commercial

spirit». Cin farfaftifdjer Knonymus fab gerabe in biefer CinfteUung eine ber

folgenfdjwerften Sdjattenfeiten bes patri3ierregiments: „ïjier fdjämt man fidj bes

Ejanbels. KUes jagt nadj ïlmtern unb OTürben. Unb wer hier fein Kmt hat ber

gehört unter bie niebrigfte Dolfsflaffe, unb fömmt fdjledjterbings in feine Betrachtung"

(Über bie Sdjwei3 unb bie Sdjwei3er, S. 179 ff.).
13 Dgl. bas „Seglement über ben Budjhanbel" »om io. 3anuar 1767 (OT.8.

21, S. 128 ff.).
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und propagiert. Die Landwirtschaft wurde derart mit allen Mitteln
gefördert, daß Meiners feststellte, daß in den Munizipalstädten das

Vorurteil herrsche, „daß die Regierung sie demüthigen, oder wenigstens

den Landmann auf ihre Aosten emporbringen wolle"." Ein
anderer Europareifender, der Engländer William Göxe, machte ebenfalls

seine Beobachtungen Über "tbe comfortable stare, anä even vealrk,
vbicb so peculiarly clisringuisbes lbe peasantry in rbe vbole canton of
Lerne"." Er kam zur Überzeugung, daß der Grund für diesen Wohlstand

vor allem in der Unbefangenheit zu suchen sei, mit der die Berner

Patrizier an alle Wirtschaftsfragen herantraten, indem es in ihren
Reihen verpönt fei, sich irgendwie mit Handel oder Gewerbe zu
befassen."

Bereits Meiners hat in der zitierten Stelle auf die unterschiedliche

Einstellung von Stadt und Land gegenüber der Berner
Regierungspolitik hingewiesen. Die Angehörigen der bernischen Landstädte
fühlten sich gegenüber den Bauern zurückgesetzt. Sie waren wirtschaftlich

eingeengt und in ihrem Uniernehmungsdrang gehemmt. Die ver-
fchiedene Reaktion von Stadtbürger und Landmann auf die bernifchen

Verwaltungsmethoden beruhte jedoch nicht nur auf dem Unterfchied

der wirtschaftlichen Interessen. Die Kluft war tiefer. Es ging
letzten Endes um die geistige Einstellung. Wohl suchte Bern die

wirtschaftlichen Interessen feiner Untertanen zu wahren. Wohl hatte fich
der bernische Staat nach und nach auf dem Gebiete der Rechtsprechung
und der Verwaltung zum Rechtsstaat hin entwickelt. In einer
Beziehung kannten die Gnädigen Herren aber kein Entgegenkommen,
auf dem Gebiete der gedanklichen Freiheit. Auch hier fpielten fie die

Rolle des verantwortlichen Vaters gegenüber den unmündigen
Aindern. Strenge Jensurvorschriften unterbanden jede freie Meinungsäußerung

durch das gedruckte Wort." Die Schriften der neuen prophe-

"> Meiners, Briefe über die Schweiz, I, S. 27g.
>> Eoxe, William: Travels in 8v!r?erlana, II, S. 205.
>s Eoze nannte diese Haltung der Berner Patrizier den «anri-comrnercial

spiri». Ein sarkastischer Anonymus salz gerade in dieser Einstellung eine der

folgenschwersten Schattenseiten des Patrizierregiments: „Hier schämt man sich des

Handels. Alles jagt nach Amtern und Würden. Und wer hier kein Amt hat, der

gehört unter die niedrigste Volksklasse, und kömmt schlechterdings in keine Betrachtung"

(Über die Schweiz und die Schweizer, S. 17? ff.).
>s vgl. das „Reglement über den Buchhandel" vom 1,0. Januar 1767 (M.B.

2,, S. 1,28 ff.).
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ten jenfeits ber <Sren3e würben oerboten.14 Selbft bie Sitjungen ber

(wenigftens äufjerltdj) barmlofen oîonomifdjen «Sefettfdjaften, bie

fidj auf bem Sanbe nadj bem Dorbilb ber Ejauptftabt gebilbet hatten,
würben genau überwacht.15 Begreiflich, bafj in erfter Sinie bie Stäbter,
allem Heuen oiel aufgefdjloffener als bie Sanbbeoolîerung, fidj gegen

biefen geiftigen Drud innerlich auflehnten. Die ftäbtifdje Bürger»
fdjaft, befonbers in ben 3afjlreidjen îleinen Sanbftäbtdjen, war es, bie

aus mirtfdjaftlidjen unb ibeetten (Srünben ben Umftur3 begrüfjte, ja
fogar fjerbetwünfdjte.

(Ban3 anbers bie Bauern ber Sanbfdjaft. Sie waren îonferoatio.
3brem Cmpfinben entfpradj ber patriardjalifdje Con ber ©brigîeit
oiel eher als bemjenigen ber Stäbter. 3bre ibeetten Bebürfniffe waren
nidjt berart entwideit, bafj fie bie geiftige Auffidjt als unhaltbaren
Drud empfunben hätten. UHrtfdjaftlidj ging es ihnen gut, oor allem

wenn fie ihre eigene Sage mit berjenigen in anberen eibgenöffifdjen
Untertanengebieten oerglidjen. So hatte wohl OTeiners gar nidjt fo
Unrecht, wenn er fdjrieb: „Alle ober ber gröfjte Ceil oon Unterttjanen
finb fo glüdlidj unb 3ufrieben, bafj fie bie gegenwärtige Derfaffung mit
(But unb Blut gegen einen Angriff oerttjeibigen würben".16 Die Cr»

eigniffe, wie fie fich um bie 3abresmenbe 1797/98 im Untern Aargau
abfpielten, fottten nachträglich biefer Behauptung redjt geben.

Den eigentlidjen priifftein für bie Bewährung ber bernifdjen
Hegierungspolitiî unb 3ugleidj bes Beamtentums bilbete felbftoer»
ftänblidj ber geitpunît, als bas Staatsgefüge 3U wanfen begann unb

fidj bie uberîommenen Binbungen löften. (Berabe in biefem Ejinblid
ift bie Cntwidlung im Untern Aargau äufjerft intereffant. Sie gibt
uns ben Beweis, bafj bie Dorjüge ber bernifdjen Derwaltung, wie
wir fie bei unfern Unterfudjungen îennen gelernt hüben, nidjt nur
tbeoretifdj beftanben, fonbern bafj fie audj oom Dolî îlar erîannt
würben. Die Unruhen begannen um IDeitjnadjten 1797. gentrum ber

neuen Bewegung waren bie Stäbte, allen ©oran Aarau unb gofin»
gen.17 3nt Dejember unb 3<tnuar tagte bie letjte eibgenöffifdje «Tag»

» Sowohl Doltaire roie Souffeau ftanben auf ber genfurlifte.
15 OTanbat »om 20. September 1766 (OT.8. 21, S. 35).
in OTeiners, Briefe über bie Sdjroeis, I, S. 162.

Kudj Core fpridjt »on einem «attachment to government particularly
observable in the German district», II, S. 305).

i' Km 20. De3ember 1797 foUen Bürger oon Karau, in erfter Sinie ber OTetj-

IS?

ten jenseits der Grenze wurden verboten." Selbst die Sitzungen der

(wenigstens äußerlich) harmlosen ökonomischen Gesellschaften, die

sich auf dem Lande nach dem Vorbild der Hauptstadt gebildet hatten,
wurden genau überwacht." Begreiflich, daß in erster Linie die Städter,
allem Neuen viel aufgefchlofsener als die Landbevölkerung, fich gegen

diefen geistigen Druck innerlich auflehnten. Die städtische Bürgerschaft,

besonders in den zahlreichen kleinen Landstädtchen, war es, die

aus wirtschaftlichen und ideellen Gründen den Umsturz begrüßte, ja
sogar herbeiwünschte.

Ganz anders die Bauern der Landschaft. Sie waren konservativ.
Ihrem Empfinden entsprach der patriarchalische Ton der Vbrigkeit
viel eher als demjenigen der Städter. Ihre ideellen Bedürfnisfe waren
nicht derart entwickelt, daß sie die geistige Aufsicht als unhaltbaren
Druck empfunden hätten. Wirtschaftlich ging es ihnen gut, vor allem

wenn sie ihre eigene Lage mit derjenigen in anderen eidgenössischen

Untertanengebieten verglichen. So hatte wohl ZNeiners gar nicht so

Unrecht, wenn er fchrieb: „Alle oder der größte Teil von Unterthanen
sind fo glücklich und zufrieden, daß sie die gegenwärtige Verfassung mit
Gut und Blut gegen einen Angriff vertheidigen würden"." Die
Ereignisse, wie sie fich um die Jahreswende 1797/93 im Untern Aargau
abspielten, sollten nachträglich dieser Behauptung recht geben.

Den eigentlichen Prüfstein für die Bewährung der bernifchen
Regierungspolitik und zugleich des Beamtentums bildete selbstverständlich

der Zeitpunkt, als das Staatsgefllge zu wanken begann und

fich die überkommenen Bindungen lösten. Gerade in diefem Hinblick
ift die Entwicklung im Untern Aargau äußerst interessant. Sie gibt
uns den Beweis, daß die Vorzüge der bernifchen Verwaltung, wie
wir sie bei unfern Untersuchungen kennen gelernt haben, nicht nur
theoretisch bestanden, sondern daß sie auch vom Volk klar erkannt
wurden. Die Unruhen begannen um Weihnachten 1,797. Zentrum der

neuen Bewegung waren die Städte, allen voran Aarau und Zofin-
gen." Im Dezember und Januar tagte die letzte eidgenöfsifche Tag-

" Sowohl Voltaire wie Rousseau standen auf der Zensurliste,
's Mandat vom 20. September NSS (M.B. 21, S. 25).
l° Meiners, Briefe Uber die Schweiz, I, S. I S2.

Auch Tore spricht von einem «srrackrnenr ro government parliculsrlv
observable in rbe Lermsn clisrricr», II, S. 505).

" Am 20. Dezember 1,797 sollen Bürger von Aarau, in erster kinie der Metz»
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fatjung in ben OTauern Aaraus. Hodj währenb bie (Sefanbten iljre
Koffern padten, brach bereits ber offene Aufruhr los. 3n ben Stäbten
würben neue Häte gewählt, Freiheitsbäume rourben erridjtet, ber

golbene morgen ber Freiheit, «Sleidjbeit unb Bruberlidjîeit fdjien
auf3ugetjen. Die Derbinbungen 3wifdjen Bern unb feinen Sanboögten
im Untern Aargau waren 3eitweilig unterbrochen. Die unglaublidjftcn
(Serüdjte 3irfulierten. Der Sanboogt oon Caftelen berichtete nadj Bern,
es fei ihm rapportiert worben, in Aarau feien bereits franjöfifdje unb

baflerifdje Heoolutionstruppen einmarfdjiert. Cs fei freilich mögliri),
bafj es fidj nur um bie Csforte bes franjöfifdjen (Befdjäftsträgers
hanble. «San3 fdjlimm flehe es in Aarburg. Dort fei ber Commanbant
oon Aufftänbifdjen oerjagt worben.18

Unb nun bie Bauern? 3m gleidjen Schreiben, in welchem ber

Sanboogt oon Caftelen bas Drunter unb Drüber in ben OTunÌ3ipal=
ftäbten fdjilberte, îonnte er nadj Bern melben, bafj bas „biesfeilige
Dolî" treu unb 3um Dienft für bie ©brigîeit bereit fei. Die nadj
gofingen einberufenen Cruppen waren befetjlsgemäfj eingerüdt. Cs

fehlten jebodj bie ©friere, bie alle aus ben OTuni3ipalftäbten ftamm»

ten(!). So liefen bie Solbaten wieber auseinanber „als Ejeerbe ohne

Ejirt". Der Amtsunteroogt oon Caftelen erîlarte, es brauche nur ein
IDort unb feine Amtsangehörigen würben Aarau ftürmen. Das war
bie Stimmung auf bem Sanbe! Sanboogt ^Çifcfjer oon Caftelen, ber

feine Untertanen îannte, bat bringenb um bie „(S'walt" unb oier bis
fedjs Kanonen. Cr wolle fidj an bie Spitje ber Bauern ftellcn, „benn
fie forbern Hache." 3n einem Hadjfat} fdjrieb er: „Cs ift böcfjft widj»
tig, bafj in fjiefigen Dörfferen, bie Sich burdj 3bre Creü aus3eidjnen,
puloer unb Bley ausgettjeiit werbe ober an midj gelange, ba 24 fdjarfc
Patronen unb ©ielleidjt bei ben meiften gar îeine ein Hidjts ift, ba

geroifj bie befte unb roaderfte OTannfdjafft nodj 3u Ejaus ift." Bern
30g aber oor, anftatt bie Unteraargauer 3U mobilifieren, oberaargaui=
fdje Dragoner ein3ufe^en. Bereits am 3. Februar war gofingen „wie»
ber 3ur gefetjlidjen ©rbnung 3urudgeîetjrt".19 Am Abenb bes 4. Fe=

ger fjasfer, im Kmt Biberftein „aufrübrerifdje Discurfen 3ur Derroeigerung ber

gehnten unb 8oben3infen" gehalten haben (OTelbung »om 28. Desember 1797,

Kften bes Sebeimen Satfjes, OTappe 18, Sr. 75).
is Dgl. Situationsbericht bes Sanboogts »on Caftelen »om 1. Februar 1798,

Kften bes Sebeimen Satbes, OTappe 39, Sr. so).
» Kus einem Befehl bes Sebeimen Sates an ben Stiftsfdjaffner con gofingen

»om 3. Februar 1798 (Kften bes Sebeimen Satbes, OTappe 39, Sr. 93).
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satzung in den Mauern Aaraus. Noch während die Gesandten ihre
Koffern packten, brach bereits der offene Aufruhr los. In den Städten
wurden neue Räte gewählt, Freiheitsbäume wurden errichtet, der

goldene Morgen der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit schien

aufzugehen. Die Verbindungen zwischen Bern und seinen Landvögten
im Untern Aargau waren zeitweilig unterbrochen. Die unglaublichsten
Gerüchte zirkulierten. Der Landvogt von Castelen berichtete nach Bern,
es sei ihm rapportiert worden, in Aarau seien bereits französische und
baslerische Revolutionstruppen einmarschiert. Es sei freilich möglich,
daß es sich nur um die Eskorte des französischen Geschäftsträgers
handle. Ganz schlimm stehe es in Aarburg. Dort sei der Commandant
von Aufständischen verjagt worden."

Und nun die Bauern? Im gleichen Schreiben, in welchem der

Landvogt von Castelen das Drunter und Drüber in den Munizipal-
städten schilderte, konnte er nach Bern melden, daß das „diesseitige
Volk" treu und zum Dienst für die Vbrigkeit bereit fei. Die nach

Zofingen einberufenen Truppen waren befehlsgemäß eingerückt. Ts
fehlten jedoch die Offiziere, die alle aus den Munizipalitäten stammten

(I). So liefen die Soldaten wieder auseinander „als Heerde ohne

Hirt". Der Amtsuntervogt von Castelen erklärte, es brauche nur ein

Wort und feine Amtsangehörigen würden Aarau stürmen. Das war
die Stimmung auf dem Lande! Landvogt Fischer von Castelen, der

seine Untertanen kannte, bat dringend um die „G'walt" und vier bis
sechs Kanonen. Tr wolle sich an die Spitze der Bauern stellen, „denn
sie fordern Rache." In einem Nachsatz schrieb er: „Ts ift höchst wichtig,

daß in hiesigen Dörfferen, die Sich durch Ihre Treü auszeichnen,

Pulver und Bley ausgetheilt werde oder an mich gelange, da 24 scharfe

Patronen und vielleicht bei den meisten gar keine ein Nichts ist, da

gewiß die beste und wackerste Mannschafft noch zu Haus ist." Bern
zog aber vor, anstatt die Unteraargauer zu mobilisieren, oberaargaui-
sche Dragoner einzusetzen. Bereits am z. Februar war Zofingen „wieder

zur gesetzlichen Brdnung zurückgekehrt".'« Am Abend des 4. Feger

lhasler, im Amt Biderstein „aufrührerische Discursen zur Verweigerung der

Zehnten und Bodenzinsen" gehalten haben (Meldung vom 28. Dezember I7Y7,
Akten des Geheimen Rothes, Mappe 1,8, Nr. 72).

>« vgl. Situationsbericht des kandvogts von Castelen vom I. Februar 1,798,

Akten des Geheimen Rathes, Mappe 29, Nr. 80).
» Aus einem Besehl des Geheimen Rates an den Stiftsschaffner von Zofingen

vom 2. Februar 1793 (Akten des Geheimen Rathes, Mappe 29, Nr. 92).
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bruar rüdten Dragoner aus Bipp in Aarau ein.20 3&nen folgten auf
bent Fu6 wütenbe Bauernfdjaren aus ber nähern unb weitern Um»

gebung. Diefe follen bem Hatstjerm 30ri- Beat Siebenmann, einem

Führer ber Aarauer, bie Fenfter eingefdjlagen haben. Cr felbft fei
„gröblich mifjtjanblet roorben, fo bafj er oerfdjiebene Södjer im Kopf
baoon getragen." Ejerr Hottjplerj fei „oon eben biefen rafenben Bau»

ren oon Pferbt geriffen, mit Fn&cn getretten unb braun unb blau
gefdjlagen roorben", bis ihn anrüdenbe Dragoner befreiten. „Cben
biefe roütenben Bauren," — fährt ber Beridjt bes Aarauer OTagiftrates
fort— „bie ben Cruppen in ungeheurer OTenge in bie Stabt nadjgefol»
get, haben gleichen Abenb nodj ben vox bem Hatb»Ejaufe geftanbenen,

am Donftag ben i,.ten bifj bafelbft aufgerichteten Frevheits=Baum nie»

bergetjauen unb in taufenb Stuîe 3erfdjlagen." — Das roar bie Ant»
roort ber Unteraargauer Bauern auf bie Sodungen unb Derfpredjun»
gen ber fran3öfifdjen Agenten. Die bernifdje Derwaltungspolitiî hatte

fidj bewährt. Audj in ben Stunben ber äufjeren Bebrotjung hielten bie

Untertanen 3U ihrer ©brigîeit. Crft als biefe burdj ihre gauberpolitiî
bas gutrauen unb ben (Blauben ihrer Staatsangehörigen felbft unter»

graben hatte, war bie innere Dorausfetjung für ben Abfall gefdjaffen.

so Beridjt bes OTagiftrats »on Karau über ben Cinmarfdj ber bernifdjen
Cruppen am Kbenb bes 4. Februar, angeforbert burdj ben beutfdjen (Dber-Com-

miffar (batiert oom 17. Februar 1798, Kften bes Sebeimen Satbes, OTappe 39,
Sr. 252).
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bruar rückten Dragoner aus Bipp in Aarau ein.?° Ihnen folgten auf
den: Fuß wütende Bauernscharen aus der nähern und weitern
Umgebung. Diefe sollen dem Ratsherrn Ioh. Beat Siebenmann, einem

Führer der Aarauer, die Fenster eingeschlagen haben. Er selbst sei

„gröblich mißhandlet worden, so daß er verschiedene Löcher im Aopf
davon getragen." Herr Rothpletz fei „von eben diefen rasenden Bauren

von Oferdt gerifsen, mit Füßen getretten und braun und blau
geschlagen worden", bis ihn anrückende Dragoner befreiten. „Eben
diefe wütenden Bauren," — fährt der Bericht des Aarauer Magistrates
fort— „die den Truppen in ungeheurer Menge in die Stadt nachgefol-
get, haben gleichen Abend noch den vor dem Rath-Hause gestandenen,

am Donstag den t.ren biß daselbst aufgerichteten Freyheits-Baum
niedergehauen und in taufend Stüke zerschlagen." — Das war die
Antwort der Unteraargauer Bauern auf die Lockungen und Versprechungen

der französischen Agenten. Die bernische Verwaltungspolitik hatte
sich bewährt. Auch in den Stunden der äußeren Bedrohung hielten die

Untertanen zu ihrer Bbrigkeit. Erst als diese durch ihre Zauderpolitik
das Zutrauen und den Glauben ihrer Staatsangehörigen selbst
untergraben hatte, war die innere Voraussetzung für den Abfall gefchaffen.

i° Bericht des Magistrats von Aarau über den Einmarsch der bernischen

Truppen am Abend des 4. Februar, angefordert durch den deutschen Vber-Tom»
missar (datiert vom 17. Februar 1798, Akten des Geheimen Rathes, Mappe Z9,

Nr. 252).
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